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EINLEITUNG  

                                                      

1 Die beiden Begriffe „sexuelle Gewalt“ und „sexuali-
sierte Gewalt“ werden im vorliegenden Bericht alter-
nativ verwendet (vgl. Bange 2017). Um zu verdeutli-
chen, dass es sich um ein strafbares Gewalthandeln 

Kontext des Berichts 
 
Die Aufdeckung von Missbrauchsskandalen im 
Jahr 2010 hat sexualisierte Gewalt1 an Kindern 
und Jugendlichen in Institutionen öffentlich be-
kannt gemacht und damit langjährigen Bemü-
hungen von Betroffenen und Fachberatungs-
stellen zu einem Durchbruch verholfen. Seitdem 
haben die Auseinandersetzungen mit diesem 
lang tabuisierten Problembereich in Politik, Wis-
senschaft und in den Medien nicht nachgelas-
sen (vgl. hierzu auch Görgen u.a. 2015; Beh-
nisch/Rose 2012). Im Mittelpunkt stehen dabei 
nicht nur die Berichte und Meldungen von Be-
troffenen sowie die Aufarbeitung des sexuellen 
Missbrauchs, sondern auch Bemühungen zum 
besseren Schutz von Kindern und Jugendlichen 
vor sexualisierter Gewalt.  
 
Die für die Aufarbeitung des sexuellen Kindes-
missbrauchs berufene Unabhängige Beauf-
tragte a.D. Dr. Christine Bergmann richtete wäh-
rend ihrer Amtszeit eine Anlaufstelle für Be-
troffene ein, die im Zeitraum von Mai 2010 bis 
Oktober 2011 von über 5.600 Betroffenen kon-
taktiert wurde (Fegert u.a. 2013). Parallel gab 
die Unabhängige Beauftragte am Deutschen Ju-
gendinstitut eine Studie zum zum Wissen über 
sexualisierter Gewalt gegen Kinder in Heimen, 
Internaten und Schulen, zum Umgang mit sol-
chen Vorfällen und zu Maßnahmen der Präven-
tion in Auftrag (Helming u.a. 2011a). Ziel war es, 
die gegenwärtige Praxis in diesen Bereichen so-
wie Weiterentwicklungsbedarfe zu beschreiben. 
 
Andere Länder haben sich schon früher um eine 
kontinuierliche Berichterstattung und um Maß-
nahmen zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder bemüht (vgl. exemplarisch: Gilbert 

an Personen handelt, wird in dem vorliegenden Be-
richt vornehmlich von sexueller Gewalt gesprochen. 
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u. a. 2012: Finkelhor 2010). Entsprechende Be-
funde deuten darauf hin, dass sexualisierte Ge-
walt gegen Kinder und Jugendliche in diesen 
Ländern etwas zurückgedrängt werden konnte. 
Ob auch für Deutschland ein solcher Trend über 
einen längeren Zeitraum hinweg zutrifft, ist eine 
offene Frage, da noch kaum wiederholte Dun-
kelfeldbefragungen vorliegen (Witt u.a. 2018), 
sodass überwiegend auf fehleranfällige Verglei-
che der Häufigkeit berichteter sexueller Gewalt 
in verschiedenen Altersgruppen zurückgegriffen 
werden muss (Hellmann 2014; Stadler u.a. 
2012). Selbst wenn einige Daten für einen Rück-
gang sexueller Übergriffe und sexuellen Miss-
brauchs gegenüber Kindern und Jugendlichen 
auch in Deutschland sprechen (ebd.), stellt se-
xualisierte Gewalt gegen Kinder und Jugendli-
che weiterhin ein gesellschaftlich äußerst rele-
vantes Problem dar. Deshalb sind die anhal-
tende öffentliche Thematisierung und die Maß-
nahmen zur Abwendung zentral.  
 

Institutionelle Schutzkonzepte 
 
Zum Kreis der Maßnahmen gegen sexualisierte 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen zählen 
Präventionsanstrengungen vor allem im Bereich 
institutioneller Schutzkonzepte, aber auch im 
Bereich der Täterarbeit und der Stärkung von 
Kindern und Jugendlichen zur erfolgreichen Ab-
wehr potenzieller Übergriffe (zur Forschungs-
übersicht vgl. Kindler/Derr (im Erscheinen); 
Kindler 2014; Kindler/Schmidt-Ndasi 2011). 
Auch in Deutschland wurden in den vergange-
nen Jahrzehnten in etlichen gesellschaftlichen 
Bereichen Präventionsangebote entwickelt, die 
jedoch weiter verbreitet und teilweise konzep-
tuell fortentwickelt werden müssen. Johannes-
Wilhelm Rörig als Unabhängiger Beauftragter 
für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs2 
(seit 1. Dezember 2011), hat aus diesem Grund 

                                                      

2 Im Folgenden: UBSKM 

die Aufgabe für die Bundesregierung übernom-
men, die Empfehlungen des Runden Tisches Se-
xueller Kindesmissbrauch im Rahmen der Reali-
sierung und Umsetzung von Schutzkonzepten 
im Blick zu behalten. Um diesem Impuls mehr 
Verbindlichkeit zu geben, wurden in den letzten 
Jahren mit über 20 Dachorganisationen der Zi-
vilgesellschaft (Wohlfahrtsverbänden u.Ä.) Ver-
einbarungen über das gemeinsame Engage-
ment gegen sexuelle Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche getroffen. Es handelt sich dabei um 
den bislang umfassendsten und konkretesten 
Versuch der flächendeckenden Einführung und 
fachlichen Ausgestaltung von Schutzkonzepten 
in Deutschland. Hinter diesem Ansatz steht ein 
konzeptuell gereiftes Verständnis von Schutz-
konzepten. Neben der institutionellen Risiko-
analyse und Potenzialanalyse sind folgende Be-
standteile von Schutzkonzepten elementar:  
 
` Leitbild 
` Verhaltenskodex 
` Fortbildungen 
` Erweitertes Führungszeugnis 
` Partizipation 
` Präventionsangebote 
` Informationsveranstaltungen 
` Beschwerdeverfahren 
` Notfallplan 
` Kooperation. 
 
Zudem wurden unterstützende Materialien, wie 
das „Handbuch Schutzkonzepte“ (UBSKM 2013) 
erstellt und positive Beispiele aus der Praxis 
identifiziert. In diesem Rahmen wurden Leitli-
nien zur Prävention, Intervention und Aufarbei-
tung von sexueller Gewalt formuliert, die träger-
spezifische Kinderschutzkonzepte als Mindest-
standards für Einrichtungen und Organisationen 
fordern. 
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Monitoring zum Stand der Prävention  
sexueller Gewalt in Einrichtungen und  
Organisationen 
 
Bereits in den Jahren 2012/13 wurde vom 
UBSKM ein bundesweites Monitoring in Auftrag 
gegeben, das mit zwei Befragungswellen in vier 
Sektoren – Bildung, Erziehung, Soziales und Ge-
sundheit – Aufschluss über den Umsetzungs-
stand der Empfehlungen des Runden Tisches 
geben sollte. Zentrales Ergebnis des Monito-
rings des Jahres 2013 war, dass 70 Prozent aller 
teilnehmenden Einrichtungen und Organisatio-
nen angegeben haben, einzelne präventive 
Maßnahmen entsprechend den Empfehlungen 
des Runden Tisches in der Praxis umzusetzen. 
Dabei verfügten vor allem Heime und sonstige 
betreute Wohnformen, Internate und katholi-
sche Pfarreien besonders häufig über einzelne 
Präventionsmaßnahmen wie Verhaltenskodizes, 
Fortbildungen, umfassende Präventionskon-
zepte und Interventionskonzepte (Rörig 2015, 
S. 592 ff.; vgl. hierzu auch UBSKM 2013).  
 
Das Monitoring zum Stand der Prävention sexu-
alisierter Gewalt an Kindern und Jugendlichen in 
Deutschland stellt einen längerfristigen Baustein 
im Arbeitsprogramm des UBSKM dar und wird 
daher auch in dessen zweiter Arbeitsperiode 
fortgesetzt und weiterentwickelt. Das Deutsche 
Jugendinstitut (DJI) führt seit Ende 2014 im Auf-
trag des UBSKM die wissenschaftlichen Unter-
suchungen in den Bereichen „Bildung und Erzie-
hung“, „Gesundheit“, „Religiöses Leben“, „Kin-
der- und Jugendarbeit“ durch.  
 
Im fortgesetzten Monitoring wird die flächen-
deckende Einführung und Umsetzung von 
Schutzkonzepten in Einrichtungen und Organi-
sationen mit Hilfe von standardisierten-quanti-
tativen Befragungen umfassend dokumentiert 
und damit die Implementierung und Umset-
zung der Leitlinien des „Runden Tischs zur Prä-
vention sexueller Gewalt“ systematisch erfasst 

und vertiefend beobachtet. Dazu wurden die 
ersten beiden Monitoringwellen (2012/13) in 
den Handlungsfeldern „Bildung und Erziehung“ 
und „Gesundheit“ fortgeführt und zum Teil um 
neue Fragestellungen ergänzt (vgl. Teilbericht 3: 
Pooch/Kappler; Teilbericht 5: Kappler/Pooch). 
Neben den quantitativen Erhebungen wird zu-
dem mittels qualitativer Erhebungen in allen 
vier Bereichen des Monitorings („Bildung und 
Erziehung“ (vgl. Teilbericht 1: Pooch/Tremel), 
„Gesundheit“ (vgl. Teilbericht 2: Pooch/Kind-
ler/Tremel), „Religiöses Leben“ und „Kinder- 
und Jugendarbeit“) genauer erfasst, wie die Im-
plementierung und Umsetzung von präventiven 
und intervenierenden Maßnahmen im Alltag der 
Einrichtungen konkret gestaltet werden kann 
bzw. welche Barrieren und förderlichen Fakto-
ren für die Umsetzung relevant sind. Die quali-
tativen Studien liefern folglich einen Einblick, 
wie – unter Berücksichtigung der strukturellen 
Rahmenbedingungen – Schutzkonzepte in der 
Praxis gelingen können, welche Schwierigkeiten 
sich stellen und wie diese ggf. überwunden wer-
den können. Folgende Fragestellungen sind da-
bei im Fokus des Erkenntnisinteresses: 
 
` Welche Elemente von Schutzkonzepten 

finden sich in der Praxis der jeweiligen 
Handlungsfelder wieder? Wo zeigen sich 
Lücken bzw. Bedarfe? Gibt es ggf. über die 
Bestandteile von Schutzkonzepten nach 
dem Verständnis des UBSKM hinaus weitere 
Aspekte, die von den Einrichtungen bzw. 
Organisationen als relevant für die 
Prävention betrachtet werden? 

` Welche Bedeutung kommt institutionellen 
bzw. organisationalen Schutzkonzepten in 
der praktischen Arbeit auf den 
unterschiedlichen Ebenen – von Leitungen 
und Mitarbeitenden – zu? 

` Wie gestalten Einrichtungen und 
Organisationen (erfolgreiche) Prozesse der 
Entwicklung, Implementierung und 
Umsetzung von Schutzkonzepten? 
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` Welche Aussagen können zu den 
Schutzmaßnahmen in den einzelnen 
Handlungsfeldern und Bereichen gemacht 
werden? 

 
Teilbericht 4 kann demnach, dank der Fokus-
gruppen, Herausforderungen, die sich Einrich-
tungen bei der Entwicklung eines Schutzkon-
zepts stellen mussten, sowie förderliche Fakto-
ren, die Lösungen begünstigten, darlegen. Die 
Fallstudien, die sich bereits längere Zeit mit 
Schutzkonzepten beschäftigen, gewähren für 
einige Handlungsfelder Einblick in das erarbei-
tete und gewachsene Verständnis eines guten 
Schutzkonzepts. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Methodisches Vorgehen 
 
Im Mittelpunkt dieses Teilberichts, der sich auf 
qualitative Studienergebnisse stützt, stehen Er-
fahrungen mit der Einführung und Umsetzung 
von Schutzkonzepten in Einrichtungen des reli-
giösen Lebens sowie der Kinder- und Jugendar-
beit, die sich besonders intensiv und nachhaltig 
damit auseinandergesetzt haben. Als Methoden 
wurden Fokusgruppen sowie Fallstudien guter 
Praxis eingesetzt, wie nachfolgend näher erläu-
tert wird.  
 

Fallstudien  
 
Erarbeitet wurden sechs Fallstudien zu Beispie-
len guter Praxis im Bereich „Kinder- und Ju-
gendarbeit“ und zwei Fallstudien im Bereich 
„Religiöses Leben“, die jeweils auf Interviews mit 
verschiedenen Personen in den einbezogenen 
Organisationen beruhen. Im Bereich der „Kin-
der- und Jugendarbeit“ entstammen die Fallstu-
dien den Handlungsfeldern „Sportvereine“, „Ju-
gendverbände“, „Schüleraustausch“ sowie „Kin-
der- und Jugendreisen“. Aus dem Bereich des 
religiösen Lebens liegen Fallstudien aus den 
Handlungsfeldern „Katholische Pfarreien“ und 
„Evangelische Gemeinden“ vor. In einigen 
Handlungsfeldern, die erstmalig beim aktuellen 
Monitoring vertreten waren, konnten noch 
keine Fallstudien durchgeführt werden. Hier 
wurde auf explorative Fokusgruppen (siehe 
nachfolgender Abschnitt) zurückgegriffen. Be-
troffen waren die Handlungsfelder „Kulturelle 
Kinder- und Jugendbildung“, „Muslimische Ge-
meinden“ und „Jüdische Gemeinden“.  
Im Fokus der Interviews für die Fallstudien stan-
den das Wissen und die Erfahrungen der Betei-
ligten bei der Entwicklung, Implementierung 
und Umsetzung der Schutzmaßnahmen in den 
jeweiligen Organisationen.  
 



` So können Schutzkonzepte in Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche gelingen! 

7 

 

Für die Auswahl potenziell geeigneter Organisa-
tionen für eine Fallstudie wurden zunächst 
Empfehlungen vonseiten der „AG Schutzkon-
zepte“ eingeholt. Die „AG Schutzkonzepte“ ist 
ein beratendes Gremium des UBSKM der Bun-
desregierung. In ihr arbeiten überwiegend Ver-
treterinnen und Vertreter von Zusammenschlüs-
sen, Dach- und Trägerorganisationen auf Bun-
desebene mit. Erbeten wurden Vorschläge zu 
lokalen Organisationen und Einrichtungen, die 
sich durch eine gute Praxis in Bezug auf die Ent-
wicklung und Implementierung von Schutzkon-
zepten gegen sexualisierte Gewalt auszeichnen. 
Da in allen sechs genannten Handlungsfeldern 
mehrere Vorschläge unterbreitet wurden, war es 
notwendig, eine Auswahl zu treffen. Dies er-
folgte anhand eines im Projektteam entwickel-
ten Bewertungsrasters, das im Rahmen der tele-
fonischen Vorsondierung Anwendung fand. Ab-
gefragt wurde das Vorhandensein verschiede-
ner Elemente von Schutzkonzepten (Präventi-
onsangebote für verschiedene Zielgruppen, In-
terventionsplan, Partizipationsmöglichkeiten) 
ebenso wie die Dauer bereits gesammelter Er-
fahrungen mit einem Schutzkonzept. Mittels 
dieses Vorgehens konnte ein Pool teilnahmebe-
reiter Einrichtungen zusammengestellt werden, 
die Schutzkonzepte umfassend und nachhaltig 
umgesetzt hatten. Aus dem Pool wurden – un-
ter handlungsfeldübergreifender Berücksichti-
gung von Trägerstrukturen und regionaler 
Streuung –einzelne Organisationen (Good-Prac-
tice-Fälle) ausgewählt (vgl. zur gezielten Fallaus-
wahl: Schreier 2010), wobei mit zwei Ausnah-
men alle Fallstudien wie geplant realisiert wer-
den konnten.  
 
Konkret wurden Fallstudien mit folgenden Insti-
tutionen durchgeführt: 
 
` Eine evangelische Kirchengemeinde, 
` eine katholische Pfarrei,  
` ein Verein mit Breitensportangebot, 
` ein helfender Jugendverband, 

` ein klassischer Jugendverband, 
` ein themenorientierter Jugendverband, 
` eine gemeinnützige Organisation des 

Schüleraustausches, 
` ein Kinder- und Jugendreiseveranstalter.  
 
Im Rahmen eines Besuchs der Organisationen 
vor Ort wurden die Erfahrungen und Sichtwei-
sen der Praxisakteure zu hinderlichen und för-
derlichen Strategien sowie Bedingungen der 
Implementierung von Schutzmaßnahmen vor 
sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
erfragt. Zielsetzung ist, diese Einsichten aus der 
Praxis als anregende Impulse für die Praxis auf-
zubereiten.  
 

Die Good-Practice-Analyse einzelner Organisa-
tionen in den verschiedenen Handlungsfeldern 
beinhaltet Einzel- und/oder Gruppeninterviews 
mit Personen, die konzeptionell verantwortlich 
für die Erarbeitung und Implementierung des 
Schutzkonzepts waren, sowie Personen, die im 
Rahmen ihrer zumeist ehrenamtlichen Tätigkeit 
mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben 
und Schutzmaßnahmen umsetzen. Daneben 
wurden auch Materialien bzw. Dokumente (z.B. 
Präventionskonzepte, Praxismaterialien, Leitbil-
der) in den Auswertungsprozess einbezogen. 
Dieses Vorgehen ermöglicht sowohl einen 
Überblick über die Schutzprozesse, die von den 
haupt- bzw. ehrenamtlichen Personen vor Ort 
als erfolgreich wahrgenommen werden, als 
auch Einsichten in zu überwindende Hindernisse 
bei deren Implementierung. Die derart gewon-
nenen Erkenntnisse erlauben einen Einblick in 
die Sichtweisen und Erfahrungen von den im 
Feld Tätigen aus mehreren Organisationen, die 
sich intensiv mit der Prävention sexueller Gewalt 
beschäftigt haben. Angeregt wird damit das 
Verstehen von Prozessen, die bedeutsam sind, 
wenn Schutzkonzepte in den jeweiligen Hand-
lungsfeldern erarbeitet und umgesetzt werden 
sollen. Die Ergebnisse der Fallstudien erheben 
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keinen Anspruch auf Vollständigkeit oder Re-
präsentativität. Sie bieten vielmehr praxisorien-
tierte Einblicke in Herausforderungen und Lö-
sungen mit Blick auf die Entwicklung, Imple-
mentierung und Umsetzung von Schutzkonzep-
ten.  
 
Die beiden Interviews mit konzeptuell Verant-
wortlichen sowie in der Umsetzungspraxis Täti-
gen, die je nach Struktur und Möglichkeit der 
Einrichtung bzw. Organisation in Form von Ein-
zel- und/oder Gruppeninterview(s) stattfanden, 
wurden leitfadengestützt von ein bis zwei Inter-
viewerinnen aus dem DJI-Projektteam durchge-
führt. Die Gespräche mit der Person bzw. den 
für die Erstellung und Implementierung des 
Schutzkonzepts verantwortlichen Personen fan-
den mit maximal drei Personen statt. Die Grup-
pen der vorwiegend ehrenamtlich Tätigen aus 
der Umsetzungspraxis bestanden aus vier bis 
sechs Personen. Die insgesamt 16 Einzel- und 
bzw. oder Gruppeninterviews dauerten durch-
schnittlich eineinhalb Zeitstunden und fanden 
im Zeitraum von Anfang April bis Mitte Septem-
ber 2016 statt. 
 
Die Auswertung des für die Fallstudien erhobe-
nen Materials erfolgte mit Hilfe der strukturie-
renden qualitativen Inhaltsanalyse (Mayring 
2000). Bei diesem Auswertungsverfahren geht 
es darum, das Material systematisch im Hinblick 
auf einzelne Aspekte (z.B. ausgewählte Themen) 
zu beschreiben (Stamann u.a. 2016; Kuckartz 
2014). Dazu wurden die Interviews in einem ers-
ten Schritt mit Einverständnis der Teilnehmen-
den auf einem Audiogerät aufgezeichnet und 
anschließend transkribiert. Diese Transkriptio-
nen wurden mit Hilfe der Software MAXQDA 
zum Gegenstand der Auswertung gemacht. 
Über mehrere Auswertungsdurchgänge mit den 
Interviews des jeweiligen Handlungsfelds hin-
weg wurden inhaltlich-thematische Kategorien 
zu den förderlichen und hinderlichen Faktoren 

entlang des Prozesses der Entwicklung, Umset-
zung und nachhaltigen „Wirkung“ des Schutz-
konzepts gebildet.  
 
Die Bildung der Kategorien erfolgte sowohl de-
duktiv als auch induktiv. Deduktiv dienten Fra-
gestellungen aus dem Leitfaden (Vorab-Hypo-
thesen) sowie Aspekte des theoretischen Kon-
strukts von Schutzkonzepten als Grundlage für 
Kategorien. Induktiv wurden im Material gene-
rierte Themen aufgegriffen. Das heißt im Ergeb-
nis wurden die Oberkategorien vor allem aus 
der Fragestellung bzw. aus dem Interviewleitfa-
den abgeleitet, während die Unterkategorien, 
die als „bedeutungstragende“ Einheiten die 
konkrete inhaltlich-thematische Ausgestaltung 
bzw. Ausprägung der Oberkategorie darstellen, 
vor allem induktiv entwickelt wurden. Die Un-
terkategorien wurden zur Systematisierung des 
relevanten Textmaterials (Textstellen der Tran-
skriptionen) entsprechend einer thematischen 
Strukturierung und Beschreibung im Sinne einer 
Klassifizierung genutzt (Kuckartz 2014; Schreier 
2014). Während der einzelnen Interviews wurde 
es den Teilnehmenden überlassen, welche 
Schwerpunkte sie setzen. Die einzelnen Schutz-
konzeptbestandteile wurden nicht systematisch 
abgefragt. Somit konnte der aktuelle Diskurs 
aus Perspektive der Akteurinnen und Akteure 
abgebildet werden. Dabei geht es nicht um eine 
systematische und vergleichende Darstellung 
zwischen den jeweiligen Handlungsfeldern, son-
dern vielmehr darum, welches Thema aktuell 
Relevanz in den unterschiedlichen Handlungs-
feldern besitzt.  
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Fokusgruppen 
 
In allen neun Handlungsfeldern („Sportvereine“, 
„Jugendverbände“, „Kulturelle Kinder- und Ju-
gendbildung“, „Kinder- und Jugendreisen“, 
„Schüleraustausch“, „Katholische Pfarreien“, 
„Evangelische Gemeinden“, „Muslimische Ge-
meinden“ und „Jüdische Gemeinden“) fand je-
weils eine handlungsfeldspezifische Fokus-
gruppe statt. Dieses qualitative Verfahren der 
themenzentrierten Gruppendiskussion ermög-
licht einen vertieften Einblick in die Bemühun-
gen der übergeordneten Ebenen, die Präven-
tion sexueller Gewalt strukturell zu verankern 
und die einzelnen Einrichtungen und Organisa-
tionen in ihrer Präventionsarbeit zu unterstüt-
zen.   
 
In den sechs Handlungsfeldern mit Fallstudie 
dienten die Fokusgruppen weiter dazu, die in 
den Fallstudien berichteten Möglichkeiten, Or-
ganisationen zu Schutz- und Kompetenzorten 
zu entwickeln, mit einem erweiterten Kreis von 
Expertinnen und Experten des Handlungsfeldes 
auf ihre Übertragbarkeit hin zu diskutieren. Vor 
dem Hintergrund der Heterogenität der oben 
genannten Handlungsfelder ist es wichtig, ge-
nauer zu verstehen, wie sich in der Breite die 
Umsetzung von präventiven und intervenieren-
den Maßnahmen im Alltag der Organisationen 
konkret gestalten lässt.  
 
Die Teilnehmenden der Fokusgruppen spiegel-
ten, soweit möglich, unterschiedliche Rahmen-
bedingungen und Organisationsweisen im 
Handlungsfeld wider. Neben Akteuren, die vor 
Ort mit Kindern und Jugendlichen arbeiten, 
wurden in die Fokusgruppen aber auch Vertre-

                                                      

3 Angefragt wurden zunächst Personen, die von Mit-
gliedern der „AG Schutzkonzepte“ (siehe unter Be-
schreibung der Fallstudien) bzw. den von diesen ge-
nannten Kontaktpersonen empfohlen wurden. 

tungen der übergeordneten Strukturen (Dach-
organisationen) auf Landesebene und Bundes-
ebene einbezogen. Zudem wurden für den 
Großteil der Fokusgruppen Personen, die im 
Handlungsfeld Fortbildungen für haupt- bzw. 
ehrenamtlich Tätige zum Schutz vor sexueller 
Gewalt anbieten (wie z.B. Präventionsbeauf-
tragte auf Landesebene), eingeladen. 
 
Bei der Zusammensetzung der Fokusgruppen 
wurde darauf geachtet, Unterschiede hinsicht-
lich der beruflicher Stellung der Teilnehmenden 
nicht zu groß werden zu lassen und eine Hete-
rogenität hinsichtlich der regionalen Verortung 

(Bundesländer) einzufangen.3 Insgesamt um-
fassten die Fokusgruppen 55 Personen:  
 
` Evangelische Gemeinden (neun 

Teilnehmende, darunter: sieben Frauen, 
zwei Männer), 

` Katholische Pfarreien (sechs Teilnehmende, 
darunter: fünf Frauen, ein Mann), 

` Muslimische Gemeinden (neun 
Teilnehmende; darunter: vier Frauen, fünf 
Männer), 

` Jüdische Gemeinden (zehn Teilnehmende, 
darunter: drei Frauen, sieben Männer), 

` Sportvereine (zehn Teilnehmende, darunter: 
drei Frauen, sieben Männer), 

` Jugendverbände (sechs Teilnehmende, 
darunter: vier Frauen, zwei Männer), 

` Kulturelle Kinder- und Jugendbildung (drei 
Teilnehmende, darunter: zwei Frauen, ein 
Mann), 

` Kinder- und Jugendreisen sowie 
Schüleraustausch (zwei Teilnehmende, 
beides Frauen). 
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In allen Diskussionsrunden kam es zu einem an-
geregten Austausch zwischen den Teilnehmen-
den, was für eine aktivierende Wirkung der Er-
zählimpulse, die sich meist aus dem Material 
der Fallstudien ergaben, spricht. Die Erzählim-
pulse wurden für alle Fokusgruppen in Form 
handlungsfeldspezifischer Leitfäden vorab fest-
gelegt, wobei Ergebnisse aus den Fallstudien in 
Form von Thesen einflossen. In den Gruppen 
wurde nach Erfahrungen mit der Entwicklung 
und Umsetzung von Schutzkonzepten, nach 
spezifischen (strukturellen) Anforderungen zum 
Schutz vor sexueller Gewalt sowie nach mögli-
chen Bedarfen zur Weiterentwicklung gefragt. 
Die Befragenden aus dem DJI-Projektteam 
übernahmen eine moderierende Rolle und ver-
suchten möglichst wenig in den Diskussions-
prozess einzugreifen. Nachfragen wurden vor-
wiegend zur Konkretisierung der dargestellten 
Erfahrungen und Strukturen gestellt.  
 
Die acht Fokusgruppen fanden im Zeitraum von 
Ende Juli 2016 bis Mitte Januar 2017 an zentral 
gelegenen Orten in der Bundesrepublik statt. 
Die Diskussionsrunden dauerten im Schnitt 
zweieinhalb Stunden. 
Die Auswertung der Fokusgruppen erfolgte auf 
der Grundlage von Transkripten in inhaltsanaly-
tischer Form. Dazu wurde die strukturierende 
Inhaltsanalyse genutzt, um ausgewählte inhaltli-
che Aspekte (Themen) induktiv aus dem Mate-
rial sowie theoriegeleitet zu identifizieren und 
die Verbaldaten im Hinblick auf die herausge-
bildeten Themenkomplexe in Richtung der zehn 
zentralen Bestandteile von Schutzkonzepten 
bzw. neuen Elementen hin zu systematisieren 
(vgl. zur Methode: Schreier 2014).  
 

                                                      

4 Dies betraf die Handlungsfelder Evangelische Ge-
meinden, Katholische Pfarreien, Sportvereine, Ver-
bandliche Jugendarbeit, Kulturelle Jugendarbeit, Kin-
der- und Jugendreisen sowie Austausch. 

Zentrale Ergebnisse der Fokusgruppen aus sie-

ben Handlungsfeldern4 wurden in einer hand-
lungsfeldübergreifenden Validierungssitzung, 
die mit der „AG Schutzkonzepte“ in Form von 
Workshops im Mai 2017 in Berlin stattfand, in-
tersubjektiv abgesichert (validiert). Die Work-
shops zielten darauf ab, der „AG Schutzkon-
zepte“ einzelne, vom Projektteam ausgewählte, 
zumeist besonders diskussionswürdige Untersu-
chungsergebnisse zu sowohl förderlichen als 
auch hinderlichen Faktoren bei der Entwicklung, 
Implementierung und Umsetzung von organisa-
tionalen Schutzkonzepten zu präsentieren und 
die Interpretation der erhobenen Verbaldaten 
methodisch abzusichern. Die Thesen wurden für 
die Validierungsworkshops so ausgewählt und 
strukturiert, dass eine möglichst große Streuung 
der den Thesen übergeordneten Dimensionen 
(z.B. zu strukturellen Aspekten und Rahmenbe-
dingungen, Gelingensfaktoren bzw. Herausfor-
derungen in den einzelnen Elementen von 
Schutzkonzepten), vorlag (vgl. zur Methode der 
kommunikativen Validierung: Misoch 2015, 
S. 239f.). 
 
Die Ergebnisse aus den Validierungsworkshops 
konnten dazu genutzt werden, die aus den Fo-
kusgruppen gewonnenen Ergebnisse bzw. Inter-
pretationen (kritisch) zu reflektieren, zu ergän-
zen und zu verdichten. Die konkreten Rückmel-
dungen der „AG Schutzkonzepte“ fließen in die 
Ergebnisdarstellung ein und sind als solche ge-
kennzeichnet. 
 
Die zentralen Erkenntnisse aus den verbleiben-
den beiden Fokusgruppen der Handlungsfelder 
„Jüdische Gemeinden“ und „Muslimische Ge-
meinden“ wurden in einem getrennten Work-
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shop im Februar 2017 mit den jeweiligen Mit-
gliedern der „AG Schutzkonzepte“ diskutiert 
und verdichtet. Da diese beiden Handlungsfel-
der erstmalig beim Monitoring vertreten waren, 
sich noch zu Beginn der Schutzkonzeptentwick-
lung befinden und somit andere Bereiche im 
Fokus lagen, wurden der Workshop getrennt 
von den anderen Handlungsfeldern durchge-
führt. Die Ergebnisse dieser Sitzung fließen auf-
grund des explorativen Stellenwerts der beiden 
Handlungsfelder direkt in die Auswertung der 
Fokusgruppen mit ein und werden nicht ge-
trennt aufgeführt.  
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RELIGIÖSES LEBEN 
                                                      

5 Die strukturellen Angaben sind der Homepage der 
EKD entnommen.  

A. Schutzkonzepte in 
evangelischen Gemeinden 
 
 

A1. Strukturen – 
Rahmenbedingungen – Forschung 
 
Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) ist 
die Gemeinschaft der 20 selbstständigen Lan-
deskirchen, die öffentlich-rechtliche Körper-
schaften darstellen.5 Fast 15.000 Kirchenge-
meinden finden sich in den Landeskirchen, die 
das kirchliche Leben ermöglichen. Je nach Lan-
deskirche sind die Kirchengemeinden meist re-
gional zusammengeschlossen (z.B. Kirchenkreis, 
Dekanat) und hat 21,5 Millionen Mitglieder in 
Deutschland. Die Evangelische Kirche weist ei-
nen föderalen Aufbau auf. Dabei sind die Lan-
deskirchen in ihrem Wirken selbstständig und 
die EKD hat keine Aufsichts- und Durchgriffs-
rechte.  

Ein breites Feld der Landeskirchen stellt die Ju-
gendarbeit dar. Dazu gehören Jugendgruppen, 
Jugendgottesdienste, Jugendkirchen und die 
offene Jugendarbeit. Etwa 10 % aller Jugendli-
chen und somit ca. 30 % aller getauften Kinder 
und Jugendliche nehmen Angebote der EKD 
wahr. Die innerhalb der evangelischen Jugend-
arbeit Tätigen sind vor allem Ehrenamtliche. 

Auf der Bundesebene ist das Kirchenamt der 
EKD mit rund 200 Beschäftigten die zentrale 
Verwaltungsbehörde der EKD. Außerdem ist das 
Kirchenamt die Dienststelle der drei wichtigsten 
Leitungsorgane der EKD, des Rates, der Kirchen-
konferenz und der Synode. Das Büro des EKD-
Ratsvorsitzenden befindet sich ebenfalls dort. 
Zusätzlich führt das Kirchenamt die Geschäfte 
der Kammer des Rates der EKD, der Kommissio-
nen und der Beauftragten des Rates. Es werden 
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internationale Geschäfte verwaltet und die Be-
ziehungen zu den mehr als 100 deutschsprachi-
gen evangelischen Auslandsgemeinden ge-
pflegt. Für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
ist die Stabsstelle Kommunikation verantwort-
lich und repräsentiert das gesellschaftliche Ge-
sicht des Protestantismus. Das Kirchenamt be-
schäftigt sich zudem mit unterschiedlichen As-
pekten des kirchlichen Rechts (z.B. Grund- und 
Menschenrechte, Personen- und Arbeitsrecht, 
das Staatskirchenrecht und die kirchliche Ge-
richtsbarkeit). Außerdem werden im Kirchenamt 
auch theologische Fragen, Grundsatzthemen 
und Bildungsfragen behandelt. Die Bildungsfra-
gen beziehen sich auf (tausende) Bildungsein-
richtungen, die von der Evangelischen Kirche 
betrieben werden.  

Der Rat der EKD hat Leitungsfunktion und tagt 
in regelmäßigen Abständen. Dabei werden ak-
tuelle Themen diskutiert. Außerdem übernimmt 
er die Leitung der Evangelischen Kirche zwi-
schen den Tagungen der Synode. Eine weitere 
Aufgabe des Rates ist die Berufung in die 
„Denkfabrik“ der EKD, die sieben Kammern. Der 
Rat erarbeitet zusammen mit den Kammern 
Denkschriften zu grundlegenden Fragen und 
andere Publikationen, welche die verbindlichste 
Äußerungsform der Evangelischen Kirche dar-
stellen. Zusätzlich beruft der Rat seinen Bevoll-
mächtigten am Regierungssitz der Bundesre-
publik und der Europäischen Union, den Frie-
denbeauftragten und den Evangelischen Mili-
tärbischof. Auch weitere Beauftragte etwa für 
Kultur und Sport, für Flüchtlinge oder auch für 
die Seelsorge in der Bundespolizei werden be-
rufen. Auf der zweiten Tagung jeder neuen 
EKD-Synode wird der Rat gewählt. Das erste 
Mitglied (Präses der Synode) steht aufgrund des 
Amtes bereits fest und der Rechtswahlaus-
schuss nominiert für die übrigen vierzehn Plätze 
Kandidatinnen und Kandidaten.  

Die Kirchenkonferenz wird aus den 20 Landes-
kirchen gebildet und darin fassen stimmberech-
tigte Vertreterinnen und Vertreter Beschlüsse zu 
Themen und Aufgaben, die für alle Landeskir-
chen wichtig sind. Für die Landeskirchen sind 
die Beschlüsse nicht bindend, sie sollen aller-
dings meinungs- und richtungsprägend sein, 
um eine gemeinsame Arbeit etablieren zu kön-
nen. 

Die Synode stellt ein Leitungsorgan der EKD 
dar. 120 Synodale versammeln sich jedes Jahr 
unter der Leitung eines siebenköpfigen Präsidi-
ums, an dessen Spitze sich der oder die Präses 
befindet, um Kirchengesetze für die EKD zu be-
schließen, die jedoch nicht verbindlich für die 
Landeskirchen sind. Zusätzlich diskutieren sie 
über aktuelle Themen aus Kirche und Gesell-
schaft, treffen Entscheidungen und beschließen 
Kundgebungen, welche die wichtigste Form der 
Äußerung der Synode darstellt. Die Synode hat 
nach der Grundordnung der EKD die Aufgabe, 
„der Erhaltung und dem inneren Wachstum der 
Evangelischen Kirche in Deutschland zu dienen“. 
Diese Aufgabe wird erfüllt durch Beratungen im 
Plenum und durch weitere Sacharbeit in den 
Ausschüssen. Es findet eine enge Zusammenar-
beit zwischen der Synode und dem Rat statt. 
Dabei erstattet der Rat der Synode auf jeder Ta-
gung Bericht über die Arbeit der EKD im ver-
gangenen Jahr.  

Die Diakonie ist ein Teil der Evangelischen Kir-
che und trägt zur Erfüllung des christlichen Auf-
trags bei. Es vereinigen sich viele Einrichtungen 
unter dem Dach der Diakonie, die im Bereich 
der sozialen Arbeit aktiv sind. Dabei gehören 
dem Dachverband Diakonie Deutschland 17 
Landesverbände und 20 Landeskirchen an. The-
matisch gliedert sich die Diakonie in 69 Fach-
verbände, in denen die jeweiligen diakonischen 
Aufgabenfelder ihren Schwerpunkt haben. Mit 
rund 525.700 Beschäftigten zeichnen sich dia-
konische Einrichtungen als großer Arbeitgeber 
aus. Im Leitbild der Diakonie heißt es: „Kinder 
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und Jugendliche in ihrer Entwicklung und der 
Entfaltung ihrer Persönlichkeit zu unterstützen, 
ist grundlegendes Anliegen von Kirche und Dia-
konie im Bereich der Bildung“. Dafür „müssen 
Angebote und Einrichtungen im kirchlichen und 
diakonischen Bereich dies widerspiegeln und 
sich durch eine Kultur der Aufmerksamkeit, des 
Respekts und der Wertschätzung auszeichnen“. 
Eine Auseinandersetzung mit der Prävention se-
xualisierter Gewalt findet ebenfalls statt: „Zu ei-
ner wirkungsvollen Prävention gehören die För-
derung von Sensibilität und Aufmerksamkeit 
gegenüber sexualisierter Gewalt, aber auch 
konkrete Leitlinien, anhand derer Einrichtungen 
und Träger passgenaue Konzepte entwickeln 
können“.  

Im Rahmen der Vereinbarung zwischen der EKD 
und dem Unabhängigen Beauftragten für Fra-
gen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) 
übernimmt die EKD Koordinierungsaufgaben 
für die Gemeinschaft der Gliedkirchen. Dabei 
sollen die Gliedkirchen wirkungsvolle Präventi-
onsmaßnahmen zum Umgang mit sexualisierter 
Gewalt implementieren. Die im Jahr 2012 gebil-
dete Konferenz für Prävention, Intervention und 
Hilfe bei Verletzung der sexuellen Selbstbestim-
mung soll einen Erfahrungsaustausch zwischen 
den Fachkräften aus den Gliedkirchen der EKD 
ermöglichen. Außerdem können Best-Practice-
Modelle entwickelt und einheitliche Standards 
sichergestellt werden. Im Rahmen dieser Konfe-
renz sind Arbeitsmaterialien entstanden, die 
sich auf der Homepage befinden.6 Die Materia-
lien stehen auf der Homepage sowie auf der 
Homepage der EKD7 kostenlos zum Download 
bereit oder können dort bestellt werden.  

Im Jahr 2012 wurde die Broschüre „Hinschauen 
– Helfen – Handeln“ veröffentlicht, die sich an 
den Leitlinien des „Runden Tisches Sexueller 
Missbrauch“ orientiert. In der Broschüre werden 

                                                      

6 https://www.hinschauen-helfen-handeln.de/ 

kirchliche Ansprechstellen für Betroffene, Zeu-
gen und Angehörige bei Verletzungen sexueller 
Selbstbestimmung im kirchlichen Bereich vor-
gestellt und Arbeitsweisen sowie rechtliche 
Grundbegriffe erklärt. Seit 2014 folgten weitere 
Broschüren, die sich mit der Prävention sexuali-
sierter Gewalt, der Durchführung einer Risiko-
analyse und der Bewältigung von Missbrauchs-
vorfällen in Gemeinden beschäftigen.  

Darunter befindet sich die Arbeitshilfe „Auf 
Grenzen achten – Sicheren Ort geben“ (2014), 
die in enger Zusammenarbeit zwischen der EKD 
und dem Diakonie Bundesverband entstanden 
ist. Sie wird etwas genauer vorgestellt, weil da-
rin ein Überblick über die Mindeststandards zur 
Prävention sexualisierter Gewalt in Kirchenge-
meinden und in diakonischen Einrichtungen ge-
geben wird. Als Grundlage eines Leitbildes wird 
eine „Kultur der Achtsamkeit“ gefordert.  

Diese „Kultur der Aufmerksamkeit“ darin, die 
Rechte von Kindern und Jugendlichen und ihre 
Partizipation zu gewährleisten. Eine hohe Iden-
tifikation mit dem Leitbild soll erreicht werden, 
indem alle Mitarbeitende und gegebenenfalls 
Kinder und Jugendliche in die Erarbeitung und 
Weiterentwicklung des Leitbildes einbezogen 
werden. Ausgehend vom Leitbild ist die Erarbei-
tung von Selbstverpflichtungen und Verhaltens-
kodizes von großer Bedeutung. Dabei beziehen 
sich Verhaltenskodizes auf Handlungsrichtlinien, 
nach denen Mitarbeitende ihr Verhalten aus-
richten sollen. Für den Umgang mit sexualisier-
ter Gewalt werden im Verhaltenskodex Hilfe-
stellungen, Anregungen und konkrete Verhal-
tensweisen benannt. Der Verhaltenskodex geht 
auf das Nähe-Distanz-Verhältnis von Mitarbei-
tenden zu Schutzbefohlenen, auf das Nähe-Dis-
tanz-Verhältnis von Mitarbeitenden untereinan-
der, auf die Trennung von beruflichen und pri-

7 https://www.ekd.de/Missbrauch-Publikationen-
EKD-25224.htm 
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vaten Kontakten ein und beschreibt einen res-
pektvollen Umgang miteinander als normatives 
Ziel und Kern einer präventiven Arbeit gegen 
sexualisierte Gewalt an Kindern und Jugendli-
chen.  

Das Ziel der Interventionsarbeit besteht darin, 
bereits ausgeübte sexualisierte Gewalt gegen-
über Kindern und Jugendlichen umgehend zu 
beenden und weitere Übergriffe zu verhindern. 
Dies kann durch einen professionellen Umgang 
mit Hinweisen auf sexuelle Übergriffe und eine 
kompetente Unterstützung der Betroffenen er-
reicht werden.  

Neben Prävention und Intervention wird in der 
Broschüre „Das Risiko kennen – Vertrauen si-
chern“ (2014) die Durchführung einer Risiko-
analyse in der Gemeinde, der Einrichtung oder 
Institution empfohlen. Eine Risikoanalyse trägt 
zur Identifikation der Bereiche bei, in denen 
Kinder und Jugendliche potenziell der Gefahr 
sexualisierter Gewalt ausgesetzt sind. Die Risi-
koanalyse dient nicht nur zur Feststellung von 
Risiken, sondern auch zur Überprüfung, ob aus-
reichende Maßnahmen zur Vermeidung sexuali-
sierter Gewalt vorhanden sind. Eine Risikoana-
lyse beinhaltet deshalb gegebenenfalls auch die 
Entwicklung von neuen Ideen zur Risikovermei-
dung und Prävention, die Dokumentation der 
entdeckten Risiken und der Wege zur Vermei-
dung und Prävention sowie eine regelmäßige 
Überprüfung der Situation. Besonders wichtig 
ist es dabei, alle Beteiligten einzubeziehen.  

Die Broschüre „Unsagbares sagbar machen“ 
(2014) beschäftigt sich schließlich mit der Be-
wältigung von Missbrauchsvorfällen in Gemein-
den. Beschrieben werden drei Phasen der Verar-
beitung von sexuellen Gewalterfahrungen: In-
tervention und Stabilisierung, Trauma-Explora-
tion, Integration und Neubeginn (Enders 2007). 
Bezüglich der Bewältigung von Missbrauchsvor-
fällen ist es besonders wichtig, auf die Form der 

Informationsweitergabe zu achten, um Re-Trau-
matisierungen zu vermeiden. Ferner spielen die 
Formulierung und die Entscheidung bezüglich 
des richtigen Zeitpunktes der Veröffentlichung 
von Informationen eine große Rolle.  

In der Phase der Trauma-Exploration folgt eine 
Analyse der Ausgangssituation und der instituti-
onellen Handlungsabläufe vor, während und 
nach dem Bekanntwerden des Vorfalls. Ein 
wichtiges Ziel besteht in der Veränderung be-
stehender Strukturen. Dabei soll die Sicht der 
Betroffenen, der Mitarbeitenden, Eltern und 
Kinder sowie der Gemeindemitglieder einbezo-
gen werden. Dies bildet die Grundlage für Rein-
tegration und Neubeginn als dritte Phase der 
Bearbeitung. Dabei geht es darum das Ver-
trauen unter allen Beteiligten wieder aufzu-
bauen und die Handlungsfähigkeit der Einrich-
tung und Gemeinde wiederherzustellen. Insge-
samt, so wird betont, ist es von großer Bedeu-
tung, Verantwortung zu übernehmen, die 
Schwächen der Institution zu analysieren und 
ein Klima der Offenheit zu schaffen. 

Jenseits der erarbeiteten Materialien besteht 
eine weitere Aufgabe der „Konferenz für Prä-
vention, Intervention und Hilfe bei Verletzung 
der sexuellen Selbstbestimmung“ darin, den 
Gliedkirchen Informationen über Präventions-
materialien, Forschungsprojekte, Fachliteratur, 
Fortbildungsangebote und Fachtagungen zur 
Verfügung zu stellen und Standards anzuregen.  

Zum Gesamtbild der Rahmung von Anstren-
gungen in evangelischen Kirchengemeinden 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor 
sexualisierter Gewalt zählen allerdings nicht nur 
die genannten Initiativen auf der Bundesebene, 
sondern auch vielfältige Aktivitäten in einer 
Reihe von Landeskirchen. So wurden in etwa 
der Hälfte der Landeskirchen „Unabhängige 
Kommissionen“ eingerichtet, um Betroffene se-
xualisierter Gewalt zu unterstützen. Auch Schu-
lungen, etwa für theologische Führungskräfte, 
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Superintendentinnen und Superintendenten, 
werden in vielen Landeskirchen angeboten.  

Unter anderem um Ansprechpersonen in den 
Landeskirchen bekannt zu machen, ist seit Ende 
2017 die Homepage „hinschauen – helfen – 
handeln“ online. Die Homepage bündelt die In-
formationen zum Thema Prävention sexualisier-
ter Gewalt und kann Betroffenen als Wegweiser 
dienen, wenn sie innerhalb der Evangelischen 
Kirche Hilfe und Unterstützung suchen. Außer-
dem fungiert die Homepage als Plattform für 
die Anfang 2018 gestartete Schulungsoffensive 
der Landeskirchen und der Diakonie. Ziel dieser 
Schulungsinitiative ist, alle haupt- und ehren-
amtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
dem Thema zu schulen. Dazu hat eine Arbeits-
gruppe der Konferenz für Prävention, Interven-
tion und Hilfe bei Verletzung der sexuellen 
Selbstbestimmung mit der Unterstützung eines 
externen Fachbeirates ein Schulungscurriculum 
entwickelt.  

In jeder Landeskirche gibt es Ansprechpersonen 
für Betroffene sexualisierter Gewalt. Die Kon-
taktdaten sind sowohl auf der EKD-Homepage8 
als auch auf der Homepage „hinschauen – hel-
fen – handeln“ zu finden.  

Die theologische und fachliche Auseinanderset-
zung mit dem Thema sexualisierter Gewalt ge-
gen Kinder und Jugendliche ist in den Evangeli-
schen Kirchen in Deutschland erkennbar noch 
nicht abgeschlossen: Anfang des Jahres 2018 
beschloss beispielsweise die Evangelisch-Luthe-
rische Kirche in Norddeutschland („Nordkirche“) 
als erste Landeskirche ein Kirchengesetz zur 
Prävention und Intervention gegen sexualisierte 
Gewalt, dessen Kern ein Zehn-Punkte-Plan dar-
stellt. Der Zehn-Punkte-Plan hat als übergeord-
netes Ziel, die Kultur der grenzachtenden Kom-

                                                      

8 https://www.ekd.de/Ansprechpartner-fuer-Miss-
brauchsopfer-23994.htm 

munikation auf allen Ebenen zu stärken. Darun-
ter sind u.a. Beschwerdemanagement, eine Ar-
beitsstelle gegen sexualisierte Gewalt, Krisenin-
tervention, Verpflichtungserklärung der Mitar-
beitenden, Betroffenen- und Opferschutz, Ver-
ankerung der Kinderrechte, Entwicklung eines 
Schutzkonzeptes sowie ein Abstinenzgebot zu 
verstehen. Auch in anderen Landeskirchen gibt 
es Überlegungen zur Implementierung eines 
Präventionsgesetzes.  

Bereits im Jahr 2013 hatte sich ein Teil der 
evangelischen Kirchengemeinden auf Weg ge-
macht um Schutzkonzepte gegen sexualisierte 
Gewalt einzuführen. Bei der Befragung von da-
mals knapp 700 teilnehmenden evangelischen 
Gemeinden im Rahmen des Monitoring 2013 
(vgl. UBSKM 2013) berichteten 44 % der Ge-
meinden, einzelne Präventionsmaßnahmen zu 
nutzen. Weiter äußerte sich ein Viertel der be-
fragten Gemeinden positiv zu einem Verhal-
tenskodex und ebenfalls ein Viertel der Gemein-
den gab an, über einen Handlungsplan für Ver-
dachtsfälle zu verfügen. Das Verfahren zum 
Umgang mit verdachtsfällen wurde von 70 % 
der befragten Gemeinden von der Landeskirche 
übernommen. Ein großer Anteil der Gemeinden 
(40 %) berichtete von einem vorhandenen Un-
terstützungsbedarf, vor allem in Form von Infor-
mationsmaterial für Ehrenamtliche, Eltern, Be-
schäftigte, Kinder und Jugendliche. Zudem ga-
ben immerhin 39 % der teilnehmenden Ge-
meinden an, bisher keine Präventionsansätze 
umgesetzt zu haben. Ziel der aufgeführten Initi-
ativen auf der Ebene der EKD und der Landes-
kirchen ist es daher, vorhandenen Unterstüt-
zungsbedarfen der Gemeinden nachzukommen 
und noch mehr Gemeinden zur Einführung von 
Schutzkonzepten zu ermutigen. 
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A2. Erkenntnisse aus der 
Fokusgruppe: 
Förderliche Faktoren und 
Herausforderungen für die 
Entwicklung von Schutzkonzepten 
in evangelischen Kirchengemeinden 
 
„Wir brauchen eine lange Perspektive. Ich werde 
damit konfrontiert, dass die Leute sich das vor-
stellen wie ein Impfen, man impft einmal durch 
und dann sind oder bleiben alle gesund. Und ich 
merke, dass teilweise erst nach Jahren eine Ver-
trauensbasis geschaffen ist, dass Leute sich 
trauen, mich anzurufen. Also das braucht lange, 
verbindliche Zeiträume“ (A.1, 239).9 
 
An der im Rahmen des Monitorings durchge-
führten Fokusgruppe zum Bereich der evangeli-
schen Kirchengemeinden nahmen folgende 
Personen teil: 
 
` Zwei Mitarbeiterinnen einer Evangelischen 

Landeskirche im Landeskirchenamt im Be-
reich Intervention und Anerkennung von 
Leid, Ansprechstelle für Opfer sexualisierter 
Gewalt und Prävention, 

` eine Mitarbeiterin in einem Amt für evange-
lische Jugendarbeit (Dienststelle des Lan-
deskirchenamtes), zuständig für die evan-
gelische Jugendarbeit, Referentin für Arbeit 
mit Mädchen und jungen Frauen,  

` eine Ansprechperson einer Landeskirche für 
Prävention sexueller Gewalt, 

` eine Leiterin der Fachstelle für den Umgang 
mit Verletzungen der sexuellen Selbstbe-
stimmung, 

` ein Referent sowie eine Referentin der Ko-
ordinierungsstelle Prävention einer Landes-
kirche, 

                                                      

9 Die wörtlichen Zitate wurden der Lesbarkeit halber 
im gesamten Bericht sprachlich geglättet. 

` ein Pastor mit Erfahrung in Aufarbeitungs-
prozessen, 

` eine Referentin der Koordinierungsstelle 
Prävention sexualisierter Gewalt einer Lan-
deskirche. Koordinierungsstellen sorgen da-
für, dass Schutzkonzepte in den Kirchenge-
meinden implementiert werden und stehen 
diesen unterstützend zur Seite. 

 
Die Fokusgruppe hielt fest, wie wichtig in den 
Gemeinden das Engagement der Presbyterien10 
bei der Entwicklung eines Schutzkonzepts sei. 
Als motivierend benannte die Fokusgruppe da-
bei behördliche Auflagen für Kindertagesstätten 
und ähnliche Einrichtungen. Dies habe bei ver-
schiedenen Gemeinden dazu geführt, sich auch 
in Bezug auf die im engeren Sinn kirchlichen 
Angebote mit dem Thema der sexualisierten 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche zu befas-
sen. Indes ergebe sich ein gemeinsamer ge-
samtgemeindlicher Prozess daraus keinesfalls 
von selbst, selbst wenn inhaltliche Impulse aus 
der Kindertagesbetreuung aufgegriffen würden. 
In der Fokusgruppe wurde entsprechend als 
Herausforderung festgehalten, die Presbyterien 
oder Kirchenvorstände einzubinden und zu ver-
hindern, dass einfach ein Delegieren stattfinde: 
„Insofern existieren Teile von Schutzkonzepten, 
aber nicht, dass man sagen kann, das war ein 
gemeindlicher Prozess oder die wissen voneinan-
der oder das Presbyterium weiß, was es zu tun 
hat und wohin es sich wenden kann, wenn etwas 
passiert“ (A.1, 50).  
 
Die Fokusgruppe bezeichnete es als Herausfor-
derung, in den Gemeinden „mengenmäßig“ vo-
ranzukommen. Es sei ein ständiger Qualitäts- 
und Entwicklungsprozess nötig, um Schritt für 
Schritt weiterzukommen: „Obwohl schon viel 
passiert ist und auch mengenmäßig einiges, 

10 Presbyterium oder Kirchengemeinden werden von 
den jeweiligen Gemeinden gewählt und sind dann 
Kirchenvorstand.  
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würde ich sagen, haben wir bei 20 Prozent der 
Kirchengemeinden ein Schutzkonzept vorliegen. 
Und ich habe das Gefühl, das ist viel zu wenig“ 
(A.1, 33). Außerdem würden sich Fragen der 
Qualität des Schutzkonzepts stellen, auch dies-
bezüglich könne und müsse noch viel in der 
Struktur- und Konzeptentwicklung getan wer-
den. Das Ziel, alle Gemeinden zu erreichen, 
wurde in der Fokusgruppe als derzeit zu hoch-
gesteckt empfunden. Im Moment reiche es viel-
leicht, wenn 60 bis 80 Prozent der Gemeinden 
über ein gutes Schutzkonzept verfügen würden. 
Durch Vernetzung unter den Gemeinden könn-
ten dann vielleicht im Bedarfsfall auch Gemein-
den ohne ein umfassend vorliegendes Schutz-
konzept profitieren.  
 
Sexuelle Übergriffe in der Vergangenheit wur-
den als bitter und schmerzlich in erster Linie für 
die Betroffenen, aber auch die Gemeinden ge-
wertet. Zugleich wurde beschrieben, dass dar-
aus oft eine wertvolle Motivation für Präventi-
onsarbeit und Schutzkonzepte entstanden sei. 
In diesem Fall basiere das Vorgehen auf der Ein-
sicht in echte Vorfälle und in den kirchgemeind-
lichen Arbeitsalltag; insofern kann in der Folge 
konkret und passend bestimmt werden, wie 
Prävention und Schutzkonzepte aussehen sol-
len. Die Gemeinden gelangten anlassbezogen – 
weil es Vorfälle gab – zu einem Risikobewusst-
sein und stellten fest, dass es viel ratsamer sei, 
darauf vorbereitet zu sein. Durch konkrete An-
lässe entsteht eine Motivation, sich um dieses 
Thema zu kümmern: „Unsere Motivation wurde 
auch emotional befeuert, nicht nur rational. Das 
Gefühl, da gibt es Menschen, denen es richtig 
dreckig geht und die sind in unserer Gemeinde 
auf das Mieseste behandelt worden, und nicht 
nur bei uns, sondern auch in irgendeiner Part-
nergemeinde. Ganz, ganz schlimme Dinge sind 
da passiert. Das hat uns angefasst, das hat uns 

                                                      

11 Superintendenten ist die Bezeichnung für ein kirchliches 
Leitungsamt. 

dazu gebracht, dass wir ein Schutzkonzept brau-
chen“ (A.1, 41).  
 
Als förderlich wurden in diesem Zusammen-
hang auch ein Wissen um drohende ökonomi-
sche Folgen eines unzureichenden Schutzes an-
geführt. Erwähnt wurde eine Schadenskalkula-
tion, die infolge eines Falles vorgenommen 
worden sei. Die Schadenssumme für diesen Fall 
mit einem Täter und mehreren betroffenen Kin-
dern habe in etwa eine Million Euro betragen. 
Dies sei mit ein Grund gewesen damit in der 
Folge Trägerverantwortliche gesagt hätten: 
„Wenn das bis zu einer Million kosten kann, 
dann lohnt es sich doch sozusagen, vorher einen 
Bruchteil in die Hand zu nehmen und das zu tun, 
was wir tun können“ (A.1, 56). 
 
In der Fokusgruppe wurde ein Generationenef-
fekt festgestellt:  Es wirke sich im Allgemeinen 
förderlich aus, wenn in der Gemeinde junge 
Pastorinnen und Pastoren tätig seien. Junge 
Pfarrerinnen und Pfarrer seien im Zusammen-
hang mit Schutzkonzepten engagiert und 
wünschten sich Fortbildung zum Thema, um auf 
Vorfälle vorbereitet zu sein, Handlungsgrundla-
gen zu kennen und Sicherheit zu erlangen. Her-
ausfordernd sei es entsprechend manchmal, die 
ältere Generation vom Nutzen thematischen 
Engagements und eines Verhaltenskodex zu 
überzeugen, da sie davon ausgingen, den An-
forderungen mit dem Ordinationsgelübde be-
reits ein für alle Mal Genüge getan zu haben.  
 
Als weitere Herausforderung wird die vertikale 
Kommunikation innerhalb der Kirchengremien 
erlebt, so insbesondere zwischen den Superin-
tendenten11 und der Landeskirche. Auf der Su-
perintendenten-Konferenz sei deutlich gesagt 
worden, dass der Landeskirche alle Fälle im Be-
reich sexualisierter Gewalt gemeldet werden 
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müssten; dies sei wichtig, denn nur so könne 
aus Vorfällen gelernt werden: „Eigentlich muss 
jede Grenzverletzung [der Landeskirche; Erg. d. 
Verf.] gemeldet werden, auch wenn sie nicht wei-
terverfolgt wird“ (A.1, 102). Dies werde jedoch 
immer wieder unterlassen, möglicherweise wür-
den die Superintendenten die öffentliche Auf-
merksamkeit befürchten, wie mit einem solchen 
Fall umgegangen bzw. wie er bearbeitet werde. 
Solche Hemmschwellen müssten jedoch fallen, 
damit eine Aufarbeitung stattfinden könne: 
„Wenn die Kirchengemeinden oder die Kirchen-
kreise wollen, dass die Landeskirche hinter ihnen 
steht, dann müssen sie die Karten zeigen, die sie 
spielen“ (A.1, 100). Es gehe nicht um Einmi-
schung, sondern um den Aufbau eines Wissens, 
wo Missbrauch stattfinde und wie das Gesamt-
gefüge aussehe. In der Fokusgruppe wurde es 
als zentral erachtet, dass über die konkreten 
Fälle ein Wissen um Schwachstellen und Risiken 
entstehe, woraus dann gelernt werden könne.  
 
Der Austausch der Mitglieder der Fokusgruppe 
verdeutlichte den unterschiedlichen Stand der 
Gemeinden in Sachen Schutzkonzeptentwick-
lung. Gemeinsam kam die Schwierigkeit zum 
Ausdruck, die Implementierung von Schutzkon-
zepten in den Kirchgemeinden – „In die Breite“ 
(A.1, 14) – voranzutreiben. Die Gemeinden 
könnten zwar informiert und motiviert werden 
und es könne ihnen Unterstützung angeboten 
werden, aber verpflichtend sei die Implementie-
rung von Schutzkonzepten in den Kirchenge-
meinden bislang nicht. Der Stand der Entwick-
lung von Schutz- und Präventionskonzepten „ist 
bei uns sehr unterschiedlich von Gemeinde zu 
Gemeinde, weil es gibt nicht ein 'ihr müsst', es 
gibt nur das Angebot, ihr könnt, und wir unter-
stützen euch. Bei der Jugendarbeit ist es ver-
pflichtend, weil damit auch Gelder verbunden 
sind. Da ist es zwanghaft. Bei den anderen Auf-
gaben in den Gemeinden, Konfirmandenarbeit, 
Chor und andere Kindergruppen, da ist es noch 
nicht so implementiert. Manche sind ganz eifrig 

und haben klare Vorstellungen und Teams, und 
andere sagen, ja, wir müssen mal anfangen. Also 
deswegen ist das überhaupt nicht flächende-
ckend bei uns“ (A.1, 27). Befördert werde das 
Anliegen, wenn interessierte Ehrenamtliche und 
Hauptamtliche gut miteinander arbeiten und 
eine gute Kommunikation sowie das Bewusst-
sein um die Wichtigkeit von Schutzkonzepten 
bestehe.  
 
Festgestellt wurde des Weiteren auch ein Stadt-
Land-Gefälle, da eine Tabuisierung der Thema-
tik im ländlichen Raum „noch mal immens höher 
ist, auf Pastorenkonventen [trifft man; Erg. d. 
Verf.] immer noch auf massiven Widerstand“ 
(A.1, 57).  
 

Verhaltenskodex 
 
Das Thema Verhaltenskodex als Mittel der Prä-
vention sexualisierter Gewalt wurde in der Dis-
kussion der Fokusgruppe in einen breiten päda-
gogischen Kontext gestellt – nämlich den des 
das Gestaltens und Erlernens von achtsamen 
Beziehungen. Mit einem Verhaltenskodex 
könne auf das Thema „Beziehung lernen“ einge-
gangen werden, da gehe es um einen wichtigen 
Lernprozess: „Wir haben das positiv formuliert in 
unserem Pro-Konzept, da haben wir vor allen 
Dingen auch festgestellt, dass Nähe wichtig ist. 
Also uns ist tatsächlich wichtig, auch zu definie-
ren, was ist eigentlich erlaubt? Hände schütteln 
ist erlaubt, und wenn Jugendliche das Bedürfnis 
haben, sich an der Hand zu nehmen, ist das er-
laubt. Aber wenn da ein Nein dazwischen 
kommt, dann ist es eben nicht mehr erlaubt und 
dann ist das zu akzeptieren. Also das hat mit ge-
genseitiger Achtung und Wertschätzung zu tun 
und auch mit Wahrnehmung, auch Wahrneh-
mung der Schwächeren“ (A.1, 212). 
Der Verhaltenskodex kann als Selbstverpflich-
tungserklärung verstanden werden, von dem 
Regeln für die alltägliche Praxis abgeleitet wer-
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den können, beispielsweise wie werden Über-
nachtungsmöglichkeiten geregelt, welche Art 
von Körperkontakt erlaubt ist (z.B. Händeschüt-
teln) und dass ein „Nein“ immer akzeptiert wer-
den müsse.  
 

Fortbildungen 
 
„Wir haben festgestellt, dass uns diese eine Fort-
bildung mit den Mitarbeitern, die wir in der Folge 
des Missbrauchsgeschehens durchgeführt haben, 
wirklich sehr viel weitergebracht hat, es gab eine 
Enttabuisierung des Themas, gerade auch in den 
leitenden Funktionen“ (A.1, 214). 
 
In der Fokusgruppe wurde betont, dass es für 
den Schutz der Kinder und Jugendlichen förder-
lich sei, wenn in den Kirchenkreisen und Ge-
meinden flächendeckend geschult werde. Im 
Konzept sei verankert, „durchzuschulen“ (A.1, 
85), das heißt, alle Mitarbeitenden zu schulen. 
Indes erweise es sich als unmöglich, diese Schu-
lungen durch externe Fachberatungsstellen 
durchführen zu lassen. Zwar hätten diese die 
nötige Kompetenz, jedoch gäbe es nicht genü-
gend externe Fachkräfte, auf die zurückgegrif-
fen werden könne. Es funktioniere nur, wenn 
kircheninterne Multiplikatorinnen und Multipli-
katoren tätig würden. Die Kirchenkreise und Ge-
meinden sollten selbst entscheiden können, ob 
sie fremde Fachberatungsstellen heranziehen  
oder die Kompetenz der eigenen Mitarbeiten-
den nutzen wollen.  
 
Ein weiterer schwieriger Punkt, der in der Fokus-
gruppe erwähnt wurde, sind die durch die 
Schulung entstehenden Kosten: „Wünschens-
wert ist, dass die Schulungsarbeit eigentlich von 
außen passiert. Aber es ist eine Frage des Geldes“ 
(A.1, 93). Eine Schulung durch eine externe 
Fachberatungsstelle koste schnell einmal 600 
bis 700 Euro und deshalb könne man sich eine 
solche Schulung „in die Breite“ (A.1, 93), sprich 
für alle Mitarbeitenden, gar nicht leisten. Eine 

Lösung sei es deshalb, einen internen Kreis von 
Personen zu bilden, der solche Schulungen 
ebenfalls durchführen könne, auch wenn das 
nicht immer die optimale Lösung sei. Es würde 
auch nicht angehen, dass diejenigen, von denen 
man wolle, dass sie geschult werden, diese 
Schulungen finanziell selbst tragen. Die Kirche 
müsse ihre Mitarbeitenden schulen und ausbil-
den, ohne dass diesen daraus finanzielle Kosten 
entstehen.  
 
In der Fokusgruppe wurde festgehalten, dass es 
vorteilhaft sei, wenn die Presbyterien frühzeitig 
geschult werden, nicht erst, wenn ein konkreter 
Fall auftritt, und wenn sie sich regelmäßig mit 
der Prävention für Kinder und Jugendliche aus-
einandersetzen. Ein entsprechendes Schulungs-
modell müsse in der Ausbildung der Presbyter 
enthalten sein, so lautete eine Forderung in der 
Fokusgruppe, denn es sei das Leitungsgremium 
der Gemeinden, das am Ende bei konkreten 
Vorfällen gefordert sei. Hilfreich wäre zudem, 
wenn das Thema für Führungspersonen bereits 
im Ausbildungscurriculum verankert wäre. Zum 
Teil sei das Thema der sexualisierten Gewalt ein 
Wahlthema, die Verankerung im regulären Cur-
riculum sei noch immer die Ausnahme. 
 

Sensibilisierung 
 
Eine Sensibilisierung in der Gemeinde für Hin-
weise auf sexualisierte Gewalt wurde in der Fo-
kusgruppe als wichtiger Aspekt von Schutzkon-
zepten benannt. Dabei dürfe nicht nur an päda-
gogisches Personal gedacht werden. Wichtig 
seien auch Sachbearbeiterinnen und Sachbear-
beiter, Hausmeister, Küster oder Gemeindesek-
retärinnen, „weil die kriegen so viel mit, was an-
dere Leute in der Gemeinde überhaupt nicht mit-
kriegen. Also nicht einfach nur die Üblichen 
schulen oder sensibilisieren, sondern gucken, wo 
jetzt da der konkrete Bedarf ist. Was ist am er-
folgversprechendsten, damit die Schutzwirkung 
möglichst groß ist?“ (A.1, 108). 
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Führungsverantwortung 
 
In der Fokusgruppe wurden der Stellenwert ei-
ner klaren Positionierung und eines eigenen En-
gagements der Leitung als äußerst bedeutsam 
für die Implementierung, die Qualität und das 
Funktionieren von Schutzkonzepten hervorge-
hoben. Es sei für die Evangelische Kirche von 
großer Notwendigkeit, dass die Führungskräfte 
Richtlinien zur Prävention sexualisierter Gewalt 
an Kindern und Jugendlichen gutheißen, mittra-
gen und verantworten: „Die Verantwortung der 
Hauptamtlichen zählt, sich das auf die Agenda 
nehmen und das auch niederschreiben und sa-
gen, ‚wir machen das jetzt‘. […] Und auch das Be-
kenntnis, zu sagen, ‚das zählt bei uns‘“ (A.1, 119). 
So hänge das Vorankommen mit dem Thema 
gemäß der Fokusgruppe auch wesentlich von 
den Pastoren und Pastorinnen ab: „Ich kann nur 
sagen, es ist zwingend, dass Pfarrer und Pfarre-
rinnen Motoren von Schutzkonzepten sind“ (A.1, 
165); „Idealtypisch ist der Pastor oder die Pasto-
rin tatsächlich eine zentrale Figur im gemeindli-
chen, kirchlichen Geschehen, und bei der Imple-
mentierung von Schutzkonzepten geht kein Weg 
daran vorbei. Ich habe an keiner Stelle erlebt, 
wenn ein Pastor, eine Pastorin sich verweigert 
hat, dass es dann gelungen ist, eine Gemeinde 
davon zu überzeugen, sich dem Thema zu stel-
len“ (A.1, 160); „Wenn die Kirchenleitung nicht 
sagt, 'wir machen und wir müssen und ihr müsst, 
und wir machen auch', […], dann funktioniert es 
nicht“ (A.1, 235). Pfarrerinnen und Pfarrer seien 
ganz wichtige Personen, die viel verhindern, 
aber auch viel in Gang bringen könnten – so die 
Aussagen in der Fokusgruppe.  
 
In diesem Zusammenhang wurde der Wunsch 
nach einer kirchenleitenden Person formuliert, 
die dem Thema ein Gesicht verleihen sowie po-
sitiv und ermutigend für das Thema einstehen 
würde: „Das hat schon was, dass die Katholische 

Kirche den Bischof Ackermann hat, der sozusa-
gen dafür steht und Sachwalter dieses Themas 
ist, wie sich die Bundesregierung Herrn Rörig 
leistet“ (A.1, 262). So jemand könne laut Teil-
nehmenden nach innen unterstützend und stär-
kend wirken und nach außen sichtbar für die 
Prävention stehen. Eine solche Person für die 
Evangelische Kirche zu finden und einzusetzen, 
wurde von der Fokusgruppe als wünschens-
werte und für die Sache hilfreiche Idee gesehen.  
 

Qualifizierung von Ehrenamtlichen 
 
In der Fokusgruppe wurde vermutet, dass die 
ehrenamtlichen Mitarbeitenden, die im Bereich 
der Jugendarbeit tätig sind, teilweise konse-
quenter und besser in der Präventionsarbeit 
ausgebildet seien als die hauptberuflich Mitar-
beitenden. Zum Juleica-Standard (Jugendleite-
rIn-Card) gehöre nämlich ein Modul zum 
Thema Prävention sexualisierter Gewalt, ohne 
das der Grundkurs nicht erfolgreich absolviert 
werden könne. Als verpflichtender Bestandteil 
der für den Erwerb der Juleica erforderlichen 
Qualifizierung ist das Thema „Sexuelle Gewalt“ 
vorgesehen. Jährlich durchlaufen etwa 32.000 
Ehrenamtliche, die ihre Juleica erlangen oder 
verlängern wollen, die entsprechende Ausbil-
dung. Hierfür wurde zum Beispiel vom Landes-
jugendring Niedersachsen das Juleica-Praxis-
buch „P(rävention) – Prävention und Kindeswohl 
in der Jugendarbeit“ erarbeitet, welches bun-
desweit genutzt wird. Auch über die Internet-
seite juleica.de können sich Juleica-Besitzer im 
Zusammenhang mit dem Thema „sexualisierte 
Gewalt“ über Fortbildungen, Materialien, Ver-
dacht und Verhalten, Führungszeugnis und das 
Bundeskinderschutzgesetz informieren. Für die 
Hauptberuflichen bestehe dagegen keine 
Pflicht, sich in diesem Bereich fortzubilden: „Es 
ist tatsächlich so, wir merken, dass Jugendliche, 
die das Modul in der Juleica-Ausbildung hatten 
und dann privat im Konfirmandenunterricht in 
ihrer Gemeinde aktiv und unterwegs sind, ganz 
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oft viel besser ausgebildet sind als die hauptamt-
lichen Pastoren oder Diakone oder Gemeindepä-
dagogen“ (A.1, 57).  
 
Auch über die Jugend hinaus würden Schutz-
konzepte gemäß den Erfahrungen der Fokus-
gruppe „maßgeblich von Leuten mitgetragen, die 
eine ehrenamtliche Arbeit machen“ (A.1, 255). So 
erwähnte eine Teilnehmerin, dass eine An-
sprechperson, auf die ihre Kirche stolz sei, eh-
renamtlich tätig sei. In der Diskussion entstand 
die Forderung, dass solche wichtigen Ämter ho-
noriert werden sollten: „Ein Stundenkontingent 
haben, und es sollte wirklich deutlich gesagt wer-
den: Nicht die Diakonie bezahlt das, die Kirche 
bezahlt das, die Kirchenleitung“ (A.1, 236). Zu-
dem sei insgesamt, aber auch bezogen auf die 
Prävention sexualisierter Gewalt eine Kultur der 
Wertschätzung und Entfaltungsräume für die 
Ehrenamtlichen erforderlich.  
 
In der Validierungssitzung12 wurde angemerkt, 
dass Schutzkonzepte zur Handlungssicherheit 
von Ehrenamtlichen beitragen. Die Mitglieder 
der „AG Schutzkonzepte“ wiesen jedoch deut-
lich darauf hin, dass ehrenamtlich Engagierte 
grundsätzlich viele Entscheidungen fällen müs-
sen, dabei jedoch an Grenzen ihrer Belastbarkeit 
stoßen und es dabei häufig zu Überforderungen 
komme. Ein Schutzkonzept als „Marketingstra-
tegie“ zur Gewinnung Ehrenamtlicher sei des-
halb im Handlungsfeld evangelischer Gemein-
den nicht ausreichend um den Ehrenamtlichen 
Handlungssicherheit zu verleihen, so ein Ergeb-
nis der Validierung.  
 

                                                      

12 Details zur Validierung: Siehe Kapitel „Methodi-
sches Vorgehen“ 

Partizipation 
 
„Wir verstehen Jugendarbeit so, dass wir Jugend-
arbeit nicht für, sondern mit ihnen [den Jugendli-
chen; Erg. d. Verf.] machen, also mit ihnen zu-
sammen gestalten, dass wir eben Teamarbeit vo-
rantreiben und keine Heroisierung von Einzelper-
sonen irgendwie befördern wollen“ (A.1, 111). 
 
In der Fokusgruppe wurden zwei Zielsetzungen 
von Schutzkonzepten festgehalten: a) das Ver-
hindern erneuter Vorfälle, b) das raschere Be-
merken und Aufarbeiten von Vorfällen. In die-
sem Zusammenhang wurde die Wichtigkeit der 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
hervorgehoben. Dies bedeute, die Jugendarbeit 
nicht primär für, sondern mit den Jugendlichen 
zu gestalten, also die Teamarbeit und den Ein-
bezug der Kinder und Jugendlichen zu fördern 
und zu pflegen. Dies verhindere die Heroisie-
rung von Einzelpersonen im kirchlichen Umfeld, 
„Weil das nach unserer Erfahrung ein großes Ri-
siko ist, wenn Einzelpersonen irgendwie auf ei-
nen Sockel gestellt werden, die ganz wichtig sind 
und irgendwie unangreifbar werden, weil sie ei-
nen bestimmten Ruf bekommen und eine Aura 
verströmen. Sie sind dann irgendwie nicht an-
greifbar, und das wollen wir verhindern. Das ist 
auch eine Erfahrung, die wir gehabt haben, weil 
es genauso eine Person war [Tatperson; Erg. d. 
Verf.], die eben eigentlich nicht angreifbar war“ 
(A.1, 111).  
 
Teamarbeit und Partizipation würden hier ge-
gensteuern. Bei Inhalt und Vorgehen eingebun-
dene Kinder und Jugendliche könnten dann 
auch eher Missstände und Fehlverhalten an-
sprechen.  
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Intervention 
 
Im Austausch der Fokusgruppe kam der anfor-
derungsreiche Umgang mit der Unschuldsver-
mutung zur Sprache, die gegenüber einer Per-
son, die mutmaßlich sexuelle Übergriffe began-
gen habe, weiterhin bestehen müsse. Es wurde 
als äußerst schwierig beurteilt, in angemessener 
Weise einerseits zu handeln und möglicher-
weise weitere Betroffene zu finden, andererseits 
niemand vorzuverurteilen. Diesbezüglich gebe 
es auch datenschutzrechtliche Fragen, wer etwa 
in einem Krisenstab dabei sein könne. Denn es 
gehe um sensible Informationen zu eventuellen 
Opfern und Beschuldigten.  
 
Bei der Validierung der Ergebnisse mit Mitglie-
dern der „AG Schutzkonzepte“ wurde in dem 
Zusammenhang auf das Phänomen der „Hop-
per“ hingewiesen, also Personen, die in Gemein-
den sexuell übergriffig geworden seien und sich 
sodann in einer anderen Gemeinde ehrenamt-
lich engagiert hätten. Problematisch sei das Ab-
wägen zwischen datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen und der mit dem Schutzgedanken ver-
bundenen Weitergabe von personenbezogenen 
Informationen.  
 

Kooperation 
 
Die Vernetzung mit externen Fachleuten und 
Fachberatungsstellen vor Ort wurde als wichtig 
erachtet. In der Fokusgruppe wurde berichtet, 
dass die Koordinierungsstellen Prävention sexu-
alisierter Gewalt die Dekanate13 und Kirchge-
meinden darauf hinweisen können, sich über 
die Fachberatungsstellen vor Ort kundig zu ma-
chen. Dies wirke sich positiv aus. Immer wieder 
würde sich zeigen, dass die Kontakte zu exter-
nen Fachberatungsstellen nicht selbstverständ-

                                                      

13 Dekanate stellen ein Zusammenschluss von Ge-
meinden dar.  

lich gepflegt würden oder auch nicht selbstver-
ständlich daran gedacht werde, diese bei Fra-
gen und Unklarheiten mit einzubeziehen. Des-
halb sei es durchaus förderlich, wenn kirchliche 
Fachstellen es zu ihren Aufgaben zählen und 
spezifisch dazu ermuntern, dass Dekanate und 
Kirchgemeinden solche Kontakte bewusst auch 
im Vorfeld knüpfen und pflegen, und nicht erst, 
wenn es um konkrete Vorfälle gehe. Auf dem 
Gebiet der Schutzkonzepte würden solche Kon-
takte zudem längerfristig positiv zur Qualität 
beitragen.  
 
In der Fokusgruppe kam in Erfahrungsberichten 
zum Ausdruck, wie wichtig eine bestehende Ko-
operation bei der Aufarbeitung von konkreten 
Missbrauchsfällen war: „Wir hatten in unserem 
Kirchenkreis eine Vernetzung, und ich glaube, es 
wäre furchtbar gewesen, hätten wir das nicht ge-
habt, dann hätten wir das alleine aufarbeiten 
müssen, was wir erlebt haben“ (A.1, 71). Das au-
ßerkirchliche Netzwerk – es waren verschiedene 
Institutionen – wurde bewusst auch für die 
Schulung der Mitarbeitenden hinzugezogen. So 
konnte ein Blick von außen auf die Kirche und 
deren Strukturen sichergestellt werden. Solche 
Kooperationen wurden von der Fokusgruppe 
als sehr hilfreich eingeschätzt, weil sie helfen, 
den Blick zu weiten. „Die Aufarbeitung ist erst 
richtig ins Rollen gekommen, als von außen 
massiv draufgeguckt wurde. Der Kontakt von au-
ßen ist deswegen wichtig, weil man dann aus 
dem eigenen Saft rauskommt“ (A.1, 90).  
 
Der Einbezug außenstehender Fachpersonen 
bei der Aufarbeitung von (Verdachts-)Fällen 
wurde von der Fokusgruppe als eine Zusam-
menarbeit auf Augenhöhe empfunden, wäh-
rend beim Einbezug interner Personen „aus der 
Ebene da drüber, aus dem Kirchenkreis oder von 
der Landeskirche, immer auch die Machtfrage 
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mitspielt oder eine Kompetenzkonkurrenz“ (A.1, 
98). Gemeinden seien offener, so lautete die Er-
fahrung, wenn externe Fachberatungsstellen 
herangezogen würden, auch weil die Koopera-
tion dann zeitlich limitiert und der Einblick fall-
spezifisch begrenzt sei.  
 
Im Austausch der Fokusgruppe wurde jedoch 
auch deutlich, wie anforderungsreich Kooperati-
onen sein können, wenn die jeweiligen gesell-
schaftspolitischen Hintergründe differieren. So 
könne das Auftreten der Fachberatungsstellen 
bezüglich Sexualität von stark pietistisch ge-
prägten Gemeinden als forsch empfunden wer-
den, diese seien in einem Fall „total verschreckt“, 
gewesen und es habe eine Übersetzungshilfe 
gebraucht, um solche Gemeinden mit ins Boot 
zu bekommen (A.1, 80). Die Verwendung von 
Sprache und Vokabular sei sensibel auszuloten 
und der Entscheidung Bedeutung beizumessen, 
welche Fachberatungsstelle von außen zugezo-
gen werde. In diesem Zusammenhang wurde 
von der Fokusgruppe festgehalten, dass auch 
Fachberatungsstellen nicht ideologiefrei seien 
und es ihnen an Verständnis mangeln könne für 
die „Frömmigkeitsstruktur, […] dass eine Kirchge-
meinde auch theologisch formatiert ist“ (A.1, 94).  
 
Weiterhin wurde es als hinderlich erlebt, wenn 
externe Stellen zwar öffentlich gefördert wür-
den und deshalb teilweise auch kostenlos zur 
Verfügung stünden, jedoch bei konkreten An-
fragen aufgrund der Begrenztheit ihrer Ressour-
cen sehr überlastet sind. So konnten den Eltern 
betroffener Kinder in einem Fallbeispiel aus der 
Gruppe keine zeitnahen Beratungstermine an-
geboten werden. Dies habe in der Fallbearbei-
tung zu Problemen geführt.  
 
Als möglicher Ausweg wurde eine unabhängige, 
kirchliche Ansprechstelle geschaffen, die bei ei-
ner externen Fachberatungsstelle angesiedelt 
ist. So könne man von den bestehenden Struk-

turen und der guten Erreichbarkeit der Fachbe-
ratungsstelle profitieren und den Gemeindemit-
gliedern eine qualitativ gute, niederschwellige 
und kirchennahe Beratung anbieten.  
 

Interne Netzwerke 
 
Im Gespräch in der Fokusgruppe zeigte sich, 
wie wertvoll bereits bestehende interne Kom-
munikationsstrukturen der Kirche sind, die auch 
für das Thema der Prävention sexualisierter Ge-
walt genutzt werden können. Eine Teilnehmerin 
berichtete, dass es in ihrem Bundesland eine 
kirchliche Fachstelle für den Umgang mit Ver-
letzungen der sexuellen Selbstbestimmung 
gebe, die in allen Kirchenkreisen über An-
sprechpersonen verfügt. Diese Struktur käme 
aus der Arbeit der Frauenreferate und gäbe es 
schon seit den 1980er-Jahren, pro Kirchenkreis 
seien jeweils eine Frau und ein Mann die An-
sprechpersonen. Dieses Netz komme heute der 
Arbeit für das Vorantreiben der Schutzkonzepte 
zugute.  
In der Fokusgruppe wurde eine neue Möglich-
keit des internen Austausches erwähnt, die als 
hilfreich empfunden werde. Die Präventionsbe-
auftragten der Kirchenkreise haben sich zu ver-
netzen begonnen, sie tauschen sich gegenseitig 
mithilfe der Form von Intervisionen aus. Dies sei 
als ein Bedarf erkannt worden und nütze den 
Teilnehmenden: „Das bringt uns sehr nach 
vorne“ (A.1, 97). 
 

Sexualpädagogisches Konzept 
 
„Es ist wichtig, auch unter Jugendlichen sprach-
fähig zu werden. Darüber zu reden, was ist ei-
gentlich erlaubt und was ist Sexualität eigentlich, 
das ist, glaube ich, unbedingt notwendig, darüber 
zu sprechen. Wenn das nicht getan wird, ist der 
Nährboden für Missbrauch extrem groß, weil 
nicht definiert ist: Was ist eigentlich missbräuch-
lich, und was ist richtig oder was ist erlaubt?“ 
(A.1, 217).  
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In der Fokusgruppe wurde die Bedeutung sexu-
alpädagogischer Konzepte hervorgehoben. 
Gleichzeitig wurde deren Fehlen in manchen 
Landeskirchen bemängelt. Vermisst wurde auch 
eine grundsätzliche Auseinandersetzung zum 
Thema Sexualität „in einer positiven Art und 
Weise, erst mal getrennt vom Thema sexuali-
sierte Gewalt“ (A.1, 196). In den 1970er-Jahren, 
so die Aussage, sei eine Sexualitätsdenkschrift 
verfasst worden, aber seitdem hätte es nichts 
Neues mehr gegeben, welches als ein Verstum-
men der Kirche in dieser wichtigen Sache ge-
deutet wurde. Der Wunsch bestand, sich mit 
dem Thema Sexualität auseinanderzusetzen: „Es 
täte auch dem Thema Prävention gut, weil […] es 
geht ja darum, dieses Gottesgeschenk von Sexua-
lität und der intimen Begegnung, dass man das 
auch wertschätzen kann und muss. Also wenn 
man sich nur auf diesen sexuellen Missbrauch 
konzentriert, fällt damit auch ein Schatten auf 
die Sexualität, der Sexualität eigentlich gar nicht 
treffen sollte, weil Sexualität ist ein Instrument 
dabei“ (A.1, 198). 
Die Fokusgruppe betonte den Wert sexualpäda-
gogischer Konzepte für das Thema sexualisierte 
Gewalt. Es gehe darum, sprachfähig zu werden 
und im positiven Sinne darüber zu reden, was 
unter Sexualität und unter Formen der respekt-
vollen Liebe verstanden werde. Dies würde zu 
positiven Leitbildern führen, wie man miteinan-
der umgehen wolle, wie man die Sexualität fei-
ern wolle – um dann umgekehrt auch deutlicher 
benennen zu können, wo und wann unter dem 
Etikett Sexualität als ein (Macht-)Missbrauch be-
trieben werde. Es wäre demnach sehr hilfreich, 
wenn es dazu in der Evangelischen Kirche ein 
Konsenspapier gäbe. In der Praxis sei es nach 
den Erfahrungen der Fokusgruppe sehr förder-
lich, wenn eine Gemeinde über ein sexualpäda-
gogisches Konzept verfüge. Die gemeinsame 
Sprachebene sei für die Implementierung eines 
Schutzkonzepts sehr förderlich: „Also da gibt es 
nicht Peinlichkeit oder Drumrum-Drucksen oder 

so was, sondern man kann die Dinge klar benen-
nen und das finde ich einen großen Vorteil: 
sprachfähig werden“ (A.1, 197). Zum Thema ge-
höre auch das Bewusstsein darüber, dass Sexua-
lität nicht nur Geschlechtsverkehr sei, sondern 
mehr als das, was unter Erwachsenensexualität 
oftmals verstanden werde (A.1, 208).  
 
In der Validierungssitzung wurde untermauert, 
dass eine sexualpädagogische Denkschrift fehle, 
aber in nächster Zeit leider vermutlich nicht um-
setzbar sei. 
 

Rehabilitation 

 
Die Fokusgruppe hielt fest, dass der Umgang 
mit Menschen, die ungerechtfertigt beschuldigt 
worden seien, nicht geklärt sei: „Rehabilitation 
ist noch ein ganz großes Fragezeichen“ (A.1, 
239). Diesbezüglich solle etwas passieren, das 
heißt, es müssen innerhalb der Kirche Lösungen 
gefunden und/oder ausgetauscht werden, wie 
in solchen Fällen vorgegangen werden soll und 
kann.  
 

Neue Elemente 
 
Als ein überaus wichtiges Thema in der Fokus-
gruppe entpuppte sich die Frage der Nachhal-
tigkeit. Das Thema der Schutzkonzepte in den 
Gemeinden werde häufig als Projekt behandelt, 
das heißt als Vorhaben mit einem Anfangs- und 
einem Endtermin. Dies wurde in der Diskussion 
vielfach als Hindernis benannt. Zum einen brau-
che es Zeit, um bei der Zielgruppe Vertrauen 
aufzubauen. Gerade Menschen, die selber be-
troffen seien, würden die Aktivitäten der Kirche 
genau beobachten, um sich zu versichern: 
„Wenn sich da jemand offenbart hat, ist dann 
auch anständig mit dem umgegangen worden 
und ist das zu einem guten Ende gekommen – 
wie auch immer so ein gutes Ende aussehen 
mag?“ (A.1, 239). Zum andern seien für Umset-
zung und Zielerreichung Zeit und konstante 
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Kräfte notwendig – ein „fester Personalstamm 
und immer wieder neue Gesichter“ (A.1, 286) –, 
damit das Vorankommen gewährleistet werden 
könne. Bereits die Pionierphase, an der Fach- 
und Leitungskräfte an einen gemeinsamen Tisch 
geholt wurden, dauere fünf bis sechs Jahre. Je-
doch sei auch der UBSKM bisher als Projekt 
konzipiert. Auch das Monitoring würde eine 
Projektidee suggerieren. Damit hänge von An-
fang an ein Projektmythos über dem gesamten 
Präventionsgeschehen. Dass die Kirchenleitung 
dann die Aufgabe als ein Projekt auffasse, das 
auch wieder zu beenden sei, liege nahe. Man 
wolle nicht unbedingt immer mehr Aufgaben 
übernehmen müssen. Jedoch sei die Sache auf 
diese Weise nicht tragfähig, es brauche einen 
längeren Atem: „Wir sitzen hier sozusagen alle 
einer Projektidee auf“ (A.1, 289). Es brauche eine 
langfristige Perspektive, um Vertrauen zueinan-
der aufbauen und sich vernetzen zu können, 
auch über die Landeskirchengrenzen hinaus. 
Mitgefühl sei auch eine christliche Dimension, 
und es gehe um Kinder und Jugendliche, die 
von sexualisierter Gewalt betroffen seien, sich 
selbst nicht wehren können und geschützt wer-
den müssen. Diese Aufgabe sei zeitlich nicht 
befristet, diesen Schutz würden betroffene 
Menschen auch in zehn in fünfzig Jahren brau-
chen. Trotz dieser stichhaltigen, inhaltlichen 
Gründe sei es indes nicht einfach, gegen die 
Projektlogik zu argumentieren.  
Für einige Teilnehmende der Fokusgruppe seien 
noch keine guten Lösungen gefunden. Zum ei-
nen gehe es um professionelle Fachkräfte, „die 
Dreck am Stecken haben“ (A.1, 239), die jedoch 
weder angezeigt noch verurteilt worden seien, 
von denen man aber trotzdem wisse, dass ihnen 
keine Aufgaben mit Kindern zugeteilt werden 
sollten, zum Beispiel das Leiten eines Kinder-
chors. Arbeitsrechtlich sei man diesbezüglich 
sehr eingeschränkt und könne nicht handeln. 
Bei einem Wechsel dieser Personen zu einer an-
deren Stelle muss schon gefragt werden, wie 

sich die unterschiedlichen Institutionen und Or-
ganisationen verständigen können ohne 
„schwarze Listen“, die es aus datenschutzrechtli-
chen Gründen nicht geben dürfe.  
 
Zum andern bestünden schwierige Situationen, 
wenn Menschen, die innerhalb der Kirche be-
schäftigt sind und sich selbst im Umgang mit 
Kindern und Jugendlichen als problematisch 
einstufen, vom Kirchenvorstand zur Arbeit mit 
Kindern oder Jugendlichen angehalten werden, 
obwohl sie eine solche Arbeit explizit verneint 
haben. Es sei herausfordernd, Menschen, die zu 
einer solchen Risikogruppe zählen, passend zu 
begleiten, ohne sie nicht gleichzeitig zu stigma-
tisieren. 
Demnach seien allgemeine Wege und Möglich-
keiten zum Vorgehen in solchen Situationen in 
der Zukunft noch zu entwickeln.  
 

Schutzkonzepte als Thema bei Visitationen 

 
Die Fokusgruppe stellte fest, wie wichtig es sei, 
die Schutzkonzepte im Alltag präsent zu halten, 
„dass das Schutzkonzept nicht in der Schublade 
liegt, sondern gelebt wird“ (A.1, 41). Jedoch sei 
es eine Herausforderung, dies auch tatsächlich 
zu erreichen. Als Möglichkeit wurde in der Fo-
kusgruppe vorgeschlagen, das Thema in die Vi-
sitationsordnung aufzunehmen und so gewisse 
Verpflichtungen damit zu verbinden. Dies 
würde bedeuten, Neues (das Thema der sexua-
lisierten Gewalt) in ein bestehendes Instrument 
(die Visitationsordnung – ein kirchenleitendes 
Instrument) zu integrieren. So könne sicherge-
stellt werden, „dass das Thema nicht wegrutscht, 
sondern dass es nachhaltig gesichert wird“ (A.1, 
233). 
 
Im Rahmen der Validierungssitzung wurde dazu 
angemerkt, dass das Thema in einigen Landes-
kirchen bereits in die Visitationsordnung aufge-
nommen wurde.  
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In der Fokusgruppe wurde darüber berichtet, 
dass eine Länderkirche aktuell ein Kirchengesetz 
zum Thema sexualisierte Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche erarbeite, in dem deutlich 
mehr als nur eine Leitlinie aufgezeigt werde. 
Zwar wären dadurch keine Sanktionen möglich, 
jedoch würde ein Kirchengesetz eine klare Ori-
entierung zum Thema ermöglichen und eine 
unterstützende Maßnahme darstellen. 
 

                                                      

14 Zum Auswahlverfahren: Siehe Methodenkapitel 

A3. Beispiel guter Praxis: 
Fallstudie zu einer evangelischen  
Gemeinde 

 
„Prävention ist ja kein zeitlich begrenzter Ab-
schnitt, sondern das soll ein roter Faden sein, und 
eine Haltung dahinterstecken, wie wir hier mitei-
nander umgehen wollen, und ich würde sagen, 
das allerwichtigste in unserem Konzept ist, dass 
wir eine Kultur des Hinschauens, des Hinhörens 
und der Grenzachtung haben wollen“ (A.3, 74). 
 
Um sich ein Bild davon zu verschaffen, wie in 
evangelischen Gemeinden Konzepte zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexu-
alisierter Gewalt positiv entwickelt, implemen-
tiert und umgesetzt werden, wurde im Frühjahr 
2016 eine Fallstudie in einer ausgewählten14 
evangelischen Gemeinde durchgeführt. Die Fall-
studie zu guter Praxis hatte zwei eineinhalb-
stündige Interviews mit haupt- und ehrenamt-
lich beschäftigten Personen zur Grundlage. Das 
erste Interview fokussierte die konzeptionelle 
(Weiter-)Entwicklung und Implementierung von 
Schutzmaßnahmen gegen sexualisierte Gewalt 
in der Gemeinde, das zweite die Umsetzung des 
Konzepts im Gemeindealltag.  
 
Am konzeptionellen Interview nahmen zwei 
Personen teil:  
 
` Eine seit zwölf Jahren in der Gemeinde 

hauptamtlich beschäftigte 
Jugendbildungsreferentin,  

` ein seit 16 Jahren in der Gemeinde tätiger 
Pfarrer. 
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An dem daran anschließenden Interview mit 
dem Fokus auf die Umsetzung des Schutzkon-
zeptes nahmen vier Personen teil, die innerhalb 
der Gemeinde tätig sind: 
 
` Eine Ehrenamtliche, die seit Jahren die 

Kinderkirche und Jugendfreizeiten 
gestaltet, 

` ein Ehrenamtlicher, der für 
Jugendfreizeiten zuständig ist, 

` ein Ehrenamtlicher, der die wöchentlichen 
Konfirmationsgruppen betreut und 

` eine Ehrenamtliche, die seit ihrer eigenen 
Konfirmation vor allem Freizeiten betreut 
und befristet eine hauptamtliche 
Mutterschutzvertretung übernommen hat. 

 

Steckbrief  
 
Die evangelische Gemeinde mit ihren drei Kir-
chen befindet sich in einer Kleinstadt eines 
westdeutschen Ballungsgebietes. Insgesamt ha-
ben die wöchentlichen Angebote der Gemeinde 
regelmäßig einen Zulauf von circa 70 Kindern 
und Jugendlichen. Die Kinder- und Jugendar-
beit ist unter den Standorten in verschiedene 
Arbeitsschwerpunkte aufgeteilt. So gibt es in-
klusive Angebote für Kinder und Jugendliche 
mit und ohne Behinderung sowie einen Jugend-
treff mit separaten Angeboten für Mädchen und 
Jungen. Weitere Schwerpunkte bilden die Kir-
chenmusik, der Kinderchor sowie die Arbeit mit 
den Konfirmandinnen und Konfirmanden (Un-
terricht, Fahrten). Zudem richtet die Gemeinde 
Kindergottesdienste und Schulgottesdienste 
aus und bietet einmal im Monat die sogenannte 
Kinderkirche an, die parallel zum Gottesdienst 
ein speziell auf Kinder zugeschnittenes Pro-
gramm umfasst. Ausgerichtet wird die Kinder-
kirche von ehrenamtlichen Müttern: „Zwei von 
denen haben das mal gegründet, ihre Kinder sind 
jetzt groß, aber die machen das immer noch 
gerne“ (A.3, 54).  
 

Weiterhin gehört zur Gemeinde ein Familien-
zentrum, das an eine evangelische Kindertages-
stätte angeschlossen ist sowie eine Bibliothek. 
Darüber hinaus gibt es ein Ferienangebot für 
Kinder und Jugendliche in Form von Tagesver-
anstaltungen und Freizeiten, an denen durch-
schnittlich 25 bis 30 Personen teilnehmen. 
Sämtliche Angebote werden in der Regel von 
einer hauptamtlichen Person geleitet und durch 
Ehrenamtliche, sogenannte „Teamer“, begleitet, 
von denen viele selbst in der Gemeinde groß 
geworden sind und mittlerweile ein Alter von 16 
bis 23 Jahren erreicht haben.  
 

Anstoß der Schutzkonzeptentwicklung 
 
Den Anstoß zur Schutzkonzeptentwicklung gab 
vor allem die seit 2010 vermehrte mediale Be-
richterstattung über sexuelle Übergriffe (auch) 
im Kontext Kirche. Der befragte Pfarrer sprach 
in dem Interview entsprechend von „einer im-
mer höher werdenden Sensibilität durch die öf-
fentliche Diskussion und auch durch die Über-
griffe, die auch in Kirchen, im Kirchenbereich 
stattgefunden haben, zu überlegen, oder selbst 
noch mal zu überlegen, das ist richtig, also wir 
haben eine besondere Verantwortung“ (A.3, 60). 
Die Schutzkonzeptentwicklung und deren Um-
setzung sei kein unstrittiger Prozess gewesen 
und habe sich über mehrere Jahre hingezogen, 
so der Befragte: „Unser Presbyterium, das Lei-
tungsgremium, musste sich damit ja auch ausei-
nandersetzen, da haben sich so ein bisschen die 
Diskussionen auch wiederholt, also‚ ist das nötig, 
und warum‘, aber letztendlich doch bis zu der 
Einsicht, jawohl, grade wir haben doch eine Vor-
bildfunktion wahrzunehmen und entwickeln des-
wegen diese Konzeption“ (A.3, 60).  
 
Der befragte Pfarrer erläuterte weiter, dass auch 
die Presbyterien durchweg selbst Eltern und 
auch Ältere waren und all jenen bewusst war, 
„dass wir immer ständig in diesen Bereichen tätig 
sind, und von daher eben da auch eine hohe 



` So können Schutzkonzepte in Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche gelingen! 

29 

 

Sensibilität aufbringen müssen, und von daher 
sowohl von unserem Kirchenkreis, als auch hier 
von der Gemeinde, die Bereitschaft einen Ar-
beitsanteil eben da zu finanzieren [vorhanden 
war; Erg. d. Verf.]“ (A.3, 91). Die Reaktionen auf 
die Schutzkonzeptentwicklung und deren Um-
setzung seien letztlich ohne Einschränkungen 
zustimmend gewesen, „es war sogar eher so, 
dass es ältere Menschen gab, die danach zu uns 
kamen, und sagten, ‚gut, dass ihr das macht, 
wäre damals schon mal jemand für mich da ge-
wesen, wäre mir das nicht passiert‘“ (A.3, 93). 
 
Als Superintendent steht der befragte Pfarrer in 
engem Kontakt zu den Gemeinden des Kirchen-
kreises und berichtete darüber hinaus, dass die 
konzeptionelle Behandlung des Themas Kinder-
schutz „auch als Auftrag aus der Synode heraus-
gegangen [sei; Erg. D. Verf.], also von den Vertre-
tern der einzelnen Kirchengemeinden, ganz be-
wusst ein solches Konzept auch zu erstellen, und 
natürlich auch, ich sag mal, umzusetzen, um Zei-
chen zu setzen“ (A.3, 18). 
 

Entwicklung und Umsetzung des 
Schutzkonzepts 
 
Parallel zu den damaligen Überlegungen in der 
Gemeinde wurde von Seiten der Landeskirche 
an den Kirchenkreis mit dem Anliegen herange-
treten, es sei aus Sicht der Landeskirche wichtig, 
dass jeder Kirchenkreis mindestens eine Ver-
trauensperson benenne. Dies wurde, etwas ab-
gewandelt, aufgegriffen: „Wir fänden aber auf-
grund unserer Struktur es gut, drei, für jede Re-
gion einen, zu benennen, weil die Gemeinde in 
einem Flächenkirchenkreis liegt, der sich über ein 
großes Gebiet hinzieht“ (A.3, 73).  
 
Die Gemeinde habe sodann von der Kreissy-
node den Auftrag, mindestens eine Vertrauens-
person zu benennen, bekommen, worauf sich 
drei Hauptamtliche zum Thema Kinder- und Ju-

gendschutz fortgebildet haben. Im Rahmen die-
ser Fortbildung wurde überlegt, welche Voraus-
setzungen für ein Schutzkonzept sich aufgrund 
der Struktur der Gemeinde ergeben. Auf der Ba-
sis dieser Analyse sei im weiteren Verlauf ein 
Präventionskonzept auf Kirchenkreisebene ver-
fasst worden, das so angelegt war, dass die Kir-
chengemeinden mit wenig Aufwand überneh-
men und bedarfsorientiert anpassen konnten. 
Das Konzept liege nun in Form einer Broschüre 
vor, die gleichzeitig eine Arbeitshilfe für die Ge-
meinden darstelle. Eine der Befragten aus dem 
Umsetzungsinterview, die gleichzeitig Präventi-
onsverantwortliche ist, berichtete, sie habe das 
Konzept auf die Gemeinde angepasst und nach 
Befürwortung durch das Presbyterium mit der 
Umsetzung in der Gemeinde beginnen können.  
 

Risikoanalyse 
 
Eine detaillierte Risikoanalyse sei nicht durchge-
führt worden, laut Aussage der Teilnehmenden. 
Jedoch sei ein Bewusstsein für Risikobereiche 
entstanden, die auch benannt wurden, bei-
spielsweise im Bereich des Kindergartens: „Also 
grade im Bereich der Kinderarbeit, also der jün-
geren Kinder, weil da vielleicht die Unbeküm-
mertheit, und auch dieses Vertrauen, was so Er-
wachsenen oder Älteren entgegengebracht wird, 
viel größer noch ist [oder; Erg. d. Verf. …] wenn 
man sozusagen Kurse anbietet, Externe dazu bit-
tet, da sind natürlich Möglichkeiten“ (A.3, 245). 
Ein weiteres Gefährdungspotenzial wurde im 
Fahrdienst gesehen, der Kinder und Jugendliche 
zu Angeboten abholt. 
 

Kultur 
 
In den Interviews wurde deutlich, dass die zu-
nehmende Sensibilisierung für Schutzkonzepte 
auch Veränderungen im Verhalten und den 
Denkmustern bei den Betreuenden nach sich 
zog. So reflektierte der befragte Pfarrer, dessen 
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Arbeitsschwerpunkt die Jugendarbeit ist, Fol-
gendes: „Und von daher war mir das, sowohl als 
Gemeindepfarrer wichtig […] und manches unbe-
kümmerte Umgehen […] dann vielleicht doch 
nicht mehr anwende“ (A.3, 22). Dazu führte er 
ein entsprechendes Beispiel an: „Bei Taufen zum 
Beispiel, bei älteren Kindern, wo man eine Tauf-
geschichte oder eine Segnungsgeschichte der Bi-
bel nachspielt, wo Jesus die Kinder zu sich 
nimmt, eins auf seinen Schoß setzt, was ich auch 
immer gemacht habe, bin ich mit dieser Auffor-
derung, oder Einladung ganz, ganz vorsichtig ge-
worden“ (A.3, 22). Der Pfarrer berichtete jedoch 
auch von der Herausforderung, trotz hoher Sen-
sibilität dennoch die evangelisch-christlichen 
Botschaften zu überbringen: „Von daher gebie-
tet sich da eben auch eine gewisse Zurückhal-
tung, was andererseits schade ist, weil es eben 
die unbekümmerte Begegnung, die da gar keine 
Absichten jetzt hat, und vielleicht auch das Sym-
bol, was dahintersteht, der Bewahrung, ‚ist je-
mand für dich da‘, wobei ich ja nicht mich spiele, 
sondern dann eigentlich jetzt von Jesus erzähle, 
das geht so ein bisschen verloren“ (A.3, 24).  
 
Der Pfarrer verdeutlichte in weiteren Beispielen, 
dass die Sensibilisierung seinen täglichen Um-
gang mit den Kindern und Jugendlichen verän-
dert habe: „Früher hab ich vielleicht ein Kind 
aufgefordert einfach zu kommen, weil die meis-
ten kannte ich aus dem Kindergarten, die taten 
das auch natürlich. Heute frage ich ganz vorsich-
tig, ich frag auch in die Gemeinde rein, ob man 
einverstanden ist, ich möchte etwas zeigen, und 
mache das ganz vorsichtig, meistens auch mit 
zwei oder drei Kindern, damit das nicht sich 
sozusagen konzentriert, […] aber man merkt mir, 
glaub ich, schon an, dass ich dann bewusst eine 
bestimmte, auch körperlich, eine Distanz ein-
richte“ (A.3, 32).  
 
Auch die anderen Teilnehmenden der Fallstudie 
berichteten von für sie positiven Veränderun-
gen im Umgang mit Nähe und Distanz: „Also 

wir in der Kinder- und Jugendarbeit leben ja 
auch so ein bisschen von, ich sag mal, so einer 
Kuschelkultur, aber Kuscheln darf halt nicht zur 
Pflicht werden“ (A.3, 81). Innerhalb der Ge-
meinde sei es wichtig, dass Kinder und Jugend-
liche ihre Grenzen bewusst wahrnehmen und 
diese auch kommunizieren können, sodass 
ihnen das Gefühl gegeben werde, jederzeit 
Stopp sagen zu können, ohne dass für sie nega-
tive Konsequenzen entstehen. 
 
Unter den Haupt- und Ehrenamtlichen in der 
Gemeinde herrsche nach Aussagen der Befrag-
ten zudem eine Kultur der Offenheit und des 
kollegialen Austausches, was die Teilnehmen-
den überaus schätzen: „Dann wird es einfach 
besprochen, dass jeder drauf achtet, und dass je-
der den gleichen Stand hat, wie wollen wir damit 
umgehen, und dass dann halt, jeder kann halt 
seine Anregungen einbringen, wie man es emp-
funden hat“ (A.2, 40). Das Verhältnis unter den 
Betreuenden wurde dabei als vertrauensvoll be-
schrieben, sodass auch eine Reflexion des eige-
nen Verhaltens und ein Ansprechen auf ver-
meintliches Fehlverhalten möglich sei: „Und 
eben das Vertrauen untereinander ist halt so 
groß, das ist wieder diese Vertrauenssache, dass 
man an die Fähigkeiten des anderen glaubt, dass 
man merkt, wenn jetzt einer kommt und sagt, 
‚also das, wie du da jetzt eben das Mädchen auf 
dem Arm getragen hast, das war jetzt vielleicht 
grade nicht so ganz angebracht‘, man nimmt das 
dann auch an, weil man halt weiß, derjenige sagt 
es nicht, um jemanden schlecht zu machen, weil 
man dann weniger Anerkennung bekommt, oder 
so was, sondern einfach, ‚denk drüber nach, was 
du getan hast‘“ (A.2, 200). Dabei wurde deutlich, 
dass Fehler erlaubt seien, solange ein konstruk-
tiver Umgang damit erfolge: „Es geht nicht da-
rum, dass man keine Fehler machen darf, aber 
sich klar werden darüber, zum Beispiel, hier hab 
ich grad eine Grenze verletzt, das war nicht 
meine Absicht, und dann kann man das auch 
noch mal klarstellen und korrigieren“ (A.3, 395). 
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Ein Ort um aufgetretene Fragen zu bestimmten 
Themen einzubringen und sich auszutauschen 
sei eine monatlich stattfindende „Ehrenamtli-
che-Mitarbeiter-Runde“: „Und da kann man 
dann auch irgendwelche Themen ansprechen, 
und wir machen oft auch dann irgendwas zu Si-
tuationen, ‚Krisenbewältigung‘, oder so, spontan, 
wo man dann sich auch noch mal sagen kann, 
das finde ich gut, was du gemacht hast, oder das 
nicht“ (A.2, 62). 
 
Ziel sei aber nicht nur ein offener und vertrau-
ensvoller Austausch zwischen Haupt- und Eh-
renamtlichen, sondern, so die Befragten, eine 
transparente Kultur, in die auch die Eltern der 
Kinder und Jugendlichen mit einbezogen wer-
den: „So, dass man einfach klar mit offenen Kar-
ten spielt, damit es gar nicht erst so aussehen 
kann, ‚die hat mich in die Dusche gezerrt‘, oder 
so was“ (A.2, 240). Auch der offene Umgang mit 
dem Präventionskonzept und die kollegiale Re-
flexion bewerteten die Teilnehmenden als för-
derlich: „Weil ich einfach glaube, dass potenzielle 
Täter dann sich hier unwohl fühlen, weil wir eben 
drüber reden“ (A.2, 303).  
 

Verhaltenskodex 
 
Eine vorhandene Selbstverpflichtungserklärung 
für Mitarbeitende beinhaltet indirekt auch einen 
Verhaltenskodex: „Ich verhalte mich nicht ab-
wertend, oder nie abwertend, und unterlasse 
auch verbale Gewalt, oder verpflichte mich ge-
gen sexistisches und diskriminierendes, rassisti-
sches, nonverbales oder verbales Verhalten“ (A.2, 
63). Von den Teilnehmenden wurde insbeson-
dere die Wichtigkeit der Jugendleitung15 als 
Vorbildfunktion herausgestellt: „Ich glaube, dass 

                                                      

15 Die Jugendleitung plant u.a. Projekte für Jugendli-
che und ist für die Gewinnung, Schulung und Beglei-
tung von ehrenamtlich Tätigen zuständig.  

die Jugendleiterin sehr viel ausmacht davon, wie 
wir miteinander umgehen“ (A.2, 314).  
Wie beim Pfarrer wurden auch von den Ehren-
amtlichen Nachteile der Sensibilisierung gese-
hen: die Teilnehmenden berichten von einer 
Gehemmtheit in ihrem Handeln, wenn sie bei-
spielsweise Kinder oder Jugendliche nach einer 
Verletzung trösten, da sie durch die Sensibilisie-
rung reflektieren, ob sie das Kind überhaupt auf 
den Schoß oder in den Arm nehmen dürfen: 
„Also ich empfinde es auch manchmal als stö-
rend insofern, weil so viele Situationen waren, 
wenn sich kleine Kinder wehgetan haben, also 
dass man drüber nachdenkt irgendwie, ‚kann ich 
das Kind jetzt auf den Schoß nehmen zum Trös-
ten‘, so Gesten, die das Kind vielleicht grade 
braucht, dann merkt man doch, wie viel da so im 
Kopf so querläuft, worauf man auf einmal achtet, 
wo man vorher nicht war, und wo es dann 
manchmal auch hemmt“ (A.2, 33). Anderseits 
könne der Verhaltenskodex auch dazu dienen, 
die eigenen Grenzen zu schützen. 
 

Selbstverpflichtungserklärung 
 
Neben regelmäßigen und verpflichtenden Fort-
bildungen müssen alle haupt- und ehrenamtli-
chen Mitarbeitenden zu Beginn ihrer Tätigkeit 
sowie jährlich wiederholend eine Selbstver-
pflichtungserklärung unterzeichnen. Die Erklä-
rung wird jedoch nicht einfach nur unterschrie-
ben, sondern mit der entsprechenden Person 
besprochen: „Alle haben eine Selbstverpflich-
tungserklärung unterschrieben, die wir aber ganz 
wichtig finden, dass wir sie nicht einfach hinle-
gen, und sagen, ‚hier, unterschreib mal‘, sondern 
wir darüber ins Gespräch kommen, und jedes 
Jahr auch mit allen Freizeitteamern und mit al-
len Mitarbeitern, jedes Jahr nehmen wir uns die 
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noch mal vor“ (A.3, 74). Diese Selbstverpflich-
tungserklärung stelle das Wertesystem der Ge-
meinde dar und könne auch als Ehrenkodex be-
zeichnet werden: „Wie gehen wir miteinander 
um, was ist uns wichtig, also da geht es darum, 
dass man keine verbale, körperliche, oder irgend 
andere Form von Gewalt duldet, dass man Stel-
lung bezieht, dass man eingreift, da steht da 
drin, dass man selber nicht gewalttätig wird in 
jeglicher Form“ (A.3, 161).  
 

Fortbildungen 
 
Die Befragten berichteten, dass in der Ge-
meinde alle ehren- sowie hauptamtlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter mittels Fortbildung 
für das Thema sensibilisiert werden. Es werde 
ein Aufbaukurs „Prävention“ angeboten, der 
nicht nur für die direkt in der Kinder- und Ju-
gendarbeit Tätigen zur Verfügung stehe, son-
dern für „alle Mitarbeitenden, die in irgendeiner 
Form mit Kindern und Jugendlichen zu tun ha-
ben, und sei es nur in der Begegnung, wie die 
Küster, die machen ja keine Arbeit mit den Kin-
dern, aber die begegnen sich“ (A.3, 76). Dabei 
seien Themen von besonderer Bedeutung wie 
Grenzen erkennen und achten. Bevor Teammit-
glieder mit auf Freizeiten fahren, müssen sie ein 
Präventionswochenende absolvieren. Hier 
werde unter anderem auch die Situation der 
Übernachtungen besprochen. 
 

Erweitertes Führungszeugnis 
 
Die haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitenden 
sind dazu verpflichtet, ein Führungszeugnis vor-
zulegen. Darüber hinaus wird in Bewerbungsge-
sprächen mit neuen hauptamtlichen Mitarbei-
tenden das Präventionskonzept thematisiert. 
Anhand einer Arbeitshilfe können sich Perso-
nen, die das Bewerbungsgespräch führen, an 
entsprechenden Fragen und Themen orientie-

ren. Hauptamtliche müssen das Führungszeug-
nis alle fünf Jahre neu vorlegen. Dies wird von 
der Jugendleitung dokumentiert.  
 

Partizipation 
 
Kinder und Jugendliche werden innerhalb von 
Gesprächskreisen (z.B. Abschlussrunden) ermu-
tigt, Kritik und Änderungswünsche zu äußern. 
Weiterhin haben sie die Möglichkeit, Regeln für 
den gemeinsamen Umgang innerhalb der ver-
schiedenen Angebote, etwa im Konfirmations-
unterrricht, selbst zu erarbeiten: „Dass wir das so 
gemacht haben, dass wir die in kleine Gruppen 
geteilt haben, und die sollten sich erst mal selber 
überlegen, wie möchte ich eigentlich von den an-
deren behandelt werden, und dass sie Regeln 
aufgeschrieben haben, und Plakate erstellt ha-
ben, die dann vorgestellt haben, und dass man 
dann am Ende der Konfi-Stunde noch mal zu-
sammen das zusammengetragen hat, auf ein 
großes Plakat geschrieben hat, dass man da sich 
auch immer dran erinnern kann, und dass alle 
damit einverstanden sind. Ich glaube, wir haben 
sogar alle am Ende noch mal unterschrieben, die 
ganze Gruppe“ (A.2, 66). 
 

Präventionsangebote 
 
Die Gemeinde hat im Rahmen von Präventions-
angeboten für Kinder und Jugendliche Theater-
abende von Fachberatungsstellen organisiert, 
also externe Expertise eingebaut. Gleichzeitig 
wird aber auch versucht in der Gemeinde Prä-
ventionskompetenz aufzubauen. So werden die 
ehrenamtlich Tätigen in einem Aufbaukurs „Kin-
der stärken“ darin geschult, Angebote für Kin-
der und Jugendliche in ihre Arbeit einzubauen: 
„Es gibt jetzt für die Ehrenamtler einen Aufbau-
kurs ‚Kinder stärken‘ auf Kirchenkreisebene, und 
das soll in die Gemeinden noch mal dann gehen, 
wo können wir denn Kinder noch mal anders 
stärken, weil natürlich gehört zur Prävention 
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eben die Schulung der Menschen, die das verant-
worten, aber eben auch Angebote für die Kinder 
zu machen“ (A.3, 117). Innerhalb der Kinderta-
gesstätten gibt es das Angebot „Löwenstark“, 
innerhalb dessen die Kinder bestärkt werden, 
ihre Meinungen und Gefühle zu äußern. Im Fa-
milienzentrum gibt es zudem das Angebot ei-
nes „Schrei-Workshops“ für Grundschulkinder, 
bei denen Kinder lernen „nein“ zu sagen und 
sich lauthals zu wehren. Dabei beobachteten 
die Teilnehmenden, dass Eltern ihre Kinder vor 
allem auf Empfehlungen von anderen Kindern 
zu Angeboten bringen und nicht aufgrund des 
Präventionskonzepts: „Die meisten Eltern die 
ihre Kinder hier hinbringen, tun das durch Emp-
fehlungen von Freunden, wenn die Kinder sagen, 
‚mein Freund geht dahin‘, also dass eher dann 
die Eltern untereinander vielleicht mal sprechen. 
Also ich persönlich wurde noch nicht so gefragt, ‚‘ 
‚wie sieht das denn hier aus, ist mein Kind hier 
sicher‘“ (A.2, 257). 
 
Weiterhin berichteten die Teilnehmenden von 
situationsbedingten, stärker reaktiven Angebo-
ten auf Freizeiten. Im Falle von einer Häufung 
verbaler Grenzüberschreitungen durch Schimpf-
wörter werde dies beispielsweise in Workshops 
aufgegriffen und Kinder und Jugendliche somit 
sensibilisiert.  
 

Elterninformation 
 
Eltern werden vor Ferienfreizeiten auf Eltern-
abenden über das Präventionskonzept und den 
Verhaltenskodex informiert: „Da gibt es ja auch 
Regeln, die vorher schon verabredet sind, also 
über die auch die Erziehungsberechtigten infor-
miert sind“ (A.3, 177). Einzelne Teilnehmenden 
berichten von allgemeinen Informationsveran-
staltungen für Eltern zum Thema „Prävention 
sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ 
mit externen Kooperationspartnern.  
 

Beschwerdeverfahren 
 
Für die Kinder und Jugendlichen sind drei Ver-
trauenspersonen auf Kirchenkreisebene be-
nannt, wobei sowohl männliche als auch weibli-
che Personen zur Verfügung stehen. Diese neh-
men an speziellen Fortbildungen teil: „Wo wir 
zweimal im Jahr uns zum Netzwerktreffen tref-
fen, und gleichzeitig auch eine Fortbildung noch 
mal mit einem Schwerpunkt haben, und dadurch 
dass wir diese Fortbildung gemacht haben, gehö-
ren wir dort dem Netzwerk noch an, und die ma-
chen auch zwei Netzwerkfachtagungen jedes 
Jahr, wo wir dann noch mal speziell zu diesen 
Themen einen Fachtag haben, aber uns immer 
auch im ersten Block austauschen, ‚wie läuft es 
in meinem Verband, wie läuft es bei meinem 
Träger‘, dass wir auch so voneinander erfahren, 
also auch wo hakt es, und ein anderer sagt, ‚das 
hatten wir auch, aber wir haben das so und so 
gemacht‘, dass wir voneinander miteinander 
auch noch mal lernen können“ (A.3, 103).  
 
Die Kontaktdaten aller Ansprechpersonen seien 
in jedem Gemeindehaus aufgehängt. Kinder 
und Jugendliche können sich auch anonym per 
E-Mail oder Telefon melden. Ein Vorteil sei, dass 
die drei Ansprechpersonen regional verteilt 
sind, sodass es auch die Möglichkeit gebe, sich 
an Personen zu wenden, die nicht der eigenen 
Gemeinde angehören. Damit die Personen den-
noch in allen Gemeinden „bekannt“ sind, stellen 
sich diese in den unterschiedlichen Gemeinden 
vor. Die Vertrauenspersonen stehen auch den 
Mitarbeitenden beratend zur Verfügung. 
 
Kinder und Jugendliche haben auf Freizeiten 
auch die Möglichkeit, einen Kummerkasten als 
anonymes „Beschwerdeverfahren“ zu nutzen, in 
den sie Wünsche oder auch Kritik und Sorgen 
einwerfen können. Die Teilnehmenden schilder-
ten jedoch, dass dieser Kasten von den Jugend-
lichen kaum genutzt werde, sondern Wünsche, 
Probleme und Sorgen durch Beziehungsarbeit 
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direkt an die Betreuenden herangetragen wer-
den. Die Teilnehmenden schätzten es dabei als 
förderlich ein, dass die Gruppengrößen ver-
gleichsweise klein seien und somit für die Kin-
der und Jugendlichen eine niedrige Schwelle 
bestehe, sich direkt einer Person anzuvertrauen: 
„Also je nachdem wie das Verhältnis ist, und da 
ich nicht mit fünfzig Leuten auf Freizeiten fahre, 
das möchte ich nicht, ich möchte gucken, wie 
geht es dem Einzelnen, und die Einzelnen im 
Blick haben, wird der Kummerkasten nicht ge-
nutzt, er ist immer dabei, aber er wird nicht ge-
nutzt“ (A.3, 170). Im Interview wurde immer wie-
der deutlich, wie wichtig den Teilnehmenden 
die Beziehungsarbeit mit Kindern und Jugendli-
chen ist, um den Kindern und Jugendlichen die 
Möglichkeit zu bieten, sich bei Wünschen oder 
Problemen anzuvertrauen zu können.  
 
Eine weitere Möglichkeit für Kinder und Ju-
gendliche, ihre Meinung auf Freizeiten zu äu-
ßern, besteht darin, „dass wir abends immer 
noch so eine Runde gemacht haben, ‚wie war der 
Tag‘, und dann haben auch welche gesagt, ‚mich 
hat das heut total geärgert, dass wir heut so ge-
stritten haben, und das müssen wir nicht‘, oder 
so, wo das also auch angesprochen werden 
kann“ (A.3, 168). Eine ähnliche Möglichkeit ha-
ben Kinder innerhalb der Kindergruppe: „In den 
Kindergruppen zum Beispiel gibt es immer so 
eine Runde, ‚wie war mein Tag, wie war meine 
Woche‘, wo die Kinder lernen zu erzählen und 
die Kollegin versucht da einfach so eine Ebene 
mit den Kindern einzulassen, dass sie auch im-
mer wieder einfließen lässt, ‚und wenn es so was 
gibt, was ihr gerne erzählen möchtet, aber ihr 
findet, das sollen nicht alle hören, ich bin ja 
gleich da‘“ (A.3, 121). 
 

Intervention 
 
Die Gemeinde kann bei (Verdachts-)Fällen sexu-
eller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche auf 
einen niedergeschriebenen Interventionsleitfa-
den zurückgreifen. Bei Vorfällen auf Freizeiten 
werden diese direkt besprochen. Hinzugezogen 
werden dabei unter anderem der Pfarrer und 
die Jugendleitung. Die Teilnehmenden schilder-
ten, dass im Falle eines „unguten Bauchgefühls“ 
bei anderen zuerst eine Absprache mit einer 
Kollegin oder einem Kollegen erfolge, das auf-
fällige Verhalten mit der betroffenen Person 
thematisiert und anschließend weiter beobach-
tet werde, und dann im Extremfall für die be-
schuldigte Person in einer Entlassung nach 
Hause enden würde: „Also der erste Teil ist na-
türlich erst mal, der Person zuzuhören, der das 
passiert ist, und das andere ist dann, das Ge-
spräch suchen, […] auch mal die Motivation her-
ausfinden, und dass man dann noch mal in der 
kompletten Gruppe auch noch mal anspricht, 
was hat Platz hier, und was nicht“ (A.3, 174). 
 
Eine Teilnehmerin berichtete, dass auch im Falle 
einer wahrgenommenen individuellen Überfor-
derung im konkreten Einzelfall der Leitfaden 
Handlungssicherheit biete: „Also ich muss dann 
auch ganz ehrlich sagen, ich wäre da im ersten 
Moment überfordert, aber das ist halt das, was 
wir genau lernen, dass man sagen muss, ‚ich 
kann dir grade nicht weiterhelfen, aber ich finde 
es gut, dass du mir das erzählt hast, darf ich das 
mit einer bestimmten, weiteren Person bespre-
chen, oder sollen wir noch jemanden dazu holen, 
damit wir das genau kommunizieren können, ich 
möchte dir helfen‘“ (A.2, 188). Diesen Eindruck 
der Handlungssicherheit durch ein Interventi-
onskonzept bestätigten auch andere Befragte: 
„Dass auch den Handelnden in ihrer Wahrneh-
mung, oder in ihrer Unsicherheit auch ein Hand-
lungsrahmen angeboten wird, dass dann eigent-
lich deutlich wird, was mach ich dann eigentlich, 
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also mit meinem Gefühl, oder mit meiner Be-
obachtung“ (A.3, 79). 
 

Kooperation 
 
Kooperationen bestehen in verschiedenen Be-
reichen. Einerseits, wie bereits erwähnt, im Be-
reich der Fortbildungen für die Mitarbeitenden 
oder im Bereich der speziellen Fortbildungen 
der Vertrauenspersonen. Andererseits gibt es 
Kooperationen im Bereich der Präventionsange-
bote und Informationsangebote für Kinder, Ju-
gendliche und Eltern. 
Weiterhin kann die Gemeinde auf ein Netzwerk 
zurückgreifen, in dem mehrere Gemeinden sich 
regelmäßig treffen. Einerseits ist damit das 
Netzwerk der Landeskirche für Vertrauensper-
sonen gemeint, das sich zweimal im Jahr trifft. 
Anderseits ein Netzwerk der Konvente, bei dem 
sich alle Jugendleiter von dreizehn Kirchenge-
meinden regelmäßig treffen. 
 

Sexualpädagogisches Konzept  
 
Die Befragten erkannten die Tatsache an, dass 
sich zwischen den in den Angeboten teilneh-
menden Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
in den Gemeinden auch Liebesbeziehungen 
entwickeln können und dass es nicht zielfüh-
rend sei, zu versuchen, die Kontakte zu unter-
binden. Dennoch haben sich feste Regeln etab-
liert, die zum Schutz der Kinder und Jugendli-
chen beitragen sollen. Sofern in den Teams ein 
Paar vorhanden sei, dürften diese nicht zusam-
men auf Freizeit fahren. Beziehungen zwischen 
Teamenden und Teilnehmenden sind generell 
untersagt, auch wenn die Altersspanne zum Teil 
sehr gering ist. Beziehungen zwischen den Teil-
nehmenden sind erlaubt, jedoch werden sie an-
gehalten, sich nicht allein zurückzuziehen, son-
dern in der Gruppe zu bleiben: „Wir haben das 
dann zusammen besprochen, und die haben 
auch gesagt, das ist auch für sie vollkommen in 
Ordnung, aber sie werden natürlich auch nicht 

so tun, als wären sie nicht zusammen, und das 
will ich auch nicht, das ist gar nicht mein Thema, 
aber so, es war klar, dass sie nicht in einem Zim-
mer übernachten können, es war auch klar, dass 
sie sich jetzt nicht einfach mal verpieseln kön-
nen“ (A.3, 199). Generell sind auf Freizeiten ge-
trenntgeschlechtliche Zimmer oder Zelte vor-
handen. 
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Als einen förderlichen Punkt, um das Schutz-
konzept am Leben zu erhalten, wird das Lernen 
der Kinder und Jugendlichen voneinander be-
nannt: „Die Älteren erziehen die Jüngeren, und 
man lernt dann wieder von den Jüngeren, so 
bleibt es halt irgendwie, das hält sich so die 
Waagschale“ (A.2, 51). 
Eine andere Teilnehmerin stellte fest, dass es 
nicht einfach sei, das Konzept am Leben zu er-
halten und dass es viel Kraft koste: „Und ich 
werde da nicht müde das zu tun, ich weiß auch, 
dass ich im Kirchenkreis, und hier öfter in der 
Gemeinde auch immer so ein bisschen jetzt so 
einen Stempel habe, ‚ach, jetzt kommt die wie-
der‘, das ist okay, weil es ist ein wichtiges Thema“ 
(A.3, 321). Für die Teilnehmenden lag das Wich-
tigste jedoch in Folgendem: „Dass wir über die-
ses Konzept reden, und dieses Konzept haben, 
und dass damit umgegangen wird, dass im 
Ernstfall jeder weiß, was er zu tun hat, und das 
auch zum Teil durch diese Verpflichtungserklä-
rung, dass sie nicht so abgefertigt wird, […] und 
dass man sich da einfach so bewusst wird, was 
man zu tun hat“ (A.2, 299). 
 
Die Teilnehmenden der Fallstudie äußerten den 
Wunsch neben der Jugendleitung, die aktuell 
aus einer Person besteht, noch weitere An-
sprechpersonen für Kinder und Jugendliche vor 
Ort zu haben: „Ich glaube, was hier fehlen 
könnte, zum Beispiel, wäre, wenn man mit der 
Jugendleiterin nicht klarkommen würde, zu kom-
munizieren, wer ist der nächste Ansprechpartner 



      

36 

 

[…] oder, genau, wenn sie im Urlaub ist, das fehlt 
so ein bisschen, dass das noch ein bisschen mehr 
kommuniziert werden müsste, auf einer anderen 
Ebene, wo man da noch sich Rat holen kann“ 
(A.2, 367). 
 
Ein weiteres Desiderat stellte die Weiterentwick-
lung des Schutzkonzepts in Bezug auf die ein-
zelnen Bausteine dar: „Das Konzept ist ja nicht 
fertig, das ist ja nur das Einstiegskonzept, ich 
würde gerne auch noch mal das erweitern, ich 
würde dieses Konzept gerne vervollständigen, 
immer in dem Wissen, dass es nie vollständig ist, 
aber noch mal, es gibt so Bausteine, wo ich finde, 
die fehlen uns, die haben wir noch nicht im An-
griff“ (A.3, 349). Andererseits würde sie aber 
auch gerne das Schutzkonzept „In einer einfa-
cheren Sprache einen für unsere ehrenamtlichen 
Jugendlichen, würden wir das gerne noch mal in 
komprimierter Form rausbringen“ (A.3, 363). Bei 
diesen beiden Desideraten fehlen jedoch aktuell 
die zeitlichen und finanziellen Ressourcen. 

B. Schutzkonzepte in 
katholischen Pfarreien 
 
 

B1. Strukturen – 
Rahmenbedingungen – Forschung 
 
Die Katholische Kirche in Deutschland besteht 
aus 27 Diözesen bzw. Bistümern, über 400 Or-
densgemeinschaften und zahlreichen geistli-
chen Gemeinschaften sowie einer Vielzahl an 
katholischen Rechtsträgern (Sekretariat der 
Deutschen Bischofskonferenz 2017). Der Katho-
lischen Kirche gehörten in Deutschland zuletzt 
23,6 Millionen Menschen an (ebd.). In der Deut-
schen Bischofskonferenz (DBK) arbeiten die Ver-
antwortlichen der Diözesen – darunter alle Bi-
schöfe – zusammen, wobei diese in ihrem Wir-
ken gegenüber der Bischofskonferenz rechtlich 
selbstständig sind. Zurzeit setzt sich die DBK 
aus 68 Mitgliedern der 27 Diözesen zusammen 
(Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
2017). Zu ihren Aufgaben gehören die Förde-
rung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, die Be-
ratung zwischen den Bistümern, die Koordinie-
rung der kirchlichen Arbeit, der gemeinsame Er-
lass von Entscheidungen und die Kontaktpflege 
zu den Bischofskonferenzen anderer Länder 
(Janssen 2015). Oberstes Gremium der Deut-
schen Bischofskonferenz ist die Vollversamm-
lung aller Bischöfe, die sich mehrmals im Jahr 
trifft (ebd.). In den Erzbistümern und Bistümern 
gab es 2016 mehr als 10.200 eigenständige 
Pfarreien und Seelsorgestellen (Sekretariat der 
Deutschen Bischofskonferenz 2017). In den 
Pfarreien gibt es circa 13.900 Priester, knapp 
3.200 ständige Diakone, 4.500 Gemeinde- und 
3.200 Pastoralreferentinnen und Patoralreferen-
ten. Die Zahl der Laien im pastoralen Dienst hat 
in den vergangenen Jahren einen stetigen Zu-
wachs erfahren, während die Anzahl der Pries-
teramtskandidaten abnimmt (ebd.). 
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Die Pfarreien vor Ort bilden einen zentralen 
Raum, in dem Kirche von den katholischen 
Gläubigen „gelebt“ wird. Große Bedeutung 
kommt in diesem Zusammenhang den verschie-
denen Gruppen einer Pfarrei zu – für Kinder und 
Jugendliche beispielsweise die Messdiener- 
bzw. katholischen Jugendgruppen sowie Grup-
pen im Rahmen der Kommunion- bzw. Firmvor-
bereitung oder die Bibelkreise.  
Eine Pfarrei und ihre gemeindlichen Angebote 
sind gekennzeichnet durch haupt-, neben- und 
ehrenamtliches Engagement sowie durch die 
Zusammenarbeit zwischen Pfarrern und Laien. 
Zu Letzteren gehören unter anderem Kinder 
und Jugendliche, die sich in der Pfarrei als Mi-
nistrantinnen und Ministranten engagieren. Ent-
sprechend aktueller Zahlen gab es in den Jah-
ren 2016/17 rund 360.000 Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene, die beim Ministrieren in 
den Pfarreien aktiv waren; etwas mehr als die 
Hälfte davon (53 %) waren weiblich (ebd.). Im 
Ministranten-Pastoral engagieren sich 58.000 
Gruppenleitende, dabei überwiegt das Prinzip 
„Jugend leitet Jugend“ (ebd.).  
Wie viele Kinder und Jugendliche genau im 
Rahmen der katholischen Kirche von Gruppen-
angeboten erreicht werden, ist nicht bekannt. 
Verzeichnet ist jedoch zumindest die Anzahl der 
Erstkommunionen und Firmungen, die häufig 
im Rahmen von Gruppenangeboten vorbereitet 
werden. Erstkommunion und Firmung stellen im 
katholischen Glauben, nach der Taufe, zwei wei-
tere, sogenannte Einführungssakramente dar, 
die Schritte des Hineinwachsens in die Kirche 
markieren. Im Jahr 2016 gingen 176.297 Kinder 
in der Regel im Alter von neun Jahren (in der 
dritten Klasse) zur Erstkommunion (Sekretariat 
der Deutschen Bischofskonferenz 2017). Etwas 
weniger Jugendliche besuchten vier bis sechs 
Jahre später (2016: 149.796 Personen) die Fir-
mung (ebd.).  
 

Pfarreien zählen mit ihren Angeboten, die von 
Kinder- und Jugendgottesdiensten über Grup-
penangebote der pfarrlichen Kinder- und Ju-
gendarbeit bis hin zu pfarrlichen Kinderfesten 
und Freizeitfahrten reichen, zu wichtigen Lern- 
und Erfahrungsfeldern, insbesondere mit Blick 
auf einen angemessenen Umgang miteinander 
(Wazlawik 2014). Neben den Pfarrern haben 
Kinder und Jugendliche dabei Kontakt zu weite-
ren Personen, wie etwa Diakonen, Gemeindere-
ferentinnen und Gemeindereferenten, Haupt-
amtlichen oder Ehrenamtlichen im Bereich der 
Kirchenmusik, Leitungen von Kommunion- und 
Firmgruppen sowie ehrenamtlichen meist ju-
gendlichen Gruppenleitungen von Kinder- und 
Jugendgruppen. 
 
Neben Pfarreien zeichnet sich das Ange-
botsspektrum der katholischen Kirche durch 
eine Vielzahl an weiteren Einrichtungen bzw. 
Organisationen zum Teil in eigener Trägerschaft 
aus (Sekretariat der Deutschen Bischofskonfe-
renz 2016). Dazu zählen Kindertageseinrichtun-
gen, Schulen, Jugendverbände, Einrichtungen 
und Dienste der Kinder- und Jugendhilfe sowie 
Einrichtungen im Gesundheitswesen (ebd.). Die 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen findet da-
her im Bereich der katholischen Kirche keines-
falls ausschließlich in den Pfarrgemeinden statt. 
In den katholischen Jugendverbänden sowie 
Einrichtungen, die von Caritasverbänden, Or-
densgemeinschaften bzw. geistlichen Gemein-
schaften getragen werden, gibt es häufig ei-
gene Anstrengungen zum Schutz von Kindern 
bzw. Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt 
(Janssen 2015), die hier aber außer Acht blei-
ben. 
 
Die katholischen Kirchengemeinden in Deutsch-
land sind Bestandteil einer in Teilen hierarchisch 
organisierten Weltkirche mit dem Papst an der 
Spitze. Diese Organisationsform führt dazu, 
dass die über historisch gewachsene Reaktio-
nen im Rahmen des Kirchenrechts (Rashid & 
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Barron 2018) hinausgehende aktuelle Bemü-
hungen der Weltkirche, die Verbreitung sexuali-
sierter Gewalt näher zu untersuchen, Schuld ge-
genüber betroffenen einzugestehen und um 
Vergebung zu bitten, sowie Vorkehrungen ge-
gen erneute sexualisierte Gewalt zu treffen, 
nicht ohne Resonanz in den katholischen Ge-
meinden geblieben sind. Gemäß der Rede zur 
Amtseinführung von Papst Franziskus im Mai 
2013 sind umfassende Präventionsanstrengun-
gen relevant: „Einen besonderen Gruß richte ich 
heute […] an jene, die Opfer von Gewalttaten 
sind […], die unter sexuellem Missbrauch gelitten 
haben und leiden. […] Ich möchte auch eindring-
lich betonen, dass wir alle uns klar und mutig 
dafür einsetzen müssen, dass jeder Mensch, vor 
allem die Kinder, die zu den verwundbarsten 
Gruppen gehören, immer verteidigt und ge-
schützt werden“ (zit. nach Wazlawik 2014, S. 55). 
In der Weltkirche und damit auch in den katho-
lischen Gemeinden in Deutschland soll entspre-
chend ein Selbstverständnis hinsichtlich der 
Prävention sexueller Gewalt etabliert werden, 
das eine klare Positionierung gegenüber sexuel-
ler Gewalt sowie konkrete Schritte zur Verhin-
derung sexueller Gewalt beinhaltet (Terry, 
2015). 
 
In Deutschland erließ die DBK bereits im Jahr 
2002 für alle Diözesen unverbindliche Leitlinien 
zum „Vorgehen bei sexuellem Missbrauch Min-
derjähriger durch Geistliche im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz“, welche im Jahr 
2010 bezugnehmend auf das Bekanntwerden 
von Fällen sexualisierter Gewalt in der Kirche 
verschärft bzw. überarbeitet und 2013 ergänzt 
wurden (Wazlawik 2014; zur Chronologie: Fe-
gert u.a. 2015; Mertes 2015). In diesem Zusam-
menhang standen für die DBK folgende Aufga-
ben im Fokus: (1) Verantwortung verorten, (2) 
die Leitlinien aus dem Jahr 2002 auswerten, (3) 
Prävention stärken und (4) die Wahrheit aufde-
cken (Janssen 2014). Die überarbeiteten „Leitli-
nien für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 

Minderjähriger durch Kleriker, Ordensangehö-
rige und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im Bereich der Deutschen Bischofskonfe-
renz“ bilden eine einheitliche Grundlage für die 
von den Bischöfen der Diözesen erlassenen Re-
gelungen und bieten denjenigen katholischen 
Trägern eine Orientierung, die sich nicht in diö-
zesaner Zuständigkeit befinden. Orientierung 
geben die Leitlinien auch hinsichtlich des kon-
kreten Vorgehens bei der Kenntnisnahme eines 
Hinweises auf sexuelle Gewalt. Auf der struktu-
rellen Ebene sehen die Leitlinien vor, dass der 
Diözesanbischof Ansprechpersonen für Ver-
dachtsfälle beauftragt und einen (interdiszipli-
nären) Beratungsstabs zu Fragen des Umgangs 
mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und 
erwachsenen Schutzbefohlenen einrichtet (DBK, 
2013; Janssen 2015; Wazlawik 2014).  
 
Um die Entwicklung der Maßnahmen zu koordi-
nieren, zu vernetzen und über die Umsetzungs-
schritte auf den unterschiedlichen Ebenen zu in-
formieren wurde Bischof Ackermann zum Be-
auftragten der Deutschen Bischofskonferenz für 
Fragen des sexuellen Missbrauchs Minderjähriger 
im kirchlichen Bereich und für Fragen des Kin-
der- und Jugendschutzes berufen. 
 
Zudem wurde im Jahr 2010 die erste soge-
nannte „Rahmenordnung zur Prävention von 
sexuellem Missbrauch an Minderjährigen im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz“ in Kraft 
gesetzt, die Orientierungshilfen für das präven-
tive bzw. intervenierende Handeln vor Ort bie-
tet. Die Rahmenordnung zielt darauf ab, den 
kirchlichen Präventionsmaßnahmen eine ge-
meinsame, einheitliche Basis zu geben. Sie bil-
det somit das Kernstück kirchlicher Präventions-
arbeit (Janssen 2015). Ein zentraler Bestandteil 
der Rahmenordnung ist beispielsweise die 
Schulung aller haupt-, neben- und ehrenamtlich 
Tätigen entsprechend der Art, Intensität und 
Dauer des Kontakts zu Kindern, Jugendlichen 
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und erwachsenen Schutzbefohlenen. Auch Per-
sonen mit leitender Verantwortung werden zu 
Fragen der Prävention gegen sexualisierter Ge-
walt geschult, sodass im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz auch Bischöfe, Weihbischöfe, 
Generalvikare und Auslandsseelsorger, diese 
Fortbildungseinheiten durchlaufen sollen. Dane-
ben finden sich Regelungen zur Personalaus-
wahl oder Einrichtung von und öffentliche Infor-
mation über Beschwerdemöglichkeiten (Sekre-
tariat der Deutschen Bischofskonferenz 2017; 
Janssen 2015; Wazlawik 2014).  
 
Die 2013 überarbeitete Fassung der „Rahmen-
ordnung zur Prävention von sexuellem Miss-
brauch an Minderjährigen im Bereich der Deut-
schen Bischofskonferenz“ sieht zudem die Ein-
richtung von Koordinationsstellen zur Präven-
tion gegen sexualisierte Gewalt auf Diözesanen-
ebene vor, die explizit die Entwicklung und Um-
setzung von institutionellen Schutzkonzepten 
unterstützen sollen. Die Rahmenordnung gibt 
damit eine Orientierungshilfe im Sinne eines 
Rasters für Elemente von Schutzkonzepten, die 
im Zusammenspiel eine für Kinder und Jugend-
liche sichere Umgebung schaffen sollen und er-
möglicht gleichzeitig die Entwicklung eines 
„maßgeschneiderten Schutzkonzepts“ für jede 
Diözese (Zimmer 2015, S. 60). Entsprechend der 
Rahmenordnung Prävention besteht ein Schutz-
konzept aus sechs Bestandteilen, welche die Be-
reiche Personalauswahl und Personalentwick-
lung, Verhaltenskodex und Verpflichtungserklä-
rung, Beratungs- und Beschwerdewege, nach-
haltige Aufarbeitung von Fällen vermuteter o-
der bestätigter sexualisierter Gewalt, Qualitäts-
management sowie Aus- und Fortbildung be-
treffen (vgl. dazu Rooß 2017; Zimmer 2015). 
 
Neben diesem eher „technischen bzw. konzepti-
onellen“ Handwerkszeug betont Andreas Zim-
mer (2015, 64f.) eine Kultur der Achtsamkeit als 
bedeutsamen Aspekt der Prävention von sexua-
lisierter Gewalt, der parallel zu den einzelnen 

Elementen eines Schutzkonzepts liege (vgl. auch 
DBK 2012). Unter einer Kultur der Achtsamkeit 
werden etablierte Momente des Innehaltens 
und die bewusste Wahrnehmung von Eindrü-
cken verstanden, die „es Menschen erleichtert, 
das zu sehen, was ihnen ihr Verstand nicht zu se-
hen erlaubt, weil sie sich selber etwas besser ver-
stehen und annehmen, und so ‚blinde Flecken‘ zu 
schließen, damit Kinder, Jugendliche und er-
wachsene Schutzbefohlene sichere Räume des 
Lebens und Entwickelns […] finden“ (ebd., S. 66). 
Dementsprechend fördere eine solche Kultur 
die dauerhafte Etablierung eines wertschätzen-
den und grenzwahrenden Umgangs miteinan-
der (Wazlawik 2016). Auch die aktuelle Rah-
menordnung Prävention zielt darauf ab, „eine 
neue Kultur des achtsamen Miteinanders zu ent-
wickeln. Dafür muss es transparente, nachvoll-
ziehbare, kontrollierbare und evaluierbare Struk-
turen und Prozesse zur Prävention sexualisierter 
Gewalt geben.“ (DBK 2013, S. 1).  
 
Auf Grundlage der Rahmenordnung gibt es 
zum aktuellen Zeitpunkt in jedem Bistum in-
terne und externe Ansprechpersonen und inter-
disziplinäre Arbeitsstäbe bzw. Kommissionen. 
Weiter hat zwischenzeitlich jede Diözese eine 
kirchenrechtlich verbindliche Präventionsord-
nung in Kraft gesetzt. Infolge der diözesanen 
Präventionsordnungen wurden ab 2010 in allen 
Bistümern sogenannte „Präventionsbeauftragte“ 
eingesetzt, die die präventiven Aktivitäten koor-
dinieren und als Ansprechpersonen fungieren 
(z.B. bei der Entwicklung und Umsetzung von 
trägerspezifischen Präventionskonzepten) (vgl. 
Wazlawik 2014). Im Jahr 2017 umfasste die Zahl 
der Präventionsbeauftragten in den (Erz-)Bistü-
mern 34 Personen. Das Amt von sogenannten 
„Missbrauchsbeauftragten“, die als Ansprech-
personen für die Prüfung von Verdachtsfällen 
sexueller Gewalt aber auch für die Entgegen-
nahme von Anträgen auf Leistungen in Aner-
kennung des Leids von Betroffenen fungieren, 
wurde von 56 Beauftragten der (Erz-)Bistümer 
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und 201 Beauftragten der Ordensgemeinschaf-
ten bekleidet (Sekretariat der Deutschen Bi-
schofskonferenz 2017). Des Weiteren wurde in 
2015 die „Bundeskonferenz der diözesanen Prä-
ventionsbeauftragten“ eingerichtet, die zu einer 
Vernetzung über die Diözesen hinweg und ver-
einfachteren Abstimmungsprozessen beitragen 
soll. Zudem konstituierte sich eine „Bischöfliche 
Arbeitsgruppe zum Thema Kinder- und Jugend-
schutz“ (ebd.). Diese vom Ständigen Rat im Jahr 
2015 einberufene Arbeitsgruppe unterstützt 
den Beauftragten der Deutschen Bischofskonfe-
renz für Fragen des sexuellen Missbrauchs im 
kirchlichen Bereich und für Fragen des Kinder- 
und Jugendschutzes. 
 
Seit der öffentlichen Diskussion um Fälle sexua-
lisierter Gewalt in Institutionen – u.a. auch in ka-
tholischer Trägerschaft – ab dem Jahr 2010 hat 
die wissenschaftliche Beschäftigung mit diesen 
Fällen und die Forschung zur Prävention von se-
xualisierter Gewalt an Kindern und Jugendlichen 
einen insgesamt deutlich erkennbaren Anstieg 
erfahren.  Teilweise richtete sich das For-
schungsinteresse in Deutschland und internati-
onal explizit auf sexuelle Gewalt im Raum der 
katholischen Kirche – wie es eine aktuelle Me-
taanalyse zu aufzeigt, die sich mit Umfang und 
Art sexueller Missbrauchstaten an Minderjähri-
gen innerhalb der katholischen Kirche und in 
sonstigen 
Institutionen beschäftigt hat (Dölling u.a. 2016): 
Es könnten knapp 40 Studien zu Missbrauch in 
der katholischen Kirche identifiziert werden, die 
zu zwei Drittel nach 2010 entstanden waren. 
Knapp 38 Prozent der Untersuchungen wurden 
in Deutschland im Zeitraum von 2010 bis 2014 
durchgeführt. Viele der wissenschaftlichen Ab-
handlungen beschäftigen sich mit der Aufarbei-
tung von Fällen sexualisierter Gewalt an ver-
schiedenen Orten in der katholischen Kirche, 

                                                      

16 Homosexuelle Neigung zu Jugendlichen. 

darunter auch Pfarreien (beispielsweise im Kon-
text der Katechese , der Ausübung der Mess-
dienstes, der Beichte bzw. seelsorgerischen Ge-
sprächen oder in der gemeindlichen Jugendar-
beit) (Kowalski 2018; Janssen 2015; Fernau/Hell-
mann 2014; Fegert u.a. 2013).  
 
Ein Teil der wissenschaftlichen Diskussion be-
schäftigt sich mit der Frage, welche besonders 
ausgeprägten Faktoren zu sexualisierter Gewalt 
in der katholischen Kirche beigetragen und die 
Aufarbeitung behindert haben. Fegert u.a. 
(2015) führen unter anderem folgende Faktoren 
an: die katholische Ausprägung der Sexualmo-
ral, das Zölibat für Priester, Vorstellungen kirch-
lichen Gehorsams und einen starken Zusam-
menhalt gegenüber der Außenwelt. Die Meta-
Analyse von Dölling u.a. (2016) unterscheidet 
zwischen individuellen und institutionellen Fak-
toren, die sexualisierte Gewalt im Raum der ka-
tholischen Kirche begünstigt haben. Unter den 
individuellen Aspekten wurden beispielsweise 
Merkmale der Ephebophilie16 und Pädophilie 
sowie emotionale, sexuelle Unreife mancher Tä-
ter angeführt. Als damit verschränkte institutio-
nelle Aspekte, die dazu beigetragen haben, dass 
individuelle Merkmale im Hinblick auf sexuelle 
Gewalt nachteilig auswirken konnten, wird auf 
das Sendungsbewusstsein und die besondere 
Machtstruktur der Katholischen Kirche, eine teil-
weise vorhandene Tabuisierung von Sexualität 
und eine mangelhafte Eignungsbewertung von 
Priesteramtsanwärtern verwiesen (Dölling u.a. 
2016; vgl. auch kritisch für eine Analyse des me-
dialen Diskurses von sexuellem Missbrauch in 
der Katholischen Kirche: Hoffmann 2015). Elisa-
beth Helming u.a. (2011) arbeiteten in ihrer Stu-
die zu sexueller Gewalt an Mädchen und Jungen 
in Institutionen als Gefährdungsaspekt zudem 
heraus, dass die katholische Kirche als „Behei-
matungsbetrieb“ (ebd., S. 144) unklare Grenzen 
zwischen dem privaten und beruflichen Bereich 



` So können Schutzkonzepte in Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche gelingen! 

41 

 

ziehe und als „gierige Institution“ (Coser, 1974) 
teilweise eine emotionale Verausgabung von 
Haupt- und Ehrenamtlichen zulasse, die diese 
dann für grenzverletzende Beziehungen anfällig 
mache (vgl. auch Keenan 2013). 
 
Im Rahmen der Auswertung der telefonischen 
Anlaufstelle der DBK für Opfer sexueller Gewalt 
zeigte sich, dass in den retrospektiven Schilde-
rungen der Betroffenen ab den 1970er-Jahren 
weniger katholische Einrichtungen (wie Heime 
oder Internate) als Tatorte für sexuellen Miss-
brauch aufgeführt wurden, sondern mehr Pfar-
reien (Zimmer u.a. 2014). Insgesamt benannten 
knapp ein Drittel der sich meldenden Personen 
(32,6 %) Pfarreien als Orte, an denen sie sexu-
elle Gewalt erfahren haben. Die Orte für den 
Missbrauch in den Pfarreien wurden von der 
Mehrheit der Betroffen als „unbestimmt“ ange-
geben. Dies ist darauf zurückzuführen, dass es 
sich meist über länger andauernde Tatzeit-
räume handelte, bei denen die Orte häufig 
wechselten (z.B. Pfarrhaus, Sakristei, Ferienfrei-
zeit). Dementsprechend gaben 81 % an, bis zu 
einem Jahr oder länger sexuelle Gewalt erfahren 
zu haben. Im Tatumfeld von katholischen Pfar-
reien konnte mehrheitlich keine Differenzierung 
zwischen Hands-on-Taten (Handlungen mit 
Körperbezug), Hands-off-Taten (Handlungen 
ohne Körperbezug) oder einem Delikt mit Pe-
netration (22,6 %, n = 1.207) gemacht werden, 
da die berichteten Taten meist sehr allgemein 
geschildert wurden (ebd.). Werden die Ge-
schlechterverhältnisse der Personen, die von se-
xueller Gewalt durch Priester, Ordensleute oder 
andere kirchliche Mitarbeitende berichteten, 
aufgeschlüsselt, waren vorwiegend männliche 
Personen betroffen (weiblich. 35%; Fegert u.a. 
2015. Aus katholischen Kirchen in einigen ande-
ren Ländern vorliegende Prävalenzschätzungen 
zu erlebten sexuellen Übergriffen stehen für die 
katholische Kirche in Deutschland aus (z.B. Lan-
geland u.a. 2015). 
 

Die katholische Kirche hat bereits seit 2002 an-
gefangen, Grundlagen für die Entwicklung von 
umfassenden Präventionskonzepten zu schaf-
fen, es gibt aber einen Mangel an Wissen dar-
über, welche Wirkungen sie haben und wie 
diese nachhaltig ausgestaltet sein können (vgl. 
Wazlawik 2014).  
 
Angaben zum Vorhandensein von einzelnen 
Präventionsmaßnahmen bzw. einem umfassen-
den Schutzkonzept stellt das Monitoring des 
Unabhängigen Beauftragten für Fragen des se-
xuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) bereit. So 
führten bei der letzten flächendeckenden Befra-
gung im Jahr 2013, an der 591 katholische Pfar-
reien teilnahmen, mehr als die Hälfte an, ein-
zelne Präventionsmaßnahmen zu nutzen, wäh-
rend lediglich 18 %, nach ihren eigenen Anga-
ben, über ein umfassendes Präventionskonzept 
verfügten (UBSKM 2013). Häufig gab es in den 
teilnehmenden Pfarreien bereits Ansprechper-
sonen, an die sich die haupt- und ehrenamtlich 
Tätigen zum Thema „Sexualisierte Gewalt“ wen-
den konnten (77 %), ebenso Kinder, Jugendliche 
und deren Eltern (70 %). Daneben wurden in 
drei Vierteln der Pfarreien spezifische Fortbil-
dungen wahrgenommen, hauptsächlich aufsei-
ten der Leitungskräfte (54 %) bzw. der Haupt-
amtlichen (62 %). Einen Verhaltenskodex zum 
Umgang miteinander hatten zum damaligen Er-
hebungszeitpunkt mehr als die Hälfte (57 %) 
der Befragungsteilnehmenden bejaht. Einen 
Handlungsplan zum systematischen Umgang 
mit sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche hatte damals knapp ein Drittel (35 %) der 
katholischen Pfarreien (ebd.).  
 
Eine vertiefte standardisierte Analyse zur Prä-
ventionsarbeit in allen 27 deutschen Diözesen 
im Jahr 2014 führte die interdisziplinäre For-
schungsgruppe von Harald Dreßing u.a. (2017) 
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im Kontext der MHG-Studie17 mittels eines 
strukturierten Fragebogens durch. Zentrales Er-
gebnis der Studie war, dass die Umsetzung von 
Präventionsmaßnahmen in den Diözesen trotz 
einer einheitlichen Rahmenordnung heterogen 
ausfällt. Dementsprechend wichen die Stellen-
kontingente der diözesanen Präventionsbeauf-
tragten (0 bis über 40 Wochenstunden) sowie 
der Anteil an geschulten Präventionsfachkräften 
in den Diözesen (0 bis über 100 geschulte Prä-
ventionsfachkräfte) stark voneinander ab. Auf-
fallend war auch, dass lediglich acht Diözesen 
Auffrischungskurse bei den angebotenen Prä-
ventionsschulungen durchführten, ein partizipa-
tiver Ansatz, der Betroffene in der Präventions-
arbeit mit einbezieht, wurde bis Ende 2014 nur 
in vier Diözesen realisiert. Die Studie kommt zu 
dem Schluss, dass sich drei Gruppen von Diöze-
sen unterscheiden lassen: Diözesen, die (1) der 
Präventionsarbeit einen sehr hohen Stellenwert 
beimessen, (2) ordentliche Präventionsarbeit 
leisten und sich der Thematik ernsthaft zuwen-
den, (3) die Aufgaben der Präventionsarbeit bis 
Ende 2014 erst zögerlich angehen (Dreßing u.a. 
2017).  
 
Evaluationen von Fortbildungsangeboten zu se-
xualisierter Gewalt im Rahmen der katholischen 
Kirche liegen noch kaum vor. Eine Ausnahme ist 
die wissenschaftliche Begleitung des E-Learn-
ing-Curriculums „Prävention von sexuellem Kin-
desmissbrauch“ für pastorale Berufe. Viele der 
Teilnehmenden (37 %,) gaben an, sich häufig 
damit zu beschäftigten, warum es zu sexuellem 
Missbrauch in der Katholischen Kirche gekom-
men ist und 20 % führten darüber sogar häufig 
Gespräche mit Kolleginnen und Kollegen (n = 
648). Als Risikofaktoren für sexuelle Gewalt wur-
den am häufigsten individuelle Faktoren aufsei-

                                                      

17 Die MHG-Studie (Mannheim, Heidelberg, Gießen) 
befasst sich mit dem Thema „Sexueller Missbrauch 

ten der Täter angegeben, gefolgt von der unzu-
reichenden Reflexion über Sexualität unter 
Geistlichen und aufgrund der Scham bezüglich 
des Themas „Sexualität“ in der Katholischen Kir-
che (vgl. auch Fegert u.a. 2015). Mit dem 
Kursangebot können weltweit Mitarbeitende 
katholischer Einrichtungen erreicht werden und 
laut einer empirischen Untersuchung von Witte 
u.a. (2015) waren die Teilnehmenden sehr zu-
frieden mit dem Programm und empfanden es 
als passend im jeweiligen beruflichen und kultu-
rellen Kontext.  
 
 
 

an Minderjährigen durch katholische Priester, Dia-
kone und männliche Ordensangehörige im Bereich 
der Deutschen Bischofskonferenz“. 
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B2. Erkenntnisse aus der 
Fokusgruppe: 
Förderliche Faktoren und 
Herausforderungen für die 
Entwicklung von Schutzkonzepten 
in katholischen Pfarreien 
 
An der Fokusgruppe, die im Rahmen des Moni-
torings im Sommer 2016 durchgeführt wurde, 
nahmen sechs Personen teil:  
 
` Vier Mitarbeitende bzw. Leitungen der Prä-

ventionsstellen der Bistümer, 
` eine Gemeindereferentin und zugleich Prä-

ventionsbeauftragte in einer Pfarrei, 
` ein Pfarrvikar und Mitglied eines im Pfarr-

verband angesiedelten Präventionsteams. 
 

Für die katholischen Pfarreien wurde der Be-
reich der Kinder- und Jugendarbeit in der Fo-
kusgruppe übereinstimmend als ein zentrales, 
aber heterogen strukturiertes Arbeitsfeld be-
schrieben. Hier finden sich sowohl etablierte eh-
renamtliche als auch hauptamtliche Strukturen, 
wobei sich die Verantwortlichkeiten je nach Ge-
meindestruktur stark unterscheiden. Für Kinder 
und Jugendliche biete die pfarrliche Kinder- 
und Jugendarbeit einen Raum mit Entfaltungs-
möglichkeiten unabhängig von Leistungen. Es 
ist aber auch ein Raum, in dem Grenzüber-
schreitungen möglich sind und denen vorge-
beugt werden müsse  
 
Eine bedeutsame Rolle beim Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt 
innerhalb des gemeindlichen Lebens wurde 
dem Pfarrer, aber auch den Gemeindereferen-
tinnen und Gemeindereferenten sowie den Pas-
toralreferentinnen und Pastoralreferenten zuge-
schrieben, wobei sich Privatleben und Beruf in 
der Pfarrei laut Aussagen der Teilnehmenden 

                                                      

18 Details zur Validierung: Siehe Kapitel „Methodi-
sches Vorgehen“ 

vermischen können: „Und es ist auch super-
schwierig, aber auch für die Pastoralreferentin-
nen und -referenten, da hab ich mir auch nie ein 
Bild davon gemacht, da hat mir eine erzählt, ,ja, 
ich gebe aber meine Kinder in den Kindergarten, 
und dann gibt es dort, über diese Kinder, gibt es 
ja private Beziehungen, und gleichzeitig bin ich 
Pastoralreferentin und wohne in dieser Ge-
meinde‘, also dieser Spagat, das ist unglaublich“ 
(B.1, 332). Die Gemengelage zwischen engen 
Arbeitsbeziehungen und privaten Beziehungen 
sowie Freundschaften in der Gemeinde bei 
Haupt- und Ehrenamtlichen sei eine zu berück-
sichtigende Ausgangssituation für alle Präventi-
onsanstrengungen in den Pfarreien.  
 

Im Kontext der Validierung18 wurden die Her-
ausforderungen, die sich in den Pfarreien erge-
ben, weiter ausgeführt. So wurde vor allem zwi-
schen zwei Herausforderungen unterschieden: 
Einerseits der Schwierigkeit in der Rollenüber-
nahme, die daraus resultiere, dass eine Person 
sowohl seelsorgerische als auch leitende Aufga-
ben innehat, andererseits die Trennung von Be-
ruf bzw. ehrenamtlicher Funktion und Privatle-
ben, die sowohl bei hauptamtlich, aber insbe-
sondere auch bei ehrenamtlich engagierten 
Personen in einer Pfarrei häufig vermischt 
werde. Auch wenn diese Schwierigkeiten im 
Handlungsfeld nicht einfach lösbar erscheinen, 
wurde in der „AG Schutzkonzepte“ ein transpa-
rentes Verhalten der jeweiligen Rollenträgerin-
nen und Rollenträger als bedeutsamer Ansatz 
diskutiert, um mit dieser Schwierigkeit umzuge-
hen.  
 
Als strukturelle Herausforderung wurden von 
der Fokusgruppe die verschiedenen Hierarchie-
ebenen in der Kirche benannt, die verschiedene 
Abstimmungsprozesse erforderlich machen 
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würden (z.B. hinsichtlich der Ordinariats19-Struk-
turen). Daneben kam auch die Aufgaben- und 
Zuständigkeitsvielfalt in der Institution Kirche 
als herausfordernde Komponente zur Sprache. 
Auf dem Gebiet einer Pfarrei könne es etwa ka-
tholische Einrichtungen, wie Kindertageseinrich-
tungen oder Schulen geben, die von eigenen 
Trägern betrieben würden und spezifischen 
Vorgehensweisen beim Schutz vor sexualisierter 
Gewalt folgen, aber von Kindern aus der Ge-
meinde besucht würden. Auch hier ergebe sich 
ein Informations- und Abstimmungsbedarf. Zu-
dem würden die Gemeinden mit hauptamtli-
chen Personal arbeiten, dessen Ausbildung (z.B. 
die Priesteramtsausbildung, der Pastoralkurs) 
mit den Ausbildungsinhalten auf übergeordne-
ter Ebene organisiert werde. 
 
Im Feld der katholischen Gemeinden sei bisher 
vor allem die jeweilige Präventionsordnung des 
Bistums als Grundlage für die präventive Arbeit 
in den Gemeinden und deren Einrichtungen ge-
nutzt worden. Die kirchliche Ordnung ist damit 
eine verpflichtende Grundlage für die Präventi-
onsmaßnahmen für alle katholischen Rechtsträ-
ger (wie z.B. Pfarreien). Ein grundlegendes Prin-
zip stelle dabei die „Achtsamkeit miteinander“ 
(B.1, 565) und damit einhergehend die „Rück-
sichtnahme“ (B.1, 565) dar, die sich letztlich 
auch in den christlichen bzw. katholischen Wer-
ten wiederfinde. Prävention von sexueller Ge-
walt gegen Kinder und Jugendliche werde dabei 
als „breites Thema“ (B.1, 565) betrachtet, das 
den Umgang mit Macht betreffe und insgesamt 
den Umgang miteinander in den Fokus rücke: 
„Glaub ich, wird vielfach sehr stark, genital kon-
notiert, und dass sexualisierte Gewalt ein viel, 
viel größeres Phänomen ist, wie gehe ich am Ar-
beitsplatz damit um: Männer, Frauen, Obrigkeit, 
oben, unten, all das spielt ja da mit rein in sexua-
lisierte Gewalt, also wenn ich das einfach mal 

                                                      

19 Ein Ordinariat stellt die oberste Verwaltungsstelle 
eines katholischen Bistums dar. 

vom Begriff her nehme, also so dieses, dass es 
nicht nur auf das rein Körperliche reduziert wer-
den darf, sondern da spielt mehr rein. Nicht? […] 
dass es ein viel, viel breiteres Feld ist, als Men-
schen anzulangen, also Menschen vielleicht auch 
ungehörig zu berühren, sondern dass es damit zu 
tun hat, wie gehe ich eigentlich mit meiner Kolle-
gin um, wie gehe ich denn am Arbeitsplatz mit 
Menschen um, also ich glaub, da ist noch Arbeit 
zu leisten, das auch aufzudröseln, oder noch mal 
aufzuschließen, dass es da um mehr geht“ (B.1, 
577).  
Ein förderlicher Aspekt für die Präventionsarbeit 
in den katholischen Gemeinden wurde von ein-
zelnen Teilnehmenden darin gesehen, dass The-
men wie Gewalt und sexuelle Gewalt vor dem 
Hintergrund dieser Werthaltungen thematisiert 
und in der Öffentlichkeit verhandelt werden 
könnten. 
 
In den Schwierigkeiten einer Thematisierung 
von Sexualität und Geschlechtlichkeit in der In-
stitution Kirche wurde in der Fokusgruppe aber 
eine besondere Anforderung bei der Implemen-
tierung von Schutzkonzepten gesehen: „Aber es 
ist tatsächlich also die Frage, wie geht Integra-
tion […] wie können wir das integrieren, Sexuali-
tät, und die Abgrenzung zur sexualisierten Ge-
walt, also dafür muss ich aber auch die Positivfo-
lie mal beschreiben, was ist denn das Gute, und 
das Schöne, und das […] also und das sind alles 
Dinge, wo wir keine Kultur bisher haben, da 
überhaupt auf diese Weise drüber zu sprechen“ 
(B.1, 548). Gleichzeitig bestand Konsens, dass 
Kirche in der Gesellschaft lebe. Da der Umgang 
mit Gewalt und Sexualität auch ein „gesell-
schaftliches Problem“ (B.1, 563) sei, sei Präven-
tion damit eine Aufgabe, der sich die Kirche 
auch von dieser Seite her stetig zu stellen habe, 
ohne dass schnelle Lösungen zu erwarten seien: 
„Sexismus gehört noch bei uns zur Gesellschaft, 
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das ist noch nicht hinterfragt, und wir können 
noch so viel Präventionsarbeit machen, aber da 
ist noch ein weites Feld. Und Macht und Kirche 
ist auch noch nicht ausgeräumt“ (B.1, 586). 
 
Über die Grundhaltungen und das Verhältnis 
zur Gesellschaft hinausgehend wurden in der 
Fokusgruppe weitere – vor allem strukturelle – 
Faktoren besprochen, die eine Etablierung von 
Schutzkonzepten in Pfarreien erschweren. Ein 
Aspekt war dabei, dass die sehr verschiedenen 
Angebote für Kinder und Jugendliche innerhalb 
der Gemeinde (z.B. Firmungsvorbereitung, Zelt-
lager) teilweise spezifische Ansätze benötigen 
und nicht eine Angebotsform von allen wahrge-
nommen und damit alle erreicht werden. Eine 
andere Schwierigkeit besteht darin, dass Ver-
antwortlichkeiten für die Präventionsarbeit teil-
weise unklar sind, beispielsweise, wenn Veran-
staltungen oder Angebote von einer Pfarrei und 
einem Jugendverband gemeinsam ausgerichtet 
werden. Dabei sollte dann beispielsweise klar 
geregelt sein, wer die Führungszeugnisse sich-
tet. Die Empfehlung einiger Fokusgruppenteil-
nehmenden bestand darin, schriftliche Erklärun-
gen der Kooperationspartner einzuholen, dass 
diese die Maßnahmen der Präventionsordnung 
umsetzen. 
 
Von den Teilnehmenden wurde die Personen-
zentriertheit in den Pfarreien - anstelle einer 
Orientierung an Strukturen - als Erschwernis 
empfunden. Im Mittelpunkt könnten sowohl 
Pfarrer aber zum Beispiel auch bestimmte Eh-
renamtlichen stehen: „Also es ist unglaublich 
schwer, aus meiner Erfahrung, in diese sehr stark 
auf die Person fokussierten Systeme, Strukturen 
reinzubringen auch die Bedeutung von Struktu-
ren deutlich zu machen, und wenn, die Personen 
bewegen sich tagsüber in einem anderen System, 
und übernehmen die Logik selbstverständlich, 
kehren aber dann ab, in ihrer Freizeit, in dieses 
personenzentrierte System zurück, und ticken 

völlig anders“ (B.1, 318). Von den so in den Mit-
telpunkt gerückten Personen könne dies als 
große Belastung und Verunsicherung erlebt 
werden und zu großer Vorsicht führen. Der teil-
nehmende Pfarrvikar veranschaulichte diese Si-
tuation anhand seiner persönlichen Rolle, die er 
in der Gemeinde einnimmt. Er halte es nach sei-
nem eigenen Empfinden sowie aus Sorge vor 
Falschbeschuldigungen für wichtig, Distanz zu 
den in der Pfarrei engagierten Kindern und Ju-
gendlichen zu wahren und klare Grenzen zu zie-
hen bzw. Berührungen vorab zu thematisieren: 
„Also ich für mich hab schon entschieden, so hart 
wie es mir auch angeht, dass ich in meiner Arbeit 
so gut wie nichts mit Kindern zu tun haben will, 
also in direktem Kontakt, ich gehe nicht mehr in 
den Kindergarten, und wenn ich reingehe, nicht 
alleine, wie letzte Woche hatten wir Beichttag, ja 
gut, da kann ich jetzt nicht, wir haben leider 
nicht einsehbare Beichtzimmer, mir ist es wichtig, 
dass bei der Absolution, dass ich die Hände auf-
lege, ich frage immer, ‚ist es okay für dich‘, und 
wenn es nicht okay ist, das ist auch für mich 
okay, dann tue ich das nicht, und trotzdem weiß 
ich nicht, was das Kind zu Hause erzählt, und 
wenn ich mir dann noch den Satz einer Minist-
rantin ins Bewusstsein höre, die sagt, ‚na ja, 
wenn ich einen Pfarrer abschießen will, dann 
muss ich nur sagen, der hat mich angelangt‘“ 
(B.1, 352).  
 
Erschwerend für die Umsetzung von Schutzkon-
zepten komme hinzu, dass die Überzeugung für 
die Notwendigkeit eines solchen noch nicht bei 
allen Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen 
gleichermaßen bestehe: „ich glaube, ein Punkt 
ist auch noch, der eben auch zu Anfang an be-
sprochen wurde, dass viele Hauptamtliche nach 
wie vor nicht davon überzeugt sind, dass es halt 
wichtig ist, ähm, das voranzubringen, das 
Thema, und wenn ich selber schon das Thema 
nicht gut an den Mann bringen kann, weil ich 
selber nicht davon überzeugt bin, dann kann ich 
nicht von einem Ehrenamtler erwarten, dass er 
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sich irgendwo hinsetzt, und stundenlang, und 
sich was anhört, und, ja, wenn man eher noch 
davon ausgeht, dass jetzt Präventionsschulungen 
stattfinden, weil alle erst mal unter Generalver-
dacht stehen, und das finde ich halt nach wie vor 
sehr schwierig, dass der Widerstand unter den 
Hauptamtlichen noch so groß ist, dass er bei den 
Ehrenamtlichen definitiv auch da ist�“ (B.1, 512). 
Daneben wurde aber auch die Tatsache der ho-
hen Fluktuation bei den Ehrenamtlichen als 
Herausforderung für eine kontinuierliche Um-
setzung von Schutzkonzepten angeführt.  
 

Risikoanalyse 
 
Die Teilnehmenden schilderten, dass in der 
„Rahmenordnung zur Prävention von sexuellem 
Missbrauch an Minderjährigen im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz“ Risikoanalysen 
noch nicht erwähnt und verankert seien. Den-
noch ließen sich im Rahmen der Fokusgruppe 
einige praktische Beispiele für Risikoanalysen 
finden, die im Handlungsfeld durchgeführt wur-
den (z.B. in einer Beratungsstelle eines Bistums). 
Eine Präventionsbeauftragte berichtete, dass im 
Rahmen einer Schulung eine „Fantasiereise“ 
(B.1, 465) unternommen wurde, um mögliche 
Risiken im baulichen oder kommunikativen, 
zwischenmenschlichen Bereich zu identifizieren. 
 
Als Herausforderungen für die Durchführung 
von Risikoanalysen auf der Ebene von katholi-
schen Pfarreien wurde die Vielfalt an verschie-
denen Aktivitäten benannt, die von Zeltlagern 
bis zur Firmvorbereitung reichen und sehr un-
terschiedliche Risiken beinhalten.  
 

Entwicklung und Verankerung von 
Schutzkonzepten auf der Ebene 
der Pfarreien  
 
In der Fokusgruppe wurde eine Wahrnehmung 
geschildert, wonach die Diözesen mit ihren Prä-
ventionsordnungen einen klaren Impuls für 

Schutzkonzepte auf der Ebene der Pfarreien ge-
sendet hätten. Ein Teil der Pfarreien folge dem 
gerne. Für die Übrigen sei bislang unklar, wel-
che kirchenrechtlichen Handlungsmöglichkeiten 
die Bistümer hätten. Anreize in Form finanzieller 
Zuschüsse durch die Bistümer oder aber auch 
die Kommunen seien aber sicher förderlich. 
 
Im Rahmen der Validierungssitzung wurde da-
gegen darauf hingewiesen, dass die Herausfor-
derung weniger in unklaren rechtlichen Hand-
lungsmöglichkeiten bestehe, sondern vielmehr 
im tatsächlichen „politischen“ Willen der Bis-
tumsleitung, mögliche Sanktionsmaßnahmen 
auszusprechen. 
 
Während in anderen kirchlichen Handlungskon-
texten (z.B. Kindertageseinrichtungen) eine Ver-
ankerung des Schutzkonzepts im Rahmen des 
Qualitätsmanagements angesiedelt ist, passe 
dies laut Fokusgruppenteilnehmenden auf 
Ebene der Pfarreien noch schlecht. Hier wurde 
ein noch großer Bedarf an systematischen Ab-
läufen und Strukturen für die Präventionsarbeit 
und darüber hinaus gesehen. 
 
Aufseiten der Teilnehmenden in der Fokus-
gruppe wurden für die nachhaltige Verankerung 
des Themas der Prävention auf der Ebene der 
Pfarreien vor allem fünf Punkte herausgestellt:  
 
(1) Eine bessere Ressourcenausstattung der 

Präventionsstellen im Bistum, um dem 
Thema mehr Bedeutung zu verleihen,  

(2) eine klare Haltung der Bistumsleitung 
hinsichtlich der Wichtigkeit und 
Verbindlichkeit von Prävention, 

(3) Aufgreifen der Präventionsarbeit von der 
Bistumsleitung als Teil von Organisations- 
und Personalentwicklung,  

(4) Austausch unter den Bistümern hinsichtlich 
der Erfahrungen zur Umsetzung von 
Schutzkonzepten, 
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(5) verlässliche Ansprechpersonen vor Ort in 
den Pfarreien (z.B. Präventionskräfte), die 
die Umsetzung von Schutzkonzepten 
begleiten. 

 

Verhaltenskodex  
 
Von den Teilnehmenden wurde angegeben, der 
Verhaltenskodex bzw. Ethikkodex stelle eine 
Säule in der „Rahmenordnung zur Prävention 
von sexuellem Missbrauch an Minderjährigen 
im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ 
dar. In den verschiedenen Bistümern bzw. Pfar-
reien würden dafür etwas unterschiedliche Be-
griffe verwendet. Auch der Grad der Ausdiffe-
renzierung und der Stand der Umsetzung seien 
sehr variabel. Als positives Beispiel wurde aus 
einem Bistum berichtet, dort sei der Ethikkodex 
so ausdifferenziert, dass er den angemessenen 
Umgang mit sich selbst, mit anderen Kollegin-
nen und Kollegen, mit Vorgesetzten, mit (er-
wachsenen und minderjährigen) Schutzbefohle-
nen sowie den Umgang mit Ressourcen in den 
Blick nimmt.  
 
In diesem Zusammenhang erwähnten die Teil-
nehmenden der Fokusgruppe auch Selbstver-
pflichtungserklärungen für alle Mitarbeitenden, 
die in der Verantwortung der einzelnen Ge-
meinden liegen. Eine Teilnehmende berichtete, 
dass zusätzlich zu Verhaltensregeln auch eine 
Selbstauskunft in der Selbstverpflichtung ent-
halten sei: „Zehn allgemeine Verhaltensregeln im 
Umgang mit Kindern und Jugendlichen, plus 
Punkt elf, die sogenannte Selbstauskunft, gegen 
mich läuft kein Verfahren, und ich bin auch in 
der Sache nicht vorbestraft“ (B.1, 186). 
 
Einerseits können konkrete Verpflichtungen und 
Umsetzungsvorgaben eines Verhaltenskodexes 
als entlastend empfunden werden: „Wo dann 
klarer ist, in einer Freizeit gibt es am Anfang die 
Absprache von Regeln, und das gehört zu dieser 
Organisationsstruktur dazu, und dann ist man 

eben nicht abhängig davon, wie Personen das 
schon 50 Jahre machen“ (B.1, 318). Andererseits 
wurden Unsicherheiten und eine vermehrte 
Angst vor einem „Generalverdacht“ beschrie-
ben: „Das erlebe ich auch immer wieder oft, dass 
Ehrenamtliche mir zurückmelden, ‚ja, was darf 
ich denn jetzt überhaupt noch‘, also so dieses 
Verkrampfte, dass man so gar nicht weiß, was 
darf ich denn noch an Nähe zulassen, und was 
ist auch völlig natürlich, also klar ist, dass man es 
den Tätern so schwer wie möglich machen will, 
aber dass quasi alle so unter Generalverdacht ir-
gendwie dann doch stehen, und, das finde ich ei-
gentlich das Bedauerliche“ (B.1, 371). 
 
Als hilfreiche Orientierungsgrundlage für einen 
Verhaltenskodex wurde im Rahmen der Fokus-
gruppe von einem moraltheologischen Ethikko-
dex (Grundhaltung in der Seelsorge) aus einem 
anderen Land berichtet, der „sehr nachahmens-
wert“ (B.1, 255) erscheine und auch den Aspekt 
des „Spirituellen Missbrauchs“ (B.1, 255) bein-
halte – des Missbrauchs der seelsorgerischen 
Amtsstellung. Ohne eine Haltung komme ein 
Verhaltenskodex nicht aus, weil nicht alle Um-
gangs- und Verhaltensweisen „messbar“ und 
eindeutig bewertbar gemacht werden könnten 
und sich zudem die Frage stelle, wie mit unan-
gemessenem Verhalten umgegangen werden 
solle. Die Teilnehmenden betonten zudem, dass 
die Umsetzung eines Verhaltenskodexes keine 
einmal, abgeschlossene Sache sei, sondern be-
gleitender, kontinuierlicher Prozesse bedürfe, 
auch um den Kodex weiterzuentwickeln.  
 
In der Validierungssitzung wurde ergänzend be-
tont, dass der Verhaltenskodex den im Feld Tä-
tigen Sicherheit vermitteln und nicht nur als In-
strument gesehen werden solle, um Verhalten 
zu reglementieren. Dabei wurde von Mitglie-
dern der „AG Schutzkonzepte“ angeführt, die 
Verantwortung für die Einhaltung des Kodexes 
bzw. die Abklärung von Übertretungen dürfe 
nicht alleine bei den Hauptamtlichen liegen, 
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sondern jede und jeder Einzelne, die Teams und 
Leitung in den Pfarreien seien dafür zuständig. 
 
Die Diskussion in der Fokusgruppe zum Verhal-
tenskodex kreiste abschließend um das Prob-
lem, dass ein Verhaltenskodex niemals vollstän-
dig und für die ganze Bandbreite der Situatio-
nen in der Kinder- und Jugendarbeit passend 
sein könne. Zudem lebe ein Verhaltenskodex 
von dem Mut, Probleme dann auch anzuspre-
chen und dieser Mut fehle selbst bei Erwachse-
nen manchmal: „Das ist ja oft so ein Aha-Erleb-
nis, dass man zwar immer erwartet, dass die Kin-
der sich irgendwie erklären, und die Kinder sich 
melden und beschweren, und dann stellen die er-
wachsenen Ehrenamtlichen auf einmal fest, wir 
lassen hier auch jede Menge Grenzüberschreitun-
gen zu, ohne mit der Wimper zu zucken, weil 
man gut katholisch ist, und dazu eben höflich […] 
Am besten wegschaut“ (B.1, 186). 
 

Fortbildungen, Schulungen 
 
Die Teilnehmenden berichteten von spezifi-
schen Fortbildungsmaßnahmen, die für die in 
den Pfarreien Tätigen durchgeführt werden.  
 
Eine Gemeindereferentin berichtete von einem 
dreistufigen Modell in ihrer Gemeinde: Es gibt 
einen Kurs für die Ehrenamtlichen, die kurzfris-
tig aktiv sind, eine circa zweieinhalbstündige 
Schulung für ehrenamtlich und nebenamtlich 
Tätige (Hausmeister, Kommunionhelferinnen 
und -helfer) und eine „Intensivschulung“ für 
diejenigen Personengruppen, die Kinder und 
Jugendliche über einen längeren Zeitraum und 
in Angeboten mit Übernachtungsoptionen be-
treuen. Eine Teilnahme an den jeweiligen Fort-
bildungsmaßnahmen ist für alle verpflichtend; 
idealerweise solle der Kurs am Beginn der Tätig-
keit stehen.  
 

Die inhaltliche Gestaltung der Fortbildungskurse 
ist zwischen den einzelnen Bistümern sehr ähn-
lich, so werden Inhalte zu Häufigkeiten von 
Missbrauch, zu Elementen von Schutzkonzepten 
(z.B. Melde- und Beschwerdewege), aber auch 
zu Nähe und Distanz vermittelt. Aber der einbe-
zogene Personenkreis sei teilweise noch unter-
schiedlich. In einem Bistum werden aktuell nur 
die Hauptamtlichen (Seelsorgerinnen und Seel-
sorger) geschult, weitere Präventionsbeauf-
tragte berichteten von konzeptionellen Überle-
gungen, u.a. freiwillige Schulungen in Form von 
E-Learning-Modulen für Ehrenamtliche einzu-
führen. Im Bereich der katholischen Jugendver-
bände fänden im Rahmen der Juleica-Ausbil-
dung bereits seit vielen Jahren in vielen Diöze-
sen spezifische Schulungen durch (externe) Re-
ferentinnen und Referenten statt. Ein noch un-
gedeckter Bedarf wurde von einer Teilnehmen-
den vor allem in der Entwicklung von weiteren 
Fortbildungskonzepten für erwachsene Ehren-
amtliche gesehen. 
 
Die Teilnehmenden sahen eine große Bedeu-
tung der Schulungen für die Sicherstellung ei-
ner qualitativ guten Kinder- und Jugendarbeit 
und betonten die nachhaltige Wirkung von In-
tensivschulungen bei den Ehrenamtlichen: „Im 
Grunde ist die Veranstaltung zu Ende, und was 
wir spüren ist, dass eigentlich das, was wirklich 
nachhaltig wirkt, ist da, wo es noch mal um 
Nähe und Distanz geht, um Auseinandersetzung, 
das ist Teil der Intensivschulung, die Sechs- bis 
Achtstundenschulung“ (B.1, 58). Im Rahmen der 
Schulung sei es bereits zu Offenbarungen von 
Schulungsteilnehmenden gekommen, die über 
eigene sexualisierte Gewalterfahrungen berich-
tet hätten.  
 
Als förderlicher Bestandteil für die Sensibilisie-
rung im Rahmen der Schulungsarbeit benannte 
eine Teilnehmende das Rollenspiel, das fester 
Bestandteil der Schulung pastoraler Mitarbei-
tender ist: „Ich kann mich erinnern, das war in 
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einer der ersten Schulungen von pastoralen Mit-
arbeitern, sagte ein Pfarrer, ‚ früher immer wenn 
ich kam, kamen die Kinder auf mich zu, haben 
gejubelt, und dann hab ich die alle zuerst mal, 
da gab es ein Gruppenknuddeln, und das war 
nett, was soll ich denn jetzt machen‘, […] also da 
war es einfach wirklich nur so, da fehlt die Alter-
native, und dann haben wir das durchgespielt, 
und das war so im Vorgespräch von der Schu-
lung, als ich dann kam, hat er gesagt, ‚oh, es ist 
alles super‘, ,er sagt jetzt, ‚setzen wir uns alle zu-
erst mal hin, und dann tauschen wir uns mal aus, 
und dann erzählt ihr mal, wie das war‘, also da 
kommen dann auch andere Verhaltensregeln, an 
die man vorher noch nicht gedacht hat, man 
probiert es einfach aus, man merkt, mit ein biss-
chen mehr Distanz geht das auch, das muss kein 
Gruppenknuddel sein, sondern man kann sich 
auch einfach so zusammensetzen, man sitzt un-
ten auf dem Boden, und unterhält sich, und ich 
denke, in den Schulungen ist das, das sind gute 
Orte, um so was auszuprobieren, und so was an-
zusprechen“ (B.1, 389) 
 
Grundsätzlich, so wurde in der Fokusgruppe be-
sprochen, sei es schwierig, eine „selbstverständ-
liche Akzeptanz“ (B.1, 58) gegenüber dem Be-
such von Schulungen zu erreichen – vor allem 
bei Personen, die nur temporär und größtenteils 
kurzfristig in Pfarreien aktiv sind, sowie bei älte-
ren Ehrenamtlichen: „Also grad Kommunionhel-
fer oder Lektoren, die dann über 70 sind, die mir 
dann sagen, ‚ich hab selber Kinder gehabt, und 
hab jetzt Enkelkinder, also ich weiß doch, wie 
man mit Kindern umgeht‘, also diese Selbstver-
ständlichkeit, zu sagen, ‚warum muss ich da jetzt 
noch zu so einer Schulung, ich weiß doch, wie 
man mit Kindern und Jugendlichen umgeht‘, ja, 
das macht es, glaub ich, noch mal auch schwieri-
ger“ (B.1, 61). Erschwerend komme hinzu, dass 
das Verständnis für die Notwendigkeit einer 
Auseinandersetzung mit sexualisierter Gewalt 
nicht immer vorhanden sei: „Oder ich werde sehr 
schnell mit meiner Berufsgruppe beschuldigt, 

‚warum muss ich das machen, ihr wart es doch“ 
(B.1, 63). 
 

Personalauswahl, Führungszeugnis 
 
Die Teilnehmenden der Fokusgruppe berichte-
ten von unterschiedlichen Umsetzungsmodel-
len: In einigen Bistümern würden die Führungs-
zeugnisse von allen Ehrenamtlichen (unabhän-
gig von ihrem Einsatzbereich) verlangt; andere 
berichteten, dass die Ehrenamtlichen in Abhän-
gigkeit bestimmter Kriterien Führungszeugnisse 
vorlegen müssten. Dazu wurde eine Vorlage 
entwickelt, anhand derer die Ehrenamtlichen in 
Bezug auf ihre Funktion, Dauer und Intensität 
des Kontakts mit Kindern und Jugendlichen ka-
tegorisiert werden. Die Vorlagefristen in den 
einzelnen Bistümern richten sich jeweils nach 
den rechtlichen Bestimmungen des jeweiligen 
Bundeslandes, was für landesübergreifende Bis-
tümer eine Herausforderung darstellen kann. 
 
Die Befragten führten Schwierigkeiten an, vor 
allem in Bezug auf die Sicherstellung einer ver-
traulichen Prüfung und Dokumentation der 
Führungszeugnisse. Problematisiert wurde in 
diesem Zusammenhang der Zugriff auf sensible, 
persönliche Informationen durch die „überge-
ordnete Ebene“. Eine Möglichkeit dabei sei es, 
die Verantwortung an externe Stellen, z.B. an ei-
nen Bischöflichen Notar oder an das Ordinariat 
zu delegieren: „Wir haben ganz früh angefangen 
damit zu überlegen, wer kann denn die über-
haupt sichten, auch für die Hauptamtlichen, und 
es muss ja jemand sein, der da sehr verantwor-
tungsvoll damit umgeht, und dann für die 
Hauptamtlichen hat es dann quasi ein Bischöfli-
cher Notar gemacht, und dann haben die einzel-
nen Gruppierungen überlegt, ‚ja, wo sollen wir 
denn mit den erweiterten Führungszeugnissen, 
wie sollen wir das jetzt machen‘, und einige ha-
ben gesagt, ‚ja, wir geben das nicht in die Ge-
meinde‘, und ‚das geht ja niemanden was an, 
wenn hier vielleicht auch mal, Verkehrssünder 
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sind, oder das Finanzamt beschissen haben, wir 
wollen nicht, dass das quasi irgendeiner mit-
kriegt‘, und dann wurde das erweitert, und dann 
hat der Bischöfliche Notar gesagt, ‚okay, wenn 
wir mehr Stunden haben, dann machen wir das 
auch‘, und dann schickt quasi die Gemeinde, die 
schicken dann alle erweiterten Führungszeug-
nisse zum Notar, der lichtet die ab, oder macht 
sich Notizen, und schickt die dann quasi auch 
wieder zurück“ (B.1, 45).  
 
In der weiteren Diskussion wurden an mehreren 
Stellen Bedenken gegenüber den Regelungen 
zur Vorlage von Führungszeugnissen sichtbar. 
So führten die Befragten an, dass die verschie-
denen Landesregelungen (länderspezifische 
Kinderschutzgesetze) zur Vorlagefrist von Füh-
rungszeugnissen unterschiedlich seien, woraus 
ein zusätzlicher Aufwand und Barrieren entstün-
den, „Die nicht hilfreich sind, also in der Frage 
der Akzeptanz, und dem Zugang, und dem 
Grundverständnis für Prävention“ (B.1, 149). Auf-
wand werde auch dadurch produziert, dass Eh-
renamtliche für unterschiedliche Tätigkeiten ihr 
Führungszeugnis bei mehreren Stellen vorlegen 
müssten, z.B. bei einer Tätigkeit in einem Ju-
gendverband und in einer Pfarrei. Und auch, 
wenn eine zusätzliche Tätigkeit zu einem späte-
ren Zeitpunkt aufgenommen werde, müssen 
das Führungszeugnis erneut vorgelegt werden. 
 
Als Wunsch wurde teilweise die Einführung von 
länger gültigen, sogenannten Unbedenklich-
keitsbescheinigungen formuliert. Diese könnten 
den Aufwand in den Pfarreien verringern: „Was 
ich mir jetzt im Zuge des vorhin genannten Zelt-
lagers wünschen würde, die Unbedenklichkeits-
bescheinigung ist Voraussetzung, die Juleica 
überhaupt zu bekommen, das heißt, das ist mein 
Wunsch, wer die Juleica hat, von dem muss ich 
nicht erst etwas aus, also noch mal einfordern, 
sondern das gilt gleichzeitig als Ausweis, ,du bist 
befähigt, das zu tun‘, also das wäre jetzt so von 

den letzten vierzehn Tagen bei unserem Pfarr-
verband, wenn ich mich darauf stützen hätte 
können, dann hätte ich da sehr viel weniger Ar-
beit gehabt, und meine Kollegin noch viel mehr“ 
(B.1, 116). 
Das Verlangen von Führungszeugnissen dürfe 
die Sensibilisierung für einen angemessenen 
Umgang mit Kindern und Jugendlichen nicht 
ersetzen; sie könnten sogar eine „falsche“ Si-
cherheit suggerieren, da Führungszeugnisse nur 
sehr selten Einträge enthielten.  
 

Partizipation 
 
Nur an wenigen Stellen kamen die Teilnehmen-
den der Fokusgruppe explizit auf das Thema 
Partizipation zu sprechen.  
In Bezug auf eine breite Beteiligung bei der Ent-
wicklung eines Verhaltenskodexes zeigten sich 
verschiedene Sichtweisen in der Gruppe. Einer-
seits wurde die Position vertreten, die Entwick-
lung eines Verhaltenskodexes auf „Augenhöhe“ 
sei Voraussetzung dafür, dass er im weiteren 
Verlauf auch akzeptiert werde. Demgegenüber 
stand die Sichtweise, die Abstimmung von Re-
geln im Rahmen partizipativer Prozesse könne 
zeitliche Kapazitäten übersteigen und zumin-
dest für die Umsetzung der Regeln im Alltag sei 
Autorität notwendig.  
 

Ansprechpersonen 
 
Als zentrale Ansprechpersonen für Beschwerden 
stehen Präventionskräfte in allen Diözesen und 
teilweise auch Fachkräfte spezifisch für be-
stimmte katholische Angebote und Dienste zur 
Verfügung. Letztere würden von den jeweiligen 
Trägern benannt. Die Ernennung der diözesa-
nen Ansprechpersonen erfolge in den verschie-
denen Bistümern entsprechend der „Leitlinien 
für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger“ der Deutschen Bischofkonfe-
renz oder entsprechender diözesaner Vorschrif-
ten. Die Präventionsfachkräfte wurden nicht nur 
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als Ansprechpersonen bei Verdachtsfällen in-
nerhalb wie außerhalb der Gemeinde vor Ort, 
sondern generell als unterstützende sowie bera-
tende Kräfte bei der Umsetzung der Präven-
tionsordnungen der Bistümer und Fragen zur 
Präventionsarbeit beschrieben. Sie stünden da-
mit an der Schnittstelle von Prävention und In-
tervention und seien dort aktiv. 
 
Eine Teilnehmerin betonte, dass es sinnvoll sei, 
differenzierte Ombuds-Stellen mit getrennten 
Zuständigkeiten für die Prävention und Inter-
vention einzurichten. Wenn es auf Ebene der 
Gemeinden Präventionsfachkräfte gebe, seien 
Zuständigkeiten in der Vergangenheit manch-
mal unklar gewesen und es habe an diesem 
Punkt Schwierigkeiten gegeben: „Das ist nicht 
gut gelaufen, weil wenn die dann quasi mal eine 
Meldung hatten, dann haben die, das hab ich 
aber erst im Nachhinein erfahren, gesagt, ‚wir 
sind Präventionsfachkräfte und keine Interven-
tions […]‘ ja, und haben das dann quasi weiterge-
geben, und wenn die Leute Glück hatten, dann 
haben sie sich an die Fachstelle XY gewandt, und 
dann haben wir geschaut, wie das weitergehen 
könnte, und haben dann weitergeleitet“ (B.1, 82).  
 
Bisher mangele es an Wegen und Strukturen, 
die einen Informationsfluss der Hinweise von 
Kindern und Jugendlichen, die sich an eine per-
sönliche Vertrauensperson in der Pfarrei wen-
den, zu den Präventionsfachkräften oder einer 
Interventionsstelle garantieren. Dies impliziere 
auch, dass alle Personen, welche potenziell als 
Vertrauenspersonen für die Kinder und Jugend-
lichen fungieren, gestärkt bzw. sensibilisiert 
werden müssen, sich wiederum Beratung und 
Unterstützung zu holen. Vonseiten der Ehren-
amtlichen wurde jedoch berichtet, dass diese 
selbst kaum von den begleiteten Kindern und 
Jugendlichen als Vertrauensperson herangezo-
gen würden. Deshalb sei es wichtig zentrale An-
sprechpersonen bekannt zu machen. Eine be-
fragte Gemeindereferentin ergänzte, in ihrer 

Pfarrei seien deshalb „kleine Scheckkarten“ (B.1, 
108) ausgegeben worden, auf denen die Tele-
fonnummern der Präventionsfachkräfte vor Ort 
und der Präventionsbeauftragten der Bistümer 
abgedruckt sind.  
 
Die „AG Schutzkonzepte“ wies im Rahmen der 
kommunikativen Validierung darauf hin, dass 
bereits Wege und Strukturen für Verdachtsmel-
dungen etabliert seien, es jedoch anscheinend 
noch Bedarf gebe, die Ansprechpersonen be-
kannt zu machen. Aus den Erfahrungen der AG-
Mitglieder seien Schwierigkeiten vor allem auf 
8a-Fälle (Schutzauftrag bei Kindeswohlgefähr-
dung) zurückzuführen, da der Umgang mit die-
sen Fällen und die damit verbundenen Abläufe 
im Jugendamt nach einer Meldung oftmals un-
klar seien. 
 

Intervention 
 
Ein Teilnehmer der Fokusgruppe berichtete, 
dass der Gemeinde ein „Ablaufschema“ (B.1, 
166) zum regelgeleiteten Vorgehen bei einem 
(Verdachts-)Fall von sexualisierter Gewalt durch 
einen bzw. eine hauptamtlich Beschäftigte in 
verschiedenen Formaten (digital, Print) zur Ver-
fügung stehe. Dieses Schema werde allen Eh-
renamtlichen im Kontext von Schulungen be-
kanntgegeben und als Orientierungshilfe zur 
Verfügung gestellt. Als herausfordernd wurden 
in der Gruppe die Pfarrgemeindestrukturen be-
nannt, die Unsicherheiten auf der Seite der De-
chanten (Vorsteher einer Gruppe von Priestern) 
evozieren, da unklar sei, an wen sie sich bei po-
tenziellen Verdachtsfällen wenden können. 
 

Kooperation 
 
Einige Teilnehmende berichteten von Präven-
tionsfachkräften in lokalen, kirchlichen aber 
auch nicht-kirchlichen Beratungsstellen, die als 
externe Kooperationspartner fungieren. So wer-
den Lebensberatungsstellen bei Schulungen 
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aber auch in Fällen von sexualisierter Gewalt in 
der Pfarrei hinzugezogen. Des Weiteren wurde 
von einem „Fachnetzwerk“ (B.1, 531) berichtet, 
das der Vernetzung der kirchlichen Einrichtun-
gen mit freien Trägern diene. Die Teilnehmen-
den machten deutlich, dass es innerhalb der Di-
özesen aber auch an weiteren Orten zum Aus-
tausch komme – beispielsweise innerhalb von 
Regionalgruppen. 
 

Medienpädagogik 
 
Einige wenige Teilnehmende sprachen über die 
Konfrontation mit sexualisierter Gewalt im digi-
talen Raum (z.B. in Form von Cybermobbing) im 
Zusammenhang mit Angeboten der Pfarreien. 
Hier zeigt sich der Bedarf an entsprechenden 
Schulungsinhalten für Hauptamtliche sowie Eh-
renamtliche. 
 

Rehabilitation 
 
Anhand eigener Erfahrungen im Umfeld berich-
tete der Pfarrvikar von fälschlichen Verdachts-
anschuldigungen und wies auf die Schwierigkeit 
einer Rehabilitation nach einer nicht bestätigten 
Vermutung hin. Von den Befragten wurde prob-
lematisiert, der Verhaltenskodex, an dem sich 
ein angemessener Umgang miteinander in der 
Pfarrgemeinde auszurichten habe, beinhalte 
bislang kaum Überlegungen zu einer „Rehabili-
tationskultur“ bei unbestätigten bzw. fehlerhaf-
ten Verdachtsfällen: „Aber dann auf der Seite der 
Verhaltenskodizes, dass wir im Grunde eine Ver-
meidungspädagogik implementieren, und das 
halte ich für ein Problem, und ich glaube, dass es 
ursächlich damit in Verbindung steht, dass wir 
letztlich keine gute Rehabilitationskultur haben, 
deswegen versuchen wir, weil wir wissen, im Ver-
dachtsfall vernichten wir eine Person sozial, und 
wir haben überhaupt kein Instrument der Wie-
dergutmachung“ (B.1, 435). Vonseiten der Be-
fragten wurde in diesem Kontext neben kon-
zeptionellen Überlegungen ein praktikables 

Vorgehen empfohlen, beispielsweise in Form ei-
ner professionellen Begleitung für die Person, 
die von Falschanschuldigungen betroffen war. 
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B3. Beispiel guter Praxis: 
Fallstudie zu einer katholischen 
Pfarrei 
 
Um Prozesse zu analysieren, wie katholische 
Pfarreien Konzepte zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt ent-
wickeln, in die Handlungspraxis implementieren 
und umsetzen, wurde im Frühjahr 2016 eine ka-
tholische Pfarrei als Beispiel guter Praxis ausge-
wählt. Die Fallstudie zu guter Praxis hatte dann 
zwei durchschnittlich eineinhalbstündige Inter-
views mit haupt- und ehrenamtlich engagierten 
Personen aus der Pfarrei zur Grundlage. Ein In-
terview konzentrierte sich schwerpunktmäßig 
auf die konzeptionelle (Weiter-)Entwicklung 
und Implementierung von Schutzmaßnahmen 
gegen sexuelle Gewalt in der Pfarrei. An diesem 
Interview nahmen drei Personen teil:  
 
` Der Pfarrer, der die Gemeinde seit über 

acht Jahren betreut,  
` die Gemeindereferentin, die als hauptamt-

lich Beschäftigte für die Familienarbeit, 
Katechese, Gottesdienstgestaltung und 
Öffentlichkeitsarbeit der Gemeinde 
zuständig ist,  

` der ehemalige Gemeindereferent, der vor 
einigen Jahren in die Nachbargemeinde 
derselben Seelsorgeeinheit gewechselt ist 
und die ersten konzeptionellen Schritte bei 
der Erstellung eines Schutzkonzepts 
begleitet hat.  

 
Das zweite, daran anknüpfende Interview legte 
den Fokus auf die Umsetzung des Schutzkon-
zepts im Angebotsspektrum der pfarrlichen Kin-
der- und Jugendarbeit. Hierfür konnten vier Eh-
renamtliche gewonnen werden. Diese setzten 
sich wie folgt zusammen: 
 

` Eine Ehrenamtliche, die langjährig 
Angebote der Firmvorbereitung und 
Chorarbeit betreut, 

` ein Ehrenamtlicher, der bereits seit 
Kindheitstagen selbst Angebote in der 
Pfarrei in Anspruch genommen hat und 
sich nun im Verband der Katholischen 
jungen Gemeinde (KjG) engagiert, 

` eine Ehrenamtliche, die, nachdem sie selbst 
Teilnehmerin der Angebote in der Kinder- 
und Jugendarbeit war, aktuell Kinder am 
„Kindertag“ betreut, 

` ein Ehrenamtlicher, der für die 
Firmvorbereitung zuständig ist. 

 

Steckbrief 
 
Die Pfarrei befindet sich am Rand einer Groß-
stadt im Süden Deutschlands. Die Pfarrge-
meinde hat ein großes Einzugsgebiet mit über 
5.100 Gemeindemitgliedern verteilt über meh-
rere Stadtteile. Die Pfarrei ist Teil einer Seelsor-
geeinheit, die vor beinahe zehn Jahren im Ver-
bund mit zwei weiteren Pfarreien in der nächs-
ten Umgebung entstanden ist. 
 
In der untersuchten Pfarrei sind circa 230 Ehren-
amtliche aktiv, davon entfallen circa ein Viertel 
auf Kinder und Jugendliche, die sich in verschie-
denen Angeboten engagieren. Daneben gibt es 
vier hauptamtliche Personen, die auch Aufga-
ben auf der Ebene der Seelsorgeeinheit über-
nehmen.  
 
Die Pfarrei verfügt über eine Vielfalt an Ange-
boten für Kinder und Jugendliche: spezifische 
Angebote für Kinder reichen von Krabbelgrup-
pen über den Kindergottesdienst hin zu einem 
Kindertag (monatlich stattfindendes Kreativan-
gebot für Vorschul- und Grundschulkinder) und 
Erstkommunionsvorbereitung. Für die Jugendli-
chen werden verschiedene Freizeitreisen, Feri-
enwochen sowie Angebote zur Firmvorberei-
tung durchgeführt.  
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Anstoß der Schutzkonzeptentwicklung 
 
Zwei Impulse führten zur Entwicklung eines 
Schutzkonzepts: Infolge der Aufarbeitung der 
Missbrauchsfälle in kirchlichen Einrichtungen 
und entsprechender Reaktionen von „oben“ er-
folgte im Jahr 2012 vom zuständigen Bischof 
eine Dienstanweisung, die vorsah, dass die Pfar-
reien der Diözese Verantwortung für die Ent-
wicklung eines Schutzkonzepts übernahmen. In 
diesem Zusammenhang wurden auch Schulun-
gen für Personen, die Kinder und Jugendliche in 
der Gemeinde betreuen, angekündigt. Weiter 
stellten rechtliche Bestimmungen im Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) eine trei-
bende Kraft dar (z.B. Vorlage von erweiterten 
Führungszeugnissen) sowie daran anschlie-
ßende Bemühungen der Kommunen, Schutzver-
einbarung mit dem kirchlichen Jugendverband 
und der Pfarrei zu schließen. Dies löste Hand-
lungsdruck auch deshalb aus, da finanzielle Zu-
schüsse daran geknüpft waren. 
 

Entwicklung und Umsetzung 
des Schutzkonzepts 
 
Startschuss für die Entwicklung des Schutzkon-
zepts war eine Fortbildung der Diözese, die von 
der dort angesiedelten Präventionsbeauftragten 
durchgeführt wurde. Diese lieferte erste An-
haltspunkte für einen Entwicklungsprozess in 
der Pfarrgemeinde, indem sie eine Vernetzung 
zu anderen Gemeinden ermöglichte, die mit 
derselben Frage konfrontiert waren und kon-
krete Beispiele als Ausgangspunkt für konzepti-
onelle Überlegungen bereitstellte (u.a. in Form 
eines Theaterstücks bzw. Ausstellung). 
 
Förderlich für den Entwicklungsprozess sei da-
bei die Orientierung an anderen Gemeinden 
gewesen: „Und es ging eigentlich erst für mich 
richtig los, als du von der Fortbildung heimkamst 
und gesagt hast: ‚Die in der Dompfarrei machen 
das so und so´. Ach so! Und dann war so ein 

Schritt: Das ist umsetzbar, dann hast du gesagt, 
‚die Pfarrei XY probiert das´“ (B.2, 38). 
 
Konkret erfolgte dann die Entwicklung des 
Schutzkonzepts in mehreren Schritten. (1) Zu 
Beginn wurde im Gemeinderat die Aufforde-
rung zur Initiierung einer Schutzkonzeptent-
wicklung bekannt gegeben und daraufhin ein 
Team aus interessierten Personen gebildet, die 
aus beruflichen Gründen mit der Arbeit von Kin-
dern und Jugendlichen vertraut sind. (2) An-
schließend wurde im Team konzeptionell über-
legt, welche Inhalte zur Sensibilisierung und 
welche Angebote bzw. Personengruppen, die 
Kinder und Jugendliche betreffen, in den Blick 
genommen werden müssten. Damit verknüpft 
wurde auch die Frage nach der Einholung der 
Führungszeugnisse diskutiert. (3) Daraufhin 
wurden zwei Schulungsabende mit einem Ab-
stand von einem halben Jahr gestaltet. Zielset-
zung des ersten Abends sei die kritische Refle-
xion bzw. Überprüfung von potenziellen „dunk-
len Ecken“ in der Pfarrei im Sinne einer Risiko-
analyse durch die Ehrenamtlichen gewesen. 
Dieses Ziel sei jedoch nur bedingt erreicht wor-
den, da die Bereitschaft zur Reflektion seitens 
der Teilnehmenden kaum vorhanden war. 
Am zweiten Abend habe der inhaltliche Fokus 
auf dem Umgang mit Grenzverletzungen, der 
Begriffsbestimmung von sexualisierter Gewalt, 
dem Notfallplan und den Ansprechpersonen zur 
Prävention von sexueller Gewalt gelegen. Einge-
laden wurden Personen, die im Rahmen ihrer 
Angebote – z.B. Kindergottesdienst, Firmvorbe-
reitung oder Sternsinger – mit Kindern und Ju-
gendlichen zu tun haben. Zudem konnten aber 
auch weitere interessierte Personengruppen au-
ßerhalb der Arbeit in der Pfarrei teilnehmen. 
 
Als Teil eines Pfarrverbundes aus drei Pfarreien 
wurde von den Befragten die Zusammenarbeit 
mit den anderen beiden Pfarreien als förderlich 
bewertet. Es habe eine Absprache gegeben, wer 
die Hauptverantwortung für die Entwicklung 
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des Schutzkonzepts trage. Als noch offener As-
pekt im Prozess wurde allerdings die Reflexion 
bzw. Evaluation des Schutzkonzepts vonseiten 
des Pfarrgemeinderats benannt. 
 
Im Interview mit den für den Entwicklungspro-
zess Verantwortlichen wurde eine transparente 
Information der Ehrenamtlichen über die Hin-
tergründe der Erstellung eines Konzepts als un-
terstützender Faktor beschrieben: „Also ganz 
stark habe ich es empfunden, dass es nötig ist, 
dass man den Ehrenamtlichen sagt: Wir haben 
euch nicht in Generalverdacht. Und das ist der 
Anfang unseres Briefes, wo ganz klar drin stehen 
muss: Wir schätzen eure Arbeit und ihr macht 
das gut, und es geht um eine Prävention und 
nicht um eine – Wir haben euch nicht im Ver-
dacht, dass ihr mit euren Kindern und Jugendli-
chen […] schlecht umgeht oder respektlos um-
geht oder wenig Achtung zeigt ihnen gegenüber. 
Und ich glaube, dass es uns schon gelungen ist 
mit diesen beiden Fortbildungsabenden, fest 
klarzumachen, dass es drum geht, wachsam und 
achtsam zu sein: Wo könnte sich was ereignen 
und was tue ich dann?“ (B.2, 95). Daneben 
werde die Motivation der Ehrenamtlichen durch 
eine Teilnahmebestätigung bzw. Bonuspunkte, 
die im Rahmen der Juleica-Ausbildung erwor-
ben werden müssen, gestärkt.  
 

Risikoanalyse 
 
Im Rahmen der Schulung der Ehrenamtlichen 
wurde ein Fragebogen ausgehändigt, der An-
haltspunkte für das Erkennen von Risiken liefern 
und der Reflexion der eigenen Handlungspraxis 
dienen sollte: „Mit wem habe ich zu tun? Wer 
trifft auf wen? Wo findet das Ganze statt? Wie 
schauen die Räumlichkeiten aus? Gibt es da eben 
solche dunkle Ecken? Wie ist die Atmosphäre in 
der Gruppe, der Umgang untereinander? Wie er-
leben mich Kinder und Jugendliche in meiner 
Funktion, war eine Frage – für die Gruppenleiter 
dann ein Blick von der anderen Seite. Und […] 

wird in der Gruppe intern der Umgang mit den 
Kindern und Jugendlichen reflektiert, war so eine 
Frage, und wenn ja, mit wem? Gibt es da einen 
Ansprechpartner, der auch unterstützen kann - 
weil es ja auch nicht bei jeder Gruppe so ist, dass 
die ständig eine Begleitperson haben? (3) Und 
wo es dann eben auch in einen Bereich geht, wo 
es gefährlich werden könnte, wo […] es kritisch 
sein könnte - gibt es Kontakte aus der Gruppe, 
die dann in den privaten Bereich reingehen?“ 
(B.2, 151-155). 
 
Im Interview mit den Hauptverantwortlichen für 
die Konzeption des Prozesses der Schutzkon-
zeptentwicklung wurde bezweifelt, dass schon 
alle Gruppenleitungen bzw. Multiplikatorinnen 
und Multiplikatoren eine Risikoeinschätzung mit 
ihrer Gruppe durchgeführt haben. Als bereits 
erkannte potenzielle Gelegenheitsstrukturen, 
die Gefahren für sexuelle Übergriffe bergen, 
wurden von den Teilnehmenden jedoch fol-
gende Aspekte benannt: Private Kontakte mit 
den betreuten Kindern und Jugendlichen, gerin-
ger Altersabstand zwischen Gruppenleitung und 
Gruppenmitgliedern und Tabuisierung von 
grenzverletzenden Situationen aufgrund lang-
jähriger, enger Beziehungsstrukturen in der 
Pfarrei. Daneben schilderten die Teilnehmenden 
aber auch Situationen, die spezifisch für eine 
Pfarrei seien, wie das Umkleiden von Ministran-
tinnen und Ministranten in der Sakristei oder 
eine konkrete grenzverletzende Situation auf 
dem Pfarrfest zwischen einem erwachsenen Ge-
meindemitglied und einem weiblichen Firmling: 
„Die Firmlinge haben beim Pfarrfest geholfen, 
und das hat eben auch mit Essen auf- und ab-
räumen zu tun und dann eben auch Geträn-
keausschank, und das ist dann natürlich- da 
prallen dann teilweise ganz unterschiedliche 
auch überholte Weltbilder aufeinander. Und in 
dem Fall, muss man sagen, waren es halt männ-
liche ältere Semester, die dann nach zwei Bier 
glauben, sie können […] zumindest Kommentare 
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loswerden, die verletzend gegenüber einer weib-
lichen Person ist, die gerade ein Bier vorbei-
bringt. Und da haben wir lange diskutiert drüber“ 
(B.2, 165). Demgegenüber wurden die Arbeit in 
Teams sowie geschlechtergetrennte Zelte bei 
Zeltlagerfahrten als Schutzfaktoren angeführt. 
 

Leitbild 
 
Der Schutz vor sexualisierter Gewalt ist in der 
Satzung der „Katholischen Jungen Gemeinde“ 
(KJG) verankert, einem in der Pfarrei vertretenen 
kirchlichen Jugendverband. Darin sei vermerkt, 
dass Prävention von sexualisierter Gewalt ein 
wichtiger Bestandteil von Jugendarbeit ist. Ne-
ben einer solchen formalisierten Verankerung 
führten die Befragten ein kollektiv geteiltes 
christliches Menschenbild an, das einen res-
pektvollen Umgang miteinander vorsieht: „Ja, 
als Hintergrund, als […] Ergänzung finde ich, hat 
das einfach mit dem christlichen Menschenbild 
zu tun, wo der Respekt voreinander oder der Res-
pekt vor der Person eines jeden drin verankert ist, 
und das ist der eigentliche Grund, warum es uns 
nicht egal sein kann, nicht, weil es der Bischof 
anordnet oder weil es die Stadt XY fordert oder 
weil das ein normaler Umgang ist, sondern weil 
es in unserem christlichen Menschenbild ein An-
liegen Gottes ist. Deswegen ist mir das wichtig. 
Und mit diesem respektvollen Blick, mit dem 
Gott auf uns schaut, will ich […] Kinder und Ju-
gendliche auch anschauen und will aber auch 
Grenzen setzen“ (B.2, 338).  
 

Verhaltenskodex 
 
Im Rahmen der nicht verbandlich organisierten 
Kinder- und Jugendarbeit könne in der Pfarrei 
im Gegensatz zur Arbeit im Jugendverband 
noch nicht auf einen schriftlich fixierten Verhal-
tenskodex zurückgegriffen werden, dennoch 
wurde in den Interviews auf (situationsbezo-
gene) Regeln hingewiesen, die den Umgang 

miteinander beispielsweise bei Übernachtungs-
settings (wie bei Zeltlagerfahrten) rahmen: 
Keine Jugendbetreuung ist alleine mit Kindern 
im Zelt (mit Ausnahme von Notfällen wie Ze-
ckenentfernung), es gibt getrennte Zelte für 
Mädchen und Jungen, eine weibliche Jugend-
betreuung steht den Mädchen bei körpersen-
siblen Aspekten (z.B. Zeckenentfernung) zur 
Seite, Kontrolle der Räume und Abschließen der 
geschlechtergetrennten Flure. Als Grundlage für 
die Regeln gelte ein Wertekodex, der sich an ei-
nem christlichen Menschenbild bzw. den zehn 
Geboten als Orientierungsrahmen orientiere. 
 
Die Ehrenamtlichen beschrieben, dass es hin-
sichtlich der Reflexion über Grenzachtung in 
den letzten Jahren zu Veränderungen gekom-
men sei, hin zu einer Intensivierung des Be-
wusstseins für einen grenzachtenden Umgang: 
So werde in der jüngeren Zeit der Versuch un-
ternommen, „Rauf- und Rangelspiele“ mit Kör-
perkontakt zu vermeiden bzw. das Kommuni-
onswochende mit Übernachtungen abzuschaf-
fen.  
 
In beiden Interviews kamen unterschiedliche 
Formen von sexuellen Grenzverletzungen durch 
jugendliche Ehrenamtliche sowie Übergriffe 
zwischen Gleichaltrigen im Kontext der ver-
schiedenen Angebote im Kirchengemeindeall-
tag zur Sprache. Als besondere Herausforderun-
gen in den Gruppenangeboten wurden die ver-
balen Grenzverletzungen zwischen Gleichaltri-
gen genannt. Die Befragten gaben an, individu-
elle Strategien entwickelt zu haben, um damit 
umzugehen. Als besonders zielführend wurde 
die direkte Thematisierung bzw. Konfrontation 
mit den Betroffenen benannt, die Prozesse der 
Bewusstmachung anregen solle. „Beispielsweise, 
wenn ich erkläre, dass Schwuchtel kein Kose-
name ist, sondern dass das eine Beleidigung ei-
ner kompletten Menschengruppe ist, die der oft 
gar nicht im Sinn hatte, das Wort habe ich halt 
irgendwo aufgeschnappt, das hat der dann zu 
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dem anderen gesagt‘, bin ich auch schon bei Ju-
gendlichen auf Verständnis gestoßen, die das gar 
nicht so richtig bewusst hatten, dass das eine 
Diskriminierung von jemand ist, der gar nicht da 
ist“ (B.3, 292). In schwerwiegenderen Fällen 
seien die Eltern mit einbezogen worden. 
 
In den Interviews berichteten die Teilnehmen-
den, dass der Umgang mit Sexualität mit den 
Ehrenamtlichen besprochen werde, bei den be-
gleiteten Kindern und Jugendlichen jedoch 
werde er in den jeweiligen Angeboten lediglich 
situativ thematisiert. Die Ehrenamtlichen schil-
derten weiter, dass es keine schriftlich niederge-
legten Regeln gebe, aber den Betreuenden so-
wie den Kindern und Jugendlichen klar vermit-
telt werde, dass es Grenzen gebe, die sich auch 
auf jegliche Form einer sexuellen Beziehung 
zwischen Gleichaltrigen beziehen (z.B. gemein-
sames Übernachten in einem Zimmer). Um dies 
zu sichern, werde von den Ehrenamtlichen ne-
ben Einzelgesprächen mit den Beteiligten auch 
in Erwägung gezogen, diese nach Hause zu 
schicken.  
 

Fortbildung und Sensibilisierung 
 
Für die Ehrenamtlichen ab einem Alter von 15 
Jahren im Jugendverband (KJG) finden in regel-
mäßigen Abständen Schulungen statt, die mit 
der Juleica-Ausbildung zur Gruppenleitung ver-
knüpft sind. Die Befragten kritisierten, dass für 
die Oberministrantinnen und Oberministranten 
unter 15 Jahren aktuell keine geeigneten Schu-
lungsangebote vorhanden seien. Besonders 
aufgrund der hohen Fluktuationsrate bei den 
Ehrenamtlichen wurde die Bedeutung regelmä-
ßiger Schulungsangebote betont. 
 

Erweitertes Führungszeugnis 
 
Im „konzeptionellen“ Interview wurde beschrie-
ben, dass die Vorlage von erweiterten Füh-
rungszeugnissen (EFZ) bei Personen verlangt 
werde, die Kinder und Jugendliche längerfristig 
über Nacht betreuen (z.B. Zeltlager). Weitere 
Kriterien wie die Altersgrenze oder die Frist für 
eine erneute Vorlage unterliegen den rechtli-
chen Bestimmungen. Die Gemeindereferentin 
und der Gemeindereferent berichteten über un-
terschiedliche Vorgehensweisen in verschiede-
nen Pfarreien. In ihrer Pfarrei wurde eigens ein 
Dokumentationsraster entwickelt, um einen 
Überblick, aber zugleich auch eine Kontroll-
möglichkeit über die erforderlichen Termine für 
die Einholung der Führungszeugnisse zu haben.  
 

Partizipation 
 
Die Ehrenamtlichen berichteten von unter-
schiedlichen Möglichkeitsgraden, wie die Kinder 
und Jugendlichen in der Pfarrei mitbestimmen 
können. Ein Teilnehmer beschrieb beispiels-
weise regelmäßige Feedbackrunden bei Ange-
boten und im Rahmen von Gruppen. Im Kontext 
der Zeltlagerfahrten werden die betreuten Kin-
der und Jugendlichen zudem als „Zeltbeauf-
tragte“ (B.3, 400) bei alltäglichen Entscheidun-
gen wie Essens- und Angebotsvorschläge ein-
bezogen. Auch in den Gruppenangeboten (z.B. 
Kindertag) können sich bereits junge Kinder mit 
Spiel-, Bastel- und Ausflugswünschen einbrin-
gen, sofern diese realisierbar erscheinen. 
  

Präventionsangebote 
 
Präventionsangebote für die betreuten Kinder 
und Jugendlichen werden in der Pfarrei nicht 
durchgeführt. Im Rahmen von Informationsver-
anstaltungen werden die Eltern (z.B. bei der 
Kommunionsvorbereitung) über die Präventi-
onsmaßnahmen gegen sexuelle Gewalt aufge-
klärt. Insgesamt werde in der befragten Pfarrei 
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dem Einbezug bzw. regelmäßigen Kontakt zu 
den Eltern ein großer Stellenwert eingeräumt. 
 

Beschwerdeverfahren 
 
Die Pfarrei verfügt über interne ehrenamtliche 
Ansprechpersonen bei Beschwerdefällen, „die 
nicht jetzt unmittelbar in der Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen, in der täglichen, richtig drin 
sind, sondern außen vor noch mal“ (B.2, 123), 
aber aufgrund ihrer Eingebundenheit in die Ge-
meinde bei Kindern und Jugendlichen bekannt 
sind und z.T. aufgrund ihres (beruflichen) Hin-
tergrunds mit Kindern und Jugendlichen kon-
frontiert sind 
Die telefonischen Kontaktdaten der Ansprech-
personen sowie der Präventionshotline der Diö-
zese werden den betreuten Kindern und Ju-
gendlichen als Kärtchen ausgehändigt (bei-
spielsweise in den Kommunionsmappen). Für 
ein vertrauensvolles Klima wurde es als bedeut-
sam erachtet, „dass Kinder wissen: Sie dürfen 
sich beschweren“ (B.2, 298). Die gemeindeinter-
nen Ansprechpersonen berichteten im Interview 
jedoch darüber, dass dieses Hilfeangebot bisher 
noch nicht genutzt werde. 
 
Daneben gibt es auch Ansprechstellen für die in 
der Kirchengemeinde Tätigen, wie die Präventi-
onsbeauftragten beim Erzbistum sowie weitere 
lokale Beratungsangebote.  
 
Die Ehrenamtlichen betrachteten es als bedeut-
sam, dass Pfarreien als Kompetenzorte fungie-
ren können, in denen den Kindern und Jugend-
lichen vertrauensvolle Personen zur Seite ste-
hen. Dabei sei es wichtig, dass mit den Kindern 
und Jugendlichen auf „Augenhöhe“ kommuni-
ziert werde und diese in ihren Belangen ernst 
genommen werden.  
 

Intervention 
 
Der Notfallplan wurde an die Vorlage des Bis-
tums angelehnt und in Form einer Broschüre für 
die Ehrenamtlichen übernommen bzw. adap-
tiert. Der Plan sehe vor, dass nach Bekanntwer-
dens eines (Verdachts-)Falls sexualisierter Ge-
walt eine sofortige Kontaktaufnahme über die 
„Präventionshotline“ (B.2, 267) zu den diözesa-
nen Beauftragten erfolgt. Die „Übergabe“ des 
Falls an die Präventionsbeauftragten wurde von 
einer Befragten dabei als Entlastung beschrie-
ben. Vonseiten der Ehrenamtlichen kamen zwei 
Schwierigkeiten zur Sprache: Einerseits könne 
nur schwer eingeschätzt werden, inwiefern bei 
sexualisierter Gewalt im innerfamiliären Kontext 
„eingegriffen“ (B.3, 420) werden dürfe, anderer-
seits wurde Handlungsunsicherheit bei der In-
tervention beschrieben.  
 
Zum Erhebungszeitpunkt bestanden Überle-
gungen, den Notfallplan um konkretere Vorge-
hensschritte zu ergänzen, die in den jeweiligen 
Gruppenangeboten erarbeitet werden. 
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Um den Schutz vor sexueller Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche in der Pfarrei nachhaltig si-
cherzustellen, wurden verschiedene Maßnah-
men ergriffen. Um den Notfallplan präsent zu 
halten, werde dieser als Broschüre im Rahmen 
von Schulungen ausgehändigt und hänge in 
Form von Plakaten in der Pfarrei aus. Das 
Schutzkonzept wurde zudem im Pfarrbrief be-
kannt gemacht. Die Bekanntmachung der inter-
nen Ansprechpersonen für Kinder und Jugendli-
che sei über Plakate bzw. „Kärtchen“ gewähr-
leistet, die zusammen mit Informationsmateria-
lien ausgehändigt werden. Daneben werde das 
Präventionskonzepts auf Elternabenden thema-
tisiert: „Also ich stelle das bei den Elternabenden 
vor, und ich merke: Oh, da ist eine gewisse Auf-
merksamkeit da. Die Eltern stutzen: Warum wird 
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das jetzt so deutlich gesagt? Ist da schon mal? 
Man kann sich ja dann als Veranstalter manches 
denken, was vielleicht in den Köpfen schwirrt. 
Das muss man gut einführen und auch sagen, 
das ist ein Präventionskonzept und wir möchten 
dafür sorgen, dass von vornherein klar ist, dass 
wir drauf achten und dass es Ansprechpartner 
gibt, falls der Bedarf da ist“ (B.2, 200). 
 
Im Kontext der Erhebung kam die Überlegung 
auf, die Telefonnummern zu den Präventions-
kräften vor Ort in jedem Pfarrbrief publik zu 
machen bzw. auf diese Ansprechpersonen ge-
zielt vor Zeltlagerwochenenden hinzuweisen. 
Eine Herausforderung wurde in dem Interview 
darin gesehen, den neu hinzukommenden Eh-
renamtlichen das Thema Prävention immer wie-
der und regelmäßig nahezubringen: „Also ich 
habe nächstes Jahr neue Kommunionkinder, ich 
habe neue Ministranten mit dabei, die noch nicht 
wissen, wie das bei uns hier zugeht, ich habe 
neue Mitarbeiter, die noch nie auf einem Zeltla-
ger mitgemacht haben. Also […] da fangen wir 
auch immer wieder neu an. Da sind wir nie am 
Ende“ (B.2, 330).  

C. Schutzkonzepte in 
muslimischen Gemeinden 
(ZMD) 
 
 

C1. Strukturen – 
Rahmenbedingungen – Forschung 
 
In Deutschland lebten im Jahr 2015 circa 4,4 bis 
4,6 Mio. Muslimas und Muslime (Stichs 2016). 
Viele davon sind in einem religiösen Verein 
oder in einer religiösen Gemeinde organisiert. 
Verschiedene Studien zeigen auf, dass in die-
sem Zusammenhang der Organisationsgrad der 
Muslime in Deutschland zwischen 20 % und 
50 % variiert (Haug u.a. 2009).  
 
Dirk Halm u.a. (2012) schätzen, dass es rund 
2.350 muslimische, einschließlich alevitische, 
Gemeinden deutschlandweit gibt. Dabei unter-
scheiden sich muslimische Gemeinden nach 
verschiedenen Rechtsschulen innerhalb des Is-
lam (z.B. Sunniten, Schiiten, Aleviten) und oft-
mals auch nach ihrer nationalen Herkunft (Haug 
u.a. 2009). Jedoch ist eine große Mehrheit sun-
nitisch geprägt. Die verschiedenen Glaubens-
richtungen sind unabhängig von der Nationali-
tät. 
 
Ein Teil der Gemeinden ist in einer der vier gro-
ßen islamischen Dachverbände in Deutschland 
organisiert: der Türkisch-Islamischen Union der 
Anstalt für Religion (DITIB), dem Islamrat für die 
Bundesrepublik Deutschland e.V. (IR), dem Ver-
band der Islamischen Kulturzenten (VIKZ) und 
dem Zentralrat der Muslime (ZMD). 
 
Im Mittelpunkt des Gemeindelebens steht in 
der Regel die Moschee. Die genaue Anzahl der 
Moscheen in Deutschland ist unbekannt. Es 
wird geschätzt, dass circa 600 bis 5000 Gläubige 
im Durchschnitt, je nach Größe und Lage, eine 
Moschee besuchen. Meist sei nur ein Teil der 
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Besucher als Gemeindemitglied registriert (ZMD 
o.J.).  
 
Wesentliche Integrationsfiguren in den Mo-
scheen stellen Seelsorger, Imame oder aleviti-
sche Dedes dar. Dirk Halm u.a. (2012) schätzen, 
dass zwischen 1.700 und 2.500 solcher Religi-
onsbedienstete regelmäßig in Moscheen oder 
alevitischen Gemeinden tätig sind 
(Schmidt/Stichs 2012, S. 357).  
 
Neben den Gebeten in der Moschee und der 
Freitagspredigt gehören die Seelsorge und die 
pädagogische Betreuung von Kindern zu den 
traditionellen Tätigkeitsbereichen eines Imams 
(ebd., S. 333). Des Weiteren ist der Koranunter-
richt bei Kindern und Jugendlichen das am häu-
figsten genutzte Angebot (95 %) in muslimi-
schen Gemeinden (Halm/Sauer 2012). In den 
muslimischen Gemeinden hat der Imam eine 
gewisse Handlungshoheit, da er eine Autoritäts-
person darstellt, die einen hohen Respekt ge-
nießt. Dabei steht er in engem Austausch mit 
dem jeweiligen Vorstand. 
 
Imame werden auf unterschiedliche Art und 
Weise ausgebildet. Zum einen gibt es die klassi-
sche Ausbildung im Ausland. In der Regel wer-
den Imame nach einer solchen Ausbildung nach 
Deutschland entsendet. Alternativ zu dieser 
Ausbildung schließen Imame eine akademische 
Ausbildung im Bereich der Islamischen Theolo-
gie ab. Bisher war dies nur außerhalb von 
Deutschland möglich. Seit einiger Zeit ist ein 
Bachelorstudium der Islamischen Theologie 
auch an einigen Hochschulen innerhalb von 
Deutschland möglich. Der ZDM empfiehlt die 
flächendeckende Installation eines solchen Stu-
diengangs und die Implementierung einer Aus-
bildung für Imame in staatlicher Verantwortung 
in Deutschland. Ein ausgearbeitetes Curriculum 
ist bisher jedoch noch nicht vorhanden. 
 

Der Zentralrat der Muslime (ZMD) vertritt mit 
seinen 300 Moscheen, 9 Landesverbänden und 
17 Dachverbänden verschiedene religiöse Rich-
tungen im Islam (Sunniten, Schiiten und Sufis) 
sowie Gläubige unterschiedlicher ethischer Her-
kunft (u.a. deutsche, türkische und arabische 
Muslimas und Muslime); er bildet somit die 
Vielfalt der Muslime in Deutschland ab.  
 
Der ZMD arbeitet momentan verstärkt an der 
Weiterbildung und Qualifizierung der Imame in 
Moscheen. Seit 2017 besteht eine auf Landes-
ebene stattfindende modulare Fortbildungs-
reihe zum Thema „Handlungsbereiche und Um-
setzungsmodelle der Prävention und Deradika-
lisierung“. Weitere Bausteine dieser Fortbildung 
stellen Themen wie Seelsorge, Jugendarbeit, 
Allgemeinbildung und Sprache dar. 
 
Im Jahr 2017 hat der ZMD eine Vereinbarung 
mit dem Unabhängigen Beauftragten für Fragen 
des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) ge-
schlossen, um Schutzkonzepte in seinen Ange-
boten für Kinder und Jugendliche umzusetzen. 
Das dafür hauptsächlich zuständige Jugendrefe-
rat des Zentralrats verfolgt verschiedenste Auf-
gaben im Bereich der Jugendarbeit, wie Ferien-
freizeiten, Jugendzentren, Projekte gegen Extre-
mismus, Projekte zur Förderung der beruflichen 
Integration oder zur Förderung des interreligiö-
sen Dialogs.  
Die Jugendarbeit in den Gemeinden des Ver-
bandes hat, neben der religiösen Erziehung, 
noch weitere soziale Ziele, etwa Beratungen 
und weitere Angebote zu migrationsbedingten 
Bedarfen und Problemstellungen (Halm/Sauer 
2012). Der ZMD arbeitet generell an einer Er-
weiterung der Angebote, Dienste und Einrich-
tungen für Kinder und Jugendliche. Neben einer 
allseitigen islamischen Bildung wird dabei das 
Ziel einer Förderung der Entwicklung junger 
Menschen zu selbstverantwortlichen, mündigen 
Muslimas und Muslimen verfolgt (ZMD o.J.). 
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Neben der Bildungsarbeit und der entsprechen-
den Jugendarbeit strebt der ZMD unter ande-
rem eine gleichberechtigte Partizipation der 
muslimischen Verbände in jugendverbandlichen 
Strukturen an. Daher ist es für den Zentralrat 
unabdingbar, den Dialog mit anderen Jugend-
verbänden voranzutreiben. Weiterhin soll das 
muslimische Engagement innerhalb der Gesell-
schaft gefördert und Muslim- bzw. Islamfeind-
lichkeit bekämpft werden.  
 
Zu Kinder- und Jugendarbeit in muslimischen 
Gemeinden in Deutschland, dem Diskurs um se-
xualisierte Gewalt in den Gemeinden, der Ver-
breitung sexueller Grenzverletzungen gegen-
über Kindern und Jugendlichen sowie Gegen-
maßnahmen der Gemeinden gibt es bislang 
kaum wissenschaftliche Literatur. Selbst die in-
ternationale Forschung beschäftigt sich bislang 
nur sehr selten mit diesem Themenbereich (für 
eine Ausnahme siehe Hutchinson u.a. 2015). 
Dies macht zum einen deutlich, welche Pionier-
arbeit vom UBSKM sowie dem ZMD hier derzeit 
geleistet wird. Zum anderen war es deshalb 
aber notwendig, auch bei der Darstellung der 
Rahmenbedingungen und Kontexte für die Ent-
wicklung von Schutzkonzepten in Gemeinden 
des ZMD bereits auf Angaben aus der Fokus-
gruppe zurückzugreifen. Die Teilnehmenden 
und ihre Erfahrungen mit der Entwicklung von 
Schutzkonzepten werden jedoch (zur Gewähr-
leistung einer gewissen Vergleichbarkeit über 
den ganzen Teilbericht hinweg) erst im nächs-
ten Abschnitt (C.2) näher vorgestellt. 
 
Die Kinder- und Jugendarbeit in den muslimi-
schen Gemeinden wurde von den Teilnehmen-
den der Fokusgruppe als bislang wenig profes-
sionalisiertes Feld beschrieben, in dem vor al-
lem Ehrenamtliche in den Moschee-Gemeinden 
tätig seien. Kinder- und Jugendarbeit sei prinzi-
piell eine Aufgabe der Gemeinde, die nicht al-
lein auf das Gebet ausgerichtet sei: „Das heißt, 

die Moschee kann sich nicht auf die rein theolo-
gischen Themen beschränken“ (C.1, 221). Ehren-
amtliche seien zu einem hohen Teil Frauen. Ge-
nerell wurden die Gemeinden als bedeutsamer 
und geeigneter Orte für die Thematisierung von 
persönlichen und sensiblen Belangen – auch se-
xueller Gewalt – gesehen.  
 
Die teilweise vorhandenen hierarchischen Struk-
turen stellen eine Herausforderung für Musli-
mas und Muslime dar, das Thema sexualisierter 
Gewalt offen zu benennen: „Dass es durch diese 
patriarchalen oder paternalistischen Strukturen 
oftmals um Macht und Demütigung geht […] es 
kommt doch häufig vor, dass das Thema Sexuali-
tät und Sex an sich sehr triebgesteuert ist und so 
[…] eine unreife Vorstellung von Sexualität im 
Eheleben besteht, obwohl es natürlich auf islami-
scher Grundlage anders aussieht. Nur der Islam 
ist dann in der Regel nicht das, was zählt in die-
sen Familien“ (C.1, 48). Es sei anzumerken, dass 
patriarchalische Strukturen aber auch Macht-
strukturen vom Glauben – sprich vom Islam – 
her nicht gerechtfertigt werden. Hierfür bestehe 
keine Legitimation, dennoch gäbe es sie. 
Als weitere grundlegende Herausforderung im 
strukturellen Kontext wurde in der Fokusgruppe 
die Unsicherheit mit dem Thema Sexualität und 
damit einhergehend auch mit dem Umgang mit 
sexueller Gewalt genannt: „Das Problem, was wir 
auch haben in unsere Gemeinden, dass man in 
dieser im Umgang mit dem Thema sexualisierte 
Gewalt und Sexualität überhaupt unsicher ist. 
Und da brauchen wir einfach mal ein Stück Auf-
klärungsarbeit: Wie gehe ich auch mit diesen Be-
titelungen der Begriffe – weil man einfach mal 
das immer verteufelt beziehungsweise personali-
siert“ (C.1, 40). „Also das Thema Sexualität ge-
hört schon so zum Tabuthema, obwohl das in der 
Religion ein sehr, sehr wichtiges Thema ist und 
ich finde, dadurch, dass diese Grundlage einfach 
schon gar nicht da ist, dass solche Themen ange-
sprochen werden, kommt man auch gar nicht so 
weit, über sexuelle Gewalt zu sprechen“ (C.1, 25). 
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Es sei nicht falsch und es stehe nicht im Wider-
spruch zur Religion bzw. zum Islam, es eigent-
lich offen anzusprechen.  
 
In der Fokusgruppe verdichtete sich diese Sicht-
weise durch weitere ähnliche Stimmen. Es gebe 
einige muslimische Gemeinden, die nicht frei 
von Strukturen sind, die Machtgefälle erzeugen 
und damit einen Risikofaktor für sexuelle Ge-
walt darstellen könnten. Ein Wandel zeige sich 
in einigen Landesverbänden, jedoch noch nicht 
in allen Bundesländern. Dass es zudem noch 
nicht in allen Bundesländern Landesverbände 
gibt, könne die systematische Einführung von 
Schutzkonzepten und Fortbildungskonzeptio-
nen zur Thematik erschweren: „Aber Landesver-
bände sind erst in den letzten Jahren entstanden, 
weil man gemerkt hat, dass viele Themen, viele 
Belange und Angelegenheiten auf der Landes-
ebene verhandelt werden, mit den Landesregie-
rungen, und deshalb haben wir angefangen, 
Landesverbände einzurichten, um auch dieser 
Brücke zwischen den Gemeinden, also zwischen 
der Basis und dem Bundesverband, zu schaffen“ 
(C.1, 7).  
 
Weiterhin seien die Landesverbände eine Mög-
lichkeit, einen Vereinheitlichungsprozess anzu-
streben, sodass in allen Gemeinden die gleichen 
Regelungen und Standards gelten, um die in-
transparente Struktur zu überwinden: „Eben die 
Verbände, die es in einem Bundesland gibt, da 
versuchen wir Vereinheitlichungsprozesse anzu-
streben“ (C.1, 7). Konkret strebe der ZMD an, in 
einer Vertreterversammlung für jeden Landes-
verband ein geltendes Schutzkonzept zu verab-
schieden und bei Bedarf auch mehrsprachig 
verfügbar zu machen.  
 
 

C2. Erkenntnisse aus der 
Fokusgruppe: Förderliche Faktoren 
und Herausforderungen für die 
Entwicklung von Schutzkonzepten 
in muslimischen Gemeinden 
 
Das Handlungsfeld muslimische Gemeinde war 
erstmalig beim aktuellen Monitoring vertreten, 
daher wurden keine Fallstudien durchgeführt. 
Hier wurde auf eine explorative Fokusgruppen 
zurückgegriffen. 
 
Um einen Einblick in den Diskurs über präven-
tive Strategien in muslimischen Gemeinden und 
Strukturen zu erfassen, wurden in einer Fokus-
gruppe im Winter 2016/2017 die verschiedenen 
förderlichen Faktoren sowie Herausforderungen 
diskutiert. Aufgrund der Vereinbarungen zwi-
schen dem Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land (ZMD) e.V. und dem UBSKM nahmen an 
der Fokusgruppe ausschließlich Personen aus 
dem Umfeld des ZMD teil:  
 
` Drei Landesvorsitzende des Zentralrats, 
` ein Referent und eine Referentin sowie 

eine Projektleitung auf Bundesebene, 
` ein Psychologe und Mitglied in einem 

Verein zur psychosozialen und 
pädagogischen Versorgung für Muslimas 
und Muslime in Deutschland, 

` eine Mitarbeitende eines Kulturzentrums. 
 
Insgesamt wurde in der Fokusgruppe deutlich, 
dass es bisher keinen abbildbaren Diskurs zum 
Thema „Prävention sexueller Übergriffe und Ge-
walt in muslimischen Gemeinden in Deutsch-
land“ gibt, sondern eine Situation vorliegt, in 
der Pionierarbeit geleistet werden müsse. Von 
den Teilnehmenden der Fokusgruppe wurde 
dies auch damit begründet, dass es „einfach 
keine Vorfälle gegeben hat, jedenfalls nicht, dass 
man irgendwie einen Anlass hätte, darüber zu 
sprechen. Und daher ist es für uns ein Neuland“ 
(C.1, 157). Im Kontext der Fokusgruppe wurde 
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von den Teilnehmenden geschildert, dass keine 
Fälle bzw. belastbare Zahlen zu Fällen von sexu-
eller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche in 
Moschee-Gemeinden bekannt seien. Eine Kon-
frontation mit dem Thema gibt es ausschließlich 
über die beruflichen bzw. professionellen Ar-
beitszusammenhänge. Dennoch bestehe allge-
meiner Konsens darüber, dass sich der ZMD 
und die muslimischen Gemeinden der Verant-
wortung bewusst seien, präventive Maßnahmen 
zu entwickeln und umzusetzen: „Wir sind nicht 
exkludiert aus dieser Thematik“ (C.1, 211). Eine 
Vertreterin der Landesebene wies in der Fokus-
gruppe auf die aktuelle Situation in den musli-
mischen Gemeinden hin, in denen zwischenzeit-
lich häusliche Gewalt thematisiert werde, aber 
sexualisierte Gewalt noch wenig in den Blick ge-
rate: „Man ist so weit, dass man über Gewalt 
spricht, über häusliche Gewalt, auch ansatzweise, 
aber über sexualisierte Gewalt oder sexuelle 
Übergriffe eigentlich gar nicht. Das ist bei uns 
überhaupt nicht so im Fokus“ (C.1, 5).  
 
 
Dennoch bestehe allgemeiner Konsens darüber, 
dass sich der ZMD und die muslimischen Ge-
meinden der Herausforderung stellen wollen, 
präventive Maßnahmen zu entwickeln und um-
zusetzen. Daher sei die Diskussion um heraus-
fordernde sowie förderlichen Bedingungen so-
wie die Bedarfe zum Thema „Prävention sexuel-
ler Gewalt in muslimischen Gemeinden“ sinn-
voll.  
 

Verhaltenskodex 
 
Die Gruppe hatte vereinzelt Kenntnis von Initia-
tiven, die als Nucleus für einen Verhaltenskodex 
gegen sexualisierte Gewalt dienen könnten, bis-
lang aber dieses Thema nicht in den Mittel-
punkt rücken, sondern Ehrenamtliche generell 
informieren wollen. 
Ein Teilnehmer berichtete etwa von einer Initia-
tive, die aktuell eine Broschüre für den Umgang 

mit Kindern und Jugendlichen konzipiere (z.B. 
bei Freizeitangeboten). Darin soll beschrieben 
werden, wie Kinder zu bestimmten Themen in-
formiert und wie Regeln zum Umgang unter 
Kindern und Jugendlichen besprochen werden 
können. Auf Ferienfreizeiten müssten Verhal-
tensregeln und damit verbundene Konsequen-
zen bei Verstößen den Kindern und Jugendli-
chen vorgegeben werden. Bislang geschehe 
dies aber vor allem im Hinblick auf das Thema 
„Frömmigkeit“.  
 

Fortbildung und Sensibilisierung 
 
Die Teilnehmenden der Fokusgruppe waren sich 
darüber einig, dass die Thematisierung von se-
xueller Gewalt durch Fortbildungen und Sensi-
bilisierungen einen Veränderungsprozess dar-
stellen könne, für den jedoch entsprechende 
zeitliche Ressourcen zur Verfügung stehen 
müssten. „Islamisch-theologische“ Aspekte kön-
nen bedeutsame Anknüpfungspunkte für die 
Sensibilisierung von Imamen aber auch der Ge-
meinde als Ganzes sein, um die Relevanz des 
Themas deutlich und präsent zu machen: „Es 
gibt ja ein Zitat oder eine Überlieferung, dass 
man keine Scham hat, gewisse Dinge einfach an-
zusprechen […], also dass man die theologischen 
Aspekte da fokussiert, wenn man mit Gemeinden 
einfach zusammenarbeitet oder mit Gemeinden 
das Thema versucht, zu sensibilisieren, weil so 
gewinnt man einfach einen Zugang zu den Ge-
meinden und das Verständnis, und die Wichtig-
keit“ (C.1, 172).  
Eine logische Folgerung sei, dass Fortbildungen 
oder andere Angebote, die sensibilisieren soll-
ten, speziell für den Bereich der muslimischen 
Gemeinden entwickelt werden müssten. 
 
Eine Teilnehmerin machte deutlich, dass auf-
grund der spezifischen Strukturen und der Viel-
falt der Moschee-Gemeinden kein standardi-
siertes Vorgehen zur Sensibilisierung der ver-
schiedenen Akteursgruppen angewandt werden 
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könne, sondern verschiedene Ansätze benötigt 
würden. Vor diesem Hintergrund wurde in der 
Fokusgruppe vor allem die Entwicklung und 
Verbreitung von entsprechenden Handreichun-
gen für den Imam und Gemeindevorstand dis-
kutiert. Dies solle in der Verantwortung der 
übergeordneten Ebenen (Landesverbände) lie-
gen, aber auch den entsprechenden Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren zur Verfügung ge-
stellt werden: „Und der erste Schritt müsste mei-
nes Erachtens eine Handreichung sein, die man 
da anbringen kann […], dass diese Handreichung 
– ganz gewiss dann auch klar ist, dass sie hier in 
dieser Moschee mit zehn Leuten, die jetzt mit 
Kindern und so weiter zu tun haben – da müssen 
Sie direkt den Vorstand ansprechen und direkt 
den Imam ansprechen“ (C.1, 194).  
 
Als zweiter Schritt sei auch die gezielte Anspra-
che der Jugendlichen in den verschiedenen An-
geboten der Gemeinden wichtig. Ein möglicher 
Anknüpfungspunkt für einen flächendeckenden 
Einbezug der Jugendlichen – sowohl muslimi-
sche als auch nicht-muslimische – wurde von ei-
nigen Teilnehmenden auch in Schulen bzw. an-
deren Bildungseinrichtungen gesehen (mittels 
dort verankerter einheitlicher Programme), die 
über entsprechende Kapazitäten sowie über 
mehr inhaltliche Möglichkeiten verfügen und 
von deren Erfahrungen zu gelungenen Prozes-
sen die Moscheen lernen können: „Und da finde 
ich halt schön, wenn wir eben das kombinieren 
und sagen, ‚na ja, wir arbeiten mit den Schulen 
zusammen und klammern das nicht nur aus´. Ich 
war immer ein Freund davon, von etablierten, 
wie du vorhin gesagt hast, Caritas, die haben 
schon ein Jahrhundert hinter sich, haben viel Er-
fahrung: Warum laden wir die nicht zu uns ein 
und schauen, was wir voneinander lernen kön-
nen tatsächlich, was wir da mitnehmen können“ 
(C.1, 215). Dies würde auch zu einer Entlastung 
von Moschee-Gemeinden beitragen. 
 

Im Diskussionsprozess wurde die Frage aufge-
worfen, ob als Voraussetzung für die Erstellung 
eines Konzepts eine Bedarfserhebung auf loka-
ler Ebene sinnvoll sei, die beispielsweise die 
Zielgruppe(n) klar definiert: „Ganz klar denke 
ich, wäre sehr, sehr wichtig, eine Bestandserhe-
bung überhaupt zu machen: Was ist auf lokaler 
Ebene überhaupt los, wie präsent ist das Thema 
wie wenig präsent ist das Thema um überhaupt 
zu schauen, inwieweit ist eine Sensibilisierung 
notwendig, und wie man die Sensibilisierung 
überhaupt angeht“ (C.1, 203). Gleichzeitig be-
stünden Unsicherheiten bezüglich der Einfüh-
rung von Schutzkonzepten und der Sensibilisie-
rung der Eltern: „Wie informieren wir die Eltern, 
wie kriegen wir da Rückmeldungen“ (C.1, 107).  
 
Es wurde deutlich, dass eine besonders sensible 
Herangehensweise zur Thematisierung sexueller 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche nötig sei, 
um das Interesse und die Aufmerksamkeit der 
Eltern und Gemeindemitglieder zu wecken. Als 
Möglichkeit wurde die subtile Herangehens-
weise über die Aufklärung bezüglich Gefahren 
von digitalen Medien benannt, um so ein Be-
wusstsein für sexuelle Gewalt den Familien und 
Gemeindemitgliedern näherzubringen ohne 
gleichzeitig Ängste zu erzeugen. Bevor das 
Thema „Prävention sexueller Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche“ und ein damit verbunde-
nes Schutzkonzept in Gemeinden etabliert wer-
den könne, müsse jedoch eine Aufklärung und 
Sensibilisierung in muslimischen Gemeinden 
vorausgehen. Dabei merkten die Teilnehmen-
den an, dass in dem Feld häufig eine Tabuisie-
rung stattfinde, welche wiederum zu Unsicher-
heiten und Hemmungen bezüglich der Thema-
tisierung führe: „Dass hinter dieser ganzen The-
matik auch eine große Unsicherheit steckt, so-
dass häufig einfach dieser Umgang oder dieser 
dysfunktionale Umgang mit einer mangelnden 
Information zu tun hat, und es ist nicht nur tabu-
isiert, sondern auch gehemmt“ (C.1, 48). 
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Qualifizierung von Ehrenamtlichen 
 
Aktuell gibt es, nach Angaben in der Fokus-
gruppe, noch keine spezifischen Qualifizie-
rungsmaßnahmen für die ehrenamtlich Tätigen, 
einige Ehrenamtliche verfügen jedoch über be-
stimmte Kompetenzen aus ihren beruflichen 
Kontexten. „Mitarbeitende in der Jugendarbeit 
sind meistens ehrenamtliche, oft Eltern der Kin-
der und Jugendlichen. Sie durchlaufen keine 
Schulung, bevor sie als Kinder- oder Jugendbe-
treuerin arbeiten: aber diese ganzen Jugendgrup-
pen werden, bei uns jedenfalls meistens von Müt-
tern und Vätern gemacht“ (C.1, 111). Die Durch-
führung der Angebote und Beratungen von 
„Laien“ werde auch als Gefahr für Kinder und 
Jugendliche gesehen, da beispielsweise erneute 
Traumatisierungen aufgrund eines nicht profes-
sionellen Umgangs mit erlebten Missbrauchser-
fahrungen hervorgerufen werden können.  
 
Als Herausforderung für die Qualifizierung der 
Ehrenamtlichen bzw. als ein bedeutsamer As-
pekt für die Entwicklung von Fortbildungen 
wurde in der Fokusgruppe die hohe Fluktuation 
der Ehrenamtlichen benannt. Dies mache konti-
nuierliche Fortbildungen notwendig. Das könne 
zu Kosten führen, die dann durch die Einfüh-
rung von Gebühren für entsprechende Kinder- 
und Jugendangebote gedeckt werden müssten: 
„Das heißt, es ist sehr schwierig, wenn alles kos-
tenlos ist und noch dazu weiterbilden und wei-
terhin ehrenamtlich. Das hält nicht sehr lange, 
bleibt man drei, vier Jahre maximal aktiv und 
dann irgendwann kann er nicht mehr, muss je-
manden anderen suchen. Daher muss man auch 
über die Variante sich Gedanken machen, dass 
man etwas dafür zahlt, dass langfristig die Perso-
nen, die so eine Weiterbildung oder Ausbildung 
machen, dass sie das langfristig auch weiterhin 
machen“ (C.1, 100). 
 

Partizipation und Präventionsangebote 
 
In der Fokusgruppe wurde von verschiedenen 
partizipativen Ansätzen in der Kinder- und Ju-
gendarbeit der muslimischen Gemeinden be-
richtet. Ein Teilnehmer sprach beispielsweise 
von einem regionalen Programm in Zusammen-
arbeit mit der Kreisintegrationshilfe, bei dem Ju-
gendliche als „Dialog-Beauftragte“ fortgebildet 
wurden und als Botschafter für Moscheen fun-
gieren. Daneben gibt es (internationale) Ju-
gendtreffen, bei denen die Jugendlichen auch 
Workshops zur Stärkung des Selbst besuchen 
können. Weiterhin wurde von Jugendkonferen-
zen berichtet, bei denen kurze Vorträge, Work-
shops sowie ein Kulturprogramm im Vorder-
grund stehen.  
 
Auch thematische Informationsangebote, die 
partizipative Elemente beinhalten (z.B. Radikali-
sierungspräventionsprogramme), wurden be-
schrieben. Bislang fehle aber der explizite Bezug 
zum Schutz vor sexualisierter Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche. Allenfalls in Ehe-Semina-
ren werde ansatzweise über Sexualität oder se-
xuelle Gewalt gesprochen. 
 

Beschwerdeverfahren 
 
Die Teilnehmenden berichteten, dass es an ei-
ner zentralen, fachlich einschlägigen Anlauf-
stelle in jedem Bundesland mangele, die an die 
Landesverbände angeschlossen ist. Eine solche 
Stelle könne zur lokalen, regionalen Vernetzung 
beitragen und die Relevanz des Themas in den 
muslimischen Gemeinden stärken: „Dafür brau-
chen wir Beauftragte, die sozialisiert, geschult 
werden müssen, dass wir auch intern als Leucht-
turm installieren können“ (C.1, 40). „Wenn man 
sagt, also in […] gibt es eine Person, die auch 
entsprechende Schulungen gemacht hat, und die 
ist Ansprechpartner für alle muslimischen The-
men“ (C.1, 61) Um die genderspezifischen Be-
lange zu berücksichtigen, wurde vorgeschlagen, 
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jeweils eine Stelle für eine weibliche Beauftragte 
und einen männlichen Beauftragten zu etablie-
ren: „Sollte einfach mal Mann und Frau sein […], 
da soll […] auch genderorientiert gearbeitet wer-
den“ (C.1, 173). 
Ein Teilnehmer regte an, die jährlich stattfin-
dende Fachtagung (mit dem diesjährigen 
Thema Sexualität) als Anknüpfungspunkt zu 
nutzen, um den Austausch zum Thema „Sexuali-
sierte Gewalt“ anzuregen. Gleichzeitig können 
Informationsveranstaltungen von Seiten der Ge-
meinden Unsicherheiten und Widerstände ge-
gen eine Einführung und Thematisierung von 
Schutzkonzepten entgegenwirken. 
 

Intervention bei Fällen sexueller Gewalt 
 
Die Voraussetzungen für einen Interventions-
plan seien in muslimischen Gemeinden noch 
nicht gegeben. Aktuell sind noch keine An-
sprechpersonen oder Beschwerdemöglichkeiten 
eingerichtet. Die Frage, „wem vertraut sich das 
Kind an, wem nicht? Auch gegenüber den Eltern 
nicht, weil es ja die Problematiken gibt“ wurde 
mit Ansprechpersonen „innerhalb der Commu-
nity und außerhalb der Community“ (C.1, 68) be-
antwortet. Ohne fest installierte Ansprechperso-
nen oder Interventionspläne könnten Kinder 
und Jugendliche das Thema zu Hause oftmals 
nicht ansprechen. Die Teilnehmenden forderten 
daher mehr „Erziehungskompetenz“, damit 
Tabu-Themen wie „Sexuelle Gewalt in Familien“ 
angesprochen werden können: „Wie erziehe ich 
mein Kind eben, Grenzen zu setzen? Wie erziehe 
ich mein Kind dazu, Vertrauen zu mir zu haben, 
damit es mit mir spricht, wenn irgendwie so ein 
Vorfall oder Übergriffe stattfinden?“ (C.1, 67). 
Gleichzeitig verdeutlichte dies auch die Wichtig-
keit einer Ansprechperson innerhalb der musli-
mischen Gemeinde, an die sich Betroffene, so-
wohl Kinder, Jugendliche als auch deren Eltern, 
wenden können. 
 

Kooperation 
 
Einige Teilnehmende berichteten über bereits 
bestehende Kooperationsbeziehungen mit 
(muslimischen) Beratungsstellen, die beispiel-
weise mädchenspezifische Präventions-
workshops anbieten: „Wir müssen das Rad nicht 
neu erfinden […] und keine Scheu haben, von an-
deren, erfahrenen Leuten uns ausbilden zu las-
sen“ (C.1, 215). „Und wir sind uns da im Klaren, 
dass es eine gesamtgesellschaftliche Verantwor-
tung ist, wo Muslime natürlich auch ein Teil von 
sind und nur im Zusammenspiel, Muslime und 
Nicht-Muslime, können wir das Thema angemes-
sen angehen“ (C.1, 248).  
 
Gleichzeitig merkten die Teilnehmenden aber 
auch an, dass viele Muslimas und Muslime auf-
grund von Misstrauen die Beratungsstellen und 
Jugendämter nicht in Anspruch nähmen. Als 
Ansatz wurde diskutiert, dass es Vertrauen 
schaffen würde, wenn mehr Fachleute mit mus-
limischem Hintergrund in diesen Stellen bzw. im 
Jugendamt tätig wären, um so eine kultursen-
sible Betreuung zu ermöglichen: „Also das ist ein 
Punkt, dass natürlich irgendwo bei einem be-
stimmten Klientel das Hilfesystem nicht an-
springt, und dass es ein Bindeglied geben muss 
zwischen diesem spezifischen Klientel, selbst 
wenn es Hilfe sucht, wie bei uns, und dann aber 
wir diese Hilfe nicht adäquat hundertprozentig 
anbieten können, wie man da durch Kooperatio-
nen und Fachstellen sozusagen die Hilfe dann 
optimal gewährleisten kann“ (C.1, 56). Zusätzlich 
erschweren Sprachprobleme oftmals Gespräche 
und Beratungen: „Also die Frau kann nicht adä-
quat deutsch. Ja, wie soll denn die Frau adäquat 
mitteilen, was sie denkt, geschweige denn, was 
sie fühlt, und sich vielleicht auch noch öffnet“ 
(C.1, 56). 
 
In diesem Zusammenhang wurde von den Teil-
nehmenden auch der Wunsch nach mehr Ko-
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operationen unter den muslimischen Gemein-
den, aber auch mit anderen Einrichtungen ge-
äußert: „Eine Art Kooperation und Vernetzung 
und Partnerschaft, Moschee mit Bildungseinrich-
tungen, dass wir diese gelungenen Best Practice-
Beispiele in unsere Moscheen importieren kön-
nen und umgekehrt auch, dass dort vor Ort auf 
kommunaler Ebene ein Netzwerk entstehen 
kann, dass die Moscheevereine hingehen, Namen 
nennen, Personen nennen, die hingehen“ (C.1, 
211). Der Bedarf betreffe nicht nur Kooperatio-
nen unter muslimischen Gemeinden einer Orga-
nisation, sondern auch unter verschiedenen 
muslimischen Organisationen, die beispiels-
weise noch keine Vereinbarungen mit dem 
UBSKM getroffen haben. So können weitere 
muslimische Gemeinden, die nicht dem ZMD 
angehören, erreicht und für das Thema sensibi-
lisiert werden. 
 

Neue Elemente 

 
Im Zusammenhang mit (sexualisierter) Gewalt 
gewinne der Aspekt des Datenschutzes und der 
Schweigepflicht in muslimischen Gemeinden an 
Bedeutung: „Also es ist vielen Menschen über-
haupt gar nicht bewusst, wenn man so was in 
der gewohnten Umgebung in der Gemeinde an-
spricht […], sind viele Menschen einfach nicht 
darüber im Klaren oder nicht sicher, inwieweit 
die persönlichen Dinge, die man mit dieser Per-
son anspricht, nicht nach außen geraten“ (C.1, 
186). Es wurde auch verdeutlicht, dass Imame 
vom Gesetz bislang keinerlei Zeugnisverweige-
rungsrechte eingeräumt werden. Dies wurde als 
„ein ganz wichtiger Punkt, der auch häufig un-
terschätzt wird“ (C.2, 73) von den Teilnehmen-
den der Fokusgruppen gesehen. 
 
Innerhalb der Diskussion wurde von einer „In-
tellektualisierung“ gesprochen, die sich die Teil-
nehmenden wünschen. Damit sei gemeint, Kin-
dern und Jugendlichen die Möglichkeit zu ge-
ben, offen über Sexualität zu sprechen. Dies sei 

der erste Schritt, um im Weiteren auch das 
Thema „Sexuelle Gewalt in muslimischen Ge-
meinden“ ansprechen zu können: „Dass man 
Räume schafft, [...] dass Kinder über Sexualität 
fragen dürfen, informieren können“ (C.1, 49). 
Kindern und Jugendlichen solle in muslimischen 
Gemeinden Zugang zu Informationen über Se-
xualität und damit verbundenen Themen er-
möglicht werden. 
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D. Schutzkonzepte in 
jüdischen Gemeinden 
 
 

D1. Strukturen – 
Rahmenbedingungen – Forschung 
 
In Deutschland gibt es etwa 120 jüdische Ge-
meinden mit etwa 120.000 Mitgliedern. Die 
Mehrheit der Gemeinden ist Mitglied im Zent-
ralrat der Juden in Deutschland (ZdJ) und in der 
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland 
(ZWST). Der Zentralrat ist die politische Vertre-
tung, die ZWST vertritt ihre Mitglieder in allen 
Belangen der sozialen Wohlfahrt. Beide Dachor-
ganisationen der jüdischen Gemeinden sind 
Partner und kooperieren in verschiedenen Be-
reichen. Die Gemeindemitglieder sowie die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der im ZdJ bzw. 
der ZWST organisierten Gemeinden sind alle-
samt Mitglied im Zentralrat und in der ZWST. 
Beide Dachorganisationen gliedern sich zudem 
in 17 Landesverbände und 7 selbstständige Ge-
meinden. Insgesamt sind 105 jüdische Gemein-
den und 98.594 Mitglieder in den beiden Dach-
verbänden organisiert (ZWST-Mitgliederstatistik 
2016). Vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels in den jüdischen Gemeinden 
stellen die unter 18-Jährigen einen kleinen An-
teil der Mitglieder dar (9 %, ZWST 2017). 
 
Die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland (ZWST) ist einer von sechs Mit-
gliedsverbänden in der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW). Sie 
bildet den Zusammenschluss der jüdischen 
Wohlfahrtspflege und wurde im Jahr 1917 ge-
gründet. Grundlage der Tätigkeit bildet die Ze-
daka, das jüdische Verständnis von Wohltätig-
keit. Die Hauptreferate der ZWST sind das So-
zial- und Jugendreferat. Das Jugendreferat or-
ganisiert für junge Gemeindemitglieder (Kinder, 
Jugendliche, junge Erwachsene) vielfältige An-
gebote, z.B. Fortbildungen, Ferienmaßnahmen 

und weitere spezifische Veranstaltungen und 
Projekte, um die Jugendarbeit und die Vernet-
zung innerhalb der jüdischen Gemeinschaft zu 
stärken. Das Pädagogische Zentrum des Ju-
gendreferates stellt dafür umfangreiche Materi-
alien zur Verfügung (ZWST 2016c). Die Arbeit 
des Jugendreferats der ZWST findet Nieder-
schlag in verschiedenen Statistiken: Im Jahr 
2017 haben beispielsweise über 1.000 Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene an den 
Sommercamps der ZWST teilgenommen (inklu-
sive Leitung sowie Betreuerinnen und Betreuer). 
An der sechsteiligen Fortbildungsreihe für An-
fänger in der Jugendarbeit haben im Jahr 2017 
rund 80 Jugendliche teilgenommen.  
 
Die Jugendarbeit der ZWST unterstützt und för-
dert jüdische Kinder und Jugendliche mit dem 
Ziel der Stärkung ihrer jüdischen Identität, einer 
Vertiefung der gegenseitigen Kommunikation in 
der jungen jüdischen Generation und einer Ver-
mittlung von jüdischem Wissen und Tradition. 
Unter anderem organisiert das Jugendreferat 
mehrteilige Fortbildungen für angehende Ju-
gendbetreuerinnen und Jugendbetreuer (Mad-
richim). Das Ziel ist die Ausbildung von Multipli-
katoren, die wiederum in ihren Gemeinden An-
gebote für die junge Generation entwickeln und 
durchführen. Inhalte dieser Ausbildung sind u.a. 
pädagogische Grundlagen. Die ZWST beschäf-
tigt rund 120 hauptamtliche Mitarbeitende. Die 
innerhalb des Jugendreferats tätigen Personen, 
die direkt mit den Kindern und Jugendlichen ar-
beiten, arbeiten vor allem ehrenamtlich (ZWST 
o.J.a) und kommen aus unterschiedlichen beruf-
lichen Kontexten.  
 
Ein Ziel der Jugendarbeit der ZWST ist die Stär-
kung der Infrastrukturen in den jüdischen Ge-
meinden (Jugendzentren etc.) im Hinblick auf 
Zukunftsperspektiven, Nachwuchsförderung 
und langfristige Integration der jungen jüdi-
schen Generation mit Migrationshintergrund 
(ZWST o.J.b). 
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Generell sind die Angebote für Kinder und Ju-
gendlichen des Jugendreferats vor allem auf jü-
dische Kinder und Jugendliche ausgerichtet.  
 
Bis Ende 2018 sollen Einrichtungen im Wir-
kungskreis der ZWST den Schutz vor sexueller 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche im Leit-
bild verankern, Notfallpläne implementieren 
und die haupt- sowie ehrenamtlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter spezifisch fortbilden. 
Die Freizeit- und Bildungsstätte der ZWST in 
Bad Sobernheim wurde dabei als Piloteinrich-
tung für die Implementierung eines Notfallplans 
ausgewählt (ZWST 2016a). 
 
Abraham Lehrer, der Präsident der ZWST, be-
tonte: „Beim Kampf gegen sexuellen Missbrauch 
von Jungen und Mädchen bedarf es einer ver-
stärkten Verantwortungsübernahme und aktive-
ren Mitarbeit zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen. Um einen wirksamen Schutz zu gewährleis-
ten, müssen Präventionsmaßnahmen möglichst 
früh ansetzen. Im Rahmen der verschiedenen 
Aufgabenbereiche der ZWST werden Hunderte 
von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen regelmäßig in direkter bzw. indirekter Ver-
antwortung der ZWST anvertraut. Die ZWST 
sieht sich daher in besonderer Weise verpflichtet, 
die ihr anvertrauten Kinder und Jugendlichen 
wirkungsvoll vor jeglicher sexualisierter Gewalt 
zu schützen. Die Vereinbarung mit dem UBSKM 
ist ein wichtiger Schritt, die Präventionsarbeit der 
ZWST in diesem Bereich weiter auszubauen“ 
(ZWST 2016b). Entsprechend schloss die ZWST 
mit dem Unabhängigen Beauftragen der Bun-
desregierung für Fragen des sexuellen Kindes-
missbrauchs (UBSKM) im März 2016 eine Ver-
einbarung. 
 
Aus Deutschland sind bislang keine wissen-
schaftlichen Publikationen und Studien zur Prä-

                                                      

20 http://www.kolvoz.org/ 

vention sexueller Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche bzw. zu Schutzkonzepten in jüdischen 
Gemeinden bekannt. Auf internationaler Ebene 
gibt es aber Forschung zu sexuellem Kindes-
missbrauch in jüdischen Gemeinden. Erste Ar-
beiten entstanden in den 1980er-Jahren (Kat-
zenstein/Fontes 2017, S. 755). Der Fokus liegt 
dabei bislang vor allem auf den ultra-orthodo-
xen Glaubensgemeinschaften, obwohl diese 
beispielsweise in den USA nur ein Zehntel der 
jüdischen Bevölkerung des Landes ausmachen 
(ebd., S. 754). 
 
Nach aufsehenerregenden Missbrauchsfällen in 
Williamsburg in Brooklyn, New York, gab es 
auch aus anderen prominenten orthodoxen Ge-
meinden in Israel und England bekannt gewor-
dene Fälle sexueller Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche. Dementsprechend gab es in den 
letzten Jahren vermehrt Versuche und Anstren-
gungen, sexuelle Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche in jüdischen Gemeinden zu bekämp-
fen, insbesondere in den USA. Aber auch in an-
deren Ländern, wie England oder Australien, 
wurde das Thema „Sexuelle Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche“ in jüdischen Gemeinden 
verstärkt thematisiert. Es wurden unterschiedli-
che Programme initiiert, um das Bewusstsein in-
nerhalb der jüdischen Gemeinden für die Prob-
lematik zu fördern, Schutzmaßnahmen zu im-
plementieren und Täter bzw. Täterinnen zur 
Verantwortung zu ziehen.20  
 
Eine Studie von 2017, die in Kooperation mit 
der jüdischen Kinderschutzorganisation „Sacred 
Spaces“ entstanden ist, widmet sich der Analyse 
von Präventionsanstrengungen und Schutzmaß-
nahmen gegen sexualisierte Gewalt in jüdischen 
Ferienlagern und Tagesschulen in Nordamerika. 
Diese Studie zeigt, dass die Schutzmaßnahmen 
nicht einheitlich verstanden und implementiert 
werden und die bestehenden Anstrengungen 
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oftmals noch verbesserungsfähig sind, um das 
Ziel zu erreichen, Kinder in ihrer Umgebung 
wirksam vor sexueller Gewalt zu schützen (Ber-
kovits 2017, S. 4).  

D2. Erkenntnisse aus der 
Fokusgruppe: Förderliche Faktoren 
und Herausforderungen für die 
Entwicklung von Schutzkonzepten 
in muslimischen Gemeinden 
 
Das Handlungsfeld jüdische Gemeinde war erst-
malig beim aktuellen Monitoring vertreten, da-
her wurden keine Fallstudien durchgeführt. Hier 
wurde auf eine explorative Fokusgruppen zu-
rückgegriffen. 
 
Um einen Einblick in den Diskurs über präven-
tive Strategien in jüdischen Gemeinden und 
Strukturen in Deutschland zu gewinnen, wurden 
innerhalb einer Fokusgruppe im Herbst 
2016/2017 der Stand der Präventionsanstren-
gungen sowie förderliche Faktoren und Heraus-
forderungen diskutiert. An der Fokusgruppe 
nahmen folgende Personen teil: 
 
` Ein Mitarbeiter der Zentralwohlfahrtstelle 

der Juden in Deutschland (ZWST) , 
` drei Jugendzentrumsleiterinnen und ein 

Jugendzentrumsleiter, 
` ein Jugendzentrumsleiter, der zugleich als 

Betreuer auf Feriencamps der ZWST tätig 
ist, 

` ein Jugendzentrumsleiter, der zugleich in 
einem Landesverband der ZWST arbeitet,  

` ein Mitarbeiter in einem Jugendzentrum 
der ZWST. 

 

Verhaltenskodex 
 
In der Fokusgruppe wurde festgestellt, die Ver-
mittlung jüdischer Werte und die Vorbildfunk-
tion der Betreuerinnen und Betreuer seien zent-
rale Aspekte der jüdischen Kinder- und Jugend-
arbeit. Auch das vertrauensvolle Verhältnis von 
Betreuerinnen und Betreuern mit den Kindern 
und Jugendlichen sei zentral.  
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Im Rahmen der Ausbildung der Jugendleiterin-
nen und Jugendleiter werden eine Reihe von 
Verhaltensregeln vermittelt, die erneut bei Se-
minaren oder auf Feriencamps mit den Betreue-
rinnen und Betreuern sowie den Kindern und 
Jugendlichen besprochen werden: „Und zum 
Beispiel dürfen die auch niemanden auf den 
Schoß nehmen, also männliche Gruppenleiter 
schmusen nicht mit weiblichen Teilnehmerinnen 
egal welchen Alters, weder klein noch groß. Und 
genauso nehmen keine Gruppenleiterinnen 
Jungs auf den Schoß.“ (D.1, 138). Neben Verhal-
tensregeln für Jugendbegleiterinnen und Ju-
gendbegleitern sowie der räumlichen Trennung 
von Mädchen und Jungen gebe es auch Regeln 
zur Kleiderordnung: „Und was wir zum Beispiel 
machen, wenn wir hier sind, wir gucken auch auf 
die Kleiderordnung von den Gruppenleitern und 
verbieten zum Beispiel auch das Tragen von Jog-
ginghosen oder zu breiten kurzen Hosen bei den 
männlichen Gruppenleitern“ (D.1, 138). Auch die 
besonderen Umstände einer Übernachtungssi-
tuation bei Freizeiten werden berücksichtigt. 
Jegliche sexuellen Kontakte seien verboten und 
es gebe Regeln für das Duschen und den 
Schutz der Privatsphäre (beispielsweise Anklop-
fen): „Ist aber auch eine klare Regelung,[…] dass 
auch nicht irgendwie jetzt […] rein gesprungen 
wird ins Zimmer, das ist auch immer im Vorfeld 
irgendwie abzuklären, ob da die Bereitschaft ist, 
das Zimmer zu betreten“ (D.2, 4).  
 
Während der Angebote gelte das Mehr-Augen-
Prinzip, vor allem bei sensiblen Räumen wie am 
Meer in Badehose und Badeanzug/Bikini oder 
bei Sammelduschen, um eine ausreichende Be-
gleitung durch die Jugendbetreuerinnen und 
Jugendbetreuer zu gewährleisten.  
 
Einige Leitungen führen ein Handyverbot wäh-
rend den Freizeiten oder Seminaren ein, sodass 
die Gefahr von ungewollten Bild- oder Video-
aufnahmen eingeschränkt werde: „Also, was ich 

mache […], absolutes Handyverbot, weil die ha-
ben mittlerweile alle halt Smartphones mit Auf-
nahmefunktion und genauso. Sie dürfen ihre 
Handys bekommen, es gibt Telefonzeiten, nach 
dem Mittagessen, nach dem Abendessen, sie dür-
fen dann sagen, ich möchte es haben, dann krie-
gen sie es ausgehändigt, aber nachts auf dem 
Zimmer hat zum Beispiel niemand sein Handy o-
der tagsüber.“ (D.1, 153). 
 
Sofern es Verstöße gegen die Verhaltensregeln 
gebe, werde deutlich gemacht, dass entspre-
chende Konsequenzen gezogen werden. Be-
troffene, die einen Regelverstoß begangen ha-
ben, müssen dann beispielsweise mitunter das 
Angebot verlassen „Wenn nur ein Verdacht bei 
uns entsteht […], die fliegen sofort nach Hause, 
klipp und klar. Alleine ob der Verdacht da ist“ 
(D.1, 135).  
 
Als hinderlich wurde in der Fokusgruppe festge-
stellt, dass die Verhaltensregeln nicht schriftlich 
ausformuliert seien, sondern mündlich tradiert 
und besprochen werden. Kinder, Jugendliche 
sowie Betreuende konnten einen Verhaltensko-
dex deshalb auch nicht unterschreiben. 
 

Fortbildung und Sensibilisierung 
 
Der wirkungsvolle Schutz vor sexueller Gewalt 
gehöre zu den festen Themen innerhalb der 
Fort- und Weiterbildung von hauptamtlichen 
Mitarbeiterinnen, Mitarbeitern und ehrenamtli-
chen Kräften in der Jugendarbeit: „Es gibt sechs 
Teile im Jahr […] und jeder Teil sozusagen hat ei-
nen anderen Schwerpunkt: Methodik, Didaktik, 
[… bei; Erg. d. Verf.] einem ist es Sexuelle Gewalt, 
beim anderen ist es Sucht“ (D.1, 82). Das Thema 
werde auch regelmäßig bei bundesweiten Netz-
werktreffen u.a. für Jugendzentrumsleitungen 
der jüdischen Gemeinden in Deutschland auf-
gegriffen und behandelt. Die ZWST unterstütze 
Jugendzentren zudem bei der (Weiter-)Entwick-
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lung von Arbeitshilfen und Umsetzungsmateria-
lien in der praktischen Arbeit vor Ort. Bisher 
habe auf dieser Ebene die Sensibilisierung für 
Prävention sexueller Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche aber nicht im Mittelpunkt gestan-
den.  
Anders sei es bei der bereits erwähnten sechs-
teiligen Fortbildung für die Jugendleiterinnen 
und Jugendleiter, die verpflichtend sei. Die Teil-
nahme an anderen Fortbildungen sei freige-
stellt. 
 
„Ich sehe mein Jugendzentrum als eine […] Platt-
form für eine freie Entwicklung eines jeden ein-
zelnen Kindes, eine Plattform, wo wir Werte ver-
mitteln, wo die Kinder Spaß haben, wo wir als 
Betreuer für die dastehen, wo die eine gewisse 
Identitätsfindungen durch jüdische Werte erfah-
ren, wo wir sie auch aufklären können über 
rechtliche Sachen, Kinderrechte“ (D.1, 20).  
 
In der Fokusgruppe berichtete eine Fachkraft, 
sie sei im Nachgang zu einer bundesweiten 
Fortbildungsinitiative eingeladen worden, um 
spezifische Themen aus jüdischer Perspektive zu 
beleuchten, „wie eben mit Missbrauch, Verge-
waltigungen, diese ganzen Sachen […], immer 
mit Blick so ein bisschen auf die Thora, was gab 
es dort für Situationen und wie ist man im Ju-
dentum damit umgegangen“ (D.2, 24). So habe 
der Präventionsdiskurs in den jüdischen Ge-
meinden in den allgemeinen Diskurs, in diesem 
Fall eine Fachtagung integriert werden können.  
 
Weitere Angebote gebe es speziell für die 
hauptamtlichen Sozialarbeiterinnen und Sozial-
arbeiter innerhalb der jüdischen Gemeinden in 
Form regelmäßiger Fortbildungen, innerhalb 
derer das Thema der sexuellen Gewalt gegen 

                                                      

21 Ein deutscher Begriff ist in der einschlägigen Lite-
ratur nicht vorhanden. Unter Disclosure ist die Bereit-
schaft zur Offenlegung und Hilfesuche bei (sexuellen) 
Grenzverletzungen zu verstehen. 

Kinder und Jugendliche teilweise in den Mittel-
punkt gerückt werde. Es stelle sich jedoch als 
langwieriger Prozess heraus, die verantwortli-
chen Jugendzentrumsleitungen für das Thema 
zu sensibilisieren. Eine andere Schwierigkeit im 
Hinblick auf die Fortbildungsarbeit ergebe sich 
aus den ehrenamtlich geprägten Strukturen und 
dem damit verbundenen Mangel an Ressour-
cen. Weiterhin fehle aktuell oftmals ein Prob-
lembewusstsein für die spezielle Thematik in-
nerhalb der Gemeinden, welches die Themati-
sierung, Entwicklung und Einführung von 
Schutzkonzepten erschwere. 
 
Die Teilnehmenden berichteten, dass viele Kin-
der und Jugendliche regelmäßig zu den Ange-
boten der Jugendzentren kämen und somit 
Kontinuität entstehe: „Ich sehe es genauso[…], 
dass wir eher so eine Zulaufstelle beziehungs-
weise das zweite Zuhause für die Kinder sind. Wir 
sehen die jeden Sonntag, wir haben nicht nur die 
Gruppenleiter, sondern die Kinder untereinander 

falls es Probleme gibt“ (D.1, 16). Disclosure21 von 
Kindern und Jugendlichen könne durch enge 
Beziehungen innerhalb der Gemeinden (z.B. der 
Betreuerinnen und Betreuer zu den Eltern) 
manchmal erschwert werden. Gleichzeitig stelle 
der Zusammenhalt in den Gemeinden aber 
auch einen Vorteil für Kinder und Jugendliche 
dar, da sie, neben der Familie, unterschiedliche 
Vertrauens- und Ansprechpersonen haben. Die 
geringe Altersspanne zwischen Betreuerinnen 
und Betreuern sowie Kindern und Jugendlichen 
stelle sich für das Disclosure-Verhalten als för-
derlich (näher an den Kindern und Jugendlichen 
sein) und zugleich als hinderlich (Beziehungen) 
heraus.  
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Grundsätzlich bestehe bei den Jugendzent-
rumsleiterinnen und Jugendzentrumsleitern der 
Wunsch nach (mehr) Fortbildung zu diesem 
Thema: „Allgemein so zu der ganzen Jugendar-
beit, die wir machen, es ist halt so, dass wir Gott 
sei Dank noch nicht mit dem Problem Sexuelle 
Gewalt irgendwie zusammengestoßen sind in 
unserer Arbeit, was nicht bedeutet, dass es sie 
vielleicht nicht gibt, und deswegen ist es ganz 
gut eigentlich, vor allem mehr darüber zu erfah-
ren oder ein besseres Auge dafür zu bekommen, 
wo man denn genau hingucken muss“ (D.1, 38). 
„Aber ich denke schon, dass man so eine Weiter-
bildung, wie man, worauf man vielleicht ein biss-
chen mehr achten sollte, um da ein bisschen 
mehr reinzuschnuppern, wie sieht es denn wirk-
lich bei den Kindern aus und sagen sie uns auch 
wirklich alles, da lernt man ja nie aus, das sehe 
ich auch einfach grad bei meiner Arbeit in der 
Schule, dass die Kinder vielleicht nicht so auffäl-
lig sind, aber dass es bestimmte Punkte gibt, wo 
man einfach noch mehr hinschauen sollte“ (D.1, 
39). 
 

Erweitertes Führungszeugnis 
 
Eine flächendeckende Regelung bezüglich der 
Vorlage von Führungszeugnissen ist aktuell 
nicht vorhanden. Es gibt einzelne Jugendzen-
tren, die ein erweitertes polizeiliches Führungs-
zeugnis von ihren Mitarbeitenden verlangen. 
Jedoch bestehe allgemeiner Konsens darüber, 
dass „auch gerade wir, schauen ja auch, wen wir 
mitnehmen, also wir nehmen jetzt nicht jeden 
beliebigen mit, der unbedingt Jugendleiter sein 
möchte und mit uns fahren möchte, deswegen 
bilden wir hier aus. Ein Jahr lang schauen wir 
uns an, wie entwickelt sich jemand, wie benimmt 
sich jemand, wie ist jemand drauf. Genauso gibt 
es noch weitere Fortbildungen, gerade schon für 
die, die fertig sind, also wir kennen eigentlich die 
Leute, die mit uns fahren“ (D.1, 132). Zwar än-
dere dies natürlich nichts an den gesetzlichen 

Vorschriften, jedoch habe die ZWST keine Mög-
lichkeit auf die Jugendzentren vor Ort einzuwir-
ken und von den dort tätigen (ehrenamtlichen) 
Jugendleiterinnen und Jugendleitern ein solches 
Führungszeugnis zu verlangen. Hauptverant-
wortliche Personen in den Jugendzentren müs-
sen hingegen ein Führungszeugnis vorweisen. 
 

Partizipation 
 
Die Partizipationsmöglichkeiten der Kinder und 
Jugendlichen an Präventionsangeboten oder In-
formationsveranstaltungen seien stark abhängig 
von den Jugendzentren. Allerdings werden bun-
desweite Aktionen während Feriencamps mit 
Beteiligungsmöglichkeiten realisiert. Die Ange-
bote während eines Feriencamps seien ab-
wechslungsreich gestaltet. Einige Jugendleite-
rinnen und Jugendleiter bieten den Kindern und 
Jugendlichen Informationsangebote an, bei-
spielsweise zur Stärkung von Kinderrechten. 
 

Beschwerdeverfahren 
 
Generell gelte, dass bei Problemen die Sozialar-
beiterinnen und Sozialarbeiter in den jüdischen 
Gemeinden die ersten Ansprechpersonen dar-
stellen. Allerdings gebe es Gemeinden, die sehr 
klein sind und aus diesem Grund keine eigenen 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter stellen 
können. Dann könne eine enge Vertrauensbe-
ziehung zwischen Jugendbetreuerinnen bzw. 
Betreuern und den Kindern bzw. Jugendlichen 
förderlich dafür sein, damit sich Kinder und Ju-
gendliche im Fall von inner- oder außerfamilia-
lem sexuellem Missbrauch öffnen könnten. Mit 
einem Betreuungsschlüssel von 10:1 seien die 
notwendigen Rahmenbedingungen gegeben, 
dass die Betreuenden eine Vertrauensbezie-
hung zu den Kindern und Jugendlichen auf-
bauen: „Während des Tages zu fragen, wie es dir 
geht, fühlst du dich wohl, fühlst du dich nicht 
wohl, was gibt es Neues, einfach um zu erfahren, 
gibt es Probleme zu Hause, wo wir helfen können 
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und auch natürlich wirst du von anderen Kinder 
misshandelt oder gemobbt oder sowas. Das heißt 
für diese zwei Wochen, die wir mit den Kindern 
sind oder zwölf Tage sind wir als Jugendbetreuer 
für zwei Wochen wirklich Mutter, Vater, Oma, 
Opa, Schwester, Bruder, alles gleichzeitig für zwei 
Wochen. Wenn die Kinder irgendwelche Prob-
leme haben oder wenn irgendwas passiert, dann 
sind wir die ersten, die es wirklich sofort merken, 
in den seltensten Fällen passiert es, dass wir et-
was nicht merken, in den seltensten Fällen, wenn 
das Kind total verschlossen ist, gar nicht redet 
und selbst dann geben wir mehr als hundert Pro-
zent, um das Kind versuchen zu knacken, in An-
führungsstrichen. Und das heißt, es ist sehr un-
wahrscheinlich, dass an uns Betreuern irgendwas 
vorbeigeht, was wir nicht merken“ (D.1, 129).  
 
Der enge Zusammenhalt in den Gemeinden 
könne die Hilfesuche von Kindern und Jugendli-
chen oder die Bereitschaft zur Beschwerde aller-
dings auch vermindern, wobei dann kaum ex-
terne unabhängige Ansprechstellen zur Verfü-
gung stehen. Allerdings wurde betont, dass 
durch die dauerhaft überregionale Arbeit oft 
Kontaktmöglichkeiten zu Personen anderer jü-
dischen Gemeinden gegeben sind. 
 
Als herausfordernd stellte sich in der Fokus-
gruppe heraus, dass bei Bedarf meist lediglich 
nicht-jüdische Beratungsstellen herangezogen 
werden können. Abhilfe könne in manchen Ge-
meinden durch Mitglieder geleistet werden, die 
hauptberuflich als Sozialarbeiterin oder Sozial-
arbeiter tätig sind und ggf. eingebunden wer-
den können „Uns sind solche Fälle halt immer 
oft nur begegnet, Kind wird geschlagen von den 
Eltern, solche Situationen, die dann irgendwie zur 
Sprache kommen, wo wir dann auch überfordert 
sind ein Stück weit, und wo wir dann eben kom-
plett nicht-jüdische Beratungsstellen heranzie-
hen, aber ja auch immer in Absprache mit den 
Betroffenen. Wir haben natürlich auch manch-

mal Experten-Sozialarbeiter in den jeweiligen jü-
dischen Gemeinden, die wir einbinden können. 
Das kann aber der Betroffene dann frei entschei-
den“ (D.2, 20).  
Ein Teilnehmer berichtete von der Regel, dass 
immer mindestens zwei Jugendleiterinnen bzw. 
Jugendleiter anwesend seien, die als Ansprech-
personen zur Verfügung stünden. Sofern Kinder 
und Jugendliche jedoch kein Vertrauen zu den 
Jugendleitungen vor Ort haben, wird deutlich 
gemacht: : „dass, wenn sie jetzt zum Jugendbe-
treuer nicht gehen möchten, können, dann wis-
sen sie immer, dass der Leiter, sag ich mal, was 
die persönliche Beziehung angeht, distanzierter 
ist, sodass sie eine gewisse Anonymität haben, 
und diese Kinder nutzen das auch sehr regelmä-
ßig und sehr oft in diesem Fall, dass sie mit wirk-
lich persönlichen Anliegen auch mal zum Ju-
gendleiter gehen und sagen, das ist das Problem, 
weil sie eben diese Distanz haben“ (D.1, 126).  
 
Weiterhin sind bei Feriencamps spezielle An-
sprechpersonen für frauenspezifische Themen 
benannt: „Gerade auch die Mädchen haben klar 
definierte Ansprechpartner, wenn es um irgend-
welche frauenspezifischen Themen geht […] die 
wissen auch, an wen sie sich wenden müssen“ 
(D.2, 4). 
 

Intervention  
 
Als einziger Schritt eines Interventionsplanes sei 
die Kontaktierung der innerhalb der Gemeinde 
verankerten Sozialarbeiterinnen und Sozialar-
beiter, sofern vorhanden, formuliert. In der Fo-
kusgruppe wurde beschrieben, dass bei einem 
(Verdachts-)Fall innerhalb der Gruppenarbeit 
die Gruppenleitung zuerst die Jugendzentrums-
leitung informiere und diese dann Kontakt zu 
den Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern 
aufnehme: „Das heißt passiert in der Gruppe […] 
irgendwas Auffälliges, kommt der Gruppenleiter 
zu einem von uns Jugendzentrumsleitern und 
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meldet das und berichtet davon. Ich als Jugend-
zentrumsleiter gehe […] wende […] mich an 
meine Sozialarbeiterin und berichte ihr, in der 
Familie gibt es diesen und diesen Vorfall“ (D.1, 
96). 
 
Einen schriftlich niedergelegten Handlungsplan 
bei (Verdachts-)Fällen sexueller Gewalt gebe es 
nicht. Allerdings erhalten Jugendleitende nach 
den Pflichtfortbildungen Handouts, die unter 
anderem auch Herangehensweisen oder Erken-
nungsmuster beinhalten: „Wir haben […] Hand-
outs bekommen, drei Stück zur Prävention von 
Sexualdelikten an Kindern und halt auch Miss-
brauch, körperlich, physisch, seelisch und da 
steht halt auch Herangehensweise, Erkennungs-
muster, Muster von Verhaltensauffälligen und so 
weiter“ (D.2, 104). 

 

Kooperation 
 
Um im Rahmen der Fortbildungen den The-
menkomplex Prävention sexueller Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche zu etablieren bzw. suk-
zessiv zu erweitern, wurde eine Kooperations-
beziehung mit einem Jugendamt geschlossen. 
So soll der bisherige Baustein zum Themen-
komplex mit Möglichkeiten für Präventions- 
und Informationsangebote erweitert werden: 
„Aber das sind einfach Ideen, dass wir solche 
Themenkomplexe in unsere bestehenden Fachta-
gungen einfach integrieren“ (D.2, 24).  
Ansonsten werden bei spezifischen Beratungs-
bedarfen, wie bereits erwähnt, auch immer wie-
der externe, nicht-jüdische Fachberatungsstel-
len herangezogen. 
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KINDER- UND 
JUGENDARBEIT 

E. Schutzkonzepte in 
Sportvereinen 
 
 

E1. Strukturen – 
Rahmenbedingungen – Forschung 
 
In Deutschland sind rund 10 Mio. Kinder, Ju-
gendliche und junge Menschen im Alter bis zu 
26 Jahren in circa 90.000 Sportvereinen aktiv 
(vgl. www.dsj.de; Breuer/Feiler 2015, S. 6). Circa 
ein Viertel der unter Siebenjährigen sind Sport-
vereinsmitglieder, bei den 7- bis 14-jährigen 
Mädchen sind es 62 %, von den Jungen dieser 
Altersgruppe sind es sogar 83 %. Bei den 15- 
bis 18-Jährigen sind knapp 70 % der männli-
chen Jugendlichen und knapp 50 % der weibli-
chen Jugendlichen Mitglieder in Sportvereinen. 
Im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung sind Kin-
der und Jugendliche überproportional stark in 
deutschen Sportvereinen vertreten (Emrich u.a. 
2001). Bundesweit sind insgesamt mehr Jungen 
als Mädchen in Sportvereinen engagiert (vgl. 
zur Geschlechterspezifik auch Palzkill 2002); be-
sonders unterrepräsentiert sind Mädchen mit 
Migrationshintergrund (Schmidt u.a. 2015, 
S. 104f.).  
 
Das ehrenamtliche Engagement hat für die 
Sportvereine eine große Bedeutung. In 
Deutschland arbeiten in den Sportvereinen über 
1,7 Mio. Ehrenamtliche mit. Dabei engagieren 
sich 1,2 Mio. Männer und 0,5 Mio. Frauen. In ei-
nem hohen Anteil der Sportvereine sind Struk-
turen vorhanden, die eine aktive Mitgestaltung 
des Vereinslebens durch Jugendliche ermögli-
chen: „So gibt es in über einem Drittel der 
Sportvereine einen Jugendvertreter bzw. Ju-
gendwart oder -referenten mit Sitz im Gesamt-
vorstand. Weiterhin haben die Jugendlichen in 
knapp einem Viertel der Vereine ein Stimmrecht 
in der Hauptversammlung. In 23,2 % der Ver-
eine wird eine Jugendvertretung durch die Ju-
gendlichen gewählt und in 18 % der Vereine 
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gibt es die Wahl eines Jugendlichen als Jugend-
vertreter. Weiterhin bestehen eigene Jugend-
vorstände bzw. Jugendausschüsse in 13,3 % der 
Sportvereine und in 7,4 % der Vereine kann eine 
Jugendvertretung auf Abteilungsebene gewählt 
werden. In 6,3 % der Vereine bestehen zudem 
weitere Möglichkeiten der Jugendpartizipation“ 
(Breuer/Feiler 2015, S. 21f.). 
 
Die Deutsche Sportjugend (dsj) ist als eigenstän-
diger Jugendverband und Geschäftsbereich „Ju-
gendsport“ im Deutschen Olympischen Sport-
bund (DOSB) die Dachorganisation von 16 Lan-
dessportjugenden, 53 Jugendorganisationen 
der Spitzenverbände und 10 Jugendorganisati-
onen der Sportverbände – und somit der größte 
freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe im 
Bundesgebiet (vgl. auch Rittner/Breuer 2004). 
Im Leitbild der dsj heißt es: „Die Deutsche 
Sportjugend unterstützt die Persönlichkeitsent-
wicklung junger Menschen und fördert eigen-
verantwortliches Handeln, gesellschaftliche Mit-
verantwortung, soziales Engagement, Integrati-
onsfähigkeit und interkulturelles Lernen. Die 
Deutsche Sportjugend prägt das Leistungs-, 
Freizeit-, Gesundheits- und Gemeinschaftsver-
halten junger Menschen im Sport. Die Freude 
bei der Ausübung steht dabei über allem. Die 
Deutsche Sportjugend entwickelt über einen 
kontinuierlichen Professionalisierungsprozess 
langfristig das Ehrenamt und qualifiziert ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Im Zeichen 
von Europäisierung, Kommerzialisierung, Medi-
atisierung und Vernetzung konstruiert sie fort-
schrittliche Informationssysteme. Öffentliche 
Mittel, Sponsorengelder, Eigenmittel und För-
dergelder werden gesichert“ (www.dsj.de).  
 
Das Thema „Prävention sexualisierter Gewalt“ 
findet sich in einem der vier zentralen selbster-
klärten Profile („Sozial engagiert“): „In Sportver-
einen wird täglich durch engagierte, kompe-
tente und verantwortungsvolle Gestaltung des 

Kinder- und Jugendsportangebots und des Ver-
einsalltags die Persönlichkeitsentwicklung von 
Kindern und Jugendlichen unterstützt und 
Selbstbewusstsein sowie gleichzeitig Achtung 
und Respekt füreinander vermittelt. Der organi-
sierte Sport trägt dabei eine hohe Verantwor-
tung für das Wohlergehen aller Engagierten 
und Aktiven. Dazu gehört auch die Motivation, 
sich für den Schutz vor sexualisierter Gewalt 
einzusetzen. Vereine und Verbände, die sich um 
Aufklärung und Qualifizierung in diesem Be-
reich bemühen, Präventionsmaßnahmen bei der 
Einstellung neuer Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter umsetzen und sich für Transparenz im 
Kinder- und Jugendsport einsetzen, nutzen ihr 
Potenzial, eine Kultur der Aufmerksamkeit zu 
fördern. Sie geben damit ein Qualitätsverspre-
chen ab und zeigen, dass ihnen das Wohlbefin-
den der Schutzbefohlenen sehr wichtig ist“ (dsj, 
o.J.).  
 
In der aktuellsten Vereinbarung mit dem 
UBSKM vom 15. März 2016 bilanzieren der 
Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) sowie 
die Deutsche Sportjugend (dsj) ihr bisheriges En-
gagement. Aufgeführt werden unter anderem 
Maßnahmen auf der übergeordneten Ebene wie 
eine Selbstverpflichtung des DOSB und seiner 
Mitgliedsorganisationen zum Umgang mit se-
xualisierter Gewalt („Münchener Erklärung“ von 
2010), die Einrichtung eines einschlägigen Ar-
beits- und Beratungsgremiums, ein Präventi-
onskonzept, eine fachliche Homepage sowie die 
regelmäßige Kommunikation zum Thema „Prä-
vention sexualisierter Gewalt“ über die ver-
bandsinternen Organe. Weiter wurde eine Viel-
zahl differenzierter Materialien entwickelt, die 
Sportverbände und Sportvereine für ihre Prä-
ventionsarbeit nutzen können.  
 
Außerdem wurde gemeinsam mit den Mitglied-
sorganisationen ein Ehrenkodex für die ehren-
amtlich, neben- und hauptberuflich Tätigen im 
gemeinnützig organisierten Sport entwickelt. 
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Der Kodex enthält eine Verpflichtung, die Intim-
sphäre und die persönliche Schamgrenze der 
Kinder zu respektieren, keine Form der Gewalt 
(körperlicher, psychischer oder sexualisierter 
Art) auszuüben und die Kinder in ihrer Selbst-
verwirklichung angemessen zu unterstützen. 
Zusätzlich betont der Ehrenkodex die Vorbild-
funktion der Mitarbeitenden und legt einen be-
sonderen Fokus auf die Gesetze des Fair Play. 
Auch für die Zielgruppe der Jugendlichen wur-
den Regeln entwickelt, die für die Arbeit mit Ju-
gendgruppen genutzt werden können. Sie bein-
halten die Regel, keine Gewalt anzuwenden, die 
individuellen Grenzen der anderen zu respektie-
ren und sich gegen sexistisches, gewalttätiges 
und rassistisches Verhalten einzusetzen.  
 
Ein weiterer Baustein sind Veranstaltungen mit 
verschiedenen Formaten, die teilweise regelmä-
ßig durchgeführt werden, so das Forum „Gegen 
sexualisierte Gewalt im Sport“. Darüber hinaus 
werden von der dsj federführend für den DOSB 
diverse Projekte zur Qualitätsentwicklung in der 
Prävention sexualisierter Gewalt durchgeführt. 
Alle direkt für Vereine und Verbände relevanten 
Informationen und Materialien finden sich auf 
einer Homepage.22 Hier sind auch die verschie-
denen Ansprechpersonen zum Thema „Präven-
tion sexualisierter Gewalt“ auf den Ebenen Lan-
dessportbünde und Landessportjugenden, der 
sportfachlichen Spitzenverbände, der Verbände 
mit besonderen Aufgaben (zum Beispiel Special 
Olympics Deutschland) sowie Ansprechstellen 
speziell für Frauen und Kontaktdaten zu Fach-
beratungsstellen und Online-Hilfestellen aufge-
führt.  
 
Sexuelle Übergriffe im Sport wurden in Deut-
schland erstmals in den 1990er-Jahren einer 
größeren Öffentlichkeit bekannt. Karel Fajfr, ein 
Eiskunstlauftrainer, wurde wegen sexuellen 
Missbrauchs von Schutzbefohlenen in elf Fällen 

                                                      

22 http://www.dsj.de/kinderschutz 

verurteilt (Chroni u.a. 2012). Allerdings führten 
die Presseberichte nicht unmittelbar dazu, dass 
in Deutschland Schutzkonzepte zur Prävention 
sexualisierter Gewalt im Bereich des Sports ent-
wickelt wurden. Nachdem aber ab dem Jahr 
2011 weitere Fälle sexualisierter Gewalt, unter 
anderem durch einen Vereinstrainer, bekannt 
wurden, zeigte sich allmählich eine bundesdeut-
sche Auseinandersetzung mit der Problematik 
sexualisierter Gewalt im Sport. Dabei lag ein be-
sonderer Fokus auf den Abhängigkeitsverhält-
nissen und zum Teil engen Beziehungen in 
Sportvereinen (Rulofs 2015). 
 
Die körperliche und emotionale Nähe im Sport 
kann einen Risikofaktor für sexuelle Übergriffe 
darstellen. Michael Klein und Birgit Palzkill 
(1998) zeigen in einer Pilotstudie auf Basis qua-
litativer Erhebungen, dass sportspezifische Be-
dingungen, wie die Körperorientierung sportbe-
zogenen Handelns (u. a. Hilfestellungen beim 
Training), aber auch Umkleidesituationen, Klei-
dungsvorschriften und deren Kontrolle, eine be-
sondere Rolle spielen. Außerdem weist ihre Stu-
die daraufhin, dass sexualisierte Gewalt im 
Sport eine Spannweite an Handlungen umfasst, 
von sexuellen Belästigungen durch Gesten, 
Worte und Berührungen bis zu extremen For-
men von körperlichen Übergriffen. In den ersten 
vorliegenden Studien wurde vor allem sexuali-
sierte Gewalt, die von Trainern, Übungsleitern 
und sonstigen Betreuern ausgeht, in den Blick 
genommen, wobei männliche Verursacher (im 
Vergleich zu weiblichen) deutlich überwogen 
(Bundschuh 2011, S. 23; Klein/Palzkill 1998).  
 
Sexualisierte Gewalt im Sport ist insoweit keine 
Ausnahme, auch in der Gesellschaft insgesamt 
sexualisierte Gewalt deutlich häufiger von Män-
nern als von Frauen ausgeübt wird (Kuhle u.a. 
2015, S. 110). Erst in jüngerer Zeit wurde die 
Aufmerksamkeit auch auf sexuelle Gewalt unter 
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Kindern und Jugendlichen im Sport gerichtet, 
die mit spezifischen gruppendynamischen Pro-
zessen einhergeht (Allroggen 2015). Außerdem 
wird davon ausgegangen, dass in Sportvereinen 
Mädchen und Frauen häufiger Opfer sexuali-
sierter Gewalt werden als Jungen und Männer 
(Brackenridge 1997).  
 
In einer Studie zur Akzeptanz von Präventions-
maßnahmen, basierend auf qualitativen Inter-
views, zeigten sich zwei Hindernisse für die Um-
setzung von Präventionskonzepten im Sport 
(Rulofs/Emberger 2011). Zum einen weisen 
Sportvereine komplexe hierarchische Strukturen 
auf, sodass die empfohlenen Maßnahmen des 
Landessportbundes zum Kinderschutz selten bei 
der Vereinsbasis ankommen. Zum anderen wer-
den zwar freiwillige Maßnahmen, wie die unver-
bindliche Unterschrift unter einen Ehrenkodex 
in der Regel akzeptiert, verpflichtende Maßnah-
men, wie die Vorlage von Führungszeugnissen, 
werden aber teilweise als bevormundend 
und/oder überflüssig empfunden. 
 
Der Umsetzungsstand der oben genannten 
„Münchener Erklärung“ (DOSB 2010) zu Präven-
tionsmaßnahmen im organisierten Sport, war 
Thema in einem Teilprojekt der Studie „Safe 
Sport“ (Deutsche Sporthochschule/Universitäts-
klinikum Ulm/Deutsche Sportjugend 2018). Da-
bei wurden Mitgliedsorganisationen befragt, 
darunter 22 Landessportbünde, 62 Spitzenver-
bände sowie 20 Verbände mit besonderen Auf-
gaben. Zwei zentrale Aspekte der „Münchener 
Erklärung“ wurden aufgegriffen: zum einen die 
Benennung einer spezifischen Vertrauensperson 
als Ansprechperson hinsichtlich der Prävention 
sexualisierter Gewalt und zum anderen der Res-
sourceneinsatz für die Entwicklung und Umset-
zung von Präventionsmaßnahmen. Es zeigte 
sich, dass in allen Landessportbünden, in 80 % 
der Spitzenverbände und 54 % der Verbände 
mit besonderer Aufgabe eine Vertrauensperson 

als Ansprechperson in Bezug auf Prävention se-
xualisierter Gewalt benannt wurde. Von den 
Landessportbünden wurden eher Positionen 
und Ressourcen für die Prävention sexualisierter 
Gewalt bereitgestellt. Spitzenverbände und Ver-
bände mit besonderer Aufgabe wiesen einen 
geringen Ressourceneinsatz auf. Eine Abfrage 
verschiedener Einzelmaßnahmen, die der „Mün-
chener Erklärung“ entsprechen, zeigte, dass 
Landesportbünde im Durchschnitt 7,9 Maßnah-
men, Spitzenverbände 4,9 und die Verbände 
mit besonderer Aufgabe 2,5 Maßnahmen um-
setzten. Die finanziellen Ressourcen und die 
Existenz von thematischen Arbeitsgruppen in 
den Verbänden hatten einen Einfluss auf den 
Umsetzungsgrad der Maßnahmen.  
 
Das Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgeset-
zes am 01.01.2012 und damit die Neufassung 
des §72a SGB VIII ermöglichte die Einsicht-
nahme in erweiterte Führungszeugnisse. Aller-
dings führte dies in vielen Sportvereinen dazu, 
dass auf ein umfassendes Präventionskonzept 
verzichtet wurde (Lamby 2016). Die Einsicht-
nahme in erweiterte Führungszeugnisse wird 
dabei als ausreichendes Instrument zur Sicher-
stellung des Kinderschutzes betrachtet. Außer-
dem stelle die Auseinandersetzung mit Präven-
tionskonzepten eine Überforderung der ehren-
amtlichen Strukturen dar. Die Umsetzung des 
§72a habe nur dann einen positiven Einfluss auf 
die Einführung einer „Kultur der Aufmerksam-
keit“, wenn der Kinderschutz nicht auf das er-
weiterte Führungszeugnis beschränkt wird.  
 
Die im Rahmen des Monitoring 2013 (vgl. 
UBSKM 2013) unternommene Befragung von 
knapp 600 Sportvereinen zeigte, dass die Prä-
vention sexueller Gewalt in den Vereinen vor 
Ort noch kein Standard war: So gaben nur 29 % 
der Vereine an, einzelne Maßnahmen zur Prä-
vention zu nutzen und nur 4 % gaben zu die-
sem Zeitpunkt an, über ein umfassendes 
Schutzkonzept zu verfügen. Auch erklärten über 
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die Hälfte der Vereine, bislang keine konkreten 
Verhaltensregeln etabliert zu haben. In knapp 
60 % der Sportvereine wurden bis dato keine 
Fortbildungen zum Thema durchgeführt, 52 % 
der befragten Vereine gaben an, keinen Hand-
lungsplan zum Vorgehen bei Verdachtsfällen zu 
haben. Knapp die Hälfte der befragten Vereine 
bestätigte, dass – wenn ein Verfahren vorliegt – 
dieses auf den Empfehlungen des DOSB bzw. 
der dsj basiert. Entsprechend hoch war der Un-
terstützungsbedarf, den 67 % der befragten 
Vereine bejahten, vor allem was die Informati-
onsmaterialien für Mitarbeitende, Eltern sowie 
für Kinder und Jugendliche anging.  
 
Im Rahmen der Studie „Safe Sports“ wurden ei-
nige Jahre später von 13.00 Sportvereinen re-
präsentative Daten zur Situation der Prävention 
und Intervention erhoben23, mit folgenden 
Kernergebnissen (Deutsche Sporthoch-
schule/Universitätsklinikum Ulm/Deutsche 
Sportjugend 2018, S. 8): 
 
 
` „Die Hälfte der befragten Vereine schätzte 

nun die Prävention sexualisierter Gewalt als 
ein relevantes Thema für Sportvereine ein. 

` Gut ein Drittel der Vereine gab an, sich aktiv 
gegen sexualisierte Gewalt im Sport einzu-
setzen. 

` Jeder zehnte Verein hatte eine/-n An-
sprechpartner/-in für die Prävention sexua-
lisierter Gewalt oder für den Kinderschutz 
benannt. 

` Durchschnittlich hatten die Vereine zwei 
definierte Maßnahmen zur Prävention sexu-
alisierter Gewalt implementiert, gleichzeitig 
waren in mehr als einem Drittel der Vereine 
keine spezifische Maßnahme vorhanden. 

                                                      

23 Über das Instrument der regelmäßigen Befragung von 
Vereinen zum Zwecke der Sportentwicklungsberichtserstat-
tung 

` Je größer der Verein ist, desto wahrscheinli-
cher war es, dass die Prävention sexualisier-
ter Gewalt als ein relevantes Thema angese-
hen wurde und Maßnahmen zur Prävention 
implementiert waren. 

` Vereine mit bezahltem Führungspersonal 
stuften die Prävention sexualisierter Gewalt 
häufiger als relevant ein und setzten sich 
häufiger aktiv dafür ein als Vereine ohne 
bezahltes Führungspersonal. 

` Vereine mit Frauen im Vorstand stuften die 
Prävention sexualisierter Gewalt eher als re-
levant ein und hatten mehr Maßnahmen 
implementiert als Vereine ohne Frauen im 
Vorstand. 

` Rund 2 % der Sportvereine in Deutschland 
berichteten von konkreten Verdachts-/Vor-
fällen im Bereich der sexualisierten 
Gewalt in den vergangenen fünf Jahren 
(2011 bis 2015).“  

 
Die Forschungsergebnisse von „Safe Sport“ 
nennen als zentrale Bedingung für die Umset-
zung von Präventionsmaßnahmen die Vereins-
kultur, die Strukturen des Vereins, die Koopera-
tionen und die Ressourcen genannt (ebd., 
S. 3ff.). 
 



` So können Schutzkonzepte in Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche gelingen! 

81 

 

E2. Erkenntnisse aus der 
Fokusgruppe: Förderliche 
Faktoren und Herausforderungen 
für die Entwicklung von Schutzkon-
zepten in Sportvereinen 
 
„Es muss in irgendeiner Form immer ein Motor 
von außen da sein. Wir haben die These aufge-
stellt, dass Sportvereine ganz alleine nicht in der 
Lage sind, Schutzkonzepte zu entwickeln, son-
dern dass es ganz wichtig ist, dass wirklich Fach-
leute da mit reingehen und sie unterstützen“ (E.1, 
39). 
 
Im Herbst 2016 wurde im Rahmen des Monito-
rings eine Fokusgruppe durchgeführt. An der 
Gruppendiskussion nahmen zehn Personen aus 
dem Kontext Sportvereine teil:  
 
` Eine Referentin für sexualisierte Gewalt ei-

nes Landessportverbands, 
` ein Projektleiter zum Thema „Schutz vor se-

xualisierter Gewalt“ einer Landessportju-
gend,  

` ein Jugendbildungsreferent und zugleich 
insoweit erfahrene Fachkraft einer Lan-
dessportjugend, 

` ein ehemaliger Bildungsreferent und Beauf-
tragter für Qualifizierung bei einer Lan-
dessportjugend,  

` ein Bildungsreferent als Ansprechperson für 
Kinder- und Jugendschutz einer Lan-
dessportjugend,  

` ein Mitarbeiter des Deutschen Behinderten-
sportverbands und Ansprechpartner für 
Prävention sexualisierter Gewalt, 

` ein Präventionsbeauftragter eines Landes-
fachverbandes, 

` ein Fortbildungsreferent und zugleich Su-
pervisor, der ein Modellprojekt einer Lan-
dessportjugend zum Thema Prävention se-
xualisierter Gewalt, an dem sieben Sportver-
eine teilgenommen haben, moderiert hat,  

` ein Mitarbeiter einer Fachberatungsstelle, 
der für die Landessportjugend und den 
Deutschen Olympischen Sportbund Fortbil-
dungen zum Thema „Prävention sexualisier-
ter Gewalt“ ausrichtet, 

` die Geschäftsführerin eines Sportvereins. 
 
In der Fokusgruppe wurde es als besondere 
Herausforderung beschrieben, Schutzkonzepte 
und Präventionsarbeit in die Fläche zu bringen, 
das heißt, bis in den letzten Ortsverein hinein. 
Die Teilnehmenden schilderten aus ihren Erfah-
rungen, dass der Weg bis in den einzelnen 
Sportverein lang sei und viel Zeit brauche. Es 
seien verschiedene Gegebenheiten, die den 
Prozess der Schutzkonzeptentwicklung in loka-
len Sportvereinen anspruchsvoll machen wür-
den. Viele Vereine seien Kleinstvereine mit nur 
wenigen Mitgliedern und die Arbeit für den 
Verein werde vornehmlich im Ehrenamt geleis-
tet, was bedeute, dass die Zeitressourcen für 
alle knapp seien. Zudem sei es heute so, dass 
„auch für Ehrenamtler mehr und mehr andere 
Aufgabengebiete dazukommen, das ist einfach 
ein schwieriger Prozess“ (E.1, 39). Im Weiteren 
wurde festgestellt, dass auch die Fluktuation der 
ehrenamtlich Tätigen auf Vereinsebene sowie 
auf Verbandsebene eine nicht zu unterschät-
zende Herausforderung sei, um das Thema der 
Prävention sexualisierter Gewalt „auf Kurs“ zu 
halten.  
 
Wohl gebe es vereinzelt nach wie vor Sportver-
eine, die sich mit dem Thema Prävention sexua-
lisierter Gewalt grundsätzlich schwertun und ei-
ner Auseinandersetzung mit der Thematik aus 
dem Wege gehen wollen oder befürchten, sich 
einem Verdacht auszusetzen, wenn sie präven-
tiv tätig werden. Die Zeiten aber, als man „fast 
mit Geleitschutz [hat; Erg. d. Verf.] arbeiten müs-
sen“ (E.1, 20), seien vorbei. Die Experten und Ex-
pertinnen stellten in der Gruppendiskussion 
fest, dass an der Basis sehr wohl Interesse und 
Engagement vorhanden seien: „Da ist Zug drin 
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und eine offene Auseinandersetzung und nicht 
nur Abwehrhaltung wie früher“ (E.1, 41). Damit 
aber Schutzkonzepte tatsächlich in den einzel-
nen Sportvereinen entwickelt und umgesetzt 
werden können, seien entsprechend den Aussa-
gen der Teilnehmenden der Fokusgruppe eine 
professionelle, hauptamtliche Unterstützung so-
wie motivierende Begleitung unabdingbar. 
Diesbezüglich bestehe die Herausforderung, die 
Kommunikation und Unterstützung auf regio-
naler und lokaler Ebene direkt bei den Vereinen 
anzubieten.  
 
Als positiv habe es sich erwiesen, wenn sich in-
nerhalb der Verbandsstrukturen, insbesondere 
auf Landesebene, eine wirklich engagierte Per-
son für das Thema stark mache, denn dies 
könne „ganz viel bewegen“ (E.1, 43). Das per-
sönliche Engagement von Beauftragten sei sehr 
wichtig, denn dies begünstige, dass das Thema 
in den Vereinen ankommen könne. Wie im Ge-
spräch der Expertinnen und Experten betont 
wurde, müsse man „auch den persönlichen Kon-
takt suchen, und zwar immer wieder“ (E.1, 40). 
Beispiele von Teilnehmenden zeigten, dass es 
als besonders hilfreich und unterstützend erlebt 
werde, wenn in den jeweiligen Landkreisen en-
gagierte Personen gewonnen und ausgebildet 
werden, die dann vor Ort zur Verfügung stehen 
und die Vereine proaktiv beraten und begleiten 
können. „Es nützt nichts, wenn jemand in der 
Landeshauptstadt sitzt, sondern es braucht auch 
Unterstützung auf regionaler Ebene, also wirklich 
Personen, die vor Ort sind, wo auch die ganzen 
Vereine sind“ (E.1, 401).  
 
Diese Herausforderung wurde auch im Rahmen 
der Validierungssitzung24 bestätigt. Es könne 
nicht davon ausgegangen werden, dass grund-
sätzlich präventionsfördernde Strukturen für 
alle Sportvereine verfügbar sind. Dabei spielt oft 

                                                      

24 Details zur Validierung: Siehe Kapitel „Methodi-
sches Vorgehen“ 

die Infrastruktur eine große Rolle, so wurde 
auch auf den Mangel an Fachberatungsstellen 
im ländlichen Raum hingewiesen. 
 
Gute Erfahrungen wurden im Gruppengespräch 
erwähnt, wenn mit speziell auf die Vereinsebene 
zugeschnittenen Unterlagen gearbeitet werden 
könne. Eine Vertreterin der Sportjugend eines 
Landessportbundes berichtete über einen 
Handlungsleitfaden, der speziell für die Sport-
vereine entwickelt wurde und unterschiedliche 
Bausteine zur Installation von Schutzmaßnah-
men beinhalte. In acht Bausteinen werde ein 
übersichtlicher Zugang zur Umsetzung von Prä-
ventionsmaßnahmen gegen sexualisierte Gewalt 
zur Verfügung gestellt. Diese Bausteine wenden 
sich an den Vereinsvorstand, an (zukünftige) 
Vertrauenspersonen sowie an Übungsleitende 
und an die Kinder und Jugendlichen selbst. Mit 
dem Handlungsleitfaden können Sportvereine 
für sich vor Ort zusammen mit sogenannten 
Tandems ihr Schutzkonzept erarbeiten und um-
setzen. Tandems setzen sich zusammen aus ei-
ner Person des Sportbundes oder der Sportju-
gend und einer im Landkreis tätigen Fachbera-
tungsstelle zum Schutz vor sexualisierter Ge-
walt. „Wir wollen das Ganze nicht aufoktroyie-
ren, sondern finden es wichtig, dass das wirklich 
von den Personen [Vereinen; Erg. d. Verf.] auch 
getragen wird“ (E.1, 13). 
 
In der Fokusgruppe machten die Expertinnen 
und Experten wiederholt darauf aufmerksam, 
dass die Organisation und die bestehenden 
Strukturen im Sportbereich behilflich sein kön-
nen, wenn es darum gehe, die Präventionsarbeit 
zu stärken und Schutzkonzepte bis hin zu den 
lokalen Vereinen zu entwickeln und umzuset-
zen. Dabei sei es von Bedeutung, wenn die Füh-
rung und der Gesamtverband „sich das auf die 
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Fahne schreiben […], dann gehen bei den Sport-
vereinen auch eher die Türen auf“ (E.1, 47). Dies 
habe Vorbildfunktion.  
 
Förderlich für das Thema sei es auch gewesen, 
wie die Geschäftsführende eines großen Brei-
tensportvereins berichtete, dass das Thema 
„Prävention sexualisierter Gewalt“ in den laufen-
den Geschäftsbetrieb und in das Tagesgeschäft 
eingebunden wurde. Wer im Verein in irgendei-
ner Form eine aktive Rolle spielt, habe mit dem 
Thema „automatisch“ zu tun. Übungsleiter-
scheine zum Beispiel würden nur noch verge-
ben, wenn die Vorgaben „aus unserem Konzept 
eingehalten und berücksichtigt werden. Das ist 
ganz eng verwoben worden mit unserem Tages-
geschäft, und dann funktioniert es“ (E.1, 43). 
Gute Erfahrungen, um in den Sportvereinen 
Breitenwirkung für die Auseinandersetzung mit 
Präventionsfragen zu erzielen, habe ein weiterer 
Gesprächspartner gemacht, der jeweils den „ei-
gentlich naheliegenden Weg“ über den Vorstand 
des Vereins eingeschlagen habe: „Ich habe so 
die Erfahrung gemacht, und das würde ich gerne 
mit Ihnen teilen, weil ich davon sehr überzeugt 
bin – eigentlich ist das ganz naheliegend – näm-
lich: Ich habe immer zuerst mit den Vorständen 
gearbeitet, weil ich auch glaube, wenn sich da 
[im Vorstand; Erg. d. Verf.] was verändert, dann 
ist das günstiger, als wenn es zwei, drei Übungs-
leiter sind, die an dem Thema interessiert sind“ 
(E.1, 56). 
 
Für eine gelingende Verständigung über Prä-
ventionsarbeit im Sportbereich und die Entwick-
lung und Umsetzung von Schutzkonzepten 
wurde in der Fokusgruppe eine Perspektivener-
weiterung als sehr förderlich beurteilt. Ein Teil-
nehmer betonte, dass es in der Arbeit mit Ver-
bänden und Vereinen hilfreich sei, den Blick zu 
öffnen „von der aktuellen Auseinandersetzung 
um das Thema Kindeswohlgefährdung hin zu ei-
nem Diskurs der Kindeswohlförderung. Eigentlich 

hat man ein weites Feld und nicht nur die Eng-
führung auf das Thema ‚hier können sexuelle 
Übergriffe durch Trainer passieren‘. Man weiß, 
dass Sportvereine für Kinder teilweise auch sehr 
wichtige Orte sind, um sich möglicherweise je-
mandem anzuvertrauen“ (E.1, 56). Förderlich 
seien im Kontakt mit den Vereinen ein Ver-
ständnis und eine Haltung, den Kindesschutz 
und die Schutzkonzepte nicht auf die Abwehr 
von Gefahren zu beschränken, sondern auch als 
Bestandteil der Unterstützung und Förderung 
des Wohlergehens von Kindern und Jugendli-
chen zu sehen.  
 
Eine Erweiterung der Perspektive hin zur Kin-
deswohlförderung ermögliche wertschätzende, 
motivierende Anknüpfungspunkte. Sportvereine 
sehen ihre Aufgabe insbesondere darin, zu ei-
ner gesunden Entwicklung sowie zum Wohler-
gehen von Kindern und Jugendlichen beizutra-
gen – dies kann in jeder Vereinssatzung nach-
gelesen werden. Sportvereine wollen ein Ort 
sein, an dem sich Kinder wohl fühlen, gut entwi-
ckeln können und gefördert werden. Vereine 
kümmern sich also genuin um Kindeswohlför-
derung. Insofern sei das Thema „Prävention se-
xualisierter Gewalt“ nichts völlig Neues, wie es 
ein Teilnehmer schilderte: „Mir hat es geholfen, 
mit dieser Haltung in einen Verein zu gehen, [zu 
sagen; Erg. d. Verf.]: ‚Ihr macht hier [bereits; Erg. 
d. Verf.] Kindeswohlförderung, und ich komme 
mit nix Neuem. Aber zum Thema Prävention se-
xualisierter Gewalt setzen wir nur noch ein biss-
chen was drauf, das ist ein Teilaspekt von dem, 
was ihr sowieso schon macht‘. Das ist, wenn man 
das weiter ausführt, eine ganz andere Haltung, 
mit der ich in diesen Verein komme, als wenn ich 
sage, ich komme mit was Neuem, was Wichti-
gem, was ihr lernen müsst, was ihr unterschrei-
ben müsst, und was ihr müsst, müsst, müsst‘“ 
(E.1, 178). Die Förderlichkeit eines offeneren An-
satzes für die Entwicklung und Umsetzung von 
Schutzkonzepten wurde in der Fokusgruppe be-
stätigt: „Ich habe [gemerkt; Erg. d. Verf.], dass die 
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Leute, […] dann auf einmal sagen: ,Ja, hier fühle 
ich mich in meinem Anliegen, wofür ich mich 
einsetze in diesem Verein, sehr verstanden‘, und 
sie haben sich dann auch dem Thema anders ge-
nähert“ (E.1, 56).  
 

Fortbildungen 

 
„Alle Mitgliederorganisationen haben sich ver-
pflichtet, den Bereich der Prävention innerhalb 
ihrer Aus- und Fortbildung zu verankern. Und 
jetzt ist die Frage, wer das und wie viele das um-
gesetzt haben?“ (E.1, 79)  
 
In der Fokusgruppe wurde über verschiedene 
Aktivitäten im Fortbildungsbereich berichtet. 
Die Tatsache, dass das Thema Prävention auf 
Verbandsebene als verbindlicher Schulungsin-
halt aufgenommen und beschlossen wurde, rei-
che nicht aus, wie die Erfahrungen der Teilneh-
menden zeigten. Die Herausforderung bestehe 
darin, dass solche Beschlüsse angenommen und 
weitergetragen, das heißt, gut umgesetzt wer-
den würden, sodass die Trainerinnen und Trai-
ner auch davon profitieren können: „Ich habe 
einfach feststellen müssen, nachdem ich ein paar 
Trainer befragt habe, die hier und dort an einer 
Fortbildung teilgenommen haben, dass sich 
manche Ausbilder der Trainer schlichtweg wei-
gern, das Thema wirklich zu besprechen. Und ei-
nige [Ausbilder; Erg. d. Verf.] das Thema zwar 
durchführen, sich aber mehr oder weniger unmo-
tiviert durch irgendeine PowerPoint oder so was 
durchklicken und vorlesen, was da draufsteht“ 
(E.1, 86). 
 
Weiter wurde in der Gruppendiskussion auf die 
hohen Ansprüche an die Fortbildung aufmerk-
sam gemacht. Sehr viele soziale Themen stün-
den heutzutage auf der Agenda der Aus- und 
Fortbildungen von Jugend- und Übungsleiten-
den. Das vorgesehene Pensum würde schon 
fast ein Sozialpädagogikstudium ausmachen, 

genannt wurden Themen wie Gewalt im Allge-
meinen oder Kinderarmut und andere soziale 
Themen. All diese Themen seien wichtig und 
müssten berücksichtigt werden. In der Folge 
bestehe jedoch die Gefahr, dass die Ausbildung 
der 16- bis 20-jährigen Übungsleiter und 
Übungsleiterinnen, die insgesamt fünf Tage 
umfasst, schnell einmal überfrachtet sei. Proble-
matisch könne es auch sein, wenn die Thematik 
gleichermaßen von oben nach unten delegiert 
würde, also von den Präsidenten der Sport-
bünde zu den Qualifizierungsleistungen der 
Übungsleitenden: „Alles in Kurzzeitausbildungen 
zu packen […], das ist ein Problem, nicht vom 
Sport speziell, sondern von allen Kurzzeitqualifi-
zierungen von Ehrenamtlichen“ (E.1, 87). 
 
Im Gespräch in der Fokusgruppe wurde die 
Frage gestellt, wie mit der Tatsache umzugehen 
sei, dass die Qualifizierung von 100 Prozent der 
Trainerinnen und der Übungsleiter nicht erreicht 
werde. Eine Teilnehmerin berichtete, dass sie im 
Verband, trotz gegenteiliger Absicht, bisher 
nicht mehr als 70 bis 80 Prozent der Übungslei-
ter und Übungsleiterinnen qualifizieren konnten 
und „jetzt rätseln, was wir mit den anderen 20 
Prozent machen sollen, rutschen die einfach 
durch? Da haben wir noch keine Lösung dafür“ 
(E.1, 103). Ein anderer Teilnehmer wiederum be-
richtet, dass in seinem Kontext, „wenn es gut 
läuft, sind 35 Prozent der Trainer ausgebildet. 
Dann fehlen uns noch 65 Prozent. Plus all die 
Trainer und Übungsleiter, die ohne Lizenzierung 
im Verein tätig sind“ (E.1, 275). Viele Beschäf-
tigte seien in diesem Sinne „ungelernte Hilfs-
kräfte“, an denen dann vermutlich die Thematik 
der sexualisierten Gewalt vorbeigehen würde. Es 
sei schwierig, alle vorgesehenen Zielpersonen, 
gerade auch jene ohne sportspezifische Ausbil-
dung, tatsächlich fortbilden zu können.  
 
Die Fokusgruppe stellte fest, dass der Erfolg von 
Fortbildungen wesentlich von der Qualität der 
referierenden Fachleute abhängig sei. Das 
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Thema „Prävention sexualisierter Gewalt“ könne 
nicht beliebig an die Ausbildenden delegiert 
werden. Als A und O für angemessene und be-
friedigende Fortbildungen werden fachlich und 
methodisch-didaktisch qualifizierte Ausbildende 
gesehen, die „das wirklich leben und interessant“ 
einbringen können (E.1, 87). Gute Erfahrungen 
habe ein Landessportbund damit gemacht, das 
Thema sexualisierte Gewalt ganz selbstver-
ständlich ins Vereinsinformations- und Bera-
tungssystem zu integrieren. In diesem System 
werden den Vereinen zu unterschiedlichsten 
sport- und vereinsrelevanten Themen Fachrefe-
rentinnen und Fachreferenten zur Verfügung 
gestellt: „Neben Erster Hilfe, Steuerrecht etc. ist 
dort ganz normal Prävention sexualisierter Ge-
walt platziert worden. Also zuerst war es spekta-
kulär, dann wurde es ein Selbstverständnis. Wir 
sind inzwischen bei 160 bis 200 Veranstaltungen 
im Jahr, […] in verschiedenen Formaten, von In-
foveranstaltung bis hin zu Tagesqualifizierun-
gen“ (E.1, 33). Im Rahmen der Validierung dieses 
Befundes wurde betont, dass der benannte Lan-
dessportbund im Unterschied zu den meisten 
anderen über ein elaboriertes Beratungsange-
bot verfüge, das so nicht überall verfügbar sei.  
 
Als sehr förderlich für eine engagierte Ausei-
nandersetzung mit dem Thema „Sexualisierte 
Gewalt“ im Rahmen von Fortbildungen habe 
sich eine Öffnung des Verständnisses von „se-
xualisierter Gewalt“ und „Schutz“ erwiesen. Ge-
mäß den Teilnehmenden habe es sich bewährt, 
in Fort- und Ausbildungen auf die unterschiedli-
chen Aspekte einzugehen, was Schutz alles be-
deuten kann: „Was wir gemerkt haben, was […] 
unheimlich geholfen hat, dieses Thema offener 
anzugehen: Dass wir nicht nur über den Schutz 
von Kindern reden, sondern dass wir [auch; Erg. 
d. Verf.] über den Schutz von Trainern reden. Wir 
schützen den Trainer, indem wir ihn aufklären, 
indem wir ihm sagen, was er nicht tun darf, wie 
er sich zu verhalten hat. Damit war plötzlich 
noch mal eine andere Sichtweise da. Da haben 

wir plötzlich [von den Teilnehmenden; Erg. d. 
Verf.] noch mal ganz viel Offenheit bekommen“ 
(E.1, 57). 
 
In der Fokusgruppe wurde eine kombinierte 
Wissensvermittlung, die Sachverstand und prak-
tische Handlungskompetenz berücksichtige, po-
sitiv hervorgehoben. Als Beispiel wurde von ei-
nem Angebot berichtet, für das sich Verbände 
(Sportjugend und Landessportbund) zusam-
mengeschlossen haben, um größere Regional-
konferenzen durchführen zu können. Mittler-
weile haben bereits zwei Konferenzen mit je-
weils über hundert Teilnehmenden stattgefun-
den. Es brauche zwar eine solide Finanzierung 
sowie einige organisatorische Leistungen, doch 
der Aufwand für eine größere Veranstaltung 
lohne sich. So können sehr qualifizierte Refe-
rentinnen und Referenten für die Plenumsange-
bote und ausgewiesene Fachleute für die Work-
shops gewonnen werden. Mit solchen Fachkon-
ferenzen könne eine positive Dynamik erzeugt 
werden: „Da gehen die Teilnehmenden mit ei-
nem guten Gefühl nach Hause und wir bekom-
men gute Feedbacks: ,Mensch, toll, und beim 
nächsten Mal hätte ich gern noch das und das 
Thema‘. Da wird schon weitergedacht“ (E.1, 59). 
 
Die Stärke dieser Regionalkonferenzen liege da-
rin, dass es sich um „ein rundes Gesamtkonzept“ 
(E.1, 61) handle und verschiedene Inhalte – the-
oretische wie auch ganz praktische – angeboten 
würden. Zum einen ging es konkret darum, 
praktisch in einem Workshop zu üben, wie man 
Kinder als gefährdete Gruppe stark machen 
könne. In anderen Workshops konnten die 
Sportvereine mehr darüber erfahren, wie die 
staatlichen Stellen, Polizei und Jugendämter, 
mit der Thematik der sexualisierten Gewalt um-
gehen, und in welchen Fällen man sich an diese 
staatlichen Stellen wenden sollte oder nicht. Be-
leuchtet wurde auch die Arbeit der spezialisier-
ten Beratungsstellen. Dort ging es, wiederum 
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ganz konkret, um Grundlagen und eine Einfüh-
rung in das Thema der sexualisierten Gewalt; 
zum Beispiel um Eskalationsstufen. In welchem 
Fall soll ich mich an welche Stelle wenden etc. 
Diese Art von Fortbildung wurde als „hochwer-
tig“ erlebt und erwies sich als „guter Motor“ für 
die Präventionsarbeit (E.1, 59). 
 

Partizipation 
 
Die aktive Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen wurde in der Gesprächsrunde als schwie-
rige Aufgabe wahrgenommen. Ein Teilnehmer, 
schilderte jedoch, mit welchem Vorgehen in sei-
nem Kontext ein Durchbruch geschafft wurde. 
Der Verband habe sich nach verschiedenen, er-
folglosen Versuchen, Beteiligung zu fördern, 
entschlossen, mit der Ampelmethode zu arbei-
ten, und zwar gemeinsam mit externen Ju-
gendreferentinnen und Jugendreferenten, die 
im Umgang mit Jugendlichen geübt waren. Die 
Ampelfragen – Grün: Was darf ein Trainer? 
Orange: Was darf er unter Umständen? Rot: 
Was darf er nicht? – erwiesen sich als äußerst 
förderlich, um mit den Jugendlichen in einen 
vertrauensvollen Austausch zu kommen. Das 
Potenzial der Ampelmethode liege gerade auch 
darin, dass sie für verschiedene Themen und 
Anliegen der Jugendlichen anwendbar sei. Für 
die Beteiligung der Kinder und Jugendlichen sei 
dies sehr hilfreich gewesen.  
 
Damit aber tatsächlich von Partizipation ge-
sprochen werden könne, sei es entscheidend, 
dass Vereine dann auch wirklich auf geäußerte 
Anliegen eingehen und etwas damit machen 
würden: „Und dann haben sie [die Jugendlichen; 
Erg. d. Verf.] Dinge relativ leicht berichtet und er-
zählt, und zwar nicht eben nur aus dem Bereich 
sexueller Übergriffe, sondern allgemein, was 
ihnen stinkt. Aber die Frage ist: Findet das ei-
gentlich konzeptionellen Rücklauf? Wenn sie sa-
gen, wie gehen wir eigentlich mit schreienden 
Trainern am Spielfeldrand um? Also nehmen wir 

die Themen auf und positionieren uns dazu als 
Verein?“ (E.1, 90). 
 

Präventionsangebote für Kinder und Eltern 
 
„Was wir noch nicht geschafft haben, dass wir es 
[das Thema sexualisierte Gewalt; Erg. d. Verf.] an 
die Kinder weitergeben“ (E.1, 20).  
 
In der Fokusgruppe wurde von der Mehrheit 
der Teilnehmenden auf die Schwierigkeit auf-
merksam gemacht, für spezifische Präventions-
angebote im Bereich sexualisierter Gewalt, die 
sich an Kinder und Jugendliche richten, genü-
gend Interesse und Beteiligung finden zu kön-
nen. Die Resonanz bleibe in der Regel gering – 
so lautete der Tenor: „Das hat bisher einfach 
nicht gefruchtet. Wir haben da ein ganz tolles 
Konzept, was jemand quasi für uns entwickelt 
hat, aber das Interesse ist bisher wirklich ein ge-
ringes. Das wundert mich einfach“ (E.1, 85). 
Während die einen Expertinnen und Experten 
berichteten, dass in ihrem Umfeld sehr wohl 
gute Konzepte und Angebote entwickelt wor-
den seien, die aber aus nicht klaren Gründen 
kaum Resonanz finden würden, hielten andere 
für ihr Umfeld fest, dass in diesem Bereich noch 
kaum etwas gelaufen sei. Die konkrete themati-
sche Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen 
würde die Kapazitäten ihrer Organisation 
schlicht sprengen. Auch wenn solche Angebote 
und die Beteiligung der Kinder und Jugendli-
chen eine wichtige Option darstellten, so reich-
ten die personellen und finanziellen Ressourcen 
dafür nicht aus: „Kinderveranstaltungen machen, 
das schaffen wir personell nicht mehr, das ist 
nicht möglich“ (E.1, 112). 
 
Die Arbeit mit den Eltern als Bestandteil eines 
Schutzkonzepts wurde in der Diskussionsrunde 
nicht in Frage gestellt, sondern als durchaus 
wichtig erachtet. Für den Sportbereich stelle 
dies jedoch in mehrfacher Hinsicht eine Heraus-
forderung dar. So machten die Teilnehmenden 
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auf das Problem aufmerksam, dass Elternarbeit 
im Sport ganz generell kaum Tradition habe: „In 
den Vereinen, wo ich Einblick habe, kenne ich 
keine Elternarbeit, auch nicht mit anderen The-
men oder so, dass man die Eltern wahnsinnig viel 
einbeziehen würde“ (E.1, 196). Zudem gebe es 
vonseiten der Eltern keine entsprechenden Er-
wartungen. Ganz anders als bei der Schule oder 
der Kita gehen Eltern nicht davon aus, dass sie 
sich im Sportverein ihres Kindes als Eltern ver-
antwortlich einbringen sollten oder einbezogen 
würden. Eine zusätzliche Herausforderung ver-
ortete eine Expertin darin, dass die Ausrichtung 
und Zielsetzung von Elternarbeit im Sport nicht 
geklärt sei: „Soll diese die Kinder und Jugendli-
chen unterstützen in ihren Rechten, dass die El-
tern auch wissen, welche Rechte sie haben? Oder 
sollen wir die Eltern aufklären oder wie auch im-
mer?“ (E.1, 211).  
 
Damit ein Verband oder ein Sportverein erfolg-
reich mit Eltern zusammenarbeiten könne, sei 
es wichtig, die Zielsetzungen für die Elternarbeit 
und auch die Ressourcen, die dem Verein dafür 
zur Verfügung stehen, im Voraus zu klären: 
„Meine Erfahrung ist, jetzt nicht nur in diesem 
Bereich, dass es wirklich eine Frage der Haltung 
ist, wie gehe ich an Eltern ran? Diese Auseinan-
dersetzung braucht es sozusagen eigentlich vor-
her, [nämlich; Erg. d. Verf.] zu sagen: Was ist für 
mich das Thema, […] habe ich das als Verant-
wortlicher in dem Verein relativ klar?“ (E.1, 177). 
 
Selbstbehauptungs- und Selbstverteidigungs-
kurse für Mädchen und Jungen wurden in der 
Fokusgruppe als wertvolle Angebote erachtet. 
Förderlich für die Entwicklung entsprechender 
Angebote sei es, wenn von Verbandsseite Aus-
bildungsmodule zur Befähigung von Trainerin-
nen und Trainern offeriert werden, damit diese 
sowohl in der Jungen- als auch der Mädchenar-
beit entsprechende Angebote durchführen kön-
nen.  
 

Von einem Beispiel eines solchen Angebots be-
richtete der Vertreter des Behindertensportver-
bands. Im Rahmen des Rehabilitationssports 
werde ein spezifisches Angebot zur Verfügung 
gestellt mit „Übungen zur Stärkung des Selbstbe-
wusstseins für Mädchen und Frauen mit oder mit 
drohender Behinderung, die entsprechend Mäd-
chen und Frauen besuchen können, um noch mal 
ihr Selbstbewusstsein zu stärken. Kleine Heraus-
forderung ist, dass man sich die Geschichte ver-
ordnen lassen muss, zum Arzt gehen muss, um 
dann eben an so einem Sportangebot auch teil-
nehmen zu können“ (E.1, 73). 
 
Mit einem speziell für Sportvereine entwickelten 
Theaterstück, in dem die Präventionsarbeit the-
matisiert wird, konnten sehr gute Erfahrungen 
gemacht werden, wie eine Teilnehmerin berich-
tete. Zur Vorführung wurden sowohl die Kinder 
und Jugendlichen als auch die Eltern und die 
Übungsleitenden eingeladen. Das Theaterstück 
informierte und sensibilisierte zum Thema „Se-
xualisierte Gewalt“. Anschließend an die Vorfüh-
rung wurden für die Erwachsenen und für die 
Kinder und Jugendlichen verschiedene Work-
shops durchgeführt, zum Teil getrennt nach Ge-
schlecht oder nach Aufgabe im Verein.  
Das Angebot habe sich als äußerst förderlich er-
wiesen für die Auseinandersetzung der ver-
schiedenen Zielgruppen mit dem Thema 
ebenso wie für den Austausch untereinander: 
„Das war uns vorher gar nicht so bewusst, dass 
wir damit so viele Eltern erreichen. Vorher war es 
so: Man lädt sie zu allem ein, aber sie kommen 
nur bedingt. Und bei diesem Theaterstück, also 
zum einen sehen sie, was ihre Kinder gesehen 
haben. Und bei dem Workshop gibt es sehr viele 
Möglichkeiten, miteinander zu sprechen – 
Übungsleiterinnen und Übungsleiter und die El-
tern. Und das ist so ein Nebeneffekt, den wir so 
hoch gar nicht eingeschätzt hätten“ (E.1, 146). 
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Elterninformation 
 
In der Fokusgruppe wurde von guten Erfahrun-
gen berichtet, wenn Vereine den Eltern Infor-
mationsmaterialien zum Schutzkonzept und zur 
Präventionsarbeit des Vereins zur Verfügung 
stellen. So wurde zum Beispiel ein „Elternkom-
pass“ entwickelt, der Auskunft darüber gibt, wie 
im Verein mit Verdachtsfällen umgegangen 
werde, und die Eltern wurden informiert, wie sie 
handeln können. Dieser Kompass sei bei den El-
tern auf gute Resonanz gestoßen und helfe, Un-
sicherheiten zu vermeiden. Er werde als Bro-
schüre ausgehändigt und sei auch auf der Inter-
netseite des Vereins einfach aufzufinden: „Also 
der wird gern genommen von den Eltern. Auf 
Nachfrage hin, […] sagen die [Eltern; Erg. d. Verf.] 
auch, dass sie zum einen in einem Verdachtsfall 
dort Antworten gefunden haben, aber auch im 
Umgang mit dem Thema, wie kann ich es im 
Sportverein ansprechen, ob es da ein Schutzkon-
zept gibt? Weil Eltern sich das oftmals nicht 
trauen“ (E.1, 156). 
 
Förderlich für den Kontakt zu Eltern und deren 
Sensibilisierung könne auch ein Plakataushang 
sein. Wie ein Gesprächsteilnehmer erzählte, 
wurde vonseiten des Verbands allen zugehöri-
gen Sportvereinen ein großes A0-Plakat zuge-
schickt, das diese aufhängen konnten. Das Pla-
kat veranschaulichte auf einfache Weise, worum 
es im Kinderschutz gehe, und wer alles ange-
sprochen sei bei diesem Thema: Trainer, 
Übungsleitende, Vereinsvorstände und insbe-
sondere auch die Eltern: „Da haben wir ein ganz 
gutes Feedback bekommen. Ich kann zwar jetzt 
nicht sagen, wie viel Prozent der Vereine das auf-
gehängt haben, aber immerhin, es ist gut ange-
kommen, ja, war eine gelungene Aktion“ (E.1, 
147). Zu bedenken sei allerdings, dass nicht alle 
Sportvereine über eigene Hallen und Räumlich-
keiten verfügen würden. In solchen Situationen 
sei es vorteilhaft, wie die Teilnehmenden be-

richten, Materialien auch in handlicherem For-
mat zur Verfügung zu haben, da sie dieses nicht 
aufhängen, jedoch den Zielpersonen geben 
könnten.  
 

Beschwerdeverfahren 
 
„Was geben wir den Leuten an die Hand, dass sie 
stolz sagen können: Ich bin jetzt hier [im Verein; 
Erg. d. Verf.] der Ansprechpartner? Interessant 
wird es ja, wenn sie angesprochen werden, was 
sie dann eigentlich tun und wie sie damit umge-
hen“ (E.1, 116). 
 
Sportbünde, Fachverbände und auch Sportver-
eine haben, auf verschiedenen Ebenen, An-
sprechpersonen und Zuständige für Präventi-
onsfragen designiert. In der Fokusgruppe wurde 
die Benennung von Ansprechpersonen als 
„Zentraler Punkt der Präventionsarbeit“ (E.1, 103) 
beurteilt. Festgestellt wurde aber auch, dass Po-
sition und Aufgaben von Ansprechpersonen 
keineswegs einfach sind und mit verschiedenen 
Herausforderungen verbunden sein können. 
Zum einen berichtete ein Teilnehmer über das 
Problem, dass er als Ansprechpartner für die 
einzelnen Vereine oft viel zu weit entfernt sei: 
„Möglicherweise haben sie vielleicht mal, wenn 
es gut läuft, meinen Namen gehört, aber der 
Weg ist viel zu weit, um mich zu kontaktieren, 
wenn die wirklich eine Frage hätten“ (E.1, 93).  
Zum anderen wurde im Gespräch auf die Situa-
tion aufmerksam gemacht, wenn Vertrauens-
personen tatsächlich angesprochen werden und 
eine Meldung erhalten. Sie befinden sich dann 
„als Person plötzlich mitten drin – wie ertrage ich 
das, wo sind meine Grenzen dabei?“ (E.1, 67). 
Wichtig sei, dass Ansprechpersonen dann auch 
für sich selber wieder Hilfe und Unterstützung 
bekommen können: Wie ist die Situation einzu-
schätzen? Wie kann vorgegangen werden? Wie 
können sie mit den Belastungen umgehen? Es 



` So können Schutzkonzepte in Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche gelingen! 

89 

 

gelte insbesondere, Überbelastung oder Über-
forderung der Vertrauenspersonen zu vermei-
den.  
 
Die Expertinnen und Experten verwiesen des 
Weiteren darauf hin, dass es für Vertrauensper-
sonen genau in solchen Situationen sehr 
schwierig sei, von behördlichen Stellen wie dem 
Jugendamt oder der Polizei Rat und Unterstüt-
zung zu erhalten. Die weit verbreitete Vorstel-
lung und Erwartung, „da gehen wir ins nächste 
Polizeirevier und die helfen uns, treffe so eben 
nicht zu. Die Polizei – jedenfalls bei uns und so-
weit ich weiß, gilt das bundesweit – kann man da 
nicht um Rat fragen“ (E.1, 128). 
 
Von einer sehr hilfreichen und effizienten Un-
terstützung für diejenigen, die im Präventions-
bereich tätig sind oder als Ansprechpersonen 
fungieren, berichtete die Vertreterin eines Brei-
tensportvereins. Ihr Verein arbeite mit einer 
spezialisierten Rechtsanwältin zusammen, die 
sich seit 20 Jahren mit dem Thema befasst. Die 
Anwältin stehe allen Personen des Vereins für 
sämtliche Belange im Zusammenhang mit Prä-
vention sexualisierter Gewalt zur Verfügung. 
Diese Zusammenarbeit sei so etwas „wie ein 
Schritt dazwischen, zu dem uns eigentlich nie-
mand geraten hatte“ (E.1, 127), der aber sehr 
geholfen habe. Man könne die Anwältin jeder-
zeit kontaktieren oder dazu holen und Fragen 
stellen, die sie dann sehr gelassen und klar be-
antworte. Dies gebe Sicherheit und erlaube es, 
die Situation gut zu reflektieren und angemes-
sen zu handeln. Diese Möglichkeit zu haben, sei 
für die in der Prävention aktiven Personen äu-
ßerst wertvoll: „Zu wissen, ich kann mich an je-
manden wenden, der ist so was von neutral, aber 
so was von kompetent, da bin ich gut aufgeho-
ben. Wenn ich mich schon nicht an so eine Bera-
tungsstelle traue, vielleicht auch nicht zur Son-
derkommission, aber die Anwältin kann ich an-
rufen“ (E.1, 123). In der Validierungssitzung 

wurde darauf hingewiesen, dass die Möglich-
keit, eine juristische Person als Ansprechperson 
zur Verfügung zu haben – falls nicht ehrenamt-
lich verfügbar – für viele Vereine finanziell nicht 
tragbar sei.  
 
Die Qualifizierung der Ansprechpersonen wurde 
in der Fokusgruppe als wichtiger Faktor beur-
teilt, damit diese ein Schutzkonzept wirksam 
mittragen und ihre Aufgabe adäquat wahrneh-
men können. Als positives Beispiel wurde von 
einem Bundesland berichtet, in dem die Schu-
lung für Ansprechpersonen der verschiedenen 
Vereine als 24-Stunden-Schulung konzipiert 
wurde, die von Freitag- bis Samstagabend dau-
erte. Als sehr förderlich hat sich erwiesen, dass 
mit einer etwas längeren, gemeinsamen Schu-
lung neben der Stoffvermittlung auch der infor-
melle Austausch genügend Raum erhielt. Wie 
berichtet wurde, entstand in der Folge dieser 
Schulung sogar ein größeres Netzwerk von in-
teressierten Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartnern, die dann selber aktiv wurden 
und weitere Fortbildungen nachfragten. Mittler-
weile werden für diesen Kreis pro Jahr eine bis 
zwei Fortbildungen angeboten: „Und aus diesem 
Kreis von mehreren 100 Leuten, […] da ist eigent-
lich so ein Netzwerk entstanden. Also die haben 
dann nach gewisser Zeit die ersten Fortbildungen 
verlangt. Das habe ich gar nicht erwartet, auch 
nicht geplant. Aber dazu ist es gekommen, weil 
wir auf diese Weise ehrenamtliche Fachleute im 
Lande verteilt haben, [die sich kennen; Erg. d. 
Verf.]. Das ist eigentlich so was Positives, so eine 
Überraschung gewesen“ (E.1, 113). 
 
Als förderlich für die Qualität der Präventionsar-
beit und sehr unterstützend für die Ansprech-
personen auf Vereins- oder Verbandsebene 
wurde in der Gesprächsrunde die Einrichtung 
von Qualitätszirkeln oder Intervisionsgruppen 
diskutiert. In dieser Hinsicht bestehe ein echter 
Bedarf. Engagierte und Interessierte, die sich als 
Ansprechpartner zur Verfügung stellen, könnten 
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so Raum und Möglichkeit für Reflexion, Erfah-
rungsaustausch und Auseinandersetzung mit 
„good practice“ im Umgang mit Verdachtsfällen 
erhalten. Würden erst einmal konkrete Fälle ein-
treffen, so stellten sich – gerade für Ansprech-
personen – viele Fragen: Wie gehen wir, wie ge-
hen andere damit um? Was ist „good practice“, 
und warum? Welche Lösungen und welche Al-
ternativen gibt es? Warum lief es in einer kon-
kreten Situation gut oder schief? Um solche 
Fragen zu besprechen, könnten Qualitätszirkel 
oder Intervisionsgruppen hilfreich sein im Sinne 
von: „Was tun wir eigentlich, wenn die Beispiele 
aus dem Übungsheft tatsächlich eintreten?“ (E.1, 
116).  
 

Kooperation  
 
Die Bedeutung einer guten Vernetzung und Ko-
operation mit spezialisierten Fachberatungsstel-
len zog sich wie ein roter Faden durch das Ge-
spräch in der Fokusgruppe. Die Teilnehmenden 
waren sich einig, dass die Zusammenarbeit mit 
Fachberatungsstellen – möglichst vor Ort – die 
Vertrauenspersonen stärkt und Fragen jeglicher 
Art niederschwellig und offen besprochen wer-
den können: „Das heißt, ich gehe dahin, ich kann 
Namen nennen, ich kann aufgeregt sein, ich darf 
mich verplappern. Also da können sie erst mal 
mit den Leuten reden und können sich wirkliche 
Ruhe ‚einkaufen‘“ (E.1, 143). Für eine Ansprech-
person sowie für Übungsleiterinnen und 
Übungsleiter, die für Kinder und Jugendliche 
naturgemäß zu wichtigen Ansprechpersonen 
werden können, sei es zentral, für sich selber 
eine Struktur und eine Vorgehensweise zur Ver-
fügung zu haben, „wo er sich selber wieder Hilfe 
holen kann“ (E.1, 255). Dabei, so die Erfahrung 
der Teilnehmenden, stellen Fachberatungsstel-
len oder auch die Sonderkommission der Krimi-
nalpolizei, wo nicht Ermittlungsfragen im Vor-
dergrund stehen, sondern geschulte Psycholo-
ginnen und Psychologen tätig sind, eine wich-
tige, unterstützende Ressource dar.  

 
War in der Fokusgruppe die Notwendigkeit und 
Nützlichkeit erweiterter Kooperationen und Be-
ratung in sogenannten Krisensituationen oder 
Verdachtsfällen unbestritten, so zeigte sich dar-
über hinaus, dass die Vernetzung auch ganz 
grundsätzlich zur Stärkung der in der Präventi-
onsarbeit aktiven Personen beitragen kann. Als 
positives Beispiel schilderte ein Teilnehmer die 
Erfahrungen aus einer kommunalen Vernet-
zung: „Die Sportjugend hat wirklich mal ganz 
viele Menschen zusammengerufen aus den ver-
schiedensten Bereichen, den Jugendämtern, die 
Beratungseinrichtungen, verschiedene Sportver-
bänden und so weiter, um die mal an einen Tisch 
zu kriegen und zu hören, a) was gibt es, und b) 
um auch zu informieren, was passiert im Sport. 
Eine Vernetzung herzustellen. Und da hat man 
schon gesehen, dass da in manchen Kommunen 
[…] wirklich aktive Leute gesessen haben, die […] 
sehr kooperativ mit den Sportverbänden zusam-
mengearbeitet haben. Also da gäbe es, glaube 
ich, schon Möglichkeiten“ (E.1, 98, 100). 
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E3. Beispiel guter Praxis: 
Fallstudie eines Sportvereins 
 
Um einen vertieften Einblick in die Präventions-
arbeit des Sportvereins zu bekommen, wurden 
zwei Interviews geführt: Das erste Interview mit 
drei Personen, die die Konzeption und Entwick-
lung des Schutzkonzeptes gegen sexuelle Ge-
walt im Sportverein verantworten. Dies waren 
folgende Personen:  
 
` Ein hauptamtlicher Angestellter des 

Vereins, der sich seit über 30 Jahren um die 
Sportanlagen kümmert, als 
Basketballtrainer und Jugendwart auch 
Zeltlager begleitet und seit einiger Zeit als 
Kinderschutzbeauftragter fungiert, 

` ein ehrenamtlicher Vorsitzender des 
Vereins,  

` ein hauptamtliche Geschäftsführer, der sich 
auch ehrenamtlich im Trainingsbetrieb 
engagiert.  

 
Am zweiten, umsetzungsorientierten Interview 
nahmen folgende Personen teil: 
 
` Eine Mutter, welche seit 40 Jahren im Verein 

aktiv ist und über lange Jahre die 
Fußballmannschaften im Jugendbereich 
betreut hat, in der auch die eigenen Kinder 
aktiv waren und die sich zum Thema 
„Prävention sexualisierter Gewalt“ im 
Sportverein fortgebildet hat, 

` ein langjährig tätiger Fußballtrainer, der 
dem erweiterten Vorstand angehört und 
ehrenamtlich als Kinderschutzbeauftragter 
engagiert ist, 

` zwei Mitglieder der Vereinsjugend: Beide 
jungen Frauen spielen Basketball im Verein, 
eine der beiden hat einen Trainerschein 
erworben und trainiert selbst eine 
Mädchen- und eine Jungenmannschaft. 
Beide haben die Juleica-Ausbildung 
absolviert und sind als Organisatorinnen 

und Betreuerinnen bei Zeltlagern und 
Jugendreisen engagiert.  

 

Steckbrief 
 
Der Sportverein ist ein breitensportlich orien-
tierter sogenannter Mehrspartenverein und bie-
tet folgende Sportarten an: Aikido, Badminton, 
Ballett, Basketball, „Fitness, Gesundheit und 
Freizeitsport“, Fußball, Gerätefitness, Handball, 
Jazztanz, Judo, Ju-Jutsu, Karate, Kung Fu, Leicht-
athletik, Reha-Sport, Schwimmen, Spielmanns-
zug, Tanzen, Tennis, Tischtennis, Turnen und 
Volleyball. Mit circa 4.000 Mitgliedern zählt er 
zu den größten Vereinen im Bundesgebiet. Der 
Verein ist auch Mitglied im „Freiburger Kreis“, 
einem Zusammenschluss großer Sportvereine 
(mind. 2.500 Mitglieder und hauptamtliche Ge-
schäftsführung), dem aktuell knapp 170 Verei-
nen angehören. Kinder und Jugendliche ma-
chen etwa die Hälfte der Mitglieder aus. Im Er-
wachsenenbereich hat der Seniorensport einen 
großen Anteil, was vor allem in den Kooperatio-
nen mit örtlichen Einrichtungen der Altenhilfe 
begründet liegt. Der Trainingsbetrieb wird 
durch circa 250 ehrenamtliche Übungsleiterin-
nen und Übungsleiter bzw. Betreuerinnen und 
Betreuer durchgeführt. Verwaltet wird der Ver-
ein von der hauptamtlich geführten Geschäfts-
stelle, die den einzelnen Abteilungen überge-
ordnet ist und in der zehn Personen angestellt 
sind.  
 

Anstoß der Schutzkonzeptentwicklung 
 
Den Anstoß zur Schutzkonzeptentwicklung 
brachte ein neuer erster Vorsitzender im Mai 
2013. Zu diesem Zeitpunkt war der Vorstand 
gut besetzt, sodass ein Arbeitskreis Kinder-
schutz ins Leben gerufen werden konnte. Die 
Konstitution dieses Arbeitskreises sei ein länge-
rer Prozess gewesen: Der Aufruf, sich am Ar-
beitskreis Kinderschutz zu beteiligen, wurde per 
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Mail an alle Abteilungsleiterinnen und Abtei-
lungsleiter und zur Weiterleitung an die Traine-
rinnen und Trainer sowie Betreuerinnen und Be-
treuer gesendet. Aus den Abteilungen kamen 
im Arbeitskreis circa 15 Personen zusammen. 
Aus dem Arbeitskreis Kinderschutz hat sich im 
Laufe der Zeit das sogenannte Team Kinder-
schutz gebildet, das aktuell aus sechs Personen 
besteht.  
 
Zeitgleich hat sich der Sportverein für die Teil-
nahme an einem Kinderschutz-Projekt der Lan-
dessportjugend beworben und hier auch den 
Zuschlag bekommen. Die Teilnahme an dem 
Projekt habe es dem Verein ermöglicht, eine 
Unterstützung der vereinseigenen Schutzkon-
zeptentwicklung über sechs Termine zu erhal-
ten, wobei drei für den Vorstand, zwei für die 
Übungsleitenden und Betreuenden und einer 
für Kinder und Jugendliche ausgewiesen war: 
„Es gab Seminare, die für den Vorstand verbind-
lich waren, die für die Jugendlichen waren, um 
dort Maßnahmen zu erarbeiten, das heißt, diesen 
Maßnahmenkatalog selber zu entwickeln, also 
selber diesen Prozess nicht auch noch moderie-
ren zu müssen, sondern ihn voll selber und ganz 
inhaltlich gestalten zu können. Dafür gab es 
diese professionelle Begleitung, die diesen Pro-
zess mit gesteuert hat, aber wirklich nur als Pro-
zesssteuerung und darauf hinweisen, wo was 
vielleicht nötig ist“ (E.2, 76). 
 
Zur selben Zeit sei das Jugendamt an den Ver-
ein herangetreten, um Vereinbarungen zu 
schließen: „Die beiden Vereinbarungen, bei einer 
ging es um die persönliche Eignung, das heißt, 
das erweiterte Führungszeugnis, und das andere 
ist eben die Mitteilungspflicht an das Jugendamt 
im Falle einer akuten Kindeswohlgefährdung, 
mussten wir dann eben entsprechend unter-
schreiben als Träger der freien Jugendhilfe“ (E.2, 
60). 
 
 

Flankierend haben die Mitglieder des Teams 
Kinderschutz verschiedene Fortbildungen zum 
Thema besucht, die unter anderem von den Ju-
gendämtern ausgerichtet wurden. Der Jugend-
wart fasst diese Zeit zusammen: „Und haben 
dann da auf vielen Gleisen ganz viel gearbeitet 
und zu Anfang doch ein mächtig hohes Tempo 
vorgelegt. So hatten wir dann quasi die ersten 
Ansprechpartner für den Verdachtsfall ausgebil-
det, ehe dieses Projekt für Kinderschutz vorbei 
war“ (E.2, 35). 
 

Entwicklung und Umsetzung des 
Schutzkonzepts 
 
Die Teilnehmenden der Fallstudie berichteten, 
dass sich die Einführung und Entwicklung des 
Konzepts ohne einen „Aufhänger“, wie bei-
spielsweise einen (Verdachts-)Fall, als sehr her-
ausfordernd darstellte. Gleichzeitig sei die Frei-
willigkeit der Vereinsmitglieder, die das Schutz-
konzept mitentwickelten, ein förderlicher Faktor 
gewesen. Die Teilnehmenden betonten die 
Wichtigkeit der engagierten Personen, ohne die 
ein solches Schutzkonzept kaum zu realisieren 
gewesen wäre: „Wenn wir jemanden so Enga-
giertes wie unseren Präventionsbeauftragten 
nicht hätten, wären wir auch noch nicht da. Das 
darf man auch nicht unterschätzen. Das Personal 
muss auch passen. Wir müssen also die Leute 
haben, die Lust haben, dieses Thema anzugehen. 
Und das ist eben, was dazu führt“ (E.2, 29). 
Das Ziel der Kinderschutzbeauftragten war die 
Sensibilisierung aller Vereinsmitglieder. Es 
zeigte sich jedoch, dass dies ein langwieriger 
und arbeitsintensiver Prozess war mit Recherche 
und Sichtung der Literatur sowie der Auseinan-
dersetzung mit rechtlichen Dingen. Doch nicht 
nur für die im Team Kinderschutz Tätigen stellte 
dies einen Arbeitsaufwand dar, sondern auch 
auf für die Tätigen auf der Ebene der Geschäfts-
stelle (Verwaltung).  
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Risikoanalyse 
 
Zu Beginn der Schutzkonzeptentwicklung wur-
den zunächst die baulichen Gegebenheiten der 
Sportstätten unter dem Gesichtspunkt mögli-
cher Risiken geprüft: „Entscheidend sind die Ka-
binen, die Umkleidekabine oder auch die WCs, 
wo ganz klar strikt Männlein, Weiblein getrennt 
wird. Welcher Mann, welche Frau geht wo mit 
rein, bei den Mannschaften, bei Kindern ist es 
normal, dass Papa, Mama dabei ist, weil die 
Schuhe müssen zugebunden werden […] Bei den 
meisten Hallen muss man durch die Umkleide 
gehen, um in die Halle zu kommen, das heißt, 
man läuft immer Gefahr, durch eine Kabine zu 
gehen, in der sich gerade zum Beispiel Kinder 
umziehen, wo die Gefahr natürlich auch vergrö-
ßert wird, dass so was ausgenutzt wird“ (E.3, 
166).  
 
Als weiterer sportartenspezifischer Risikobereich 
wurden die unterstützungsbedingten Hilfestel-
lungen identifiziert: „Ganz besonders beim Tur-
nen, natürlich müssen die Trainer auch Hilfestel-
lungen geben bei ganz vielen Figuren oder so, 
weil die Kinder vielleicht zu klein sind, um das al-
leine zu schaffen praktisch. Und das hatten wir 
halt auch auf unserer Wand, dass man dann das 
praktisch dann vorher ankündigen muss bei sol-
chen kritischen Situationen, die entstehen kön-
nen. So was kann natürlich auch ausgenutzt 
werden“ (E.3, 168). 
 
Im Prozess der fortschreitenden Sensibilisierung 
wurden bei der Risikoanalyse über die bauli-
chen Gegebenheiten und Hilfestellungen hinaus 
Schwerpunkte auf anderer Ebene gesetzt: „Hier 
ist eine dunkle Ecke, das ist auch zu flach ge-
dacht, sondern es geht ja um die Frage: Wo sind 
Berührungspunkte, wo kommen irgendwelche 
Zustände plötzlich dann her? Es geht ja nicht nur 
darum, dass dann gleich eine Vergewaltigung   
oder was weiß ich passiert, sondern dass ein Kind 
sich in irgendeiner Weise belästigt fühlt. Und das 

ist ja eine wichtige Sache. Wo sind solche 
Schnittmengen? Und das ist auch sehr interes-
sant gewesen, dass wir zum Beispiel das Thema 
Umkleiden hatten. Da ist es ja eben sehr interes-
sant immer, dass sich da plötzlich Väter in den 
Mädchenumkleiden dann befinden. Es geht um 
die Intimsphäre, es geht nicht immer nur um se-
xuelle Gewalt in dem, sage ich mal, landläufigen 
Sinne, sondern wo wird eventuell die Intimsphäre 
der Kinder verletzt und damit ihr Selbstwertge-
fühl in irgendeiner Weise betroffen?“ (E.2, 97). 
Weiterhin wurde der Bereich der Trainerinnen 
und Trainer betrachtet, da es auch männliche 
Trainer bei weiblichen Mannschaften und an-
dersrum gibt. Zusätzlich zu solchen Konstellati-
onen seien Sportarten vor allem dann Risikobe-
reiche, wenn es viel Körperkontakt gibt (bei-
spielsweise Schwimmunterricht).  
 
Die im Verein für Kinderschutz Engagierten ver-
stehen die Risikoanalyse als kontinuierlichen 
Prozess, in den die Kinder und Jugendlichen 
einbezogen werden sollten: „Haben wir gemacht 
und machen wir auch immer wieder, und wird 
auch immer wieder neu angegangen, weil mit 
dem neu Denken und mit dieser Transparenz 
zwischen den verschiedenen Bausteinen, die Kin-
der und Jugendlichen, die selber erarbeitet ha-
ben, was für sie gut ist und nicht gut und frag-
würdig ist, das lässt den Trainer und auch uns 
über andere Dinge wieder anders nachdenken. 
Da kommen Sachen vor, da hätten wir alle nicht 
dran gedacht. Insofern hätte ich das auch bei ei-
nem ersten eigenen Rundgang nirgendwo entde-
cken können. Nachdem ich diese Punkte kenne, 
denke ich anders darüber“ (E.2, 92). 
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Kultur 
 
Der Sportverein vertrete die Auffassung, dass 
der Begriff der sexuellen Gewalt zu kurz greife. 
Der Kinder- und Jugendschutzbegriff wird hier 
weiter gefasst: „Sehr, sehr früh war uns sehr 
deutlich, es geht um Kinderschutz, davon ist se-
xualisierte Gewalt ein großer Teil, aber nicht der 
einzige. Entsprechend ist das Ganze bei uns ja 
auch weiter gewachsen. Es geht über diese sexu-
alisierte Gewalt hinaus“ (E.2, 51). Dabei sei es 
besonders wichtig gewesen, den Vorstand mit 
ins Boot zu holen, infolge dessen dieser als ers-
tes die Ehrenerklärung unterschrieben und sein 
Führungszeugnis vorgelegt hat: „Also wir woll-
ten von oben anfangen, ansonsten finde ich oder 
fanden wir, hat das Projekt keine Chance. Wenn 
da der Vorstand nicht nahezu geschlossen hinter 
steht, dann kann es nicht funktionieren. Und das 
hat sich eigentlich auch als wirkungsvoll darge-
stellt. Ich hatte zu keiner Zeit das Gefühl, ich 
habe hier nicht die Rückendeckung des Vorstan-
des“ (E.2, 39).  
 
Die aktive Haltung für den Kinderschutz habe 
auch bewirkt, dass sich die Hauptamtlichen mit 
dem Konzept, ihrer Arbeit und der Struktur des 
Sportvereins identifizieren und somit das 
Schutzkonzept am Leben erhalten: „Wir haben 
gesagt, es geht nicht darum, uns irgend so ein 
Fähnchen anzuhängen und wir dürfen uns jetzt 
‚Verein aktiv im Kinderschutz‘ nennen, wie wir 
uns nennen, ist ziemlich egal, aber wir haben das 
Verständnis, dass dieses aktiv hier betrieben wird 
und stehen dahinter und versuchen, das auch 
überall zu verbreiten und mitzutragen“ (E.2, 44). 
Dies zeige sich auch darin, dass Vereinbarungen 
nicht einfach von den Akteuren der Prävention 
unterschrieben wurden, sondern hinterfragt und 
neu erarbeitet wurden: „Es ging uns nicht da-
rum, da kommt irgendeine Vereinbarung und ich 
wage zu behaupten, 90 Prozent der Vereine ha-
ben die unterschrieben mit dem Gefühl, müssen 
wir wohl oder ist wohl so, und wir haben auch 

den Teil sehr ernst genommen, wir haben das 
gelesen, wir haben Stellen nicht verstanden, wir 
haben das hinterfragt, wir haben das hin- und 
hergeschrieben und haben dann irgendwann das 
Gefühl gehabt: Okay, mit dieser und jener Lesart 
können wir damit umgehen. Und mit dem eige-
nen Konzept, das wir erarbeitet haben, wenn wir 
es so und so aufstellen, dann macht es für uns 
Sinn. Ist es auch umfassend genug, dass wir da-
mit arbeiten können? Und das ist, glaube ich, ge-
nau der Punkt. Dadurch findet eine ganz andere 
Identifikation damit statt“ (E.2, 76). 
 
Innerhalb des Sportvereins erhalten die Verant-
wortlichen viel positive Resonanz für ihre prä-
ventive Arbeit. Dies führten die Teilnehmenden 
darauf zurück, dass das Konzept innerhalb des 
Sportvereins für Trainerinnen und Trainer recht 
publik gemacht werde, beispielsweise durch 
Flyer und Plakate. Es wurde weiterhin deutlich, 
dass den Teilnehmenden bewusst ist, dass ein 
Schutzkonzept kein starrer Bestandteil ist: „Ja, 
wir sind ja auch noch lange nicht fertig, wir sind 
ja immer noch in der Entwicklungsphase, wo ich 
auch immer finde, wir sind nicht besonders toll, 
wir machen das Thema nur so gut wir das kön-
nen. Und irgendwie sind wir noch nicht am Ende 
unserer Ideen angekommen“ (E.2, 233). Wie in 
anderen Kinder- und Jugendfreizeitorganisatio-
nen wurde auch hier verdeutlicht, dass ein we-
sentlicher Bestandteil der Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen darin liege, diese zu stärken 
und ihnen bewusst zu machen, dass sie nicht al-
leine sind und jemanden zum Fragen, Beschwe-
ren und Anvertrauen haben. 
 
Die Teilnehmenden betonten jedoch auch die 
Schwierigkeit, innerhalb verschiedener Sportar-
ten, einen respektvollen und achtsamen Um-
gang mit Kindern und Jugendlichen aufrechtzu-
erhalten. Hier wurde auf den Spagat zwischen 
motivierendem Trainerverhalten und Emotionen 
während eines Spiels hingewiesen.  
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„Eine Kultur der Aufmerksamkeit schaffen, nicht 
mehr wegschauen, sondern hinschauen“ (E.2, 
158) – Zu diesem Ziel des Hinschauens wurde 
auch der reflektierte Umgang mit Nähe und 
Distanz gezählt, sodass bei einem Fehlverhalten 
die Kolleginnen und Kollegen darauf angespro-
chen werden können. Um die Wichtigkeit zu be-
tonen, wurde das Thema Kinderschutz in der 
Satzung und im Leitbild des Vereins aufgegrif-
fen. 
 

Verhaltenskodex 
 
Für Trainerinnen und Trainer gibt es eine Ehren-
erklärung, die einen Verhaltenskodex beinhalte 
und die auch unterschrieben werden müsse. 
Darin sei enthalten, dass das Kindeswohl im 
Vordergrund stehe und die sportlichen Ziele 
dem untergeordnet werden müssten: „Achte die 
Persönlichkeit jedes Kindes, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen und unterstütze dessen Ent-
wicklung. Die individuellen Empfindungen zu 
Nähe und Distanz, die Intimsphäre und die per-
sönlichen Schamgrenzen werde ich respektieren“ 
(E.3, 171). Weiterhin wurde benannt, dass Hilfe-
stellungen (beispielsweise im Bereich Turnen) 
vorher mit den Kindern und Jugendlichen abge-
klärt werden müssen. 
 
Ein weiterer Verhaltenskodex wurde mit Kindern 
und Jugendlichen in Form einer Ampel erarbei-
tet. Dabei gibt es grüne Bereiche, die in Ord-
nung sind, grenzwertige werden als gelb darge-
stellt und übergriffige als rot. Die Teilnehmen-
den berichteten, dass es für die Kinder und Ju-
gendlichen am einfachsten war, die roten Berei-
che zu benennen: „Ich würde eigentlich fast sa-
gen, dass Rot am einfachsten war, weil vielen 
Kindern wirklich bewusst ist, was sie nicht möch-
ten. Was zum Beispiel schwierig war, war dann 
der gelbe Bereich, weil es wirklich viele Grenz-
fälle gibt wie zum Beispiel die Hilfestellung oder 
auch, wie bestrafe ich ein Kind. Da wird es auf 
einmal schwierig dann, wirklich zu entscheiden, 

ob es noch ein Grenzfall ist oder vielleicht schon 
doch eher zu weit geht für das Kind, weil das ja 
auch immer eine individuelle Sache ist, wie das 
Kind das einschätzt“ (E.3, 173).  
 
Nachdem die Kinder und Jugendlichen die Am-
pel erstellt hatten, wurde diese dem Vorstand 
vorgestellt. Die Teilnehmenden betonten, wie 
wichtig die Erarbeitung mit den Kindern und Ju-
gendlichen war, da es oftmals überraschende 
Einordnungen gegeben habe, die Erwachsene 
anders gedeutet hätten. Die Einordnung der 
verschiedenen Situationen und Regeln werde 
alle zwei bis drei Jahre neu mit den Kindern und 
Jugendlichen besprochen.  
 
Auf Freizeiten sind getrenntgeschlechtliche 
Zelte vorhanden. Zu Beginn der Zeltlager wer-
den sowohl den Eltern als auch den mitfahren-
den Kindern und Jugendlichen die Regeln er-
klärt, insbesondere in Bezug auf Sexualität und 
Liebesbeziehungen. Während der Zeltlager ist 
Geschlechtsverkehr verboten. Für die Befragten 
zur Fallstudie beginnen Grenzverletzungen 
schon bei verbalen Äußerungen: „Ja, das sind 
diese typischen verbalen Entgleisungen, dass die 
Kinder da bepöbelt und beschimpft werden für 
Fehler“ (E.3, 270).  
 

Ehrenerklärung 
 

Bevor Trainerinnern und Trainer aktiv im Sport-
verein werden, müssen sie, so wie alle anderen 
im Verein Tätigen, die Ehrenerklärung unter-
zeichnen und ein Führungszeugnis vorlegen: 
„Wir haben gesagt, die Vertrauenspersonen des 
Vereins, das ist der Vorstand, sind die Abtei-
lungsleitungen, das sind alle Trainer und Be-
treuer, alle, egal, ob sie mit Kindern oder auch 
nicht mit Kindern zu tun haben. Und das ist mein 
Hausmeister genauso, der mit seinem großen 
Schlüsselbund überall rankommt, überall hin-
kommt […] und wir fordern das von jedem 



      

96 

 

Hauptamtler ein, egal, in welchem Bereich er tä-
tig ist, und von jedem Übungsleiter, Helfer, Be-
treuer, der hier regelmäßig tätig ist, unabhängig 
davon, in welcher Altersgruppe er unterwegs ist“ 
(E.2, 92). Die Ehrenerklärung werde mit jedem 
neuen Mitarbeitenden besprochen und an-
schließend unterschrieben. 

 
Fortbildungen  
 
Zu Beginn der Schutzkonzeptentwicklung ha-
ben der Vorstand, die Geschäftsstelle und die 
Kinderschutzbeauftragen ein Seminar zur 
Schutzkonzeptentwicklung besucht. Hier wur-
den die Teilnehmenden beraten, auf was zu 
achten sei und wie Kinderschutz innerhalb eines 
Sportvereins funktionieren könne. Weiterhin 
wurden externe Referentinnen und Referenten 
zum Thema „Prävention“ eingeladen sowie ver-
schiedene Fortbildungen zum Thema „Sexuelle 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ bei Ju-
gendämtern besucht.  
 
Sowohl für jugendliche als auch für erwachsene 
Trainerinnen und Trainer wird zwei Mal im Jahr 
ein Seminar zum Thema „Sexuelle Gewalt“ an-
geboten. Diese sind jedoch freiwillig. Dem Ver-
ein stehen keine Sanktionsmöglichkeiten bei 
Nichtteilnahme zur Verfügung: „Natürlich ist 
meine Hoffnung als Kindesbeauftragter, dass wir 
irgendwann alle Trainer bei diesem Seminar ge-
habt haben. Aber wir haben keine Möglichkeit, 
sie da hin zu zwingen. Wir hoffen, dass sie alle 
überzeugt werden, da hinzukommen. Und so 
lange ein Seminar im Jahr stattfindet, bin ich ja 
schon mal ganz froh, wenn nur jedes zweite aus-
fällt“ (E.2, 150).  
 

Präventionsangebote 
 
Seminare vor Zeltlagern, bei denen das Thema 
„Prävention sexueller Gewalt gegen Kinder und 

Jugendliche“ behandelt werde, seien laut Teil-
nehmenden der Fallstudie angedacht. Weiterhin 
gebe es verschiedene thematische Seminare für 
Kinder und Jugendliche, beispielsweise wurde 
von einem Seminar zu Cyber-Grooming berich-
tet: „Und wir haben den halt dann hier eingela-
den, weil wir zum einen finden, es wird auch in 
der Schule das Thema mit den Kindern bespro-
chen, aber wir fanden jetzt, es war vielleicht so-
gar ein bisschen zu früh in der Schule, und in 
dem Alter, wo wir gedacht hätten, dass es vor al-
lem wichtig ist, weil da dann noch mal alle mit 
Smartphones und das alles dann noch mal mehr 
Interesse weckt und deswegen haben wir den 
halt hierher geholt, weil wir finden, da war so 
eine Lücke, die wir versuchen wollten, zu schlie-
ßen“ (E.3, 347).  
 
Darüber hinaus werden regelmäßig Veranstal-
tungen für Kinder und Jugendliche zum Thema 
Kinderschutz vorbereitet. Allerdings fallen diese 
Thementage oftmals aus, da es trotz Werbung 
wenig Anmeldungen gebe.  
 

Elterninformation 
 
Die Teilnehmenden berichteten von der Schwie-
rigkeit, Eltern für Informationsveranstaltungen 
oder Seminare zum Thema „Prävention sexuel-
ler Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ zu 
gewinnen. Die Eltern sind zugleich der Schlüs-
sel, um Kinder und Jugendliche zur Teilnahme 
an Thementagen und Seminaren zu motivieren. 
Eltern werde weiterhin die Möglichkeit geboten, 
an den halbjährlich stattfindenden vereinsinter-
nen Seminaren für Übungsleitungen und Be-
treuende teilzunehmen. Jedoch sei auch hier 
eine Teilnahme der Eltern eher die Ausnahme. 
 

Beschwerdeverfahren 
 
Sowohl Ansprechpersonen als auch andere 
Möglichkeiten der Beschwerde seien vorhan-
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den. Die Kontaktdaten seien auf der Vereins-
homepage zu finden und werden als Flyer per 
Mail an die Vereinsmitglieder geschickt. Kinder 
und Jugendliche können sich per Telefon aber 
auch per Mail an die Ansprechpersonen wen-
den. Eine Herausforderung sei es, dass es den 
Kindern und Jugendlichen mitunter schwer falle, 
tatsächlich und aktiv den Kontakt zu diesen Per-
sonen zu suchen: „Also ich sehe da auch einfach 
das Problem, dass viele Kinder, selbst wenn sie 
diese Hotline und die Namen wissen, sich nicht 
trauen würden, auf diese Ansprechpartner zuzu-
gehen, weil sie sie nicht kennen. Und wenn man 
diese Person einfach überhaupt nicht kennt und 
noch nie gesehen hat, dann findet man auch 
kein Vertrauen zu dieser Person und spricht ver-
mutlich auch gar nicht“ (E.3, 204). Ansprechper-
son sei einerseits der Kinderschutzbeauftrage, 
anderseits wurden Ansprechpersonen für (Ver-
dachts-)Fälle sexueller Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche bezüglich der Erstgesprächsfüh-
rung mit Betroffenen ausgebildet. Anonyme Be-
schwerden seien über einen Briefkasten mög-
lich.  
 

Intervention 
 
Das Team Kinderschutz hat eine Broschüre für 
Übungsleiter erstellt, die auf 30 Seiten (Ver-
dachts-)Fälle sexueller Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche umfasst. Darin enthalten sind unter 
anderem eine Liste externer Ansprechpersonen 
und Ablaufpläne.  
 

Kooperation 
 
Während des Entwicklungsprozesses habe der 
Sportverein eine externe Ansprechperson bei 
der Sportjungend in Kooperation mit dem Lan-
desministerium für Bildung hinzugezogen. Wei-
terhin habe der Sportverein den Kreisjugen-
dring als Kooperationspartner für Informations-
veranstaltungen sowie für die Ausbildung der 
im Sportverein tätigen Ansprechpersonen für 

Interventionsfälle mit einbezogen. Themen-
zentrierte Fortbildungen für Trainerinnen und 
Trainer werden in Kooperation mit dem Jugend-
amt durchgeführt. Diese Kooperationen werden 
insgesamt eher positiv wahrgenommen. Die 
Teilnehmenden benannten aber auch proble-
matische Punkte: „Und dann gehörten wir wohl 
auch zu den Vereinen, die als letztes unterschrie-
ben haben, weil wir inhaltlich so viele Fragen 
hatten und die auch ernstgenommen haben und 
wir wollten die erst beantwortet haben, eh wir 
unterschreiben. Und da hatten wir immer nur 
Schwierigkeiten“ (E.2, 178). Diese Schwierigkei-
ten haben letztendlich dazu geführt, dass der 
Verein die Vereinbarung mit dem Jugendamt 
bezüglich der Mitteilungspflicht (§ 72a SGB VIII 
wieder aufgekündigt hat. Aus diesem Grund 
seien weitere Kooperationen beispielsweise mit 
der Polizei und anderen Anlaufstellen entstan-
den. 
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Die Teilnehmenden der Fallstudie berichteten 
von der Schwierigkeit, das Thema Kinderschutz 
am Leben zu erhalten ohne gleichzeitig Mitglie-
der durch die permanente Wiederholung und 
Thematisierung zu „nerven“: „Also müssen wir 
unauffällig immer präsent sein“ (E.2, 134). Um 
Kinder und Jugendliche sowie Eltern auf das 
Thema „Prävention sexueller Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche“ aufmerksam zu machen, 
können Informationen auf ausgehängten Plaka-
ten und Flyern hilfreich sein. Weiterhin gebe es 
auf dem jährlichen Sportfest einen Informati-
onsstand zum Thema „Kinderschutz“. Ein weite-
rer wichtiger Schlüssel, um das Thema am Le-
ben zu erhalten und möglichst viele Mitglieder, 
Trainerinnen und Trainer sowie Eltern zu errei-
chen, sei schlichtweg das Durchhaltevermögen: 
„Wie verbreite ich so was? Ich verbreite so was, 
indem ich permanent dran bin, indem ich das 
eben überall implementiere, in den Zeltlagern, in 
allen Gremien und so weiter, genauso wie das 
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eben das Thema ist, dass wir hier keine 4000 
Leute mit diesem Thema da sofort erreichen kön-
nen, das ist, glaube ich, jedem klar. Also das kön-
nen immer nur so kleine Schritte sein. Aber jeder 
kleine Schritt [geht; Erg. d. Verf.] wieder ein biss-
chen mehr nach draußen, sodass immer mehr 
Leute dann über die Thematik Bescheid wissen“ 
(E.2, 144).  
 
Das Thema sei nicht nur im Vorstand imple-
mentiert, sondern auch in sämtlichen Sitzungen 
(des Beirats, der Versammlungen oder der Dele-
giertentreffen), sodass Kinderschutz permanent 
thematisiert werde. Das von den Kindern und 
Jugendlichen erarbeitete Ampelsystem als auch 
das von den Verantwortlichen erarbeitete 
Schutzkonzept bedürfe einer dauernden Über-
prüfung und Weiterentwicklung. Weiterhin wer-
den die zweiwöchig erscheinende Vereinszei-
tung sowie die lokale Zeitung dazu genutzt, das 
Thema nicht nur im Verein, sondern auch in der 
Öffentlichkeit präsent zu halten. 

F. Schutzkonzepte in der 
verbandlichen Jugendarbeit 
 
 

F1. Strukturen – 
Rahmenbedingungen – Forschung 
 
In Deutschland existiert eine Vielzahl an Ju-
gendverbände, die einen unverzichtbaren Pfei-
ler im System der Kinder- und Jugendhilfe dar-
stellen und ein bedeutsames Feld der Sozialisa-
tion für Kinder und Jugendliche sind (Seckinger 
u. a. 2009, S. 10). Konstituierendes Merkmal für 
die gesamte Jugendverbandsarbeit sind Selbst-
organisation, Selbstbestimmung und Eigenver-
antwortung: Junge Menschen organisieren und 
gestalten ihre Aktivitäten selbst, gemeinsam 
und verantwortlich. (BMFSFJ 2017, S. 18). Die 
Jugendarbeit der Jugendverbände basiert im 
Kern auf dem ehrenamtlichen Engagement jun-
ger Menschen (Münder u.a., Frankfurter Kom-
mentar SGB VIII, SGB VIII § 12 Rn. 1–17, beck-
online). Eine genaue Zahl der derzeitig existie-
renden Jugendverbände in Deutschland zu nen-
nen, ist aufgrund der Komplexität des Feldes 
nicht möglich  (vgl. Gadow/Pluto 2014).  
 
Die Jugendverbände unterscheiden sich sowohl 
hinsichtlich ihrer weltanschaulichen bzw. fachli-
chen Orientierung als auch in ihrer Organisati-
onsform (Oechler/Schmitt 2014, S. 8). Der tat-
sächliche Umfang der Ehrenamtlichkeit lässt 
sich aufgrund fehlender amtlicher Daten aus 
vorliegenden Befunden der Jugendforschung 
nicht eindeutig ableiten. Studien gehen davon 
aus, dass „jedes siebte Mitglied“ (van Santen 
2000) bis hin zu jedes dritte Verbandsmitglied“ 
(Züchner 2006) sich im Verband ehrenamtlich 
engagiert (Münder u.a. Frankfurter Kommentar 
SGB VIII, SGB VIII § 12 Rn. 1 - 17, beck-online). 
 
Neben Sportvereinen und kirchlichen Angebo-
ten für Kinder und Jugendliche, die an anderer 
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Stelle dieses Berichts behandelt werden, sind 
Kinder und Jugendliche in religiösen, ökologi-
schen, helfenden und kulturellen Verbänden 
ebenso aktiv wie in den Verbänden der Arbei-
terjugend, der Pfadfinderjugend, den humanitär 
geprägten Verbänden sowie der Verbände jun-
ger Migrantinnen und Migranten. Eine wichtige 
Rolle in der Struktur der Jugendverbandsarbeit 
kommt den Jugendringen als Zusammenschlüs-
sen der Jugendverbände zu, die auf der Stadt-, 
Kreis-, Bezirks-, Landes- und Bundesebene zu 
finden sind. Sie bündeln die Interessen ihrer 
Verbände und sind dadurch auch ein Abbild der 
örtlichen Jugendverbandslandschaft (Seckinger 
u. a. 2009). Im Deutschen Bundesjugendring 
(DBJR) haben sich auf Bundesebene tätige Ju-
gendverbände sowie die Landesjugendringe zu-
sammengeschlossen, um die Belange der Ju-
gendarbeit zu fördern und ihre gemeinsamen 
Interessen in der Öffentlichkeit zu vertreten. 
Derzeit sind im DBJR 29 Jugendverbände, die 
16 Landesjugendringe und sechs Anschlussver-
bände organisiert (https://www.dbjr.de/ueber-
uns/mitgliedsorganisationen/).  
 
Die wichtigsten jugend(hilfe)politischen Gre-
mien sind die Jugendhilfeausschüsse und Lan-
desjugendhilfeausschüsse. In den meisten sind 
die Jugendverbände direkt oder über ihre Zu-
sammenschlüsse mittels der Jugendringe ver-
treten. Hier gestalten die Jugendverbände Ju-
gendhilfe mit und setzen sich dabei u.a. für ge-
eignete Rahmenbedingungen ein (Seckinger u. 
a. 2009). 
 
Die Jugendverbände in Deutschland organisie-
ren – jeweils entsprechend ihrer Ausrichtung – 
vielfältige Maßnahmen und Angebote, die sich 
sowohl an ihre Mitglieder als auch an alle jun-
gen Menschen richten. „Traditionelle“ Aktivitä-
ten, unter anderem Fahrten, Freizeiten und 
Gruppenarbeit, sind nach wie vor von zentraler 
Bedeutung in der verbandlichen Jugendarbeit. 

Mit 80 % bietet der Großteil der Jugendver-
bände Ferienmaßnahmen und Freizeiten an, 
worunter auch Tagesbetreuungsangebote von-
seiten zahlreicher Verbände in den Schulferien 
fallen. Zwei Drittel der Verbände (65 %) bieten 
Aktivitäten in Form von Gruppenstunden an. 
60 % der Verbände führen Schulungen, insbe-
sondere auch Jugendleiterschulungen durch. 
Darüber hinaus haben viele Jugendverbände 
ihre Aktivitäten mit der Nachmittagsbetreuung 
von Schulkindern auch auf den Schulkontext 
ausgedehnt (Seckinger u. a. 2009).  
 
Wie groß die Reichweite von Jugendverbänden 
bei Kindern und Jugendlichen ist, lässt sich nur 
schwer beantworten. Es gibt Mitglieder, die sich 
nicht aktiv beteiligen, aber es gibt auch viele 
Aktive, die nicht Mitglied sind. Da die Mitglied-
schaft nur bei einem Teil der Jugendorganisati-
onen mit einer aktiven Beteiligung gleichgesetzt 
werden kann und unterschiedliche Definitionen 
von Mitgliedschaft existieren, ist dieses Krite-
rium für die gesamte Jugendverbandslandschaft 
nur bedingt aussagekräftig. Je nach Studie und 
dort gewählter Operationalisierung liegt der 
Anteil der Jugendlichen, die von Jugendverbän-
den erreicht werden, zwischen 30 und 60 % 
(BMFSFJ 2017; Gadow/Pluto 2014). Der DJI-Sur-
vey AID:A zeigt, dass der Großteil der Jugendli-
chen Angebote von Vereinen und Verbänden 
aller Art regelmäßig und wöchentlich in An-
spruch nimmt. Mehr als 60 % der 13- bis 32-
Jährigen sind zudem in mindestens einem Ver-
ein aktiv und ungefähr ein Viertel dieser Alters-
gruppe hat in einem Verein ein Amt übernom-
men (DJI 2015). Bei einer Aufschlüsselung nach 
Art des Verbands erreichen nach Maik-Carsten 
Begemann u.a. (2011) „helfende Jugendver-
bände“ circa 9 % der Jugendlichen. Helfende Ju-
gendverbände sind im Bevölkerungsschutz ak-
tiv. Typische Organisationen sind das Deutsche 
Jugendrotkreuz oder die Jugendfeuerwehr.  
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Für die Jugend(verbands-)arbeit sind offene, 
grundsätzlich durch formale Regelungen wenig 
kontrollierbare Handlungssituationen und Ge-
sellungsformen kennzeichnend und unverzicht-
bar. Freiwilligkeit, Ehrenamtlichkeit und Selbst-
organisation ermöglichen einerseits besonderes 
Vertrauen zwischen Kindern bzw. Jugendlichen 
und Ehrenamtlichen sowie Hauptamtlichen. Sol-
che Beziehungsstrukturen können aber von 
strategisch vorgehenden Täterinnen und Tätern 
manipuliert und für ihre Zwecke missbraucht 
werden. Kinder und Jugendliche können inner-
halb der Verbände sowohl Betroffene von 
Grenzüberschreitungen und sexualisierter Ge-
walt sein, aber auch selbst zum Täter bezie-
hungsweise zur Täterin werden. Diese besonde-
ren Strukturmerkmale müssen bei der Erarbei-
tung der Schutzkonzepte berücksichtigt werden 
(Günderoth 2017; DBJR 2016a).  
 
Um dem Risiko von sexueller Gewalt Rechnung 
zu tragen, widmen sich die Jugendverbände 
schon einige Zeit dieser Thematik. Der Prozess 
zur Entwicklung von Präventionsmaßnahmen 
begann in Deutschland vor etwa 15 Jahren 
(DBJR 2016a). Diese Anstrengungen stehen in 
engem Kontext mit den gesellschaftlichen Be-
mühungen, sexuellen Missbrauch zu thematisie-
ren. Seit 2003 erarbeiten Jugendverbände und 
Jugendringe nicht nur konkrete Präventions-
konzepte, sondern führen auch Präventionspro-
jekte durch. Die meisten Jugendverbände ha-
ben sich spätestens seit 2007 mit Kindeswohl-
gefährdung sowie mit sexualisierter Gewalt in 
eigenen Strukturen vertiefend beschäftigt. In Ju-
gendverbänden finden sich besonders häufig 
Präventionskonzepte; sie verfügen besonders 
häufig über Handlungspläne und Beschäftigte 
in Jugendverbänden nehmen besonders häufig 
an entsprechenden Fortbildungen teil (DBJR 
2016a).  
 
Die Johanniter-Jugend als Jugendverband der 
Johanniter-Unfallhilfe e.V. beispielsweise hat das 

Projekt „!Achtung“ entwickelt und seit 2005 Prä-
ventionskonzepte erarbeitet. Neben der Sensi-
bilisierung und Schulung der Jugendgruppen-
leitungen in allen Landesverbänden wurden 
Vertrauenspersonen als Ansprechpartner für die 
Bereiche Prävention und Intervention einge-
setzt, Krisenpläne zum Umgang mit Verdachts-
fällen entworfen und die verpflichtende Abgabe 
eines erweiterten Führungszeugnis und einer 
Ehrenerklärung eingeführt (Johanniter-Jugend 
2017).  
 
Der Bund der Pfadfinderinnen und Pfadfinder 
e.V. widmet sich mit seinem Konzept „Intakt“ 
der Prävention sexualisierter Gewalt innerhalb 
des Verbandes. Seit 2001 bemüht sich ein Ar-
beitskreis intakt darum, Kinder und Jugendliche 
im Rahmen ihrer Pfadfinder-Aktivität vor physi-
scher, psychischer und speziell sexualisierter 
Gewalt zu schützen. Das erarbeitete Präventi-
onskonzept umfasst neben einem verbindlichen 
Verhaltenskodex für alle Mitglieder des Verban-
des, Ausbildungseinheiten für Gruppenleitun-
gen, Informations- und Arbeitsmaterialien sowie 
Ansprechpartner und Kontaktpersonen bei Ver-
dachtsfällen in allen Landesverbänden (BdP 
2012).  
 
Besonderer Stellenwert kommt dem Projekt 
PRÄTECT des Bayrischen Jugendrings zu, wel-
ches einen umfassenden Ansatz verfolgt. PRÄ-
TECT startete 2003 als Modellprojekt und 2006 
wurde daran anschließend die Fachberatung im 
Bayerischen Jugendring eingerichtet. Seither ist 
PRÄTECT Grundlage für viele andere Präventi-
onskonzepte in der verbandlichen Jugendarbeit. 
Oberste Ziele des Projekts sind das Feld der Ju-
gendarbeit für potenzielle Täterinnen und Täter 
sexueller Gewalt unattraktiv zu machen und ein 
Netz der Sicherheit für junge Menschen zu ent-
wickeln (Günderoth 2018). Das Projekt unter-
stützt die Jugendverbandsarbeit (v.a.) in Bayern 
dabei, eine Gesamtstrategie für Schutzmaßnah-
men zu entwickeln, welche die spezifischen 
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Strukturen und Prinzipien von Jugendarbeit ein-
beziehen und auf allen Ebenen von Jugendver-
bänden wirksam werden. PRÄTECT hilft durch 
eine Vielzahl an Angeboten – angefangen von 
Arbeitsmaterialien und Informationen über indi-
viduelle Beratungen, Vernetzungen und Koope-
rationen mit bayrischen Beratungsstellen für se-
xualisierte Gewalt bis hin zu Schulungen für 
Vertrauenspersonen in den Einrichtungen (DBJR 
2016a). 
 
Eine Möglichkeit, Ehrenamtliche in die Präven-
tion von sexueller Gewalt einzubinden, stellt 
auch die Juleica (JugendleiterIn-Card25) dar, auf 
welche die freien Träger der Jugendhilfe, Ju-
gendverbände und öffentlichen Träger der Ju-
gendhilfe unterschiedlich stark zurückgreifen.  
 
Der Deutsche Bundesjugendring hat in den letz-
ten Jahren einen besonderen Schwerpunkt auf 
die Bearbeitung kinderschutzrelevanter Prob-
lemstellungen gelegt. Gegenüber der durch das 
Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) erzwunge-
nen verbindlichen Einführung von Regelungen 
zum Ausschluss einschlägig vorbestrafter Perso-
nen wurde eine skeptische Haltung im Hinblick 
auf Straftaten, die keinen direkten Bezug zur 
Kinder- und Jugendarbeit haben, eingenom-
men. Jedoch streben der Deutsche Bundesju-
gendring (DBJR) und die (Landes)Jugendringe 
insgesamt eine weitere intensive Beschäftigung 
mit dem Thema der Prävention von und Inter-
vention bei sexualisierter Gewalt an (DBJR 
2016a). Vor allem die stärkere Vernetzung und 
der intensivere Austausch seiner Mitgliedsorga-
nisationen wurden vom DBJR in den Blick ge-
nommen.  
 
Entsprechend der 2016 getroffenen Vereinba-
rung mit dem Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs 

                                                      

25 Nähere Informationen zur Juleica sind im Kapitel A2 zu 
finden. 

(UBSKM) hat der DBJR auf seiner 89. Vollver-
sammlung im Oktober 2016 in Berlin die Posi-
tion „Prävention braucht Struktur. Überlegun-
gen und Forderungen zur Prävention sexuali-
sierter Gewalt in den Jugendorganisationen“ 
beschlossen. Die Mitgliedsorganisationen des 
DBJR fordern zusätzliche Fördermittel auf Bun-
desebene, um die aktive Präventionsarbeit in 
den Jugendringen und Jugendverbänden sowie 
vonseiten des DBJR als deren Arbeitsgemein-
schaft weiter auszubauen zu können. So könn-
ten neben geschulten Fachkräften in den Orga-
nisationen der Jugendarbeit auch verbandsspe-
zifische und verbandsübergreifende Beratungs- 
und Qualifizierungsstellen eingerichtet werden, 
um umfassende Schutzkonzepte nachhaltig in 
den Strukturen der Jugendverbandsarbeit zu 
etablieren. Das Augenmerk liegt unter anderem 
auf der Entwicklung einer Gesamtstrategie und 
der Einführung von Mindeststandards bei der 
Prävention in den Jugendverbänden.  
 
Für die Jugendverbände vertritt der DBJR die 
Position, bereits bestehende Präventionskon-
zepte könnten nur dann einen wirksamen 
Schutz vor sexualisierter Gewalt in den Struktu-
ren der Jugendverbände darstellen, wenn sie in 
eine Gesamtstrategie eingebettet seien, welche 
die spezifischen Strukturen und Prinzipien der 
Jugendarbeit einbeziehe sowie auf allen Ebenen 
von Jugendverbänden und Jugendringen wirk-
sam werde. Einzelne Instrumente wie die Vorla-
gepflicht von Erweiterten Führungszeugnissen 
für Ehrenamtliche als Beitrag zur Prävention iso-
liert umzusetzen, wird hingegen als unzu-
reichend angesehen. Des Weiteren wurden 
auch die Weiterqualifizierung von entsprechen-
den Referentinnen und Referenten, Verantwort-
lichen und Vertrauenspersonen sowie die Zu-
sammenarbeit mit Beratungsstellen in den Blick 
genommen (DBJR 2016b).  
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Dem Risiko der sexualisierten Gewalt unter Ju-
gendlichen in der Jugendverbandsarbeit wurde 
mit einer Kooperationsveranstaltung des Deut-
schen Bundesjugendrings, des Bayerischen Ju-
gendrings sowie des Unabhängigen Beauftrag-
ten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs 
Rechnung getragen. Im Rahmen des im Okto-
ber 2017 stattgefundenen Fachtags mit dem Ti-
tel „Jetzt hör endlich auf! Jugendarbeit und se-
xualisierte Peergewalt“ wurden neben Fragen zu 
jugendlichem Sexualverhalten und zu Erfahrun-
gen von sexualisierter Peer-Gewalt auch erör-
tert, wie eine Kultur des Hinsehens und der Auf-
merksamkeit diesbezüglich entwickelt werden 
könnte. Es sind weitere Anstrengungen nötig, 
da die Erfahrungen und Erkenntnisse der bishe-
rigen Schutzkonzepte zur Prävention sexueller 
Gewalt in Jugendverbänden nicht Eins zu Eins 
auf die Problematik der sexualisierten Peerge-
walt übertragbar und anwendbar sind (UBSKM 
2018).  
 
Zu sexualisierter Gewalt in Jugendverbänden 
und entsprechenden Schutzkonzepten ist bis-
lang kaum geforscht worden. Einige Publikatio-
nen zu diesem Thema sind im Rahmen des For-
schungsprojektes „Peer Violence. Sexualisierte 
Gewalt unter Jugendlichen im Kontext der Ju-
gend- und Jugendverbandsarbeit“ entstanden, 
das Teil der ersten Förderrichtlinie „Sexuelle Ge-
walt in pädagogischen Kontexten“ war und 
Sichtweisen auf (sexualisierte) Gewalt unter Ju-
gendlichen in der Jugend- und Jugendver-
bandsarbeit erfasst hat.  
In diesem Projekt beschäftigten sich Wolfgang 
Schröer und Mechtild Wolff (2016) konzeptuell 
mit Schutzkonzepten in der Jugend(verbands)-
arbeit. Für die Autoren ist neben einer schüt-
zenden Organisationsstruktur durch Maßnah-
men der Prävention und Intervention auch eine 
Kultur der Achtsamkeit in der Organisation 
wichtig. Entsprechend einer schützenden und 
partizipativen Organisationskultur sollte den 

Kindern und Jugendlichen nicht nur die Mög-
lichkeit gegeben werden, sich zu erproben, son-
dern sich auch frei von sozialer Kontrolle entwi-
ckeln zu können und gewaltfreie Beziehungen 
zu erfahren. Ferner sollten ihnen auch Möglich-
keiten der Mitgestaltung und Beteiligung ein-
geräumt werden – bei der Organisationsstruktur 
ebenso wie bei der Analyse möglicher Gefähr-
dungssituationen und der Ausarbeitung des 
Schutzkonzeptes. Über Schutzkonzepte wiede-
rum soll eine Kultur der Achtsamkeit in der Or-
ganisationsentwicklung der Jugend(ver-
bands)arbeit verankert werden.  
 
Miriam Günderoth (2018) setzte sich mit der 
Umsetzung des Schutzauftrages in der verband-
lichen Jugendarbeit auseinander. Sie plädiert 
dafür, das Thema „Kindeswohlgefährdung und 
Schutz vor sexualisierter Gewalt“ als Selbstver-
ständnis in die Schulungen verbandlicher Ju-
gendarbeit (Juleica-Schulungen) aufzunehmen 
und zu integrieren. Sie schlägt sechs Bausteine 
inklusive konkreter Übungen vor, die in die Aus-
bildung von ehrenamtlich Mitarbeitenden ein-
gebunden werden können. Neben Informatio-
nen zur Entwicklungspsychologie, zu rechtlichen 
Grundlagen und zu den Strukturen der ver-
bandlichen Jugendarbeit solle das Thema der 
Kindeswohlgefährdung auch im Rahmen von 
Freizeiten behandelt werden.  
 
Da Verbände der Kinder- und Jugendarbeit den 
Anspruch haben, ein geschützter Raum für Kin-
der und Jugendliche zu sein, sollten sie sich der 
Prävention und der Stärkung des Selbstbe-
wusstseins von Kindern und Jugendlichen nicht 
verschließen, so Günderroth (2018), sondern 
sich mit eigenen Handlungsschritten und Hand-
lungsmöglichkeiten auseinandersetzen. Nicht 
nur die mögliche Gefährdung durch erwachsene 
Bezugspersonen, sondern auch potenzielle 
Übergriffe unter Gleichaltrigen sind in den Blick 
zu nehmen. Der Schutz vor Kindeswohlgefähr-
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dung und sexualisierter Gewalt muss als Quer-
schnitts- und Leitungsaufgabe im Verband ge-
sehen und verankert werden. Vereinbarungen 
mit den öffentlichen Jugendhilfeträgern und die 
Beachtung der vom UBSKM festgeschriebenen 
Standards können hierfür eine nützliche Hilfe 
sein (Günderoth 2018).  

F2. Erkenntnisse aus der 
Fokusgruppe: Förderliche 
Faktoren und Herausforderungen 
für die Entwicklung von 
Schutzkonzepten in 
Jugendverbänden 
 
„Durch ein Konzept ist für mich noch keine 
Nachhaltigkeit gegeben. Ich kann aus Erfahrung 
sagen, es muss, auf welcher Ebene auch immer, 
ein strukturell definiertes Zeit- und Ressourcen-
potenzial geben für dieses Thema. Ist das nicht 
irgendwo definiert, fällt das immer hinten runter, 
dann gibt es immer wichtigere Sachen, und bei 
uns war es genauso am Anfang. Wir haben viele 
schöne Sachen entwickelt und dann erst mal 
nichts mehr gemacht, […] der Druck war halt so 
nicht mehr da. Und erst seitdem wir angefangen 
haben zu sagen, okay, es gibt eine feste Arbeits-
gruppe, woran man die auch immer aufhängt, 
und jeder muss sich dafür Zeit nehmen. Seitdem 
sind wir inhaltlich wieder nach vorne gekom-
men“ (F.1, 85). 
 
Im Herbst 2016 wurde im Rahmen des Monito-
rings eine Fokusgruppe durchgeführt. An der 
Gruppendiskussion nahmen sechs Personen teil:  
 
` Eine Bildungsreferentin des Jugendrotkreu-

zes, 
` ein Bildungsreferent des Paritätischen 

Wohlfahrtsverbandes, 
` ein Bildungsreferent der Jugend des Deut-

schen Alpenvereins, 
` eine Bildungsreferentin der Deutschen Ka-

tholischen Jugendverbände, 
` eine Bildungsreferentin der Deutschen 

Pfadfinderschaft Sankt Georg,  
` die Leiterin eines Jugendamtes. 
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In der Fokusgruppe wurde für kleine, auf Ehren-
amt basierende Verbände in ländlicher und 
kleinstädtischer Umgebung auf eine große Her-
ausforderung hingewiesen: Ein „strukturiertes, 
verbandsspezifisches Präventionskonzept“ (F.1, 
21) zu erarbeiten, sei kaum zu schaffen, viele 
Organisationen würden das auch noch nicht 
aufweisen. Zwar sei die Idee, ein Schutzkonzept 
aus den Verbänden heraus vor Ort entstehen zu 
lassen, „total super“ und auch der partizipative 
Einbezug der Kinder und Jugendlichen sei „eine 
total super Idee“ (F.1, 71). Jedoch sei das „eine 
große Überforderung für viele ehrenamtliche Lei-
terinnen und Leiter und ehrenamtliche Vor-
stände“ (F.1, 71), unter anderem auch deshalb, 
weil diese zum Teil mit zwanzig Jahren noch 
sehr jung seien: „Das schaffen die nicht. Wir ha-
ben sogar einen Verein, der hauptamtliche Mit-
arbeiter hat, und die schaffen es trotzdem nicht“ 
(F.1, 168). Auf sich allein gestellt eine Gefähr-
dungsanalyse durchzuführen und daraus ein 
passendes Konzept abzuleiten, sei weder mög-
lich noch zu erwarten. Durch hauptberufliches 
Personal Fachberatungen sicherzustellen, sei so 
ohne weiteres ebenfalls nicht leistbar, da es 
nicht genügend Finanzierung dafür gebe.  
 
Doch immerhin, so wurde diskutiert, könnten 
manche Verbände mit Schutzkonzepten an Tra-
ditionslinien im Verband anknüpfen. Wie hilf-
reich dies sein kann, zeigte sich beispielshaft in 
der Erfahrung eines Verbandes, der beim Aktu-
ell-Werden des Themas „Sexualisierte Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche“ bereits über ein 
allgemeines verbandsinternes „Gesetz“, also 
eine Art Verhaltenskodex, verfügte. Diese in-
terne Grundlage half in der Folge entscheidend 
mit, ein Schutzkonzept zu sexualisierter Gewalt 
sowohl schnell als auch partizipativ einzuführen. 
Da bereits das Verbandsgesetz partizipativ, zu-
sammen mit den Mitgliedern, erstellt und durch 
die Gesamtversammlung legitimiert worden 
war, gab es Vorerfahrungen, die bei der Ent-
wicklung des Schutzkonzeptes nutzbar waren: 

„Das war nichts anderes, als das, was wir schon 
immer gemacht haben“ (F.1, 43). Zusätzlich 
zeigte sich, dass auch der Vorstand von Anfang 
an bei den Aktivitäten rund um die Entwicklung 
und Implementierung des Schutzkonzepts ko-
operativ mit im Boot gewesen sei.  
 
Als tragende Faktoren für das Entwickeln und 
Implementieren von Schutzkonzepten nannte 
die Fokusgruppe personelle und strukturelle 
Ressourcen.  
In den Verbänden müssten verantwortliche Per-
sonen benannt werden. Häufig komme es dabei 
wesentlich auf das hauptberufliche Personal an, 
wenn es um eine solide Implementierung und 
um das kontinuierliche Dranbleiben und Wach-
halten des Themas gehe. Bei der Validierung 
dieser Erkenntnis wurde von den Mitgliedern 
der „AG Schutzkonzepte“ angemerkt, dass 
hauptberufliche Referentinnen oder Referenten 
speziell für dieses Thema eher Einzelfälle dar-
stellen, so dass es häufig darum gehe, die Prä-
vention sexualisierter Gewalt zu einem Thema 
im Themenspektrum der Hauptamtlichen zu 
machen.  
Zum anderen sei das ehrenamtliche Engage-
ment unabdingbar, denn „ohne die Ehrenamtli-
chen könnte man das alles nicht machen“ (F.1, 
88). Erst eine feste Arbeitsgruppe, für die sich 
alle Beteiligten Zeit nehmen müssen, habe eine 
entscheidende Änderung bewirkt. 
Zudem seien kleinräumige Strukturen im Ver-
band optimal, also Strukturen, die einen guten 
Kontakt zwischen Leitungsebenen und Basis er-
möglichen würden. 
 
Zwar sei der Prozess der Konzeptentwicklung 
und Implementierung in den Verbänden allge-
mein gestartet, indes seien bei Weitem noch 
nicht alle Verbände erreicht worden. Die Zu-
rückhaltenden zu erreichen, „werde jetzt auch 
nicht leichter“ (F.1, 34). Als förderlich um bislang 
zurückhaltende Verbände an das Thema heran-
zuführen, wurden verschiedene Möglichkeiten 
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erwähnt. Dazu zählen die in den Verbänden 
hohe Personalfluktuation bei den Hauptamtli-
chen, wenn bereits bei der Einstellung daüber 
informiert werde, dass das Thema auf der 
Agenda stehe, sowie Ämterwechsel, die häufig 
mit teilweise neuen Themen assoziiert seien. 
Wichtig seien aber auch die Kontakte zwischen 
den Verbänden, also der Kontaktaufbau von be-
reits thematisch engagierten Personen zu Per-
sonen mit strukturellem Einfluss in den noch zu-
rückhaltenden Organisationen. Briefe, Empfeh-
lungen und „Schöne Sachen“ (F.1, 34) zu schrei-
ben, nütze wenig, erfolgreicher sei es, die richti-
gen „Player zu erwischen, und die können das 
dann lokal einfach umsetzen“ (F.1, 34). 
 
Auch wenn das Ziel sei, die Prävention sexuali-
sierter Gewalt in allen Verbänden zum Thema 
zu machen, wurde in der Fokusgruppe doch das 
Motto „Qualität statt Quantität“ (F.1, 34) hervor-
gehoben: „Also lieber jemand macht das vor Ort 
ehrlich, gut und authentisch, sage ich jetzt mal, 
als dass man irgendwie eine Quote erfüllt und 
dann macht man das nur so halbscharig. Das ist 
meine Erfahrung: Wenn jemand nicht dahinter 
steht, dann ist es eher kontraproduktiv“ (F.1, 34). 
 

Verhaltenskodex 
 
Viele Träger der verbandlichen Jugendarbeit ha-
ben sich die Prävention sexualisierter Gewalt 
bereits seit mehreren Jahren zur Aufgabe ge-
macht. So seien zum Beispiel Verhaltenskodizes 
und Selbstverpflichtungserklärungen in den 
Verbänden der Teilnehmenden an der Fokus-
gruppe bereits durchgängig als wesentliche Ele-
mente eines Schutzkonzepts eingeführt worden. 
In der Diskussion wurde der Wert solcher Doku-
mente vornehmlich darin gesehen, dass eine 
vertiefte Auseinandersetzung mit dem Thema 
stattfinden könne bzw. müsse: „Es gibt Ver-
bände, die Selbstverpflichtungserklärungen am 
Anfang einer Sitzung verteilen und sagen, ‚So, 
das geht mal rum, jeder unterschreibt.‘ 

 Dann gelangen die Zettel zu mir. Und ich denke 
mir, ja, das ist jetzt ein bisschen am Ziel vorbei-
geschossen. Ich habe zwar von einem Verband so 
einen Stapel Selbstverpflichtungserklärungen, 
aber ich habe keine aufgeklärten Gruppenleiter, 
ich habe keine sensibilisierten Gruppenleiter“ 
(F.1, 35).  
 
Mehrere Teilnehmende bemerkten, dass Kodi-
zes und Selbstverpflichtungen zum Teil eher 
kompliziert und formalistisch daherkommen. 
Dies könne immer wieder Schwierigkeiten be-
reiten, zumal wenn es darum gehe, dass sie ver-
bindlich unterschrieben werden müssen. Nicht 
selten lenke diese Tatsache vom eigentlichen 
Inhalt und Anliegen ab: „Meine Erfahrung war, 
dass das eher auf Gegenwehr gestoßen ist, also 
zum Beispiel damals, wo § 72a noch kein Thema 
war, war der Kodex natürlich der Bösewicht, das 
heißt der Verhaltenskodex, der zu unterschreiben 
war, das war der Buhmann und man hat sich 
dann immer nur darüber aufgehängt. Irgendwie 
ging es dann nicht mehr ums Thema“ (F.1, 13).  
 
Im Rahmen der Validierungssitzung wurde das 
Problem aufgeworfen, dass ein Verhaltenskodex 
grundsätzliche Einstellungen und Haltungen 
definiert, aber nicht regeln könne, wie in einer 
konkreten Situation das Verhalten aussehen 
solle. Zudem könne von außen kaum bewertet 
werden, ob ein Verstoß gegen den Verhaltens-
kodex absichtlich oder unabsichtlich geschehen 
sei. Da sei laut Mitgliedern der „AG Schutzkon-
zepte“ die tatsächliche Steuerungswirkung eher 
gering. Offen bliebe weiterhin, wie mit Verstö-
ßen umgegangen werden könne. Der Wert von 
Verhaltenskodizes liege entsprechend tatsäch-
lich darin einen Gesprächsanlass zu schaffen 
und gemeinsame Grundlagen zu definieren. 
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Fortbildungen 
 
„Das nehme ich mit aus unserer Diskussion: 
Dreh- und Angelpunkt in der Verbandsarbeit 
sind die Schulungen. Wir haben bisher vor allem 
in Struktur und Strategie gedacht, im Bereich 
Schulungen haben wir noch richtig Nachholbe-
darf. Wir haben gedacht, wenn wir die Hürde so 
hoch setzen, dass sich alle Verbände einen Tag 
lang schulen lassen müssen, dann macht da kei-
ner mit. Das hätten wir nicht geschafft, deswegen 
haben wir das erst mal ausgelassen. Das muss 
jetzt der nächste Schritt sein und da muss ich […] 
auch noch mal gucken, dass ich zumindest Zwei-
tagesschulungen zum Thema hinbekomme“ (F.1, 
181). 
 
In der Diskussion der Fokusgruppe wurde auf 
die Herausforderung verwiesen, sämtliche Mit-
arbeitenden in die Schulungen zum Thema „Se-
xualisierte Gewalt“ einbeziehen und sensibilisie-
ren zu können. Gerade langjährige Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter mit großer Erfahrung 
und Routine in der Arbeit sind über das Einbrin-
gen von Schutzkonzepten nicht nur erfreut. Sie 
werden mit einem Thema konfrontiert, das zu 
Beginn ihrer Anstellung nicht in dieser Art be-
deutsam war: „Da stoßen wir dann sehr häufig 
auf große Ressentiments“ (F.1, 147). Zudem gebe 
es auch Widerstände bei männlichen Trainern, 
„die immer wieder mal mit sexistischen Sprüchen 
punkten wollen, und da sind ganz große Vorbe-
halte“ (ebd.).  
 
Im Allgemeinen zeigte sich im Austausch der 
Fokusgruppe aber auch, dass in einigen Ver-
bänden Schulungen und die Sensibilisierung für 
das Thema breit und erfolgreich angewendet 
werden, zum Teil auch seit einigen Jahren. Ein-
bezogen werden sowohl ehrenamtliche Grup-
pen wie auch Jugendleiter und Gruppenleiterin-
nen. Ebenso werden Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren ausgebildet sowie Vertrauens-
personen geschult und beraten, die dann für 

konkrete Fälle zuständig sind. Alle verbandli-
chen Mitarbeitenden würden einbezogen, die 
mit den Mädchen und Jungen zu tun haben, 
das heißt pädagogisch und nichtpädagogisch 
Arbeitende „mit der These, dass alle mit im Boot 
sein müssen“ (F.1, 8).  
 
Die Schulungen werden teils durch Einzelperso-
nen durchgeführt, teils in Tandems. Zwei Tan-
demformen wurden als hilfreich vorgestellt. In 
der einen Form schulen jeweils eine Frau und 
ein Mann gemeinsam: „Wir machen das seit sie-
ben Jahren im Tandem, also Mann und Frau, im-
mer zusammen ein Angebot zum Thema ‚Sexua-
lisierte Gewalt‘. Für uns ist es eine Besonderheit, 
dass wir tatsächlich immer im Tandem auftreten, 
um sowohl Männer wie auch Frauen zu errei-
chen. Das war uns ein wichtiges […] Anliegen, 
und ich denke auch, es gelingt relativ gut“ (F.1, 
8). In der anderen Tandemform bildet eine ver-
bandsinterne Person gemeinsam mit einer ex-
ternen Fachperson fort: „Bei uns bilden ehren-
amtliche Gruppenleiterinnen und Gruppenleiter 
selber aus mit Unterstützung durch eine Expertin 
oder einen Experten, also Fallberaterin oder Fall-
berater. Es sind also immer auch Ehrenamtliche 
selber dabei, und das hilft total, […] dann kann 
man sehr stark, sehr konkret auf unsere Struktu-
ren eingehen und das hilft sehr stark“ (F.1, 43). 
 
Die Schulungen in den Verbänden – „dass man 
enttabuisiert hat, dass man über Sexualität gene-
rell redet und dass man schöne und schwierige 
Seiten gegenüberstellt“ (F.1, 59) – erzeugen Wir-
kungen in die erwünschte Richtung. So äußerte 
eine Teilnehmerin der Fokusgruppe, das Tabu 
sei gefallen, man treffe nicht mehr auf „ah-
nungslose Gesichter, [sondern es heiße; Erg. d. 
Verf.] ‚Ja, davon habe ich schon mal was gehört‘“ 
(F.1, 61). Man merke den Umschwung auch da-
ran, dass verbandsinterne Vertrauenspersonen 
tatsächlich in Anspruch genommen würden: 
„Man merkt, dass es im Verband nach fünf Jah-
ren so langsam ankommt, und dass es beginnt, 
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sich zu entwickeln und zu leben“ (F.1, 61). Ein 
Teilnehmer berichtete von der Erfahrung, dass 
jeweils kurz nach den Schulungen über viele 
Fälle gesprochen würde: „Am Anfang [nach den 
Schulungen; Erg. d. Verf.] gibt es immer einen 
Peak, also so eine Übersensibilisierung, die lässt 
dann wieder ein bisschen nach, aber, die Sensibi-
lität ist dann definitiv höher als sie vorher war. Es 
werden wesentlich mehr Fälle besprochen, ob es 
sich jetzt um sexualisierte Gewalt oder um häus-
liche Gewalt dreht“ (F.1, 62). Umgekehrt komme 
es bei großen Personalfluktuationen auch vor, 
dass die Fallzahlen deutlich nach unten sinken 
würden, wenn die neuen Mitarbeitenden zum 
Thema „Sexualisierte Gewalt“ noch nicht ge-
schult und sensibilisiert worden seien.  
 
Verschiedene methodische Elemente wurden 
für die Schulungszwecke als förderlich erwähnt. 
Als konstruktiv erfahren wurde zum Beispiel der 
Gesprächseinstieg mit jungen, sechzehnjährigen 
Gruppenleitenden über das Thema Sexualität, 
das den jungen Leuten selbst nahe ist. Darauf 
den „Sprung“ zur Jugendarbeit zu schaffen, sei 
passend: „Was bedeutet das für mich in meiner 
Jugendarbeit als Gruppenleiter, wo muss ich auf-
passen, was geht, was ist in Ordnung, und was 
geht halt eben nicht?“ (F.1, 59).  
 
Die „Mephisto-Methode“ wurde als hilfreich 
vorgestellt. Da im Verband kein Raum für Miss-
brauch sein soll und Täter im Verband uner-
wünscht sind, würden „Gruppenleiter aufgefor-
dert zu sagen, ‚Was müsste denn unser Verband 
bieten, damit sexueller Missbrauch im Verband 
möglich wäre?‘“ (F.1, 140). Dadurch werde in der 
Schulung mit dem Thema eine ganz andere 
Auseinandersetzung erreicht. Es werden nicht 
Vorgaben gelehrt, was zu tun und was zu unter-
lassen sei, vielmehr würden „Gedankenprozesse 
in Kraft gesetzt, eigenes Handeln zu reflektieren“ 
(F.1, 140). Auf diese Weise werde zugleich an ei-

ner gemeinsamen Haltung gearbeitet und da-
ran, gegen potenzielle Täter abgrenzend zu wir-
ken.  
 
Auch die Methode „Meinungsbarometer“ wurde 
in der Fokusgruppe für Schulungszwecke als 
gewinnbringend eingebracht. Die Leiterin 
bringe in der Schulung eine konkrete Situation 
ein und die Teilnehmenden müssten sich im 
Raum dies- oder jenseits einer markierten 
Grenze aufstellen, um ihre Beurteilung des Ge-
schilderten zu verdeutlichen: „‚Hier ist die 
Grenze überschritten für mich oder das ist völlig 
in Ordnung‘. Das ist meine Lieblingsübung in je-
der Schulung, weil da kommen Dinge genau zur 
Sprache. Man sieht dann, die Leute stehen nicht 
an einem Fleck, mancher empfindet das als 
Grenzüberschreitung und mancher findet das 
völlig in Ordnung. So kommt man super ins Ge-
spräch und, in Diskussionen, da passiert die Sen-
sibilisierung. Ich kann natürlich niemanden um-
drehen oder das Blatt bei jedem wenden, aber 
ich glaube eben auch, es ist schon viel da und es 
regt auf jeden Fall zum Nachdenken an und es 
sind erste Impulse. Oftmals geht es dann beim 
Abendessen weiter, dann bespricht man das wei-
ter oder es kommt eine Situation von einem Teil-
nehmenden, von einer Teilnehmerin – da passiert 
wahnsinnig viel. Es ist eine ganz konkrete Me-
thode, wie die Auseinandersetzung gut angesto-
ßen werden kann“ (F.1, 139). 
 

Sensibilisierung 
 
Gemäß der Erfahrung von Fokusgruppenmit-
gliedern ist es ein Vorteil, den Mitgliedern von 
Verbänden die Gründe für das Einführen des 
Themas sowie die Ziele der Bemühungen zu er-
klären und einsichtig zu machen und so Ver-
ständnis zu wecken und die Nachvollziehbarkeit 
zu ermöglichen: „Die Sensibilisierung ist einfach 
ein großer Teil, dass die Leute kapieren, das hat 
was mit mir zu tun, es hat was mit meiner Arbeit 
zu tun, ich stehe nicht unter Generalverdacht. 
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Nein, darum geht es nicht, unter Generalver-
dacht gestellt zu sein, sondern es geht eben um 
eine Kultur der Grenzachtung, diese zu etablie-
ren. Es geht darum, dass ich diejenige oder derje-
nige bin, der hört, wenn mir ein Kind was anver-
traut und mir das spanisch vorkommt, und ich 
weiß, an wen ich mich wenden kann. Also, das 
sind so kleine Dinge, die auf Verständnis treffen 
bei den Leuten und wo die dann auch sagen, 
‚Okay, deshalb ist es auch wichtig, dass ich mich 
mit dem Thema auseinandersetze, dass ich hier 
die Erklärung unterschreibe, dass ich diese Schu-
lung mache‘. Also, in der Regel kommen unsere 
Leute auf die Schulungen eher mit ein bisschen 
Skepsis, gehen dann aber mit einer Rückenstär-
kung nach Hause, so. Und ich glaube, das muss 
eigentlich das Thema sein: Wie stärken wir den 
Rücken?“ (F.1, 64).  
 

Führungsverantwortung 
 
Das Vorangehen und Mittun der Entschei-
dungsträger in den Verbänden und ihren Orts-
gruppen beim Thema „Sexualisierte Gewalt“ sei 
nicht immer einfach und selbstverständlich. 
Gern werde der Thematik entgegengehalten, 
„das hat mit uns nichts zu tun“ (F.1, 40). Da sei 
es gerade am Anfang zentral, den Vorständen 
die Angst vor dem Thema zu nehmen, auch 
wenn ein Fall vorliege: „Hey, ihr habt als Verein 
nichts falsch gemacht, wenn ihr einen Fall bei 
euch habt, […] die Wahrscheinlichkeit ist einfach 
sehr hoch“ (ebd.). Als erfahrungsgemäß guter 
Einstieg gelte die Frage an Entscheidungsträger, 
was sie bei einem vorliegenden Fall konkret un-
ternehmen würden. Bringe man das Thema In-
tervention ins Spiel, löse dies bei Entschei-
dungsträgern oft Betroffenheit, Unsicherheit 
und Fragen aus: „Meistens würden sie ziemlich 
viel falsch machen oder haben gar keine Ah-
nung, was sie tun müssen“ (ebd.) So könnten 
Vorstände ermuntert werden, sich mit dem 
Thema zu befassen. Professionell zu agieren 

und sich den guten Ruf des Verbandes zu erhal-
ten, seien zugkräftige Argumente, mit denen 
Vorstände für die Sache gewonnen werden 
könnten.  
 
Die Fokusgruppe betonte die zentrale Wichtig-
keit, dass das Leitungspersonal „aktiv im Boot 
drin“ ist, „dass sie sagen, ‚ja, wir wollen das, wir 
wollen das transportieren, wir wollen an dieses 
Thema rangehen‘“ (F.1, 41). Oftmals seien Män-
ner, selten Frauen, in den Leitungspositionen, 
und deren Mittun sei entscheidend, mithin et-
was vom Wichtigsten für die Integration des 
Themas „Sexualisierte Gewalt“ in den Verbän-
den.  
 
In der Fokusgruppe wurde deutlich, dass es sich 
am Anfang der Implementierung eines Schutz-
konzepts durchaus um einen Top-down-Prozess 
handeln kann, der sich dann aber mit der Zeit 
systemisch in die Breite entwickle, eine Selbst-
verständlichkeit erhalte und zu einem Qualitäts-
merkmal werde: „Mittlerweile würde ich schon 
sagen, ist es bei uns auch in Gruppen durchaus 
üblich, dass man sagt, ‚ach, hast du übrigens 
schon die Schulung gemacht?‘ Das ist zuneh-
mend der Fall, wo das einfach selbstverständlich 
ist. ‚Ich habe die Schulung, ich habe diese Erklä-
rung unterschrieben‘ – und das ist klar, also das 
gehört einfach dazu. Punkt. Da diskutieren wir 
nicht mehr darüber“ (F.1, 66). 
 
Als Gelingensfaktor wurde von der Fokusgruppe 
auch der Einbezug der Jugendlichen vor Ort ge-
nannt. Es sei wichtig, die Implementierung eines 
Schutzkonzeptes verbandsspezifisch zu vollzie-
hen, denn die Verantwortlichen kennen die Ei-
genarten ihres Verbandes selbst am besten. Sie 
müssten ausarbeiten, wie alle wichtigen An-
spruchsgruppen informiert werden können: Alle 
Mitarbeitenden, alle Kinder und Jugendlichen, 
alle Eltern: „Also, ich glaube, da muss man sich 
ein System entwickeln, das können aber auch 
nur die Verbände und Vereine vor Ort machen, 
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weil die wissen ja, wie sie selber so funktionieren“ 
(F.1, 69). 
 
Unter Führungsverantwortung könnte noch die 
Tatsache gefasst werden, in anderen Verbänden 
bereits auffällig Gewordenen den Zugang zu ei-
nem erneuten (ehrenamtlichen) Engagement in 
Verbänden zu verwehren. Das Problem der so-
genannten „Hopper“ wurde in der Validierung 
benannt und ebenfalls problematisch gesehen, 
dass es bislang kein entsprechendes Instrument 
gäbe, um dieses zu verhindern. Die Mitglieder 
der „AG Schutzkonzepte“ berichteten von aktu-
ellen Überlegungen, diesem Personenkreis den 
Zugang zur Jugendleiterausbildung (Juleica) zu 
verwehren („Schwarze Liste“) bzw. ihnen diese 
Ausbildung abzuerkennen. Ob und wie dies 
ohne eine strafrechtliche Verurteilung konkret 
ausgestaltet werden könne, sei aber noch un-
klar. 
 

Erweitertes Führungszeugnis  
 
„Wir haben uns natürlich sehr intensiv auch mit 
den Empfehlungen zu § 72a auseinandergesetzt 
und es war uns – wie allen anderen auch – klar, 
der alleinige Schutz ist nicht durch die Einsicht-
nahme in erweiterte polizeiliche Führungszeug-
nisse sichergestellt“ (F.1, 5). 
 
Die Erfahrungen mit der Einführung des erwei-
terten Führungszeugnisses 2012 wurden in der 
Fokusgruppe ganz unterschiedlich diskutiert. 
Gemäß der Vertreterin eines Jugendamtes habe 
die Inkraftsetzung von § 72a die Bedeutung der 
Präventionsarbeit merklich gesteigert und die 
Aufmerksamkeit des Amtes für das Thema er-
höht: „Bei uns, es hat den Schub des 72a gege-
ben, und dass wir auch versucht haben, so ein 
strukturiertes Verfahren einzuführen. Und wir 
haben das wirklich gekoppelt an die Vereinba-
rung 72a und an die Vergabe von Fördermitteln“ 
(F.1, 21). Aufgrund dieser Neuerung habe das 
Jugendamt auch nach Wegen gesucht, wie die 

lokalen Verbände in der Präventionsarbeit un-
terstützt werden können. Andere Teilnehmende 
wiederum schilderten verschiedene Herausfor-
derungen, die mit dem erweiterten Führungs-
zeugnis verbunden seien. Die Einführung der 
neuen Regelung habe die Präventionsarbeit 
und die Implementierung von Schutzkonzepten 
in den Verbänden zum Teil eher gebremst als 
befördert. Wenn jede Verbandseinheit und 
Gruppe auf Ortsebene mit dem lokalen Jugend-
amt entsprechende Vereinbarungen aushandeln 
müsse, koste dies nicht nur viel Zeit, sondern 
binde auch viele Energien.  
 
Zudem wurde festgestellt, dass das Führungs-
zeugnis an der Basis, in den Vereinen vor Ort, 
zum Teil die Offenheit gegenüber dem Thema 
Prävention sexualisierter Gewalt mindere und 
die Bereitschaft senke, Präventionsarbeit im 
Verein umzusetzen. Es werde gesagt: „‚Also erst 
mal wollen wir das überhaupt nicht, dieses komi-
sche Führungszeugnis. Und dann, okay, wenn ich 
das umgesetzt habe [Führungszeugnis und Ver-
einbarung mit dem Jugendamt; Erg. d. Verf.], 
dann glaub mir, aber dann mache ich nichts an-
deres mehr‘. Also, ich bin da ein bisschen hin und 
her gerissen, aber im Moment bremst uns 72a e-
her in der Umsetzung dessen, was wir eigentlich 
wollen“ (F.1, 29).  
 
Die Expertinnen und Experten berichteten auch 
von Unsicherheiten und Konfusionen, die in 
Folge der Regelungen zum erweiterten Füh-
rungszeugnis in den Verbänden vor Ort ent-
standen seien. Die Führungszeugnisse und ent-
sprechenden Kontakte mit den lokalen Jugend-
ämtern werfen nicht selten Fragen auf zum Stel-
lenwert der verbandlichen Präventionsarbeit. Es 
gebe Irritationen, inwiefern zum Beispiel die 
Selbstverpflichtungserklärung oder das Schutz-
konzept des Verbands weiterhin Gültigkeit hät-
ten. Diese Verunsicherung in den örtlichen Ver-
einen und Gruppen führten die Teilnehmenden 
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darauf zurück, dass einige Jugendämter aus-
schließlich auf das Führungszeugnis fokussieren 
und die verschiedenen Aspekte der verbandli-
chen Schutzkonzepte zu wenig berücksichtigen 
würden: „Ich kann tatsächlich sagen, dieser 72a 
kam bei uns eher dazwischen geschossen. Also, 
weil, bei uns lief das eigentlich ganz gut, und 
dann, zum einen war es der ‚Schwarze Peter‘. 
Aber das Problem ist auch, dass die Jugendämter 
[…] diese ganze Thematik doch sehr auf diese 
Führungszeugnisse reduzieren und die Schutz-
konzepte und, was weiter so läuft, gar nicht so 
Thema ist. Bei uns ist der Großteil von Menschen, 
die bei mir dann im Büro anrufen eher auf 
Alarmstufe: ‚Und jetzt müssen wir das machen, 
und warum eigentlich, und was ist dann mit al-
lem anderen? Also müssen wir dann keine Ver-
pflichtungserklärung mehr unterschreiben? Was 
ist mit Schulungen und so weiter?‘ Also da ist 
tatsächlich die Erfahrung, dass die Jugendämter 
sehr reduziert auf diese Führungszeugnisse fixiert 
sind, dass dies läuft und das andere ist unwich-
tig“ (F.1, 27). 
 
Als positive Lösung im Umgang mit § 72a 
wurde in der Fokusgruppe das Beispiel aus ei-
nem Bundesland vorgestellt, in dem das Lan-
desjugendamt mit den Dachverbänden eine 
Rahmenvereinbarung abgeschlossen hat. Der 
Vorteil dieses Vorgehens wurde von den Teil-
nehmenden zum einen darin gesehen, dass die 
Vereine und Gruppen vor Ort entlastet werden, 
zum anderen, dass auf diese Weise das Thema 
Führungszeugnis pragmatisch verhandelt und 
abgewickelt werden könne. Entsprechend seien 
auch Kollisionen mit der eigentlichen, inhaltli-
chen Präventionsarbeit des Verbands oder 
Dachverbands vermeidbar. Durch eine solche 
Rahmenvereinbarung könne das Thema Füh-
rungszeugnis primär administrativ geregelt wer-
den: „Bei uns ist das so, dass alle Verbände eine 
Rahmenvereinbarung mit dem Landesjugendamt 
abgeschlossen haben. Also gar nicht jeder Ver-

band auf Ortsebene mit seinem Heimatjugend-
amt, sondern dass das alles über die Dachver-
bände abgewickelt wurde. Es gibt ein Prüf-
schema, das regelt, wer das erweiterte Führungs-
zeugnis vorlegen muss. Damit hat das dann 
keine weiteren Auswirkungen hinsichtlich der 
Schutzkonzepte oder konkreten Krisenpläne oder 
Handlungsschemata, sondern, ja, es geht dann 
wirklich nur darum, wer muss es vorlegen. Und 
dann gibt es halt in jedem Verband ein eigenes 
Schema, wie die Einsichtnahme organisiert wer-
den muss“ (F.1, 23). „Gelegentlich rief mal der 
eine oder andere Kreisverband dann bei uns an 
und hat gesagt: ‚Mein Heimatjugendamt will den 
Nachweis, dass wir da beigetreten sind, habt ihr 
da was, ja?‘ Und dann habe ich das dann als 
Dachverband auf Landesebene entsprechend 
nach unten bestätigt, weil es durchaus Kreisju-
gendämter gab, die daraufhin dann Fördermittel 
anders verteilt haben oder gesagt haben, wir ge-
ben Fördermittel künftig nur dann noch raus, 
wenn denn klar ist, dass sich der Verband an den 
72a hält und nachweisen kann, dass alle Mitar-
beiter in der Jugendarbeit ein erweitertes Füh-
rungszeugnis vorgelegt haben“ (F.1, 26). 
 
Mit dem erweiterten Führungszeugnis könnten 
sogenannte „Extremfälle“ formal abgedeckt, das 
heißt erfasst werden. Dies wurde als mögliche 
Chance für die weitere Entwicklung der Präven-
tionsarbeit in den Verbänden gewertet. 
Dadurch, dass das Führungszeugnis eingeführt 
wurde, öffne sich wiederum Raum für Neufor-
mulierungen, zum Beispiel von Verhaltenskodi-
zes. So berichteten zwei Diskussionsteilneh-
mende, dass ihr Verband die Gelegenheit ge-
nutzt habe, Kodex und Verpflichtungserklärung 
zu erneuern. Die Bestrebungen gehen dahin, 
„das möglichst so zu formulieren und auch vom 
Layout her zu gestalten, dass unsere Leute letzt-
endlich auch Lust drauf haben, mit diesen Mate-
rialien zu arbeiten, und das zu machen und ge-
nau, das annehmen, gut annehmen können“ (F.1, 
12). Für die Gewinnung des Engagements in 
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den Verbänden und Vereinen sei es unterstüt-
zend, von den sehr formellen, stark normativ 
ausgerichteten Texten und Dokumenten eher 
wegzukommen und zu erklärenden, informati-
ven Texten zu wechseln, die ansprechender 
seien: „Viel einfachere Sprache, runter gebrochen 
auf das Wesentliche. Wir haben das Unterschrei-
ben weggelassen. Der Kodex hat jetzt, sage ich 
mal, die pädagogische Komponente in dem 
Thema, mit der man im Augenblick arbeiten 
kann, und wo es um grenzverletzendes Verhalten 
geht. Und eben nicht um die paar Extremfälle, 
die dann das Führungszeugnis irgendwie ab-
deckt. Also, ich fand diese Entwicklung ganz gut, 
weil da gab es neuen Raum für Neuerungen und 
auch für ein Annehmen, also besseres Annehmen 
durch die Leute“ (F.1, 13). 
 
Der Kontakt zwischen Trägern der verbandli-
chen Jugendarbeit und den Jugendämtern habe 
sich in der Folge von § 72a intensiviert. In der 
Fokusgruppe war man sich einig, dass diese 
Kontakte dann ersprießlich und für die Präventi-
onsarbeit der Verbände produktiv ausfallen, 
wenn das zuständige Jugendamt – über die 
Frage der Führungszeugnisse hinaus – den Blick 
auch auf die Möglichkeiten und Bedingungen 
der Prävention sexualisierter Gewalt in den Ju-
gendverbänden richtet und die konkrete Arbeit 
vor Ort unterstützt. 
 
Der Umgang mit dem Führungszeugnis, insbe-
sondere auch die Einsichtnahme und Fragen 
des Datenschutzes, beschäftigten die Expertin-
nen und Experten der Fokusgruppe wiederholt. 
In der Gesprächsrunde wurde dann auch der 
Vorschlag gemacht, dass es für die freien Träger 
der Jugendarbeit äußerst unterstützend wäre, 
wenn das Management der Einsichtnahme 
handlicher gestaltet werden könnte. Für die Trä-
ger könnte, so der Vorschlag aus der Fokus-
gruppe, eine externe Stelle, welche an ihrer statt 
die Einsicht vornimmt, eine bedeutsame Erleich-
terung darstellen: „Gerade in der verbandlichen 

Jugendarbeit, wo es viele Ehrenamtliche sind, da 
ist auch diese Einsichtnahme sehr schwierig zu 
managen. Da würden wir uns sehr wünschen, 
dass wir ein ganz großes Fass einfach mal ein 
bisschen zu machen und sagen können, ‚Meldet 
die Person an diese Stelle‘. Dann kommt zurück, 
es gibt keine Eintragungen im Sinne des 72a und 
fertig. Und mehr braucht kein Mensch“ (F.1, 152). 
 
In der Validierungssitzung wurde von der „AG 
Schutzkonzepte“ darauf hingewiesen, dass die 
polizeilichen Führungszeugnisse umso weniger 
Aussagekraft hätten, je jünger die ehrenamtlich 
Engagierten seien. Es gäbe nur eine geringe 
Wahrscheinlichkeit, dass Eintragungen bei Ju-
gendlichen vorhanden sind.  
 

Elterninformation 
 
„Wir empfehlen, die Eltern mit einzubeziehen 
und zum Beispiel einen Elternabend zu machen 
und zu sagen, ‚Wenn wir aufs Ferienlager gehen, 
machen wir das und das, unsere Leiter sind ge-
schult‘. […] Das empfehlen wir, ich muss aber 
dazu sagen, ich glaube, dass das noch nicht flä-
chendeckend umgesetzt wird“ (129). 
 
Die Beiträge der Fokusgruppenmitglieder ver-
wiesen darauf, dass Verbände ihren Mitgliedern 
empfehlen, die Eltern im Voraus zu informieren, 
wenn sexuelle Bildung oder die Prävention se-
xualisierter Gewalt mit den Kindern und Ju-
gendlichen zum Thema gemacht wird. Teils 
werde das Informieren als Pflicht, teils als Emp-
fehlung beschrieben. Ein Mitglied der Fokus-
gruppe erwähnte, wenn es um sexualisierte Ge-
walt gehe, dann „empfiehlt“ der Verband, die El-
tern zu informieren. Gehe es um Sexualaufklä-
rung, müssten Eltern zwingend informiert wer-
den: „Das schulen wir dann auch so, weil Sexu-
alaufklärung nun mal das originäre Recht der El-
tern ist“ (F.1, 130). 
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Konzeptuelle Grundlagen für den verpflichten-
den Einbezug der Eltern seien in den Verbänden 
erst zum Teil vorhanden. Dazu äußerte sich ein 
Teilnehmer, dessen Verband dies eingeführt 
hat: „Wir gehen da sehr forsch auch ran und sa-
gen, ‚Schreibt das rein und macht das durchsich-
tig, macht es bei euch auf die Seite mit drauf‘. 
Wir sind […] echt schon einen Schritt voraus, weil 
wir eben ein Konzept haben, weil wir dieses 
Thema angehen. Wenn präventive Einheiten – 
also mit Kindern und Jugendlichen vor Ort, 
Selbstbehauptungstrainings – initiiert werden 
sollen, da ist es Pflicht, dass ein Elternabend 
stattfindet, der detailliert darüber informiert, was 
da alles auftaucht“ (F.1, 126). Die Eltern würden 
aber bei den erwähnten Themen auf Distanz 
gehen: „Wertkonservative Menschen […], zum 
Beispiel pietistische Familien, die sich manchmal 
damit schwer tun“ (F.1, 124). 
 
Die Umsetzung der Elterninformierung sei ge-
mäß Einschätzung der Fokusgruppe bisher nicht 
vollständig erfolgt. Ein Mitglied erwähnte, dass 
verstärkte Bemühungen im Gange seien, in den 
Bereich Elterninformation zu investieren: „Ich 
glaube, dass das noch nicht flächendeckend auch 
umgesetzt wird. Wir überarbeiten gerade das 
Modul und möchten das auch noch mal pushen“ 
(F.1, 129). Die Fokusgruppe erwähnte die Nütz-
lichkeit, Eltern zu informieren, wenn im Verband 
potenziell heikle Themen wie sexuelle Bildung 
oder die Prävention sexualisierter Gewalt mit 
den Kindern und Jugendlichen zur Sprache ge-
bracht werden. Zum einen könnten sich Eltern 
darauf einstellen, wenn sich ihre Kinder mög-
licherweise auch zu Hause zum Thema äußer-
ten: „Wenn nämlich abends die Kinder heim-
kommen und erzählen, dass dann die Eltern vor-
her schon wissen, ‚Oh, mein Kind hat sich heute 
mit der Thematik beschäftigt, dann könnte sein, 
dass da noch was hoch kommt, das ich als Eltern 
irgendwie, ja aufgreifen muss oder bearbeiten 
muss‘. Ja, das empfehlen wir schon“ (F.1, 130).  
 

Wichtig sei auch, die Eltern nicht nur zu infor-
mieren, dass ein Schutzkonzept eingeführt wor-
den sei, sondern ihnen auch die Beschwerde-
wege zur Kenntnis zu bringen: „Dass Eltern dar-
über auch informiert werden, wenn es eine Be-
schwerde gibt innerhalb der Einrichtung oder von 
einem Verband, dass sich Eltern dann auch an 
eine bestimmte Ansprechperson wenden können“ 
(F.1, 131). Schließlich sei eine offene Informati-
onspolitik auch für die Verbände selbst vortei-
lig: „Es ist sehr wichtig, auch die Eltern im Boot 
zu haben, auch als Qualitätsstempel sozusagen, 
als positive Öffentlichkeitsarbeit. Nicht: wir sind 
unter Generalverdacht, sondern wir gehen selbst-
bewusst mit dieser Thematik um, auch im Hin-
blick auf Eltern“ (F.1, 129). 
 

Beschwerdeverfahren 
 
Eine erweiterte Form von Kooperation, von der 
insbesondere Kinder und Jugendliche profitie-
ren könnten, wurde von einem Teilnehmer der 
Fokusgruppe vorgestellt: Die Einrichtung einer 
externen Beschwerdemanagement-Person, die 
regional jeweils für eine gewisse Anzahl von 
Kindern und Jugendlichen dauerhaft als An-
sprechperson zuständig ist: „Dass es da immer 
Ansprechpersonen gibt, die bekannt sind für das 
Thema, die Beratung machen für Kinder und Ju-
gendliche zum Thema Gewalt und sexualisierte 
Gewalt“ (F.1, 90). Solche externen, neutralen 
Personen könnten, wie es sich gezeigt habe, 
dem Thema nochmals „einen Ruck“ verleihen 
und die Arbeit voranbringen: „Die Institutionen, 
die es tatsächlich eingerichtet haben, […] die ar-
beiten da mit großem Erfolg zu diesem Thema, 
also die erreichen dann auch die Kinder und Ju-
gendlichen“ (ebd.). 
 

Kooperation 
 
Die Bedeutung und Funktion der Landesju-
gendämter und der lokalen Jugendämter ist in 
den Ländern unterschiedlich, wenn es um das 
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Thema der Schutzkonzepte geht. In der Fokus-
gruppe wurde das Beispiel einer engagierten, 
fruchtbaren Kooperation und Unterstützung der 
lokalen Verbände durch ein örtliches Jugend-
amt eingebracht, das „vor Ort massiv selber 
steuert“ (F.1, 25), da auf Landesebene keine Ver-
einbarungen geschlossen werden konnten. 
Hierbei handelt es sich um eine konstruktive 
Unterstützung der lokalen Gruppen: „Ich glaube, 
ein Gelingensfaktor ist eine ganz starke, fachli-
che Unterstützung auch durch uns [das lokale 
Jugendamt; Erg. d. Verf.]. Wir sind eine absolute 
treibende Kraft“ (F.1, 44). 
 
Um das „schwere Thema [der sexualisierten Ge-
walt; Erg. d. Verf.] so gefällig wie möglich zu 
transportieren“ (ebd.), wurde es mit einem Label 
am Thema der Kinderrechte aufgehängt. Das 
Label heißt „Gemeinsam aktiv für Rechte von 
Kindern und Jugendlichen“ (ebd.) Strategisch 
überlegt wurde dazu auch ein Ratsbeschluss 
herbeigeführt, welcher der Aufgabe die richtige 
Bedeutung und das richtige Gewicht verlieh. 
Zudem wird überprüften Verbänden durch den 
Bürgermeister ein Qualitätssiegel verliehen: 
„Von der Strategie ist das, glaube ich, ganz gut 
aufgegangen, es ist erfolgreich“ (ebd.). Im Rah-
men der Validierungssitzung wurde auf die Risi-
ken hingewiesen, die mit einem Qualitätssiegel 
verbunden sein können, beispielsweise eine 
scheinbare Gewähr für den Schutz der Kinder 
und Jugendlichen oder eine nachlassende Moti-
vation in puncto Schutzkonzeptentwicklung. 
 
Das Jugendamt habe zudem ein Basiskonzept 
zum Thema „Prävention sexualisierter Gewalt“ 
geschaffen, das lokale Verbände als Entwick-
lungshilfe für die Ausarbeitung ihres eigenen 
Konzepts einbeziehen können. Das Basiskon-
zept enthalte sechs Kriterien, wie in der Fokus-
gruppe berichtet wurde, die jedes Verbands-
konzept erfüllen müsse, um vom Jugendamt 
nach einer Überprüfung das Qualitätssiegel zu 
erhalten. Da die Dachverbände teilweise sehr 

weit weg seien, fördere das Jugendamt sowohl 
den Austausch unter den lokalen Gruppen, da-
mit sie sich untereinander zum Schutzkonzept 
austauschen können, so auch den Kontakt zu 
den Fachberatungsstellen vor Ort, damit diese 
den Verbänden bekannt und mit im Boot sind 
und bei konkreten Vorfällen möglichst umge-
hend kontaktiert werden: „Ich habe nicht den 
Anspruch, dass [in den Verbänden; Erg. d. Verf.] 
alle Fachkräfte für sexualisierte Gewalt werden, 
da überfordert man auch Ehrenamtler total mit, 
da überfordert man zum Teil auch Hauptamtler 
mit. Die sollen ihre Ansprechpartner haben, Be-
ratungsstellen, wo die sich schnell beraten lassen 
können“ (ebd.).  
 
Im Rahmen der Validierungssitzung wurde 
hierzu kritisch angemerkt, dass vor allem die 
Verbände in den strukturschwachen Gegenden 
nur selten Fachberatungsstellen vor Ort zur Ver-
fügung hätten. „An vorderster Stelle ist der Op-
ferschutz und erst mal muss klar sein, die 
nächste Entscheidung, die ich treffe, wie geht es 
dem Opfer damit? Und das muss meiner Mei-
nung nach mit einer Fachberatungsstelle [be-
sprochen werden; Erg. d. Verf.]“ (F.1, 118). 
 
Unbestritten war für die Teilnehmenden der Fo-
kusgruppe, dass die Kooperation mit externen 
Stellen zum A und O der Präventionsarbeit ge-
höre – ganz besonders auch in Verdachtssituati-
onen. Diesen Anspruch jedoch konkret umzu-
setzen, sei keineswegs immer so einfach und 
klar. Flächendeckend geeignete Kooperationen 
zu etablieren und zu gewährleisten, wurde von 
den Expertinnen und Experten als anspruchsvoll 
beschrieben. Dadurch, dass jede Stadt, jeder 
Kreis, jedes Land wieder anders organisiert sei, 
die Amtsstrukturen unterschiedlich gestaltet 
und die Beratungsstellen ungleich verankert 
seien, erweise es sich für die Verbände als 
schwierig, die regionalen und lokalen Gruppie-
rungen in deren Kooperationen zu unterstützen: 
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„Also das ist ja schon mal super abhängig [da-
von; Erg. d. Verf.], ist das eine Stadt oder ist das 
irgendwie ein Kreis? Wie ist das da aufgestellt? 
Das ist überall ganz, ganz unterschiedlich und 
sehr individuell. Ich glaube, die Arbeit, die ich 
hätte, um in jedem Bezirk bei uns das zu ge-
währleisten, so eine Kooperation zu schaffen –, 
dann kann ich auch dahin fahren und die da be-
raten, also, das ist ja fast das Gleiche. Das ist ja 
fast genauso aufwendig“ (F.1, 78). Entsprechend 
sei es notwendig, dass die Vernetzung mög-
lichst vor Ort erreicht werde, das heißt, dass vor 
allem die lokalen Gruppierungen die Initiative 
ergreifen sollten. Dabei stelle sich aber folgende 
Frage, wie eine Teilnehmerin anmerkte: „Wie 
kann man das irgendwie noch besser hinkriegen, 
dass die Ortsverbände oder wer auch immer, von 
sich aus halt auch den Kontakt suchen? Weil, ich 
glaube, anders funktioniert das eben nicht“ (F.1, 
185). 
 
Die Zusammenarbeit mit Fachberatungsstellen 
sei aus Sicht der Expertinnen und Experten ein 
unabdingbares Element in der Prävention sexu-
alisierter Gewalt. Fachberatungsstellen sollten 
für die Einschätzung und die Entscheidungsfin-
dung in jedem Fall, bei Vorfällen sowie in Ver-
dachtsfällen, einbezogen werden. Ein Teilneh-
mer der Fokusgruppe wies darauf hin, dass 
diese Grundregel heutzutage zum Teil deutlich 
gefährdet sei. Dadurch, dass die Beratungsstel-
len mit äußerst knappen finanziellen und perso-
nellen Ressourcen arbeiten müssten, seien die 
Kapazitätsgrenzen gegenwärtig erreicht. Dies 
würde auch bei Vernetzungstreffen mit Fachbe-
ratungsstellen klar zum Ausdruck kommen. Die 
aktuelle Situation erweise sich als hinderlich für 
die Präventionsarbeit der Jugendverbände und 
ihre Kooperation mit den spezialisierten Bera-
tungsstellen: „Und wenn ich selber als Ansprech-
person dann ins Grübeln gerate, ist der Fall jetzt 
schwer genug, um zur Beratungsstelle zu gehen, 
dann denke ich mir, den Gedanken, den darf ich 
mir eigentlich gar nicht machen. Dann wünsche 

ich mir, dass die finanzielle Ausstattung der 
Fachberatungsstellen gewährleistet sein muss. 
Wir brauchen das ja auch, den Background bei 
den Fachberatungsstellen“ (F.1, 162). 
 
Die Teilnehmenden der Fokusgruppe machten 
die Erfahrung, dass der Kontakt zu Fachbera-
tungsstellen oder Ansprechpersonen in konkre-
ten Situationen leichter gesucht und aufgenom-
men werde, wenn Präventionsarbeit in Schulun-
gen und bei Sensibilisierungen generell als 
„Teamwork“ vorgestellt wird: „Wir sagen nicht, 
dass dies jemand alleine lösen muss, im Gegen-
teil: gar nicht soll. Wir sagen, niemals alleine ir-
gendwie was entscheiden, sondern immer sich 
jemanden holen. Ob das dann eine Vertrauens-
person ist im eigenen Kreis, ob eine Fachbera-
tungsstelle, ob eine Ansprechperson. Hauptsache, 
man entscheidet nichts alleine, sondern holt sich 
erst mal eine zweite Meinung“ (F.1, 118). Eine 
solche Grundhaltung habe sich als förderliche 
Basis in der Präventionsarbeit erwiesen und be-
günstige die Bereitschaft für Kooperation. Wer-
den Austausch und Zusammenarbeit als selbst-
verständliche Praxis vermittelt, so werde dies 
auch bereitwillig genutzt: „Das genau, das ler-
nen die vor allem, du musst es nicht alleine lösen 
und du musst das nicht alles alleine machen, 
sondern so und so findest du kompetente Hilfe“ 
(F.1, 108). 
 
Der Weiteren wurde darauf hingewiesen, in 
Schulungen die Unterschiede in den Aufgaben 
und Zuständigkeiten von Stellen und Ämtern 
aufzuzeigen. Wer ist wofür zuständig? Mit wel-
chen Bestimmungen arbeiten die Stellen? Gelin-
gende Kooperation benötige auch das Wissen 
darüber, wer – wie Jugendamt und Polizei – Er-
mittlungspflichten habe und was dies für den 
weiteren Verlauf des Falles bedeuten könne. 
Kenntnisse über die Besonderheiten der Amts-
strukturen einerseits und der Unterstützungs-
einrichtungen freier Träger andererseits erleich-
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tern nicht nur die Kooperation, sondern unter-
stützen vor allem auch die richtige Wahl für die 
Zusammenarbeit: „Es geht darum, aufzuklären, 
was passiert an welcher Stelle? Was wird ge-
macht, wer muss was auch tun? Und unser Credo 
ist auf jeden Fall: ‚Kooperiert mit Fachberatungs-
stellen!‘ Also, das halte ich für ganz wichtig zu 
sagen, wo sind denn meine Ansprechpartner vor 
Ort. Aber auch aufzuklären, was passiert, wenn 
ich jetzt zum Beispiel zur Polizei gehe als erstes“ 
(F.1., 114).  
 
Vorteilhaft sei, wie ein Teilnehmer in der Fokus-
gruppe berichtete, wenn bereits vor einem kon-
kreten Bedarfsfall für Kooperation und Beratung 
ein informeller Kontakt zu der örtlichen Bera-
tungsstelle aufgenommen werde. Hilfreich sei 
es vor allem, wenn Ansprechpersonen des Ver-
bands mit der lokalen Fachberatung bereits ein 
Gesicht verbinden können. Es habe sich be-
währt, sich bei den Stellen kurz persönlich vor-
zustellen. Dies bringe einem die Stelle näher 
und erleichtere eine spätere Kontaktnahme er-
heblich, wenn es dann einmal nötig werde: „Wir 
versuchen da halt wirklich die Leute zu motivie-
ren. Also unsere Ansprechpersonen zu motivie-
ren, vor Ort Netzwerke aufzubauen: Zu Bera-
tungsstellen dann mal hinzugehen und sich vor-
zustellen, ‚Wir sind vom Verband xy.‘ Weil, das ist 
dann meistens immer schon ziemlich gut, wenn 
man sich persönlich kennt. Und dann ist eine Be-
ratung eben viel einfacher als wenn man ir-
gendwo bei einer Telefonnummer anruft. Und 
sich dann denkt, ‚Ach, rufe ich doch nicht an‘“ 
(F.1, 56). 
 
Neben konkreten, fallbezogenen Kooperationen 
wurden in der Fokusgruppe auch die Vernet-
zung und der Fachaustausch zwischen den ver-
schiedensten Verbänden und Gruppierungen 
als lohnenswert beschrieben. Die verbandseige-
nen Bestrebungen zur Prävention sexualisierter 
Gewalt könnten dadurch viel gewinnen, unter-
stützt und effizienter vorangebracht werden. 

Die Erfahrung zeige, „es gibt so viele verschie-
dene Verbände, die an so vielen verschiedenen 
Themen schon arbeiten“, und die bereits gute 
Arbeitshilfen zu einem Themengebiet entwickelt 
haben: „Und da würde ich mir schon wünschen, 
das wäre super, auch da die Vernetzung noch 
mal stärker zu forcieren und da zu gucken, an 
welchen Themen arbeitet denn wer gerade, und 
wovon kann ich da auch profitieren, also kann ja 
nicht alles [selbst; Erg. d. Verf.] neu machen“ (F.1, 
185). 
 
Einem verstärkten Fachaustausch zwischen den 
Jugendverbänden wurde in der Diskussions-
runde viel Potenzial attestiert. Nicht zuletzt 
könne dieser Austausch auch eine Entlastung 
der vielen ehrenamtlich Tätigen befördern: „Also 
wir sollten uns da wirklich besser abstimmen und 
auch gucken, was können wir gemeinsam schaf-
fen, so dass nicht jeder das Gefühl hat, ich muss 
alle Aufgaben erfüllen. Ich fände es auch 
schlimm, wenn wir das Ehrenamt so überfrach-
ten“ (F.1, 96).  
 
Angeregt wurde eine Internetplattform – zum 
Beispiel auf der UBSKM-Seite –, auf der ersicht-
lich wäre, welche Verbände sich in der Präven-
tion sexualisierter Gewalt engagieren. Auch 
könnten dort gute Materialien und Arbeitsun-
terlagen, die in den Verbänden bereits erarbei-
tet worden seien, einfach zugänglich sein: „Weil, 
sich durch alle Verbände zu klicken, ist ja auch 
anstrengend, also ich glaube, das wäre noch mal 
so ein Gimmick, das einfach hilfreich wäre“ (F.1, 
188).  
 
Diskutiert wurde in der Fokusgruppe auch die 
Möglichkeit, ein Gütesiegel mit bundesweiter 
Gültigkeit zu errichten oder in diesem Themen-
feld einen Preis für Best Practice in der Ver-
bandsarbeit auszuschreiben. Dies könnten mo-
tivierende Unterstützungsmaßnahmen sein: „Ich 
glaube, dass so ein Siegel zum Beispiel, das bun-
desweit Gültigkeit hätte, durchaus Motivation 
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sein könnte. Also, manchmal würde ich mir das 
wünschen, wenn ich sagen könnte, ‚Hey, wenn 
ihr das und das macht, dann kriegt ihr das Sie-
gel‘. Und dann werden noch Preisgelder irgend-
wie mal für sowas in die Hand genommen oder 
so. Das wäre mal eine Motivation. Preisgelder 
auch mal auszuschreiben für Best Practice in der 
Jugendverbandsarbeit, warum nicht, also fände 
ich mal hochspannend“ (F.1, 149).  

 
Materialien 
 
Der Austausch in der Fokusgruppe verdeutlichte 
den Stellenwert von Materialien, die „Lust ma-
chen auf das Thema, die aber auch umsetzbar 
sind“ (F.1, 39) und den Prozess erheblich er-
leichtern können, denn „am Anfang unseres Be-
strebens war oftmals so die Hilflosigkeit spürbar 
vor Ort. Also: ‚Wie machen wir denn das? Wie 
soll denn das gehen?‘ Das ist so ein schweres 
Thema, ich habe davor Angst, ich möchte auch 
gar nicht, dass mir jemand was anvertraut, um 
Gottes Willen“ (F.1, 39) Liegen Eins zu Eins um-
setzbare Materialien vor, wurde dies von der 
Fokusgruppe als Erfolgsfaktor gewertet. Die 
Schwierigkeit, das Thema anzupacken, schwinde 
und das „Riesenthema“ (F.1, 39) könne mit kon-
kreten Arbeitsmaterialien in kleinere, zu bewäl-
tigende Einheiten aufgeteilt werden. Nicht zu-
letzt werde so auch Neugierde auf Weiteres ge-
weckt: „‚Ach, und was ist jetzt noch? Was können 
wir noch machen so mit dem Themenbereich?‘“ 
(F.1, 39). 
 

Verschriftlichung des Schutzkonzepts 
 
Die Fokusgruppe führte eine interessante De-
batte zur Frage, in welcher Form ein im Laufe 
der Zeit erarbeitetes Schutzkonzept verschrift-
licht werden sollte, und inwiefern es hilfreich sei, 
wenn die Unterlagen in einem vollständigen 
Kompendium zusammengestellt würden: „Ein 
Verband feierte zehn Jahre Schutzkonzept und 
dann habe ich gefragt, wie sieht denn euer 

Schutzkonzept aus? Und dann haben die gesagt: 
‚Also hier ist diese Arbeitshilfe, hier ist diese und 
dies‚ […] komplett verschriftlicht hatten die das 
halt auch nicht“ (F.1, 165). Als sinnvoll wurde die 
Verschriftlichung zum Beispiel im Hinblick auf 
personelle Wechsel erachtet, damit der Inhalt 
verständlich gebündelt auf Papier vorliege und 
gesichert sei. Nach einer ersten Phase, in der 
man „so voller Energie loslegt“, sei es danach 
zentral, dem Ganzen einen „Rahmen“ zu geben 
und die Inhalte zu strukturieren – „weil sonst 
könnte jahrelange Arbeit auch ziemlich schnell 
umsonst gewesen sein“ (F.1, 167). Zudem könne 
man beim Zusammenführen aller Unterlagen 
auch gleich nochmals überprüfen, ob etwas ver-
gessen wurde – „Also das Thema Qualitätsma-
nagement zum Beispiel kam bei uns bisher in der 
Form noch nicht so vor, [wurde bei der Ver-
schriftlichung festgestellt; Erg. d. Verf.] muss es 
aber, ist auch ein total wichtiges Thema“ (F.1, 
170).  
 
Umgekehrt wurde in der Fokusgruppe ange-
führt, dass es vermessen wäre, das Ganze in ei-
ner „Datei“ oder einem „Buch“ zusammenzu-
stellen (F.1, 168); eine Sammlung mit den vorlie-
genden Arbeitsheften, Schulungen etc. würde 
für diejenigen, die sich damit auseinanderge-
setzt hätten, genügen und den Dokumentati-
onsaufwand in zu bewältigenden Grenzen hal-
ten. Zudem müsse man vorsichtig sein und sich 
nicht in einer „falschen Sicherheit“ (F.1, 171) wie-
gen mit einem komplett verschriftlichten 
Schutzkonzept. Auch dann bleibe nämlich die 
regelmäßige Sensibilisierung der Mitarbeiten-
den und Ehrenamtlichen – eben das kontinuier-
liche Auffrischen der Inhalte – zentral.  
 

Medienpädagogik  
 
In der Diskussion der Fokusgruppe wurde auch 
auf die Bedeutung der Medienpädagogik ein-
gegangen. Fälle würden zunehmen, so lautete 
die Feststellung, bei denen es per WhatsApp zu 
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Übergriffen komme – Cyber-Grooming, das 
Herantasten an Opfer über soziale Medien, oder 
Cyber-Mobbing – „das steigt exponentiell, habe 
ich das Gefühl, und das ist für mich ein ganz gro-
ßer Baustein“ (F.1, 93). Zurzeit fehle in Verbän-
den ein Leitfaden für sensible Mediennutzung 
sowie zur Frage, wie man konkret mit Vorfällen 
umgehen könne; zudem sei nicht festgehalten, 
wie das Thema in die Ausbildung integriert wer-
den sollte – all diese Fragen seien bislang stief-
mütterlich behandelt worden. Und es gehe auch 
darum, „Kinder und Jugendliche zu befähigen, 
mit Medien und auch mit Neuen Medien, die ja 
mittlerweile auch schon keine Neuen Medien 
mehr sind, umzugehen“ (F.1, 95). Zugleich müsse 
ein Weg gefunden werden für den Umgang mit 
verbandsinternen kritischen Stimmen, die äu-
ßerten: „Was soll denn das jetzt noch alles?!“ 
(F.1, 93).  
 

Rehabilitation 
 
Das Thema Rehabilitation unschuldig Verdäch-
tigter wurde in der Fokusgruppe als „super-
schwieriges Thema“ bezeichnet (F.1, 91), das je-
doch in einem Schutzkonzept Platz finden 
müsse. Zwar wurde eine Bearbeitung als sinn-
voll erachtet, „aber wie das funktionieren soll, 
also ich habe da keine Lösung“ (F.1, 91). Ein pro-
fessioneller Umgang mit dem Thema Rehabili-
tation sei noch ausstehend, das Interesse dafür 
sei aber jedenfalls vorhanden in der Fokus-
gruppe. Dass die Aufarbeitung von nicht bestä-
tigten Verdachtsfällen ein wichtiges Thema sei, 
wurde auch in der Validierung bemerkt. Hier 
wurde nochmals darauf hingewiesen, wie wich-
tig es sei, bei Verdachtsfällen verstärkt hinzu-
schauen, vor allem in den Bereichen, wo es 
keine klaren Verhaltensregeln gebe.  
 
Als ebenfalls schwieriges und häufiges Thema 
wurde die „Generalverdachtsdebatte“ erwähnt, 
der „Generalverdacht, gewalttätig zu sein oder 

sexualisiert gewalttätig zu sein, ist ein ganz gro-
ßes Problem“ (F.1, 92). Männer hätten in der Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen Angst – ver-
ständlicherweise besonders dann, wenn sie un-
ter einen Verdacht geraten würden –, dass sie 
sich dieses Makels nicht wieder entledigen 
könnten und in der Folge aus dem sozialen Be-
reich der Kinder- und Jugendarbeit ausge-
schlossen würden, sei dies aus der verbandli-
chen oder der offenen Jugendarbeit. Zu diesem 
Thema seien Forschungsprojekte nötig, um „die 
gesamtgesellschaftliche Konstruktion bezüglich 
Gewalt und bezüglich Sexualität nochmals zu 
analysieren, die stereotypen Bilder zu verdeutli-
chen und dies auch immer wieder an die Öffent-
lichkeit zu bringen“ (F.1, 92).  
 

Thema Häusliche Gewalt  
 
Die Diskussion der Fokusgruppe verdeutlichte 
den Stellenwert des Themas Gewalt und Ver-
nachlässigung in der Familie bei Schutzkonzep-
ten zu sexualisierter Gewalt. Das Thema sei in 
die Schutzkonzepte sowie in die Implementie-
rung eingebettet. „Wir versuchen halt immer so 
drei Möglichkeiten aufzuzeigen, wie jetzt Jugend-
leiter, Jugendleiterinnen betroffen sein könnten. 
Also, Täter können in den eigenen Reihen sein, 
im Verband, oder es gibt grenzüberschreitendes 
Verhalten der Kinder und Jugendlichen unterei-
nander, oder halt extern, in der Familie“ (F.1, 
102). Es gebe Krisenpläne für den Fall, dass sich 
ein Kind zu Gewalt in der Familie mitteilt, die es 
erlebt. Der Krisenplan enthalte Angaben dazu, 
was man beachten müsse, welche Vorgehens-
weisen zu treffen seien und welche Aspekte in 
solchen Fällen wichtig seien. Auch in der Schu-
lung werden konkrete Fallarbeiten durchge-
führt.  
 
„Die Wahrscheinlichkeit ist ja sogar viel größer, 
dass Kinder und Jugendliche Opfer von Gewalt 
werden, nicht nur sexualisierte Gewalt, gerade 
das Thema Vernachlässigung zum Beispiel, das 
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erleben Leiterinnen und Leiter sogar verhältnis-
mäßig häufig. Deswegen hat das bei uns mindes-
tens den gleichen Stellenwert im Konzept und in 
den Schulungen, auch weil Leiterinnen und Leiter 
da ein viel größeres Verständnis haben, […] man 
schafft auch Verständnis, wenn man sagt, ‚Also, 
der Verein ist ein Ort, wo das passieren kann, 
aber woanders passiert das eben auch‘“ (F.1, 
103).  
 
Da Gruppenleiterinnen und Gruppenleiter für 
die Kinder und Jugendlichen enge Bezugsper-
sonen sein können, die man seit Jahren kennt, 
wurde es in der Fokusgruppe als naheliegend 
beschrieben, dass sich Kinder und Jugendliche 
mitteilen, wenn sie zu Hause etwas Schlimmes 
erleben. Deshalb sei es notwendig, dass Grup-
penleiterinnen und Gruppenleiter Kenntnisse 
haben, wie in solchen Fällen kompetent vorzu-
gehen sei.  
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 

 
Die Bedeutung der Nachhaltigkeit von Schutz-
konzepten und ihrer Umsetzung wurde in der 
Fokusgruppe betont. Es sei nicht damit getan, 
Arbeitshilfen, Interventionsleitfäden und andere 
Materialien zusammenzustellen und davon aus-
zugehen, die Aufgabe wäre damit erledigt und 
hätte sich erfüllt. Ist niemand explizit für das 
Thema zuständig, drohe es, in Vergessenheit zu 
geraten: „Wir hatten ganz viele Unterlagen, aber 
dadurch, dass halt niemand mehr dafür zustän-
dig war, also weder ehrenamtlich noch hauptbe-
ruflich, ist es trotzdem eingeschlafen“ (F.1, 67).  
In der Validierungssitzung wurde ergänzt, dass 
oftmals keine Identifikation mit dem Schutzkon-
zept bestehe, da es eben nicht partizipativ, son-
dern viel eher schnell erstellt werde. Nur wenn 
Schutzkonzepte als Handlungspläne angelegt 
seien, wären sie auch am Leben zu erhalten.  
 
Die Erfahrung in der Fokusgruppe zeigte, dass 
das Thema immer dann wieder aktuell wurde, 

wenn es etwas Neues gab. Indessen stelle sich 
die Frage, „wie kann man etwas schaffen, was 
langfristig da ist, also wo wirklich dann die Hal-
tung auch dementsprechend ist, aber ohne, dass 
ich ständig Leiterinnen und Leiter mit etwas 
Neuem konfrontieren muss. Das finde ich total 
schwierig“ (F.1, 67). Die Herausforderung be-
stehe insbesondere darin, die Thematik struktu-
rell, das heißt langfristig, im Verband zu veran-
kern, über feste personelle Verantwortlichkeiten 
und Zuständigkeiten zu verfügen sowie bei per-
sonellen Ab- und Neuzugängen die Kontinuität 
und Nachhaltigkeit abzusichern.  
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F3. Beispiele guter Praxis: 
Fallstudien in der verbandlichen 
Jugendarbeit 
 
Um sich ein Bild davon zu verschaffen, wie in 
der verbandlichen Jugendarbeit Konzepte zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexu-
alisierter Gewalt entwickelt, implementiert und 
umgesetzt werden, wurden im Frühjahr 2016 
drei Fallstudien zu guter Praxis durchgeführt. 
Um der Heterogenität der Verbandsstruktur in 
Deutschland Rechnung zu tragen, wurden dabei 
die Jugendorganisationen eines helfenden, ei-
nes klassischen und eines themenorientierten 
Verbandes ausgewählt.  
 
Die Fallstudien zu guter Praxis hatten jeweils 
zwei durchschnittlich eineinhalbstündige Inter-
views mit haupt- und ehrenamtlich engagierten 
Personen zur Grundlage. Das erste Interview fo-
kussierte die konzeptionelle (Weiter-)Entwick-
lung und Implementierung von Schutzmaßnah-
men gegen sexualisierte Gewalt in der Jugend-
organisation, das zweite jeweils die Umsetzung 
des Konzepts.  
 

                                                      

26 Ein Repräsentant spricht für die Landesjugendfeu-
erwehr bzw. vertritt diese in der Öffentlichkeit.  

F3.1 Beispiel guter Praxis: 
Fallstudie eines helfenden 
Verbands – Jugendfeuerwehr 
 
Am konzeptionellen Interview, das sich unter 
anderem mit den Themen der Entwicklung und 
Implementierung des Schutzkonzepts beschäf-
tigte, nahm ein Landesjugendfeuerwehrwart 
und Repräsentant26 teil. Der Teilnehmende ist 
ehrenamtlich tätig, wurde jedoch von seinem 
Arbeitgeber für diese Tätigkeit freigestellt. 
 
Das daran anschließende zweite Interview setzte 
den Fokus auf die Umsetzung des Schutzkon-
zeptes. An diesem nahmen fünf Personen, die 
ehrenamtlich innerhalb der Jugendfeuerwehr 
tätig sind, teil: 
 
` Ein ehrenamtlicher Stadtjugendfeuer-

wehrrat,  
` ein Ehrenamtlicher, der als 

Jugendfeuerwehrwart tätig ist und zugleich 
stellvertretender Stadtjugendfeuerwehrrat, 

` eine Ehrenamtliche und ein Ehrenamtlicher, 
die als Jugendfeuerwehrwarte tätig sind, 

` ein Ehrenamtlicher, der als Wehrführer und 
somit für die gesamte Feuerwehr für den 
jeweiligen Stadtteil tätig ist und zugleich als 
Kassierer für die Abrechnung auch mit dem 
Jugend- und Sozialamt verantwortet. 

 

Steckbrief 
 
Die Jugendfeuerwehren bestehen in Form einer 
kommunalen Einrichtung. Jugendfeuerwehren 
sind bei den Freiwilligen Feuerwehren vor Ort 
angegliedert. In der Regel besuchen Kinder und 
Jugendliche zwischen zehn und 17 Jahren die 
Angebote der Jugendfeuerwehr. Da die Feuer-
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wehr der Ländergesetzgebung unterliegt, unter-
scheiden sich die Strukturen in den Bundeslän-
dern jedoch minimal. Der an der Fallstudie teil-
nehmenden Landesjugendfeuerwehr gehören 
26 Landkreise bzw. kreisfreie Städte an. Inner-
halb dieser sind in etwa 6.000 Ehrenamtliche ak-
tiv. Neben den auf ehrenamtlicher Basis Tätigen 
gibt es drei hauptamtliche Bildungsreferentin-
nen bzw. Bildungsreferenten. Die Jugendfeuer-
wehr verfügt über 2.400 Jugendgruppen mit 
insgesamt circa 25.000 Kindern und Jugendli-
chen. Die Angebote in den Gruppen reichen da-
bei von wöchentlichen Treffen bis hin zu Ferien-
lagern und richten sich mit nach dem Alter der 
Kinder und Jugendlichen. Das besondere bei 
der Jugendfeuerwehr sei, so wurde in den Inter-
views betont, dass viel Wert auf Teamarbeit ge-
legt werde. Auch bei den Abzeichen, wie bei-
spielsweise der Leistungsspange, gehe es um 
Teamarbeit. Jungen und männliche Jugendliche 
seien gegenüber Mädchen und weiblichen Ju-
gendlichen deutlich in der Mehrzahl. Ähnlich sei 
die Geschlechterverteilung bei den Betreuerin-
nen und Betreuern. Bei den Leitungs- und Füh-
rungskräften liege der Anteil der Frauen sogar 
unter 10 %.  
 

Anstoß der Schutzkonzeptentwicklung 
 
Der Anstoß zur Entwicklung eines Schutzkon-
zeptes kann auf das Jahr 2009 datiert werden. 
Auf einem Bundeskongresse wurde ein Arbeits-
heft zum Thema Kindeswohlgefährdung vorge-
stellt. Nachdem zusätzlich der Deutsche Bundes-
jugendring (DBJR) etwa zur gleichen Zeit über 
die Einführung einer Pflicht zur Vorlage von er-
weiterten Führungszeugnissen diskutierte, ent-
schied sich die Landesjugendfeuerwehr dazu, 
die Thematik auch selbst aufzugreifen, eine 
Handlungsstruktur zu entwickeln und präventiv 
zu arbeiten.  

Entwicklung und Umsetzung des 
Schutzkonzepts 
 
Tatsächlich hat die Landesjugendfeuerwehr 
2010 das Thema sexuelle Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche aufgegriffen, indem sie selbst 
ein Arbeitsheft entwickelte, welches den Land-
kreisen und kreisfreien Städten eine Hilfestel-
lung bzw. Struktur gibt. Dieses Arbeitsheft 
wurde begleitend mit den Bildungsreferenten 
vorgestellt, um möglichst viele Gruppen zu er-
reichen. Etwa 80 % der Landkreise wurden letzt-
lich erreicht, wobei besonderer Wert auf die 
Sensibilisierung der Führungskräfte und Betreu-
enden gelegt wurde.  
Ein günstiger Umstand bestand darin, dass eine 
Person, die das Arbeitsheft mitentwickelte, 
gleichzeitig auf ehrenamtlicher Basis als Be-
treuer tätig war, sodass die Empfehlungen auch 
exemplarisch umgesetzt werden konnten. Die 
Umsetzung wird seitdem durch regelmäßige 
Seminare zur Sensibilisierung (mind. zwei Mal 
im Jahr) am Leben gehalten.  
 
Der Jugendfeuerwehr sei sehr wichtig, dass 
nicht die übergeordneten Strukturen lediglich 
Führungszeugnisse sichten und sich damit si-
cher fühlen, sondern gerade die Betreuenden, 
die mit den Kindern und Jugendlichen arbeiten, 
sensibilisiert und geschult werden. Weiterhin sei 
es von Bedeutung, eine Struktur zu schaffen, in 
der Unsicherheiten von Betreuenden aufgelöst 
werden können und Kinder und Jugendliche die 
Möglichkeit haben, sich anzuvertrauen: „Nichts-
destotrotz, neben der Sensibilisierung, also wann 
muss ich hinhören, wo gibt es eine Unsicherheit, 
ist dann der zweite wichtige Punkt, den wir auch 
aufzeigen: Ihr müsst eine Struktur schaffen“ (Fa.2, 
45).  
 
Zusätzlich zu Fortbildungen und Sensibilisierun-
gen gebe es eine andauernde Reflexion von 
Führungskräften, welche Erwartungen an die 
Betreuenden gestellt werden und wie sie diese 
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erfüllen können. Anhand eines Qualitätsmana-
gements wird überprüft, welche Betreuenden 
welche Qualifikationen aufweisen und ggf. in 
bestimmten Themenbereichen bezogen auf 
Prävention sexueller Gewalt (nach-)geschult 
werden müssen: "Und jetzt bist du gewählt, und 
jetzt wird es auch Zeit, dass du dich gegebenen-
falls auch wirklich noch bis zum vollwertigen Be-
treuer bei uns weiterentwickelst – beispielsweise 
durch solche Lehrgangsmaßnahmen“ (Fa.3, 104). 
Weiterhin bestehe die Möglichkeit eines kolle-
gialen Austauschs, sofern Fragen, Unsicherhei-
ten oder konkrete Beispiele auftauchen sollten. 
 
Ein Vorteil sei, dass die Betreuenden oft in dem 
gleichen Dorf oder in den Wohnquartieren le-
ben, sodass sie direkt auf die Kinder und Ju-
gendlichen oder die Familien zugehen können. 
Dies birgt gleichzeitig die Gefahr, dass unange-
nehme Themen auch unterschlagen oder erst 
gar nicht für möglich gehalten werden, da „man 
sich ja kenne“. Dieser Problematik sei sich die 
Jugendfeuerwehr bewusst.  
 

Risikoanalyse 
 
Die Teilnehmenden der Fallstudie sind sich über 
die Risikobereiche innerhalb der Übungen und 
Gruppenstunden bewusst. Darunter zählen zum 
Beispiel die Umkleideräume aber auch Wasser-
schlachten im Sommer. Gruppenübungen wer-
den als weitere Schwachstelle identifiziert: „Man 
hat ja natürlich Übungen im Trupp, und da bückt 
man sich natürlich mal oder man steht hinterei-
nander“ (Fa.3, 133). Auch Freizeitfahrten, sowie 
die große Altersspanne der Kinder und Jugend-
lichen in den Gruppen seien Risikofaktoren für 
mögliche Übergriffe: „Aufgrund dieser großen 
Altersspanne, die wir haben, dass da durchaus 
Übergriffigkeiten auch innerhalb der Jugendli-
chen entstehen können“ (Fa.3, 233). „Also die Äl-
teren sollen die Jüngeren an die Hand nehmen, 

aber positiv. Also das steht schon auch im Vor-
dergrund, dass da nicht auch Übergriffigkeiten 
passieren“ (Fa.2, 187). 
 
Rückblickend wurde von den Interviewten 
selbstkritisch angegeben, zu Beginn der Ent-
wicklung des Schutzkonzepts seien zunächst 
nur die Strukturen der Feuerwehr und be-
stimmte Situationen näher betrachtet worden. 
Die eigenen Sichtweisen der Kinder und Ju-
gendlichen seien dabei (noch) nicht berücksich-
tigt worden.  
 

Kultur 
 
Die Teilnehmenden beschrieben, dass bei der 
Jugendfeuerwehr eine Kultur der Offenheit 
herrsche. Beispielsweise werden Eltern direkt in-
formiert, wenn zum Beispiel bei Unternehmun-
gen nicht genügend Betreuerinnen zur Verfü-
gung stehen würden: „Dass die Eltern das ein-
fach wissen und nicht am Ende es heißt, ja, ‚wie, 
es gab keine weiblichen Betreuer‘ – die Eltern de-
finitiv schriftlich in Kenntnis setzen“ (Fa.3, 35). 
Transparenz herrsche auch bei anderen The-
men: „Ich möchte das eigentlich auch noch mal 
betonen, dass die Jugendfeuerwehr eigentlich für 
sich auch immer den Grundsatz hat, dass unsere 
Welt bunt ist. Also wir leben Diversität“ (Fa.3, 55). 
„Wir schließen niemand besonders ein und wir 
schließen niemand besonders aus aufgrund äu-
ßerlicher oder innerlicher Merkmale“ (Fa.3, 57).  
 
Dieses Selbstverständnis gehe soweit, dass Kin-
der und Jugendliche erst mal alle Sorgen und 
Probleme ansprechen können. Betreuende be-
kommen die Aufgabe, sich mit den von Jugend-
lichen eingebrachten Themen offen auseinan-
derzusetzen. Sofern Betreuende an ihre Gren-
zen stoßen, herrsche eine Kultur des „Hilfeho-
lens“: „Das, was in den Stadtteilen stattfindet, ist 
das, was die Stadtteile leisten können. Und da, 
wo wir es nicht mehr anbieten können, da holen 
wir uns eben auch noch mal qualifizierte Hilfe, 
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beispielsweise durch den Kinderschutzbund“ 
(Fa.3, 63). 
 
Die Teilnehmenden der Fallstudie gaben an, es 
sei zwar manchmal etwas schwierig einzuhalten, 
aber grundsätzlich sei es wichtig, dass die Mäd-
chen in den Gruppen Betreuerinnen als An-
sprechpersonen hätten: „Wir haben da, finde 
ich, durchaus ein Selbstverständnis auch in den 
Feuerwehren, dass sich das ausbildet, dass da im 
Normalfall immer irgendwo auch eine weibliche 
Betreuerin ist“ (Fa.3, 36). Sofern Kolleginnen und 
Kollegen eine für sie unangemessene Situation 
beobachten, sei es möglich, dies mit der be-
troffenen Kollegin oder dem betroffenen Kolle-
gen zu reflektieren. Dies sei laut Fallstudienteil-
nehmenden der allgemeinen Kultur der Offen-
heit bei Feuerwehren geschuldet. Da im Falle ei-
nes Einsatzes Fehlern vorgebeugt werden 
müsse, werden Übungen und Einsätze ausführ-
lich nachbesprochen und nachbereitet: „Also wir 
kennen das Thema der Nachbereitung und der 
Nachbesprechung. Das ist regelmäßig und das 
gehört auch mit dazu, […] insbesondere, wenn es 
dann im Einsatzfall ist. Es müssen natürlich ge-
wisse Dinge erst mal grundsätzlich nicht proble-
matisch sein, sondern ich muss immer die Mög-
lichkeit haben, noch mal eine Korrektur zu be-
kommen [… es; Erg. d. Verf.] ist allgemeiner Stan-
dard an der Stelle, immer wieder zurückzugehen, 
zu sagen, ‚und wir gucken uns das bitte jetzt 
auch noch mal ganz gezielt an und schauen, was 
wir daraus lernen können‘. Und das ist also voll-
kommen normal, […] Das machen wir in allen 
Bereichen, Jugendfeuerwehr, in allen Bereichen 
der Feuerwehr“ (Fa.3, 301). 
 
Ebenso sei die Vermeidung von gewöhnlichen, 
weil alltäglichen Grenzverletzungen ein wichti-
ger Fokus. Dies werde auch während der Sensi-
bilisierungsseminare thematisiert: „Also das 
kann ja durchaus auch eine Situation sein in der 
Entwicklung, die dann dazu führt, dass dann 
Missverständnisse an einem bestimmten Punkt 

entstehen dadurch, dass so eine Art Gewohn-
heitshandlung stattfindet. Und das wollen wir ei-
gentlich an der Stelle auch ganz bewusst vermei-
den“ (Fa.3, 172). „Als wenn wir tatsächlich den 
Punkt hätten, an dem irgendetwas passiert und 
wir sagen, ‚na, komm, das gehört irgendwo in 
den Bereich der Pubertät‘ oder ‚das gehört ir-
gendwo in den Bereich und das passiert halt ein-
fach‘, also so diese Verallgemeinerungen“ (Fa.3, 
288). Daher werde in jeder Veranstaltung, Grup-
penstunde und Freizeit das Gefährdungspoten-
zial erkannt und berücksichtigt. 
 
Für die Jugendfeuerwehr, so wurde betont, sei 
die Außenwirkung sehr wichtig, sodass im Inter-
view mehrmals von „Werbung für die Feuer-
wehr“ die Rede war. Daher sollten alle, sowohl 
Kinder und Jugendliche als auch Betreuende, 
auf das Verhalten während der Zeit in Uniform 
achten: „Bitte, macht im privaten Leben, was ihr 
wollt, aber bitte nicht, wenn ihr in Uniform hier 
in der Feuerwehr seid" (Fa.3, 158). Hier wurde 
auf eine deutliche Trennung zwischen Privatle-
ben und Feuerwehr hingewiesen, damit die Or-
ganisation nicht in Verruf gerate. Die vorgege-
benen Strukturen sollen aber auch der Sicher-
heit der Kinder und Jugendlichen dienen: 
„Schafft Strukturen, zeigt die nach außen, macht 
transparent, dass wir einen sicheren Platz bieten 
für die Kinder und Jugendlichen, und macht 
transparent nach außen, dass wir keinen Platz 
haben für übergriffige Betreuerinnen und Be-
treuer“ (Fa.2, 63). 
 
Grundsätzlich werde den Kindern und Jugendli-
chen erst einmal Vertrauen geschenkt und sie 
werden unterstützt: „Man muss ihm zeigen, dass 
man ihm vertraut, man muss dem Kind erst mal 
versuchen, Vertrauen zu schenken und ihm zu 
sagen, ‚hier, ich glaube daran, dass du das 
schaffst, mache das doch, zeige das doch mal, 
und wenn es falsch ist, ist doch nicht schlimm, 
aber ich weiß, dass du das schaffst‘ – dass man 
ihm erst mal Vertrauen schenkt, dass man dann 
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auch Vertrauen verlangen kann“ (Fa.3, 219). 
Diese Haltung soll dazu führen, dass sich Kinder 
und Jugendliche an die Betreuerinnen und Be-
treuer wenden, wenn es Bedarf dazu gibt: „In-
dem wir auch ein Stück Vertrauen schenken, be-
vor wir erwarten, dass es zurückkommt“ (Fa.3, 
225). Der Punkt des Vertrauens fängt schon bei 
der Grundhaltung der Jugendfeuerwehr an: 
„Aber das bietet auch unsere Struktur, die wir 
hier […] haben: Wir müssen den Jugendlichen 
gerecht werden und nicht unseren Betreuern. 
Und da hatte die Struktur schon so weit gegrif-
fen, dass der Jugendliche danach wusste, wen er 
fragen kann“ (Fa.2, 57). Gleichzeitig fördere 
diese Haltung und das Vertrauen die Teamar-
beit und komme somit auch den alltäglichen 
Übungen, Veranstaltungen und Gruppenstun-
den der Jugendfeuerwehr zugute. Gleichzeitig 
wurde auch betont, dass eine klare Hierarchie in 
Situationen vorhanden und notwendig sei, bei-
spielsweise während eines Einsatzes: „Also wich-
tig an der Stelle, muss man auch noch mal ganz 
klar sagen: dass die Hierarchie dort in der Feuer-
wehr gelebt wird, wo sie notwendig ist, und nicht 
dort, wo sie nicht notwendig ist“ (Fa.3, 223). In 
Situationen, in denen keine Hierarchie gefordert 
ist, werde viel mehr folgende Kultur gelebt: 
„Führungspersönlichkeiten, die legen überhaupt 
gar keinen Wert auf ihren Rang. Ich habe eine 
Verantwortung aus meiner Funktion und keine 
Machtposition an der Stelle“ (Fa.3, 225). 
 

Verhaltenskodex 
 
Einen schriftlich niedergelegten Verhaltensko-
dex gibt es nicht. Die Jugendbetreuerinnen und 
Jugendbetreuer kommunizieren die vorhande-
nen Regeln mündlich und achten auf deren Ein-
haltung: „Die sind mündlich. Sie sind jetzt nicht 
schriftlich festgehalten. Ich glaube, also das hat 
bisher die Erfahrung gezeigt, dass das so sehr, 
sehr gut funktioniert und dass es einfach keine 
Notwendigkeit gab bis dato, das irgendwo zu no-

tieren“ (Fa.3, 27). Es werde den Kindern und Ju-
gendlichen verdeutlicht, dass es bestimmte 
Grenzen anderer gibt, die es einzuhalten gelte. 
In manchen Feuerwehren werden die Regeln 
circa einmal im Jahr mit den Jugendlichen the-
matisiert und diskutiert: „Und das sind auch alles 
gemeinschaftlich erarbeitete und gelebte Dinge, 
und die schützen dann schon eigentlich ganz gut 
davor“ (Fa.3, 209). Der Verhaltenskodex für Be-
treuende ist innerhalb der Selbstverpflichtung, 
die bereits erwähnt wurde, festgehalten, aus der 
wiederum Handlungsempfehlungen abgeleitet 
wurden. Diese führen jedoch auch gleichzeitig 
zu Unsicherheiten, z.%��wenn sich ein Kind oder 
eine Jugendliche oder ein Jugendlicher verletzt: 
„Ja, also konkret bin ich gefragt worden: ‚Das 
Kind hat sich verletzt, kommt weinend an – darf 
ich das überhaupt noch in den Arm nehmen oder 
darf ich es auf den Schoß setzen und trösten? O-
der muss ich da mir schon einen zweiten Be-
treuer dazu holen?‘ Da gibt es schon Unsicher-
heiten, ja“ (Fa.2, 167). 
 
Der Jugendfeuerwehr sei es wichtig, dass ge-
trennte Umkleideräume vorhanden sind und die 
Türen geschlossen bleiben. Kindern und Ju-
gendlichen werde dort Raum für ihre Pri-
vatsphäre gegeben. Sofern es etwas zu bespre-
chen gebe, klopfen die Betreuenden an und bit-
ten die Kinder und Jugendlichen auf den Flur zu 
kommen. Auch auf Ferienfreizeiten gibt es Ge-
schlechtertrennung in den Zelten. Weiterhin 
sind auch Beziehungen zu Betreuenden verbo-
ten, auch dann, wenn beide vom Alter nah bei-
einanderliegen. Weiterhin herrsche ein Vier-Au-
gen-Prinzip, das Übergriffe aber auch (falsche) 
Beschuldigungen verhindern soll, um so den 
Betreuenden Sicherheit zu geben und Kinder 
und Jugendliche zu schützen. Während stark 
auf die Vermeidung von Übergriffen vonseiten 
der Betreuenden geachtet werde, liege die 
Möglichkeit von Übergriffen unter den Kindern 
und Jugendlichen weniger im Fokus der Ju-
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gendfeuerwehr. Eine Regel bezüglich der Klei-
dung gibt es insofern nicht, da bei Gruppen-
stunden oder ähnlichem meist Schutzkleidung 
getragen wird.  
 

Neue Mitarbeitende 
 
Um Kinder und Jugendliche bei der Jugendfeu-
erwehr zu betreuen, bedürfe es zuvor einer Aus-
bildung der Betreuerinnen und Betreuer. Dazu 
gebe es einen Grundlagenlehrgang, der als Vor-
stufe der Juleica gesehen werden kann. Weiter-
hin bekommen noch unerfahrene neue Kolle-
ginnen und Kollegen einen erfahrenen Betreu-
enden zur Seite gestellt, sodass sie sich nicht 
nur durch Fortbildungen qualifizieren, sondern 
auch durch die praktische Arbeit. Neben den 
von der Jugendwehr vorgeschriebenen Qualifi-
kationsnachweisen gebe es auch rechtlich ver-
bindliche Selbstverpflichtungen und Fortbildun-
gen. Hier werde beispielsweise das Thema 
Rechte und Pflichten thematisiert. Dies werde in 
den Grundlagenlehrgang mit eingebunden: 
„Rechtliche Grenzen, was darf ich mit einem Ju-
gendlichen, Jugendschutzgesetz und das Thema 
eben, wo sind auch beim Sexuellen die Grenzen 
oder bei der sexualisierten Gewalt“ (Fa.3, 149). 
Neben dem verpflichtenden Teil können die 
Teilnehmenden zwischen verschiedenen Bau-
steinen wählen: „Wir haben nicht zwei oder drei 
feste Bausteine, die verpflichtend absolviert wer-
den müssen, sondern wir haben eine schöne Aus-
wahl, sodass die Leute auch vor Ort gucken kön-
nen: Was fehlt mir denn noch“ (Fa.2, 33). Betreu-
ende lernen so erste pädagogische Ansätze, 
Führungsstile und Teamarbeit kennen. In Aus-
bildungszentren finden dann die weiteren Lehr-
gänge statt, sowie die erforderliche Qualifizie-
rung. Diese sei gesetzlich vorgebeben vom Bun-
desland. Zu diesen Qualifikationen zähle unter 
anderem die Juleica.  
 

Auch die Auswahl der Betreuenden selbst sei 
besonders wichtig für die Fallstudienteilneh-
menden: „Es steht und fällt mit den Betreuern, 
wie bei jedem guten Jugendverband. Deswegen 
stehen bei uns die Betreuerinnen natürlich und 
die Betreuer an erster Stelle, also die müssen wir 
fit machen, die müssen wir unterstützen, denen 
müssen wir die Arbeit erleichtern, was nicht 
leicht ist“ (Fa.2, 27). Diese verpflichten sich dem 
Konzept „unsere Welt ist bunt“, innerhalb des-
sen niemand aufgrund irgendwelcher Merkmale 
ausgrenzt werde. Die Betreuenden seien ange-
halten, allen Themen gegenüber offen und 
wertneutral zu begegnen. Diese Grundsätze 
wurden in einer Selbstverpflichtungserklärung 
schriftlich festgehalten und sind von allen Be-
treuenden zu unterzeichnen: „Und wenn jemand 
die Selbstverpflichtungserklärung nicht unter-
schreiben kann, auch nicht nach mehrfachen Ge-
sprächen, nach Schulungen, also wenn er weiß, 
worüber er spricht, dann muss man überlegen, 
ob er noch richtig bei uns ist, ganz klar“ (Fa.2, 
63). 
 

Fortbildungen 
 
Weiterhin werden die Betreuenden und Füh-
rungskräfte in Fortbildungen bzw. in der Re-
gelausbildung für Betreuende und Jugendwarte 
sensibilisiert, beispielsweise zu Nähe und Dis-
tanz im pädagogischen Bereich, um eine Sicher-
heit im Umgang mit Kindern und Jugendlichen 
zu erhalten. Fortbildungen seien jedoch freiwil-
lig, da ein Zwang zu diesen als nicht sinnvoll er-
achtet wird: „Das Thema, das ist wichtig, [ich; 
Erg. d. Verf.] mache das, weil wenn man jeman-
den hin prügelt und sagt, ‚du musst das machen‘, 
sitzt der da einfach nur seine Zeit ab. Und das ist 
ja nicht Sinn des Ganzen" (Fa.3, 145). Haben die 
Betreuenden an einer Fortbildung zur Sensibili-
sierung (beispielsweise zum Umgang mit Paa-
ren unter den Jugendlichen) teilgenommen, so 
habe es meist positive Rückmeldungen gege-



` So können Schutzkonzepte in Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche gelingen! 

125 

 

ben, „dass sie das Bewusstsein irgendwo bekom-
men, dass sie ein bisschen anders auf Situationen 
blicken, dass sie da mal eine Spur weiterdenken, 
ohne jetzt unbedingt gleich hysterisch zu werden. 
Also das Feedback haben wir, glaube ich, von 
vielen bekommen, dass eben genau das das Re-
sultat von der Schulung ist“ (Fa.3, 165).  
Eine Schwierigkeit wurde jedoch in der hohen 
Fluktuation bei den Betreuenden gesehen: „Da 
ist ja auch eine starke Fluktuation mittlerweile, 
also alle drei bis fünf Jahre haben die sich kom-
plett erneuert“ (Fa.2, 75). Den Überblick bei so 
vielen Betreuenden und der hohen Fluktuation 
zu behalten, wurde als herausfordernd be-
schrieben. 
 

Kollegialer Austausch 
 
In einem jährlich stattfindenden Herbstseminar 
werde den Betreuenden darüber hinaus die 
Möglichkeit eines kollegialen Austauschs gebo-
ten, was teilweise auch erwartet wird. Viele der 
Betreuenden seien in ihrer eigenen Kindheit 
und Jugend Mitglied in der Jugendfeuerwehr 
gewesen. 
 

Überforderung des Ehrenamts 
 
Wichtig sei es ferner, nicht zu viele Anforderun-
gen an die Ehrenamtlichen zu stellen: „Und 
dann müssen wir als Jugendverband natürlich 
auch immer gucken: Das muss sich die Waage 
halten. Wenn wir die Messlatte zu hoch legen, 
dann sind die Leute einfach weg oder die ma-
chen trotzdem irgendwas und wissen vielleicht 
nicht, was sie machen“ (Fa.2, 41). Dies werde 
auch im Bereich der administrativen Schritte 
deutlich. Hier wurde von „deutlicher Gegenwehr“ 
der Betreuenden gesprochen: „Dass unsere Be-
treuerinnen und Betreuer sagen, also wir wollen 
Jugendarbeit machen, und wenn die Hürden zu 
hoch sind, dann machen wir keine Jugendarbeit 
mehr“ (Fa.2, 27). Eine Überqualifizierung und 
somit auch Überforderung der Betreuenden 

solle vermieden werden, indem Ansprechperso-
nen und Kooperationspartner für spezielle The-
men bekannt gegeben werden, an die sich die 
Betreuenden bei gegebenem Anlass wenden 
können. 

 
Partizipation 
 
Innerhalb der Jugendfeuerwehr gibt es Spre-
cherinnen und Sprecher der Jugendgruppen, 
die gewählt werden und als Bindeglied dienen: 
„Einmal: Ich kann als Bindeglied, als Betreuer 
mich zu denen wenden und sagen, ‚hier Themen, 
könnt ihr vielleicht mal so besprechen‘, und auch 
umgekehrt […] dass man miteinander spricht 
und sagt, ‚kannst du das nicht mal, ich möchte 
nicht, kannst du mal für uns oder für mich das so 
den Betreuern und dem Jugendwart herantra-
gen?‘ (Fa.3, 228). Bei den örtlichen Jugendfeuer-
wehren gibt es ebenfalls gewählte Sprecherin-
nen und Sprecher: „Also wir haben schon auf je-
der Ebene, die wir haben, auch Vertreter und 
Sprecher, die sich einbringen sollen und für uns 
natürlich auch noch mal gut sind, um Dinge zu 
spiegeln“ (Fa.2, 145).  
 
Während der Übungen bei einer Gruppen-
stunde müssen sich die Kinder, Jugendlichen 
und Betreuenden an klare Regeln und Vor-
gänge halten. Bei der Auswahl an (Bespre-
chungs-)Themen oder anderen Angeboten wer-
den die Kinder und Jugendlichen jedoch einge-
bunden. Auch bei den Verhaltensregeln können 
Kinder und Jugendliche mitdiskutieren.  
 

Präventionsangebote 
 
Aktuell liegen noch keine speziellen Präventi-
onsangebote zum Thema „Sexuelle Gewalt ge-
gen Kinder und Jugendliche“ vor. Die Jugend-
feuerwehr ist jedoch mit der Konzeption solcher 
Angebote in Kooperation mit dem Kinder-
schutzbund beschäftigt: „Noch mal ein Konzept 
gemeinsam zu erstellen, […] wie bringen wir den 
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Kindern auch bei, nein zu sagen, also auch hier 
selbstbewusstes Auftreten, auch mal zu verbali-
sieren, wenn eine Situation eintritt, bei denen die 
Kinder sagen, ‚nee, sorry, das geht mir jetzt ir-
gendwie zu nah‘“ (Fa.3, 230). Vereinzelt seien 
bereits Angebote vorhanden, beispielsweise 
eine einmalige Veranstaltung zum Umgang mit 
digitalen Medien oder zur Selbstverteidigung. 
Dies seien jedoch keine festinstallierten Ange-
bote, sondern wurden durch Betreuende initiiert 
und zum Teil auch realisiert.  
 
Als herausfordernd wurde beschrieben, dass die 
Altersspanne in den jeweiligen Gruppen sehr 
groß sei, ebenso müsse eine große Distanz in 
den Zuständigkeitsbereichen zurückgelegt wer-
den: „Es ist äußerst schwierig […] und dann na-
türlich bleiben wir jetzt mal bei der Jugendfeuer-
wehr – wir haben 28 Gruppen, wir wissen noch 
gar nicht, wie wir ansetzen wollen. Macht sicher-
lich keinen Sinn, irgendwie zu sagen, ‚so, alle[…] 
Zehn- und Elfjährigen, die kommen jetzt zu ei-
nem Termin‘, also eigentlich müssten wir alle 28 
Stadtteile bereisen, und das ist schon natürlich 
eine Aufgabe“ (Fa.2, 221).  
 

Elterninformation 
 
Eltern werden bezüglich der Freizeiten über In-
formationsblätter informiert, da aus der Erfah-
rung die Elterninfoabende kaum besucht wer-
den. In einer Kreisjugendfeuerwehr gibt es eine 
Aktion, die Eltern mit Plakaten über die Präven-
tion sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche informiert. Darin enthalten sei auch ein so-
genanntes „Zehn-Punkte-Programm“. Dieses 
Programm sei jedoch nicht in allen Jugendfeu-
erwehren vorhanden. 
 

Beschwerdeverfahren 
 
In einigen Jugendfeuerwehren gibt es eine Art 
„Sorgentelefon“ vor Ort. Das Sorgentelefon der 

Landesjugendfeuerwehr ist 24 Stunden erreich-
bar. Kinder und Jugendliche können sich hier 
bei Beschwerden, Problemen und Sorgen mel-
den: „Das Konzept, was wir hier aufgelegt haben, 
sieht tatsächlich vor, dass wir eine 24-Stunden-
Notfall-Telefonnummer haben. Das finde ich 
persönlich sehr, sehr wichtig, weil es abbildet, 
dass wir auch eine Eskalation bei uns im Hause 
[…haben; Erg. d. Verf.]. Das heißt, wir haben hier 
konkret benannte Ansprechpartner, die sich auch 
gegenseitig abwechseln, die auf dem gleichen 
Stand der Informationen sind“ (Fa.3, 138). Die 
Beschwerdemöglichkeiten und Ansprechperso-
nen seien soweit bekannt, dass Kinder und Ju-
gendliche diese nutzen: „Und da hatte die Struk-
tur schon so weit gegriffen, dass der Jugendliche 
danach wusste, wen er fragen kann“ (Fa.2, 57).  
 
Die Teilnehmenden der Fallstudie bewerteten 
ein aufgebautes Vertrauen zu den Betreuenden 
als wichtig, damit sich Kinder und Jugendliche 
bei Problemen, Beschwerden und Sorgen auch 
tatsächlich an jemanden wenden können. Eine 
anonyme Beschwerdestelle bzw. unbekannte 
Stelle scheine dies zu erschweren oder sogar zu 
verhindern. Das bereits erwähnte Arbeitsheft zu 
Kindeswohlgefährdung empfiehlt Ansprechper-
sonen zu etablieren und dann auch bekannt zu 
machen, die bei Bedarf auf Kooperationspartner 
zurückgreifen könnten. Einige Feuerwehren ver-
breiten die Kontaktdaten über Flyer oder Auf-
kleber. Auch für die Betreuenden seien An-
sprechpersonen rund um die Uhr verfügbar. 
Hierfür wurde ein eigenes Team aufgebaut: 
„Das Team hat [… u.a.; Erg. d. Verf.] Schulungen 
beim Kinderschutzbund gemacht. Hinter dieser 
Telefonnummer ist einer von sechs Ansprech-
partnern, der einfach erst mal zuhört und einfach 
erst mal da ist – also sehr niedrigschwellig eine 
erste Dokumentation stattfindet und auch eine 
erste Entscheidung: direkt Polizei oder Kinder-
schutzbund“ (Fa.2, 111). Andere Voraussetzun-
gen als die Fortbildungen waren nicht gegeben. 
Die Ansprechpersonen konnten sich freiwillig 
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melden. Das Angebot werde jedoch kaum in 
Anspruch genommen: „Wir haben das jetzt seit 
drei Jahren und hatten zwei Anrufe“ (Fa.2, 115). 
 

Intervention 
 
Bei einem (Verdachts-)Fall auf sexualisierte Ge-
walt werde das Gespräch mit dem Kind, der Ju-
gendlichen bzw. dem Jugendlichen und dem 
Kooperationspartner gesucht (beispielsweise 
der Kinderschutzbund). Bei einem bestätigten 
Verdachtsfall in der Vergangenheit seien inso-
fern Konsequenzen gezogen worden, dass der 
Jugendwart nicht mehr im Dienst tätig ist. Von 
einem schriftlich ausgearbeiteten Interventions-
leitfaden wurde nicht berichtet. 
 

Kooperation 
 
Die Jugendfeuerwehr habe in den letzten Jah-
ren einige Kooperationen aufgebaut. So werden 
die Fortbildungen zur Sensibilisierung der Be-
treuenden sowie der Führungskräfte gemein-
sam mit dem Kinderschutzbund durchgeführt. 
Etwa ein Mal im Jahr finde ein Austauschtreffen 
mit der zuständigen Ansprechperson des Kin-
derschutzbundes statt, um Bedarfe zu erkennen, 
aber auch um Rückmeldungen zu bisherigen 
Schulungen zu erhalten. Der Kinderschutzbund 
werde auch bei (Beratungs-)Themen von Kin-
dern und Jugendlichen eingebunden, sofern 
sich die Betreuenden dafür nicht qualifiziert ge-
nug fühlen, beispielhaft wurde das Thema der 
Geschlechtervielfalt genannt. Bei Präventionsan-
geboten zum Thema „Sexuelle Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche“ arbeite die Jugendfeu-
erwehr ebenfalls mit dem Kinderschutzbund 
bzw. mit Fachberatungsstellen zusammen. In-
formationsveranstaltungen für Kinder und Ju-
gendliche, beispielsweise zum Thema „Umgang 
mit sozialen Medien“, seien in Kooperation mit 
dafür zuständigen Beratungsstellen durchge-
führt worden.  
 

Es wurde deutlich, dass in Einzelfällen Vernet-
zung zwischen verschiedenen Stellen vorhan-
den ist bzw. Kontakte geschaffen werden: „Da 
hat sich rausgestellt, die sind auch in der Kirche 
aktiv, und waren dort im Jugendchor auch mit, 
und darum habe ich mich mit dem Diakon in 
Verbindung gesetzt“ (Fa.3, 215). Unter anderem 
werde neben solchen fallspezifischen Vernet-
zungen bei Kindeswohlgefährdungen auch das 
Jugendamt eingeschaltet. Jedoch wurde hier die 
fehlende Rückkoppelung seitens des Jugend-
amts bemängelt: „Wenn man das Jugendamt 
einschaltet, dann ist das Thema durch, dann gibt 
es keine Rückkopplung mehr, gar nichts mehr“ 
(Fa.3, 215). 
Auch Kooperationen innerhalb der Feuerwehr 
seien in Form eines Netzwerks vorhanden, so-
dass sich Betreuende austauschen und Unter-
stützung holen können. 
 
Die Teilnehmenden der Fallstudien drückten ihr 
Bedauern darüber aus, dass bisher keine ausrei-
chenden Kooperationen zu Kreisjugendämtern 
oder Sozialämter vorhanden seien: „Die Kreisju-
gendämter oder die Sozialämter, die kommen 
gar nicht. Also ich kenne noch keinen Landkreis, 
wo eine konkrete Vereinbarung mit der Feuer-
wehr oder Jugendfeuerwehr unterzeichnet 
wurde“ (Fa.2, 201). 
 

Sexualpädagogisches Konzept  
 
Ein sexualpädagogisches Konzept sei innerhalb 
der Landesjugendfeuerwehr noch nicht vorhan-
den. Es werde auf angemessene Kleidung ge-
rade bei Jugendlichen geachtet, sollte die Uni-
form vergessen worden sein. Den Teilnehmen-
den sei bewusst, dass sich die Jugendlichen ge-
rade auf Freizeiten näher kommen können: „Das 
kann aber genauso zwischen Mädels und Jungs 
passieren, ja. Klar ist es schön, wenn die sich ver-
stehen und sich nicht die Haare rausreißen – 
aber bis zu einem gewissen Grad natürlich“ (Fa.3, 
180). Geschlechtsverkehr ist auf Ferienfreizeiten 
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verboten, Paarbeziehungen seien nicht generell 
verboten, es werde jedoch sehr auf Beziehungs-
konstellationen geachtet.  
 
Eine grenzwahrende Kultur spiegelte sich auch 
in der Definition sexueller Gewalt gegen Kinder 
und Jugendlichen wider. Die Teilnehmenden 
der Fallstudie definierten den Beginn sexueller 
Gewalt bei verbalen Grenzverletzungen: „Also 
gerade die prahlenden Jungs, die irgendwie mit 
16, 17 sich erzählen, wie toll sie ausgestattet 
sind, können natürlich in dem Moment schon ei-
nen sexuellen Übergriff darstellen“ (Fa.3, 235). 
Bei solchen Grenzüberschreitungen werde dies 
von den Betreuerinnen und Betreuern mit den 
Kindern und Jugendlichen thematisiert. Aller-
dings sei ihnen bewusst, dass jede Jugendliche 
und jeder Jugendliche die Grenzen übergriffi-
gen Verhaltens für sich anders sehe und setze.  
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Um die erarbeiteten Konzepte zum Schutz sexu-
eller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche bei 
der Jugendfeuerwehr nachhaltig sicherzustellen, 
werden verschiedene Ansätze verfolgt.  
Einerseits werden die Sensibilisierung der Be-
treuenden und Bekanntgabe der Ansprechper-
sonen im Rahmen von Schulungen, die zwei 
Mal jährlich stattfinden, sichergestellt. Ander-
seits werde die Struktur der Jugendfeuerwehr 
an sich als positiver Faktor für die Nachhaltig-
keit von Schutzkonzepten angeführt: „Da gehört 
ein Stück weit mit dazu, dass wir unsere Verord-
nungen tatsächlich auch leben, dass wir immer 
wieder sagen, wir [ver]suchen Qualitätsmanage-
ment betreiben“ (Fa.3, 140) bzw. „Was auch noch 
mal ein wirklich wichtiger Punkt ist, dass wirklich 
so gut wie jeder Jugendwart, also jeder Betreuer 
selbst die Jugendfeuerwehr durchlaufen hat als 
[…] Jugendlicher […] aber im Prinzip weiß man 
wie man denkt, was man gemacht hat. Und das 
ist enorm wichtig, weil man auch sich dann noch 
mal da reinversetzt“ (Fa.3, 279). 

 

F3.2 Beispiel guter Praxis: 
Fallstudie eines klassischen 
Verbands – Pfadfinder 
 
Die Fallstudie hat einen Pfadfinderlandesver-
band mit knapp 60 Ortsgruppen und etwas 
über 3.000 Personen zum Gegenstand. Es wur-
den erneut zwei Gruppeninterviews geführt. Am 
„konzeptionellen Interview“, das sich vor allem 
auf die Entwicklung des Schutzkonzepts kon-
zentrierte, nahmen folgende Personen teil: 
 
` Der Vorsitzende des Landesverbandes,  
` der Landesbeauftragte für Ausbildung, der 

zugleich Mitglied eines verbandsinternen 
Arbeitskreises für Prävention sexueller 
Gewalt ist,  

` ein Bildungsreferent auf Landesebene�  
 
Das daran anschließende zweite Interview setzte 
den Fokus auf die Umsetzung des Schutzkon-
zeptes in der Praxis. An diesem nahmen sechs 
ehrenamtlich tätige Personen teil: 
 
` Zwei junge Frauen und zwei junge Männer, 

die aktuell als Landesbeauftragte engagiert 
sind und über langjährige Erfahrung in der 
Gruppen- und Stammesführung verfügen, 

` eine Landesbeauftragte für die Ranger- und 
Roverstufe,  

` ein Vertreter der Ranger- und Roverstufe, 
der auch als Bezirkssprecher engagiert ist. 

 

Steckbrief 
 
Die Verbandsstruktur hinter der Jugendarbeit 
der Pfadfinder in Deutschland ist in den Bun-
desverband, die Landesverbände und Ortsgrup-
pen (genannt „Stämme“) untergliedert. Entspre-
chend gibt es Bundes- und Landesvorstände 
sowie Stammesführerinnen und Stammesführer, 
die für die Ortsgruppen verantwortlich sind. 
Kinder und Jugendliche bei den Pfadfindern 
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sind nach Alter eingeteilt: Die Wölflinge (oder 
auch Kinderstufe) stellen mit den Fünf- bis Elf-
jährigen die jüngste Altersstufe dar. Die Pfadfin-
der bilden die Altersgruppe elf bis 16 Jahre, die 
Ranger und Rover befinden sich in einer Alters-
spanne von 18 bis 25 Jahren. Ab 25 Jahren wer-
den die Pfadfinderinnen und Pfadfinder als Er-
wachsene eingestuft. Diese Gruppen werden je-
weils von Stammesführerinnen und Stammes-
führern geleitet. Das Amt können Jugendliche 
ab 16 Jahren bekleiden. Die Stammesgrößen 
variieren stark, so gibt es kleine Stämme mit 
zehn bis hin zu großen Stämmen mit 150 Perso-
nen. Auch Ressourcen wie Finanzen oder Räum-
lichkeiten können sehr unterschiedlich ausfallen. 
Eine Gemeinsamkeit hat die Jugendarbeit der 
Pfadfinder aber überall: Sie wird größtenteils 
von den Jugendlichen selbst gestaltet. 
 

Anstoß der Schutzkonzeptentwicklung 
 
Den Anstoß zur Schutzkonzeptentwicklung gab 
ein Vorfall, bei dem ein Gruppenführer sexuelle 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche ausgeübt 
hat, in den eigenen Reihen im Jahr 2001. Dieser 
Fall verdeutlichte, dass bestimmte Strukturen 
geschaffen werden müssen, um präventiv arbei-
ten zu können. Daraufhin hat der Landesvorsit-
zende auf Bundesebene einen Arbeitskreis initi-
iert. Der Arbeitskreis umfasste zur damaligen 
Zeit acht Personen, u.a. Bildungsreferentinnen 
und Bildungsreferenten.  
 

                                                      

27 In der vorliegenden Fallstudie werden Personen, 
die Kinder und Jugendliche betreuen „Teamende“ 
genannt. 

Entwicklung und Umsetzung des 
Schutzkonzepts 
 
Nach Bekanntwerden des Vorfalls in den eige-
nen Reihen sei als erster Schritt innerhalb des 
Landesverbandes ein Verhaltenskodex erarbei-
tet worden. Als plausibler Ansatzpunkt für die 
Präventionsmaßnahmen haben dabei die Pfad-
finderregeln selbst gedient: „Wir interpretieren 
diese Pfadfinderregeln zum Thema ‚Prävention 
sexualisierter Gewalt‘, und machen das als unse-
ren Verhaltenskodex“ (Fb.2, 73). Diese Regeln 
seien anschließend in dem oben erwähnten Ar-
beitskreis diskutiert worden. Sodann seien Pla-
kate und Flyer mit den Verhaltensregeln sowie 
weitere einschlägige Informationsmaterialien 
erstellt und deutschlandweit an die Stämme 
verschickt worden. Weiterhin sei die Ausbil-
dungskonzeption aller Teamenden27 um das 
Thema Prävention sexueller Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche erweitert worden. Zusätz-
lich zu dieser Erweiterung wurde die Stelle einer 
Bundesbeauftragten bzw. eines Bundesbeauf-
tragten für Ausbildung eingerichtet.  
 

Risikobereiche 
 
Obwohl der Jugendverband keine Risikoanalyse 
durchgeführt hat, werden verschiedene 
Schwachstellen und Risiken, welche sexuelle Ge-
walt gegen Kinder und Jugendliche begünsti-
gen könnten von den Teilnehmenden ange-
führt. Einerseits wurden Strukturen und Hierar-
chien als mögliche Risiken benannt. Weiterhin 
wurde die Peer-to-Peer-Gewalt während der 
Zeltlager als Risikofaktor aufgeführt, „dass vor 
allem eben […] unter Jugendlichen öfter was pas-
siert einfach aufgrund der Strukturen, die wir ha-
ben, dass man auch zusammen eben dieses Ko-
edukative macht, also man schläft zusammen in 
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einem Zelt, man hat keine getrennten Gruppen, 
sondern man ist auch zusammen“ (Fb.2, 259).  
 
Zudem wurden die Kultur und der enge Zusam-
menhalt auch als mögliche Risikofaktoren für 
Grenzverletzungen gesehen: „Bei Pfadfindern ist 
es meistens so, da stehen die eigentlich direkt so 
Nase an Nase beieinander, ohne dass die irgend-
wie eine Beziehung haben, oder so, sondern es ist 
vollkommen okay, weil wir das eben gewohnt 
sind, weil wir diesen Umgang, diesen intensiven 
Umgang miteinander haben. Und da kann es 
dann noch mal schwierig sein, zum Thema eben 
‚Grenzüberschreitungen‘, dann Stopp zu sagen, 
weil wir halt so eng miteinander sind, was dann 
irgendwie auch so normal ist teilweise, das sind 
halt so Sachen, wo man irgendwie noch ein ge-
naueres Auge draufwerfen muss“ (Fb.3, 61). Die 
Teamenden werden auch dafür sensibilisiert, 
dass manche Kinder und Jugendliche diese be-
schriebene Nähe nicht möchten und dement-
sprechend darauf geachtet werden müsse, die 
Grenzen der Jugendlichen zu berücksichtigen. 
 

Kultur 
 
Die Teilnehmenden beschrieben die Pfadfinder 
als eine große Gemeinschaft mit starkem Zuge-
hörigkeitsgefühl: „Also man wächst da irgendwie 
sehr schnell rein […] ist wie in so einer Wolke […] 
es ist eigentlich dieses Gruppengeschehen, ein-
fach sich da als ein Pfadfinder fühlen“ (Fb.3, 37). 
Nach dem Basiskurs entstehe bei den jeweiligen 
Gruppen eine Vertrautheit: „Wir bauen die 
ganze Zeit, über den Kurs hinweg, eben das Ver-
trauen mit den Teilnehmenden auf, haben eine 
intensive Zeit“ (Fb.3, 43). Dies helfe den Kindern 
und Jugendlichen, selbstbewusster zu werden 
und die Stopp-Regeln laut auszusprechen: „Also 
hab ich immer gemerkt, dass die Kinder noch 
mal wirklich die Bedeutung dieser Stopp-Regel 
verstanden haben, dass sie wirklich jederzeit 
Stopp sagen dürfen, und zwar nicht nur eben bei 

uns im Pfadfinderrahmen, sondern auch im All-
tag, wenn jemand ihnen irgendwie zu nahe 
kommt, dass sie jederzeit auf sich laut aufmerk-
sam machen können, und auch als Erfahrung, 
dass da ihr Selbstvertrauen gestärkt wird, und 
dass sie wissen, okay, sie stehen nicht alleine da, 
sondern sie können Hilfe holen“ (Fb.3, 43).  
 
Die Stopp-Regeln hätten eine besondere Be-
deutung, da der Umgang innerhalb der Stämme 
sehr offen sei, jedoch zugleich ein enger und in-
tensiver Kontakt bestehe: „Und auch für Ein-
zelne, sich davon abzugrenzen, also wenn man 
selber sagt, ‚okay, ich bin eigentlich nicht so ein 
Nähe-Mensch, ich mag es nicht so, aber jetzt 
sind da alle irgendwie dabei, dass man selber 
auch immer noch die Möglichkeit hat, sich eben 
da nicht so rein zu begeben, das ist halt auch, 
also, denk ich, auch schwierig, manche Teilneh-
mer, die vielleicht sich normalerweise noch nicht 
so öffnen wollen würden, und dann halt da so 
hineingeworfen werden‘, aber, ich denke, es ist ja 
auch immer eine Aufgabe von den Teamenden 
da eben drauf zu achten, sodass jeder irgendwie 
noch in seinem Rahmen da handeln kann“ (Fb.3, 
63).  
 
Ein Prinzip der Kinder- und Jugendarbeit bei 
den Pfadfindern sei die Koedukation, dass sich 
die Angebote und Aktionen grundsätzlich an 
Mädchen und Jungen wenden: „Also mir ist die 
Geschlechtermischung durchaus wichtig, also 
dass auch jeder das gleiche machen kann, und 
auch den Mädchen zu zeigen, […] es gibt hier 
auch irgendwie andere Sachen, wie zum Beispiel 
der Wald, und Holz hacken, und genauso wie es 
die Jungs auch machen können“ (Fb.3, 307). 
„Und Sie lernen da ja offenbar den respektvollen 
Umgang miteinander […] und das, also das lernt 
man ja nirgends woanders als Jugendlicher, 
wenn man eben mit anderen Geschlechtern in 
einem Zimmer schläft, wie man da miteinander 
umgeht, das ist so etwas, was man ja auch nicht 
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aktiv lernt, sondern einfach so, wie ist der Um-
gang miteinander, dieser respektvolle Umgang 
miteinander, den finde ich auch so wahnsinnig 
wichtig, auch gerade bei uns im Verband“ (Fb.3, 
318).  
 
An dieser Stelle profitieren die Teamenden da-
von, innerhalb ihrer Ausbildung zum Thema 
„Nähe und Distanz“ sensibilisiert worden zu 
sein: „Wir sind unglaublich sensibel, wir sind 
wahnsinnig achtsam, im Zweifelsfall kann es gut 
sein, dass es uns trotzdem durchrutscht, oder 
dass es halt passiert, ich glaube schlussendlich ist 
da niemand vor gefeit, und trotz aller Schutzme-
chanismen müssen wir irgendwie auch drauf ge-
feit sein, auch mental, dass mal was passiert, es 
wird sehr bedacht mit solchen Situationen auch 
umgegangen, es wird wirklich viel reflektiert“ 
(Fb.3, 71).  
 
Verstöße gegen Regeln werden in der Regel un-
ter Kolleginnen und Kollegen offen angespro-
chen. Dies werde durch eine grundsätzliche 
Fehlerkultur bei den Pfadfindern begünstigt: „Es 
wird ja eigentlich gewünscht, dass man Fehler 
begeht bei uns“ (Fb.2, 268). „Also wir arbeiten 
nach dem Prinzip ‚Learning by Doing‘, und es 
geht eigentlich darum, dass man selber auspro-
biert und macht, und wenn ein Fehler passiert, 
dann ist auch eigentlich niemand böse, sondern 
man lernt einfach draus“ (Fb.2, 271). Sofern die 
Teamenden nicht weiter wissen, beispielsweise 
auch inhaltlich, sei es eine Selbstverständlich-
keit, sich an Fachstellen und Beratungen zu 
wenden. 
 
Die Teilnehmenden benannten als positiven 
Fakt, dass die Gemeinschaft innerhalb der Pfad-
finder förderlich bei Disclosure wirke: „Das ist ja 
genau das Tolle, was Pfadfinderei eben leistet, 
also diese Gemeinschaft, sich zu öffnen, Sachen 
anzusprechen, […] dass man einfach da eben je-
manden hat, mit dem man über das reden kann, 

der dann abfedern kann, und zwar besser als El-
tern oder Verwandte das überhaupt können“ 
(Fb.2, 357). 
 

Verhaltenskodex 
 
Allgemeine Verhaltensregeln werden bei den 
Pfadfindern durch die ganze Kultur weitergege-
ben, sie sind aber auch ausformuliert. Eine 
Wölflings-Regel besagt, „‚Ein Wölfling nimmt 
Rücksicht auf andere‘, und damit kriegt der Wölf-
ling schon, also das kleine Kind schon mit, ‚okay, 
es gibt einfach Dinge, die kann ich machen, und 
ab dem Moment, wo ich jemand anderen in sei-
nem privaten Bereich einschränke, indem ich was 
mache, was der andere nicht will, da muss ich 
einfach mich einschränken‘" (Fb.2, 289). Weiter-
hin sei die bereits erwähnte Stopp-Regel für 
Pfadfinderschaft von besonderer Bedeutung. 
Eine zusätzliche wichtige Regel, die die Kleins-
ten direkt mitgeteilt bekommen, ist, „ein Pfad-
finder hilft wo er kann“ (Fb.3, 134).  
 
Weitere Regeln werden durch verschiedene Ma-
terialien vermittelt, beispielsweise Plakate und 
Postkarten, auf denen einzelne Regeln durch 
Bilder oder Comics dargestellt sind. Die Regeln 
werden vor der Versprechens-Feier gelernt. Bei 
einer solchen Feier bekennen sich die Kinder 
und Jugendlichen zu den Idealen der Pfadfin-
derschaft: „Bei dem Pfadfinderversprechen kom-
men tatsächlich alle Pfadfinderregeln drin vor, 
nach denen sie versprechen nach diesen Pfadfin-
derregeln zu leben, und da haben wir ja sozusa-
gen schon eine Richtlinie, die auch so vorstruktu-
riert ist“ (Fb.2, 73).  
 
Die vorherrschenden Pfadfinderregeln, die auch 
Aspekte zur Prävention sexueller Übergriffe be-
inhalten, erhalten die Kinder und Jugendlichen 
während eines einschlägigen Kurses in ausge-
druckter Form, zusätzlich zu Postkarten und Sti-
ckern, die diese Regeln abbilden.  
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Neue Mitarbeitende 
 
Bei den Pfadfindern gibt es obligatorische Aus-
bildungen für Gruppenleitungen. Dieses Ausbil-
dungskonzept sei auf Bundesebene geregelt. 
Die Bundesausbildungslehrgänge richten sich 
danach, welche Gruppen später geleitet werden 
sollen. Innerhalb dieser Kurse werden Inhalte 
zum Umgang mit Kindern und Jugendlichen 
vermittelt. Das Thema „Prävention sexueller Ge-
walt gegen Kinder und Jugendliche“ sei ver-
bindlich, so auch die Anwendung des Verhal-
tenskodexes (Stopp-Regel etc.). Die jeweiligen 
Landesverbände können jedoch individuelle 
Schwerpunkte setzen. So habe der Landesver-
band dieser Fallstudie einen weiteren Kurs ein-
geführt, der den angehenden Gruppenleiterin-
nen und Gruppenleitern zusätzliches „Hand-
werkszeug“ mitgibt.  
 
Das Bundesausbildungskonzept des Verbandes 
sieht einen Kurs für die 15- bis 17-Jährigen, die 
eine Gruppenleitung bei Wölflinge übernehmen 
wollen, vor. Dieser behandelt das Thema Prä-
vention allgemein auch aus rechtlicher Perspek-
tive: „‚Was tun wir eigentlich wenn…‘, und da 
sind alle möglichen, von Rauchen, Alkoholmiss-
brauch, bis hin zur sexualisierten Gewalt Themen 
aufgegriffen, die für Gruppenleiter interessant 
sind, und eben in dieser Rechtseinheit kommt“ 
(Fb.2, 110).  
 
Ein weiterer Kurs des Ausbildungskonzepts sei 
auf die Bedürfnisse der Leiterinnen und Leiter 
zwischen 16 und 19 Jahren abgestimmt und 
solle diesen mehr Sicherheit geben. Ein Baustein 
dieses Kurses behandelt beispielsweise „Part-
nerschaft und Sexualität“: „Da geht es um die ei-
genen Bedürfnisse, da geht es darum, ‚wo will ich 
hin irgendwie, wie geht es mir damit‘", auch weil 
Pubertät, man ist irgendwie in einer Findungs-
phase auch oftmals noch“ (Fb.3, 36).  
 

Generell gebe es ein Übergangssystem, d.h. 
frisch geschulten neuen Gruppenleitungen 
werde etwa für ein halbes Jahr eine erfahrene 
Gruppenleitung zur Seite gestellt. Zudem erhal-
ten Gruppenleitende eine spezielle Schulung 
zum Thema „Ansprechpersonen“, sodass sie in 
der Lage versetzt werden, sich den Kindern und 
Jugendlichen als Ansprechperson anzubieten 
Sie werden beispielweise angehalten nach den 
Gruppenstunden länger zu bleiben oder „dass 
an den Gruppenleiterkursen selber die Teamer 
auch immer wieder Gelegenheiten schaffen in 
der Mittagspause, zwischen Mittagessen und der 
nächsten Einheit, gibt es den Teil ‚komm reden‘ 
zum Beispiel, das heißt, also da ist Freizeit, oder 
wird abgespült, und in der Zeit sind zwei Teamer, 
oder einer zumindest, dafür da, und auch den 
Teilnehmenden während des Kurses bekannt, 
dass die frei haben, da. Die sind in dem Raum, o-
der draußen […] und dann können die Teilneh-
mer zu denen gehen und die sind ansprechbar 
für alles Mögliche, ob das jetzt irgendwelche 
Kursinhalte sind, so, wo noch mal Fragen zu ei-
ner Einheit aufgekommen sind, oder eben private 
Themen“ (Fb.2, 235). 
 

Weitere thematische Fortbildungen 

Auch für die Teilnehmenden der Fortbildung 
gelten die Stopp-Regeln, sodass sie sich mittei-
len können, wenn ihnen Fortbildungsinhalte zu 
nah gehen: „Wobei aber auch bei den Einheiten 
dieses Stopp-Prinzip gilt, also wenn jemand das 
Thema zu nahe geht, oder wenn jemand sich da-
mit nicht beschäftigen will, kann er sich auch 
rausziehen“ (Fb.2,145). 
 
Ein gegründeter Arbeitskreis auf Landesebene, 
der sich speziell mit dem Thema „Prävention se-
xueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ 
beschäftigt, biete in Fortbildungen und Grund-
kursen ebenfalls Einheiten an. Zu Beginn dieser 
Einheit konnten die Ortsgruppen die Einheit bu-
chen und sie haben „entweder nur eine spieleri-
sche Einheit gemacht, damit sie wissen, wie man 
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das im Stamm weiterführen kann, oder für den 
Stammesrat tatsächlich auch eine mehr mit Zah-
len, Daten, Fakten belastete Arbeit gemacht“ 
(Fb.2, 167). Die dort durchgeführten Übungen 
und Methoden seien von Bildungsreferentinnen 
und Bildungsreferenten entwickelt worden bzw. 
beziehen sich auf bereits entwickelte Leitfäden, 
wie beispielsweise PRÄTECT. Dabei werden die 
Wissensinhalte nicht als Vortrag vermittelt, son-
dern beispielsweise als Quiz, um die Teilneh-
menden aktiv mit einzubinden. Dieser Arbeits-
kreis habe sich selbst verpflichtet, an Fortbil-
dungen teilzunehmen. Dabei sollen neben den 
internen, vom Bundesarbeitskreis durchgeführ-
ten auch externe Angebote besucht werden. 
 
Ein weiterer wichtiger Baustein in Fortbildungen 
dieses Arbeitskreises sei die Sensibilisierung da-
für, dass sie als Ansprechperson für Kinder und 
Jugendliche dienen können und sollen: „Also 
dass es [nicht; Erg. D. Verf.] nur darum geht, dass 
ihr auf eure Gruppe schaut, und wie es im Ver-
band läuft, sondern dass ihr natürlich als Ver-
trauensperson auch Ansprechpartner sein könnt 
für Kinder und Jugendliche, die sich euch anver-
trauen, was außerhalb der Pfadfinder vielleicht 
ihnen widerfahren ist“ (Fb.2, 340).  
 
Ein anderer Baustein beschäftige sich mit der 
Intervention bei einem (Verdachts-)Fall sexueller 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche: „Den 
Teilnehmern die Handlungsschritte in Verdachts-
fällen, Verdachtssituationen, bei einem unguten 
Gefühl erklärt werden, ‚was kann ich tun, erst 
mal Ruhe bewahren, ich sollte dem Kind eine 
Anlaufstelle bieten, aber auch mir selber Hilfe 
holen, und das mit anderen bereden, und um 
meinen Gefühlen nachzugehen, oder das Gefühl 
von dem Kind, und das auch, wie ein Kind, ernst 
zu nehmen‘“ (Fb.2,354). 
 

Erweitertes Führungszeugnis 
 
Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ab 16 Jahren müssen ein Führungszeugnis ein-
reichen. Die Geschäftsstelle überprüfe dies und 
fordere ggf. erneut auf, dieses nachzureichen. 
Auch für Hauptamtliche gelte diese Pflicht. Dar-
über hinausgehend müssen neue ehrenamtliche 
Mitarbeitende in einer Stellungnahme ihre Mo-
tivation erläutern. Sofern neue Gruppen ge-
gründet werden, müssen die Personen, die 
diese gründen, eine Selbstauskunft unterschrei-
ben. 
 

Präventionsangebote 
 
Informations- und Präventionsangebote für Kin-
der- und Jugendliche zum Themenbereich „Prä-
vention sexuelle Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche“ erhalten die Gruppen beispielsweise 
im Baustein „Partnerschaft und Sexualität“, wel-
cher unter anderem Jugendliche bezüglich der 
Stopp-Regel bestärke: „Aber in der Einheit merkt 
man, also hab ich immer gemerkt, dass die Kin-
der noch mal wirklich die Bedeutung dieser 
Stopp-Regel verstanden haben, dass sie wirklich 
jederzeit Stopp sagen dürfen“ (Fb.3, 43).  
 
Innerhalb der Kurse des Arbeitskreises Präven-
tion sexueller Gewalt werden Kinder und Ju-
gendliche für die Wahrnehmung und den Um-
gang mit Grenzüberschreitungen sensibilisiert: 
„Da wird so ein Schlafsack hingelegt, da setzt 
sich jeder auf seinen eigenen Schlafsack, und 
wird geguckt irgendwie, ‚wie fühlt sich das denn 
an, wenn ein anderer über deinen Schlafsack 
drüberläuft‘, und dann auch schon klar, das ist 
mein eigener Raum mein Schlafsack, und der 
wird verletzt, und das fühlt sich doof an, und 
dass man dann so spielerisch damit umgeht“ 
(Fb.2, 138). Weiterhin werden Kinder und Ju-
gendliche auch in anderen Themen geschult, 
beispielsweise wie sie in Problemsituationen 
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Hilfe holen können: „Aber auch in Alltagssituati-
onen, wenn es zum Beispiel jetzt darum geht, 
dass man tatsächlich belästigt wird, oder dass sie 
sehen, dass andere belästigt werden, laut auf 
sich aufmerksam machen, eine Hilfe holen, aber 
auch wiederum, dass es superwichtig ist, dass sie 
sich nicht in Gefahrensituationen begeben“ (Fb.3, 
46). 
 
Nach Ende des Kursbesuches erhalten die Kin-
der und Jugendlichen einen Aufnäher. Da dieser 
Aufnäher nicht bei allen Stämmen bekannt ist, 
falle es anderen auf, sodass ein Austausch auch 
über die Stämme hinweg stattfinde.  
Weiterhin werden den Kindern und Jugendli-
chen Bildungswochenenden angeboten. Bei 
diesen sei immer jemand vom Präventionsar-
beitskreis des Landesverbandes anwesend, so-
dass Spiele, Morgenrunden o. Ä. zum Thema 
„Prävention sexuelle Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche“ stattfinden: „Wir machen dann halt 
aus, ‚wer macht dort mal eine Morgenrunde und 
ein Spiel zum Thema‘, oder was vielleicht auch 
nicht offensichtlich mit dem Thema zu tun hat, 
aber dann im Nachhinein die Reflexion kommt, 
und noch mal an die Stopp-Regel erinnert wird“ 
(Fb.2, 165).  
 

Elterninformation 
 
Bevor die jeweiligen Stämme auf Lager fahren, 
erhalten die Eltern in einem Elternabend alle 
notwendigen Informationen. Bei diesen Aben-
den werde auch auf Fragen der Eltern einge-
gangen, die sich beispielweise auf das ge-
mischtgeschlechtliche Übernachten in Zelten 
beziehen. Weiterhin werde das Einverständnis 
der Eltern eingeholt, dass Teamende mit den 
Kindern und Jugendlichen über Themen wie 
„Sex und Geschlechtsverkehr“ sprechen können: 
„Und da haben sie sich von den Eltern auch die 
Unterschrift geben lassen, die Eltern haben das 
begrüßt, dass man mit den Kindern über genau 
solche Themen redet, weil die sagen eben, ‚na ja, 

mit den Eltern redet man ja eher jetzt nicht 
drüber‘“ (Fb.2, 326). Ebenso werden Eltern regel-
mäßig über den Arbeitskreis und dessen Arbeit 
zu Prävention sexueller Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche informiert. 
 

Beschwerdeverfahren 
 
Bei den Pfadfindern gibt es Ansprechpersonen 
bezüglich der Prävention sexueller Gewalt ge-
gen Kinder und Jugendliche. Diese können bei 
Beschwerden aber auch bei (Verdachts-)Fällen 
kontaktiert werden. 
 
Zusätzlich zu den Ansprechpersonen werden 
auch die Teamenden sensibilisiert, um als (inof-
fizielle) Ansprechpersonen für die Kinder und 
Jugendlichen fungieren zu können: „Dass wir 
immer ein offenes Ohr für sie haben als Grup-
penleitende, und dass sie jederzeit alles äußern 
dürfen, was ihnen nicht passt, das ist überhaupt 
keine Frage, ob sie es dann tun, ist halt die an-
dere Frage. Man muss sie immer wieder ermuti-
gen, und immer wieder drauf hinweisen, dass die 
Gruppenleitenden dazu da sind“ (Fb.2, 93). Eine 
weitere Beschwerdemöglichkeit sei zudem auf 
Landesverbandsebene durch Personen des Ar-
beitskreises zur Prävention von sexualisierter 
Gewalt gegeben. Durch kontinuierliche Bil-
dungsarbeit sollen diese Ansprechpersonen und 
Kontaktmöglichkeiten weitergetragen werden. 
Dabei treten jedoch auch Hindernisse auf: „Aber 
tatsächlich ist natürlich das Problem, dass man 
dann super viel Manpower braucht, um das wirk-
lich zum letzten Mitglied zu tragen, das ist schon 
eine Schwierigkeit“ (Fb.3, 103). Es gebe jedoch 
für jeden Einzelnen die Option, eine vorgefer-
tigte Postkarte unfrankiert an den Arbeitskreis 
zu schicken, um so eine anonyme, kostenfreie 
Beschwerde zu ermöglichen. Diese Postkarten 
werden auf Landesverbandsaktionen sowie all-
gemeinen Aktionen ausgelegt und wurden zu-
sätzlich an jedes Mitglied per Post gesendet, 
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ebenso wurden die Postkarten der Landesver-
bandszeitschrift beigelegt. Die Kontaktdaten 
können auch auf der Homepage nachgelesen 
werden. Es bestehe die Möglichkeit, die zustän-
digen Personen telefonisch oder per Mail zu er-
reichen. Diese Kontaktpersonen des Arbeitskrei-
ses wurden durch eine spezielle Schulung zur 
Kontaktberatung qualifiziert.  
 

Intervention 
 
Ein schriftlich festgelegter Interventionsleitfaden 
wurde von den Teilnehmenden der Fallstudien-
diskussion nicht erwähnt. Allerdings erhalten 
Stammesführerinnen und Stammesführer zu Be-
ginn der Ausbildung eine Einheit, in der rechtli-
che Leitfäden thematisiert werden, u.a. auch zur 
Intervention bei sexueller Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche. Weiterhin wenden sich Be-
troffene bisher an den Arbeitskreis, der sich mit 
der Prävention sexueller Gewalt beschäftigt. 
Dieser berät Betroffene bezüglich des weiteren 
Vorgehens; beispielsweise Kooperation mit Be-
ratungsstellen. 
 

Kooperation 
 
Der Landesarbeitskreis zur Prävention sexuali-
sierter Gewalt hat an Schulungen von PRÄTECT 
teilgenommen. Dabei haben sie sich mit ande-
ren Jugendverbänden vernetzen können. Wei-
terhin kooperieren die Pfadfinder mit Bera-
tungsstellen in Bezug auf Intervention und lo-
ben deren Beratungsqualität und Fähigkeiten. 
Die Teilnehmenden der Fallstudien beschrieben 
auch die Wichtigkeit von Kooperationen mit 
Fachberatungsstellen: „Aber sobald bei uns ir-
gendwelche Fälle auftreten, oder Beratungen zur 
Intervention stattfinden, dann suchen wir uns 
halt tatsächlich Profis, die uns da weiter beraten 
können. Weil wir sagen, unser Schwerpunkt ist 
Prävention, und alles was darüber hinausgeht, 
versuchen wir so schnell wie möglich abzugeben“ 
(Fb.2, 184).  

 

Sexualpädagogisches Konzept  
 
Bei den Pfadfindern sind sexuelle Handlungen – 
anders als Liebesbeziehungen – während der 
Kurse und Zeltlager grundsätzlich untersagt. 
Das Alter der Teilnehmenden spiele dabei keine 
Rolle. Dieses Verbot gelte lediglich während der 
Angebote. Bei Verstößen gegen diese Regel 
gebe es kein allgemeingültiges Vorgehen in 
dem Sinne. In der Regel werde aber die Grup-
penleitung informiert und anschließend ein in-
dividuelles Gespräch geführt. Beziehungen zwi-
schen Teamenden und Teilnehmenden sind 
nicht erlaubt. Bei Regelverstößen werden Tea-
mende abgemahnt. Dies werde auch während 
der Ausbildung erwähnt und ist in der Ausbil-
dungskonzeption verankert. 
 
Allgemein wurde festgestellt, dass es einen of-
fenen Umgang mit Sexualität gebe. Dies zeige 
sich insbesondere darin, dass in unterschiedli-
chen (Fortbildungs-)Kursen auf Partnerschaft 
und Sexualität und die damit verbundenen Be-
dürfnisse eingegangen werde. Bei Pfadfinderla-
gern übernachten die Kinder und Jugendlichen 
in geschlechtsgemischten Zelten. Sofern 
Paarbeziehungen während eines Lagers vorhan-
den sind oder entstehen, wird mit den Jugendli-
chen gesprochen und darauf hingewirkt, dass 
sie sich aus Rücksicht auf die restlichen Teilneh-
menden mit dem Ausdruck der Beziehung zu-
rückhalten: „Also es gibt eigentlich ganz viele 
Pfadfinderbeziehungen einfach durch dieses La-
gerfeuerromantische, am Abend zusammensit-
zen, klar, aber eigentlich, alle Pärchen, die ich 
kenne, die schauen, dass das sich auch so einen 
Rahmen behält, dass sich niemand dadurch be-
lästigt oder gestört fühlt“ (Fb.2, 291).  
 
Die Teilnehmenden der Fallstudie berichteten 
von der Erfahrung, dass restriktive Verbote und 
Unterdrückung von Beziehungen diese nicht 
unbedingt verhindern würden, sodass Verbote 
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nicht ausgesprochen werden. Nichtsdestotrotz 
achten die Teamenden sehr auf die Einhaltung 
der Regeln und ihnen sei die rechtliche Verant-
wortung, die sie auf Ferienlagern haben, be-
wusst: „Na ja, wir haben das ja in unserem Ver-
haltenskodex drin, Beziehungen sind gewünscht, 
aber das Ausleben der Beziehung soll so sein, 
dass andere nicht gestört sind, also es ist halt ei-
nerseits eine Kultur, aber andererseits auch in ei-
ner Regel verhaftet“ (Fb.2, 320). „Die Prävention 
sexualisierter Gewalt hat überhaupt gar keinen 
Wert, wenn es nicht eine sexuelle Aufklärung 
gibt. Wenn man weiß irgendwie, was bei uns ein 
okayer Rahmen ist, und wie man auch Sachen 
benennt […] das ist sozusagen die Basis. Sexual-
pädagogik ist das, wie man kochen lernt, und 
dann ‚Prävention sexualisierte Gewalt‘ ist, wie 
man umgeht, wenn einer mit einer Pfanne haut“ 
(Fb.2, 266). 
 
Sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
umfasse nach der Definition der Pfadfinder 
auch verbale Gewalt: „Also jegliche Art und 
Weise, wenn sich jemand belästigt fühlt, wenn 
ihm irgendwas zu nahe ist“ (Fb.2, 129). Es sei zu-
dem ein Bewusstsein dafür vorhanden, dass 
Grenzüberschreitungen für jedes Kind, jeden Ju-
gendlichen und Teamenden individuell unter-
schiedlich wahrgenommen werden: „Also es ist 
ziemlich schwierig zu formulieren, weil das ja für 
jeden selber ist, es kann ja auch aufgrund des Al-
ters, des Geschlechts, und der kulturellen Her-
kunft, unterschiedlich sein, wenn jemandem da 
irgendwas zu nahe ist und diese Grenze absicht-
lich überschritten wird irgendwie, dann ist das 
für uns zumindest schon mal [sexuelle Grenzver-
letzung; Erg. d. Verf.]“ (Fb.2, 131). 
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Die Teilnehmenden nannten ein funktionieren-
des Netzwerk als wichtigen Bestandteil, damit 
das Schutzkonzept am Leben erhalten werden 
könne. Bei den Stufentreffen, bei denen sich alle 

Stufenleitenden aus dem Landesverband an ei-
nem Wochenende treffen, finden alle zwei Jahre 
Einheiten des Arbeitskreises Prävention sexuel-
ler Gewalt statt. Ebenso werde Prävention sexu-
eller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche re-
gelmäßig auf der Landesversammlung themati-
siert. Damit das Thema auf Bundesverbands-
ebene präsent bleibt, setzen die Mitarbeitenden 
des Arbeitskreises das Thema immer wieder auf 
die Tagesordnung. 
 
Auch bei sonstigen Veranstaltungen seien Mit-
arbeitende dieses Arbeitskreises anwesend, um 
das Thema Prävention sexueller Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche immer wieder auch bei 
den Teamenden und Kindern und Jugendlichen 
präsent zu machen: „Da uns immer wieder ins 
Gespräch zu bringen sozusagen“ (Fb.2, 165). 
Auch das Abzeichen, das jeder nach dem Be-
such von Fortbildungen, Seminaren oder Kursen 
des Arbeitskreises erhält, mache andere Pfadfin-
der auf die Thematik aufmerksam: „Allein 
dadurch kommen natürlich im [Landesverband] 
auch oder allgemein bei uns im Verband, das 
Thema immer wieder, weil Leute, die es nicht 
kennen, dann vielleicht fragen, so, was ist denn 
das für ein Abzeichen, ‚ah ja, das hab ich da und 
da bekommen, zu dem und dem Thema hab ich 
da eine Einheit besucht‘, und genau, das ist auch 
eine von vielen Methoden, wie wir das immer 
wieder ins Blickfeld rücken, so das Thema“ (Fb.2, 
165). 
 
Der Arbeitskreis veröffentlicht regelmäßig Arti-
kel zum Thema in der Landeszeitschrift, die alle 
Mitglieder und auch deren Eltern erhalten.  
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F3.3 Beispiel guter Praxis: 
Fallstudie eines themenorientierten 
Verbands – Politischer 
Jugendverband 
 
Am konzeptionellen Interview, das sich vor al-
lem mit den Themen der Entwicklung und Im-
plementierung des Schutzkonzepts beschäf-
tigte, nahm eine hauptamtlich beschäftigte Ju-
gendbildungsreferentin und gleichzeitige Ge-
schäftsführerin des Kinder- und Jugendver-
bands teil.  
 
Das daran anschließende, zweite Interview 
setzte den Fokus auf die Umsetzung des 
Schutzkonzeptes. An diesem nahmen vier Per-
sonen teil, die ehrenamtlich innerhalb des poli-
tischen Jugendverbandes im gleichen Landes-
verband tätig sind: 
 
` Ein ehrenamtlicher Vorsitzender des 

Landesverbandes und Mitorganisator von 
Sommerfreizeiten sowie als Ansprechperson 
für sexuelle Gewalt,  

` eine ehrenamtliche Landesvorsitzende und 
Gruppenhelferin, die Schulungen für 
Jugendleitungen anbietet, 

` eine ehrenamtliche Kreisvorsitzende, die 
eine Jugendgruppe betreut, 

` ein ehrenamtlicher Gruppenhelfer bei 
Zeltlagern. 

 

                                                      

28 Innerhalb des Verbandes werden Personen, die 
Kinder und Jugendliche betreuen „Gruppenhelferin-
nen und –helfer“ genannt. Die Begrifflichkeit soll das 

Steckbrief 
 
Der in den Fokus genommene politische Ju-
gendverband hat circa 300 Mitglieder auf Lan-
desebene. Zusätzlich aktiv sind etwa 600 Kinder 
und Jugendliche, wovon etwa 120 regelmäßig 
an Gruppentreffen teilnehmen, während der 
Rest über sporadische Angebote eingebunden 
ist. Der Verband tritt für eine gerechtere, solida-
rische Welt ein u.a. in selbstorganisierten Grup-
penstunden oder Zeltlagern. 
 
Der Landesverband des Jugendverbands ist im 
Jahr 1945 als Organisationszusammenschluss 
wiedergegründet worden. 
 
Die Altersspanne der Kinder und Jugendlichen 
beträgt zwischen sieben und 17 Jahren. Die 
Gruppenhelferinnen28 und Gruppenhelfer sind 
zwischen 18 Jahren und Mitte 20. 
 
Das pädagogische Grundverständnis kann als 
reformpädagogisch verstanden werden. Kinder 
und Jugendliche werden stark mit einbezogen 
(beispielsweise in Entscheidungen, was die 
Gruppe während der Gruppenstunde macht, 
welche Themen besprochen werden etc.) und 
erhalten eine Stimme, sodass transparente Ent-
scheidungen bestehen. 
 

Anstoß der Schutzkonzeptentwicklung 
 
Der Anstoß zur Entwicklung eines Schutzkon-
zeptes im Landesverband im Jahr 2009 ging vor 
allem von zwei engagierten Einzelpersonen aus. 
Der damalige Landesvorsitzende sei, so wurde 
in einem Interview berichtet, bedingt durch eine 
eigene Vorgeschichte mit Missbrauch in der 

Selbstverständnis, das Betreuende nicht bestimmen 
oder führen, sondern partizipativ mit den Kindern 
und Jugendlichen entscheiden und sich von diesen 
leiten lassen, widerspiegeln. 
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Kindheit, interessiert am Thema Prävention se-
xueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
gewesen. Er habe sich eine junge engagierte 
Pädagogin ins Boot geholt, die sich während ih-
res Studiums auf das Thema Kindeswohl fokus-
siert hatte. 
 
Bei der Etablierung des Schutzkonzepts lag der 
Fokus zunächst darauf, Strukturen zu verhin-
dern, die sexuelle Gewalt ermöglichen.  
 
Zusätzlich zu den zwei engagierten Einzelperso-
nen spielte die Reform des Bundeskinderschutz-
gesetzes (BKiSchG) eine Rolle. Der Jugendver-
band beschäftigte sich damit, wie das Gesetz im 
Verband umgesetzt werden könne. Die in die-
sem Verband als Helferinnen und Helfer be-
zeichneten Ehren- und Hautamtlichen wollten 
nicht nur die Pflicht zum Vorlegen eines Füh-
rungszeugnisses als Absicherung und einzigen 
Schutz vor sexueller Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche erfüllen, sondern ein umfassendes 
Präventionskonzept verwirklichen. Aus diesen 
Bemühungen habe sich das sogenannte „kleine 
Team“ entwickelt, welches für die Entwicklung 
eines Schutzkonzeptes im Landesverband tra-
gend gewesen sei. 
 

Entwicklung und Umsetzung des 
Schutzkonzepts 
 
Zunächst sei eine Risikoanalyse mit externer 
Unterstützung durchgeführt worden.  
Im nächsten Schritt wurde überprüft, welche Be-
standteile eines Schutzkonzepts bereits in dem 
Verband vorhanden sind (Potentialanalyse). Da-
runter fiel beispielsweise das Selbstverständnis 
als feministischer Verband, der sich gegen Se-
xismus und sexuelle Gewalt einsetze. Dieses 
Selbstverständnis gelte gleichzeitig als Leitbild 
und eine Grundlage des Schutzkonzepts. Bereits 
vor der Schutzkonzeptentwicklung habe der 
Verband weiterhin eine aktive Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen gefördert. Dies finde 

sich bereits in der Bezeichnung der Gruppen-
helfenden, die als Betreuende zugleich als Teil 
der Gruppe sind sowie die Kinder und Jugendli-
chen in Bezug auf deren Selbstorganisation be-
gleiten, unterstützen und bestärken. Auch eine 
starke partizipative Ausrichtung sei als positiv 
vorhandene Grundlage für die Entwicklung ei-
nes Schutzkonzeptes verstanden worden. 
 
In der Schulungsarbeit habe es bereits Grund-
schulungen für die Gruppenhelfenden, ähnlich 
einer Juleica-Ausbildung, gegeben. Diese wur-
den aber durch spezielle Fortbildungen zu den 
Themen „Sexuelle Gewalt“, „Grenzen-Setzen“ 
sowie „Mädchen- und Jugendarbeit“ erweitert. 
Zudem sei das Schutzkonzept um weitere Kom-
ponenten (z.B. Interventionsplan) ergänzt und 
letztlich im Jahr 2012 schriftlich festgehalten 
worden.  
Insgesamt wurde die Entwicklung des Schutz-
konzepts als prozesshaft beschrieben, vor allem 
begründet durch eine stetige Reflexion und da-
mit verbundene Weiterentwicklungen. 
 

Risikoanalyse 
 
Die strukturellen Gegebenheiten seien zunächst 
in Beratung mit der Landesvorsitzenden, dem 
damaligen Jugendbildungsreferenten und der 
aktuellen Jugendbildungsreferentin und Ge-
schäftsführung analysiert worden. Dabei sei 
dem Verband der offene Umgang mit Sexualität 
als eine Gefährdungsquelle aufgefallen: „Aber es 
gibt zumindest einen sehr, sehr offenen Umgang 
mit Sexualität. Und da sage ich immer: Dieser 
muss reflektiert sein“ (Fc.2, 107). Weiterhin sei 
sich der Verband auch – mit Hilfe externer Bera-
tung - über die Gefahren bewusst geworden, 
die in den damals vorhandenen unklaren Struk-
turen bzw. Hierarchien liegen: „In dem Bereich 
haben wir uns 2009 beraten lassen und es wurde 
gesagt: Es muss einfach klare, harte, einsehbare 
Regeln geben, die von den Leuten in ihrer Struk-
tur, wie das organisiert ist, handgehabt wird – 
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holen Sie die Leute mit ins Boot. Und genau das 
haben wir auch gemacht. Hätten wir das nicht 
gemacht, würde ich sagen, sind wir halt eine 
ganz klassische, diffuse Struktur, wo man halt in 
Positionen reinkommen kann, sich seine eigenen 
Bereiche aufbauen kann und so weiter“ (Fc.2, 
109). Weitere strukturelle Gefährdungspotenzi-
ale wurden in der fehlenden Behandlung des 
Themas in der Satzung sowie anhand der räum-
lichen und örtlich-strukturellen Gegebenheiten 
während des Camps identifiziert.  
 

Kultur 
 
Der Jugendverband stellt, so wurde in beiden 
Interviews berichtet, seit jeher die Rechte von 
Kindern und Jugendlichen in den Vordergrund 
der pädagogischen Arbeit und nehme diese als 
eigenständige Persönlichkeiten wahr: „Also das 
ist so unser Hauptaufgabenfeld, diese Partizipa-
tion und Beteiligung„ (Fc.2, 27). Kinder und Ju-
gendliche werden zur Selbstvertretung ihrer 
Rechte ermutigt. Dafür gelte es eigene Gefühle 
wahrzunehmen und zu behaupten: „Also wenn 
die Kinder hinfallen und sagen, ihre Schürfwunde 
tut ihnen weh, dann tut die halt weh. Also die 
bestimmen ihre Gefühle. Das ist auch so eine Re-
gel. Kinder bestimmen ihre Gefühle“ (Fc.2, 61). 
Aus der pädagogischen Orientierung im Ver-
band erwachse die Grundhaltung „Nein heißt 
Nein“, d.h. Kinder und Jugendliche würden da-
rin unterstützt ihre eigenen Grenzen wahrzu-
nehmen und zu behaupten. Gleichzeitig 
schließe die Grundhaltung „Nein heißt Nein“, 
auch den unbedingten Respekt vor den Gren-
zen anderer ein.  
 
Kennzeichnend für die pädagogische Kultur im 
Verband sei weiter die koedukative, aber zu-

                                                      

29 Durch Empowerment sollen Kinder und Jugendli-
che einen höheren Grad an Autonomie und Selbstbe-
stimmung erreichen. 

gleich gegenüber Geschlechterhierarchien kriti-
sche Orientierung. Die koedukative Geschlech-
tererziehung äußere sich darin, dass eine Refle-
xion von Geschlechterrollen vorhanden sei und 
Empowerment29 thematisiert werde. Themen 
der Geschlechtererziehung seien unter anderem 
die Gleichberechtigung von Mädchen und Jun-
gen in sämtlichen Bereichen, sowie das Infrage-
stellen von geschlechtsbezogener Autorität, 
Machtstrukturen und Unterdrückungsverhält-
nissen. Weiterhin finde auf Zeltlagern beispiels-
weise keine geschlechtergetrennte Unterbrin-
gung in Zelten statt. Der Jugendverband be-
nenne zudem die eher patriarchisch orientierte 
Gesellschaft als Risiko in Bezug auf sexuelle Ge-
walt: „Frauen sind genauso wertig, Jungs, Män-
ner, das sind hier nicht eure Objekte, über die ihr 
halt irgendwie bestimmt so. Und wenn ich jetzt 
an sexualisierte Gewalt denke, denke ich immer 
an einen Machtmissbrauch. Und zumindest die 
Fachliteratur, die ich kenne, besagt ja auch, dass 
das meistens eben ein Machtmissbrauch ist, und 
davon gehe ich bis heute aus“ (Fc.2, 23). Sexuelle 
Gewalt werde demzufolge innerhalb des Ju-
gendverbandes vor allem mit Machtmissbrauch 
in Verbindung gebracht.  
Vor dem Hintergrund dieses Verständnisses von 
sexueller Gewalt habe der Jugendverband an 
sich selbst den Anspruch, Schutzort für Kinder 
und Jugendliche zu sein: „Das ist ja das, dass ir-
gendwie so Betroffenen so ein bisschen die Ver-
antwortung zugeschoben wird, für sich selber ir-
gendwie zu sorgen und nicht das genau anders-
rum ist, und wir halt dann schon gucken, okay, 
wie können wir irgendwie den Anspruch von 
Schutzraum einfach für alle Kinder und Jugendli-
chen, die es jetzt bei uns irgendwie gibt, wie kön-
nen wir das aufrecht erhalten?“ (Fc.3, 92), denn 
„Betroffenenschutz steht im Vordergrund“ (Fc.2, 
91). 
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Als dritter, für die Kultur im Verband prägender 
Aspekt wurde in den Interviews die Wertschät-
zung für Gruppenpädagogik benannt. Die 
Gruppe werde als ein Ort erlebt, in dem sich der 
Einzelne entfalten, aber auch wichtige soziale 
Kompetenzen erlernen kann: „Wir erziehen so 
zu einer Gemeinschaft und Solidarität. Also ei-
gentlich machen wir so eine Kollektiverziehung. 
Also die Gruppe ist halt wichtig. Was halt sehr 
wichtig ist, ist das Individuum innerhalb dieser 
Gruppe, also eine individuelle Förderung, eine in-
dividuelle Bedürfnisäußerung, das ist ganz, ganz, 
ganz, ganz wichtig, und wir sagen halt so von 
unserem Grundverständnis her, […] dass sich so 
ein Individuum am besten in seiner Gruppe auch 
entfalten kann, weil es einfach sehr viel Unter-
stützung gibt und auch sehr, sehr viel Schutz in 
so einer Gruppe“ (Fc.2, 69).  
 
Diese Grundhaltung solle dazu beitragen, dass 
sich die Kinder und Jugendlichen leichter anver-
trauen und sie die Gewissheit bekommen, dass 
ihre Bedürfnisse gesehen, respektiert und ein-
bezogen werden. Dies solle aber nicht nur für 
die Kinder und Jugendlichen gewährleistet sein, 
sondern auch für die Gruppenhelfenden, um 
den Kindern und Jugendlichen ein Vorbild sein 
zu können: „Also es gibt so den Anspruch, dass 
wir dann, wenn unsere eigenen Grenzen über-
schritten werden, das eben auch sehr deutlich 
machen, eben auch um irgendwie zu signalisie-
ren, dass wir quasi genauso Menschen sind ir-
gendwie mit Bedürfnissen und so weiter wie die 
Kinder eben auch, und weil wir auch irgendwie in 
einem gewissen Maße schon Personen sind, mit 
denen, die sich identifizieren und vielleicht auch 
so ein Stück weit irgendwie hier eine Vorbildrolle 
einnehmen und es, glaube ich, gut ist, dann auch 
als Erwachsener oder als Gruppenhelfer zu zei-
gen, dass man eben nicht alles aushalten muss“ 
(Fc.3, 133). Es werde großen Wert darauf gelegt, 
die Gruppenhelfenden angemessen zu schüt-

zen. Da diese ehrenamtlich arbeiten, werde ge-
nau darauf geachtet, dass es zu keinen überfor-
dernden Situationen komme. Um dies zu ver-
meiden, werden auch Schulungen angeboten: 
„Wir haben eine Menge Ehrenamtliche, denen 
wir Schulungen finanziert haben zu Genderpäda-
gogik, halt solche Geschichten“ (Fc.3, 19). Bei Be-
darf könnten die ehrenamtlichen jederzeit das 
„kleine Team“ (verantwortlicher Kreis für die 
Prävention sexualisierter Gewalt im Landesver-
band) und weitere Kolleginnen und Kollegen 
zur Beratung hinzuziehen. 
 

Verhaltenskodex 
 
Die Teilnehmenden an der Fallstudie berichte-
ten von einem schriftlich niedergelegten Ver-
haltenskodex. In diesem habe die Regel „Nein 
heißt Nein“ einen hohen Stellenwert. Weiterhin 
besage eine Regel, dass Kinder und Jugendliche 
in ihren Belangen ernst genommen werden 
müssen. Die Regeln werden beispielsweise bei 
Feriencamps ausgehängt und nochmals mit den 
Kindern und Jugendlichen besprochen. 
 
Für Gruppenhelfende gelte zudem die Regel, 
dass Eins-zu-Eins-Situationen zugunsten einer 
gemischtgeschlechtlichen Begleitung durch 
Gruppenhelfende zu vermeiden seien: „Die dür-
fen nicht alleine mit den Kindern zum Arzt fah-
ren, und auch ich darf das nicht“ (Fc.2, 41). In 
solchen Situationen wird immer versucht, dass 
eine Frau und einen Mann mitfahren. Weiterhin 
schlafen die Gruppenhelfenden nicht mit den 
Kindern und Jugendlichen in einem Raum, son-
dern getrennt von diesen. Eine weitere Regel 
besage, dass sich die Kinder und Jugendlichen 
getrenntgeschlechtlich umziehen sollen. 
 
Sexualbeziehungen zwischen den Helfenden 
werden toleriert, dürfen aber nicht in die Öf-
fentlichkeit getragen werden. Gleiches gelte, 
wenn Helfende im Rahmen von Aktivitäten des 
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Verbandes Kontakt zu Partnerinnen bzw. Part-
nern haben: „Also wenn mich mein Freund auf 
dem Camp besucht, dann knutsche ich nicht wild 
mit dem auf dem Zeltplatz, sondern dafür gibt es 
halt Zelte und einen Helferinnenbereich“ (Fc.2, 
57). Sexuelle Beziehungen unter Kindern und 
Jugendlichen werden unterbunden. Sollte eine 
Liebesbeziehung während eines Lagers entste-
hen, so werde den Jugendlichen der Hinter-
grund des Verbotes sexueller Kontakte erklärt: 
„Letztendlich sind wir als Jugendverband dazu 
verpflichtet, Sex zwischen Minderjährigen nicht 
zu fördern so, und da halten wir uns [dran; Erg. 
d. Verf. …]“ (Fc.3, 188). 
 
Bei Verstößen gegen die Regeln werde mit der 
Betroffenen oder dem Betroffenem gesprochen 
und auf den Verstoß hingewiesen. Bei Nichtein-
sicht, Wiederholung oder bei starken Verletzun-
gen werde konsequent mit Ausschluss reagiert: 
„Darum geht es erst mal, dass man irgendwie 
diesen Sachverhalt aufklärt, und dann halt je 
nach Schwere, worum es gerade ging, also wenn 
es jetzt darum geht, dass zwei Kinder sich geprü-
gelt haben und das eine Kind hat dem anderen 
wehgetan, dann ist das natürlich was anderes als 
irgendwie eine Grenzüberschreitung. Also das ist 
natürlich davon abhängig. Also wir haben durch-
aus Sanktionsmechanismen, versuchen aber, bei 
gerade so Dingen, die halt so typisch zum Kin-
deralltag gehören […], dass wir da irgendwie ver-
suchen, so eine einvernehmliche Regelung zu fin-
den, wie man jetzt damit umgehen kann. Bei 
härteren Sachen, gerade wenn sie wiederholt 
auftreten, haben wir dann Sanktionsmechanis-
men“ (Fc.3, 86).  
 
Die Gruppenhelfenden können sich auch durch 
Rücksprache mit dem kleinen Team Unterstüt-
zung holen, insbesondere bei Entscheidungen, 
die ein konsequentes Durchgreifen erfordern: 
„Einfach so ans „kleine Team“, dann sagen, okay, 
wenn die was entscheiden, dann wissen wir ir-

gendwie, wie die zu so einer Entscheidung ge-
kommen sind und was da irgendwie für eine 
Rolle spielt, und dann tragen das irgendwie so 
alle mit“ (Fc.3, 119). 
 

Neue Mitarbeitende 
 
Sofern Personen Gruppenhelfende werden 
möchten, werden die relevanten Themen vorab 
in einem persönlichen Gespräch thematisiert: 
„Dann gäbe es ein Mitarbeitergespräch und ich 
würde der Person [den Jugendverband; Erg. d. 
Verf.] genau erklären, unsere pädagogischen 
Ziele, was wir für Vorstellungen von sozialisti-
scher Erziehung haben, dass wir genderreflektiert 
arbeiten, würde denen sehr, sehr viel aus dem 
Konzept erzählen und damit aber auch, dass wir 
dieses Präventionskonzept haben und würde 
ihnen da ganz genau die Regeln, also mindes-
tens diesen Verhaltenskodex sehr genau erklären, 
was das halt irgendwie bedeutet und was das 
auch strukturell bedeutet, und der könnte ja 
nicht von heute auf morgen hier eine Kinder-
gruppe begleiten, sondern der würde dann mal 
mit so einer Gruppe mitlaufen damit der so da 
reinkommt“ (Fc.2, 127).  
 
Personen, die mit den Kindern und Jugendli-
chen pädagogisch arbeiten, darunter zählt bei-
spielsweise auch das Küchenpersonal, werden 
über das Schutzkonzept in sogenannten 
Campvorbereitungs-Seminaren informiert. Je-
doch seien die Personen schon längere Zeit im 
Verband aktiv. Bei neuen Mitarbeitenden wird 
in einem Personalgespräch das Thema „Sexuelle 
Gewalt“ sowie die Arbeitsweise des Verbands 
angesprochen: „Dann gäbe es ein Mitarbeiterge-
spräch und ich würde der Person den Verband 
genau erklären, unsere pädagogischen Ziele, was 
wir für Vorstellungen von sozialistischer Erzie-
hung haben, dass wir genderreflektiert arbeiten, 
würde denen sehr, sehr viel aus dem Konzept er-
zählen“ (Fc.2, 127). 
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Erweitertes Führungszeugnis 
 
Bislang hat der Jugendverband noch keine Ver-
einbarung mit Jugendämtern zur Vorlage von 
Führungszeugnissen geschlossen und sieht die-
ses Instrument aufgrund der unzureichenden 
Aussagekraft auch sehr kritisch. Aus diesem 
Grund werden Führungszeugnisse von den 
Gruppenhelfenden nicht verlangt: „Wo wir ge-
sagt haben so, nö, hätten wir jetzt eine gesamt-
gesellschaftliche Kultur, die sagt, dass ein Nein 
ausreicht, dass es zu Verurteilungen auch wirk-
lich kommt so, dann wäre das eine ganz andere 
Frage. Dann würde ich das natürlich als geeigne-
tes Mittel sehen. Ich sehe in so einem Führungs-
zeugnis aber auch nicht: Wurden die Leute ange-
zeigt? Ist die Anzeige zurückgenommen worden? 
Ich sehe das alles nicht. Ich sehe auch die Frei-
sprüche nicht in diesen Zeugnissen. Und das sind 
für mich Probleme, gesellschaftliche Probleme, 
die dieses Führungszeugnis für mich nicht als ge-
eignetes Mittel machen“ (Fc.2, 137). Andererseits 
erschwere es aufgrund des bürokratischen Auf-
wands die Hürde für ehrenamtliche Gruppen-
helfende. Bei einem Führungszeugnis werde zu-
dem die Gefahr gesehen, dass sich der Verband 
auf diesem ausruhen könne und andere Maß-
nahmen vernachlässige: „Und ich sage mir, dass 
mit allen anderen Maßnahmen, die wir machen 
und der starken Kontrolle, die von mir und mei-
nem Vorstand und unserer Gesamtkultur, wie wir 
mit Kinderschutz umgehen, ich glaube, dass das 
mächtiger ist als dieses Führungszeugnis“ (Fc.2, 
137). 
 

Fortbildungen 
 
Um eine Gruppe übernehmen und mit dieser 
arbeiten zu können, müssen die Gruppenhel-
fenden zuvor verpflichtende Vorbereitungsse-
minare besuchen. Bei solchen Seminaren kön-
nen andere Teilnehmende oder die Seminarlei-
tenden Bedenken bezüglich der Eignung der 
Bewerberinnen und Bewerber äußern. Diese 

werden dann überprüft und ggf. komme es zum 
Ausschluss von der Rolle als Gruppenhelfende: 
„Also wir haben halt dieses Instrument dieser 
Vorbereitungsseminare, da lernen wir die Leute 
kennen, da sind wir mehrere Tage zusammen 
unterwegs und darüber entscheiden sich solche 
Personalfragen des Ehrenamts“ (Fc.2, 29). Nach-
dem die Gruppenhelfenden die verpflichtende 
Juleica-Ausbildung absolviert haben, beschäfti-
gen sie sich anschließend mit vier Bildungsein-
heiten über Kindeswohl und zwischen vier und 
zwölf Einheiten zur Prävention sexueller Gewalt, 
Sexualstrafrecht und Grenzen. Dabei sei auch 
das Thema „Sexuelle Gewalt unter Kindern und 
Jugendlichen“ ein Baustein, sowie der Umgang 
mit bzw. nach Disclosure: „Aber das ist erst mal 
so das Wichtige, alle kennen das Sexualstraf-
recht, alle wissen erst mal, dass wir so sexuali-
sierte Gewalt auf dem Schirm haben, alle wissen 
zu dem Zeitpunkt, welche Präventionsmaßnah-
men wir machen, alle wissen zu dem Zeitpunkt, 
wie wir im Fall von sexualisierter Gewalt an Kin-
dern und Jugendlichen vorgehen, wie wir uns be-
raten, von wem wir uns beraten lassen und so 
weiter“ (Fc.2, 39).  
Diese thematisch spezifischen Seminare werden 
nicht nur von neuen Mitarbeitenden besucht, 
sondern auch von bereits aktiven Gruppenhel-
fenden zur Wiederholung. Da oft auch in der 
Küche pädagogische Arbeit geleistet werde, er-
halten auch Personen, die kochen, diese Schu-
lungen. 
 

Partizipation 
 
Das pädagogische Grundverständnis des Ju-
gendverbands setze auf die Partizipation der 
Kinder und Jugendlichen. Es werde der Grund-
satz vertreten, dass Kinder eigenständig sind 
und eine eigene Stimme haben. So können Kin-
der und Jugendliche zum Beispiel über die Ge-
staltung der Räume mitbestimmen, wer einge-
stellt wird und welche Gruppenhelfenden mit 
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ins Camp gehen dürfen, „sodass wirklich alle Be-
reiche radikal, die die Kids und Jugendlichen be-
treffen, dass sie da mit einbezogen werden. Also 
das ist so unser Hauptaufgabenfeld, diese Parti-
zipation und Beteiligung“ (Fc.2, 27).  
 
Auch bei der Erstellung des Verhaltenskodexes 
seien Kinder und Jugendliche mit einbezogen 
worden. Das Beschwerdesystem wurde mit den 
Kindern und Jugendlichen erarbeitet; mit der 
Plauderecke haben die Kinder und Jugendlichen 
ein weiteres Element, durch das sie partizipativ 
am Geschehen in Camps teilnehmen können. 
Dies könne das Essen betreffen: „Wir kochen 
zum Beispiel auch mit den Kindern und die Kin-
der suchen dann aus, was gekocht wird, was 
dazu führen kann, dass es fünf Tage hintereinan-
der irgendwas Frittiertes gibt, bis dann irgend-
wann auch den Kindern schlecht wird und sie 
was anderes wollen. Aber das müssen wir dann 
aushalten“ (Fc.3, 201). Auch die Gestaltung des 
Tages und die einzuhaltenden Regeln werden 
gemeinsam abgestimmt.  
 
Weiterhin haben die Kinder und Jugendlichen 
die Möglichkeit, ihre Wünsche und Bedarfe in-
nerhalb der stattfindenden Vollversammlung zu 
äußern. Auch die Gruppentreffen werden mit 
den Kindern und Jugendlichen organisiert: 
„Wenn eine Gruppe sich trifft außerhalb vom 
Zeltlager, dann ist meistens die erste Sache, die 
die Gruppe macht, sich überlegen: Hey, was sol-
len wir denn jetzt so die nächsten Treffen ma-
chen? Was sind denn Themen, die für uns span-
nend sind?“ (Fc.3, 199). Bei Abschlussfesten wer-
den die Kinder und Jugendlichen mit in die Or-
ganisation eingebunden. Ein weiteres Element 
der partizipativen Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen stelle den auf Freizeiten selbstor-
ganisierten Kiosk, indem Kinder und Jugendli-
che Nahrungsmittel ein- und wieder verkaufen, 
dar.  
 

Ein Teilnehmender der Fallstudie beschrieb die 
Partizipation innerhalb des Jugendverbandes 
wie folgt: „Es gibt halt ganz viele Mechanismen, 
wo sie Einfluss nehmen können und letztendlich 
ja auch uns überstimmen können mit Sachen, 
solange nicht Recht, Gesetz und Kosten dagegen-
sprechen, ist da den Kindern auch so relativ freie 
Hand gelassen“ (Fc.3, 200). 
 

Präventionsangebote 
 
Die Regel „Nein heißt Nein“ werde den Kindern 
und Jugendlichen jedes Jahr im Camp erneut 
vor Augen geführt. Dabei werde nicht nur die 
Regel vermittelt, sondern vielmehr stelle es eine 
Infoveranstaltung über die Themen Grenzen, 
persönliches Befinden und die Bedeutung des 
Wortes „Nein“ dar. Weiterhin erfahren die Kin-
der und Jugendlichen, dass die Gruppe sehr 
wichtig ist, jedoch die individuelle Bedürfnisäu-
ßerung nicht verloren gehen darf. So werde ein 
Grundverständnis geschaffen, dass auch prä-
ventiv wirken kann. Neben der erlernten Kultur 
seien Angebote zur Genderpädagogik vorhan-
den, bei deren bestehende Rollenvorstellungen 
reflektiert und die Mädchen und jungen Frauen 
gestärkt werden. Hier werde ebenfalls der Um-
gang mit Grenzen und Grenzverletzungen be-
sprochen. 
 
Aktuell entstehen in dem Verband neue Infor-
mationsmaterialien wie Flyer und Broschüren in 
Bezug auf die Prävention sexueller Gewalt ge-
gen Kinder und Jugendliche. Weiterhin werden 
Angebote und Informationsveranstaltungen zu 
sexualisierter Sprache angeboten: „Also wo auch 
bei bestimmten Grenzüberschreitungen vor allen 
Dingen, die zum Alltag gehören von Kindern und 
Jugendlichen, also zum Beispiel, sich gegenseitig 
zu beleidigen oder auch Abwertung für einen ho-
mosexuellen Menschen, auch so ein pädagogi-
scher Aspekt uns wichtig ist“ (Fc.3, 87). Allerdings 
gaben die Teilnehmenden zu bedenken, dass 
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eine solche Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen sehr ausdauernd sein muss: „Ich habe das 
regelmäßig bei denen angesprochen. Ich glaube, 
man muss sehr viel Geduld haben, um so was 
durchzuziehen, das ist halt wirklich nicht einfach. 
Ich bin da inzwischen so ein bisschen resistent 
und lasse mich davon nicht stressen, sondern ich 
kann halt zehn Mal am Tag das Gleiche sagen 
so“ (Fc.3, 90). 
 
Ein weiteres Präventionsprojekt sei die Erstel-
lung eines Zeitungsartikels zum Thema „Sexu-
elle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ ge-
wesen: „Also wir haben den Artikel geschrieben 
mit anderen Kindern zusammen. Und das Thema 
war irgendwie so ein bisschen, was kannst du ir-
gendwie so tun, wenn du blöd angemacht wirst 
oder wenn es Probleme in der Familie gibt“ (Fc.3, 
162). 
Jüngere Altersgruppen, mit denen noch nicht 
über sexualpädagogische Themen gesprochen 
werde, erhalten Workshops zur Identität und 
Stärkung der eigenen Rechte. Ältere Jugendli-
che erhalten, wie weiter unten näher erläutert, 
auch sexualpädagogische Angebote, in denen 
Themen wie Liebe, Partnerschaft und Sexualität 
inklusive Verhütung behandelt werden. 
 

Elterninformation 
 
Eltern werden über die einzelnen Aspekte des 
Schutzkonzepts informiert, jedoch bislang weni-
ger über das ganzheitliche Konzept. So erhalten 
Eltern Informationen über die Sexual- und 
Genderpädagogik und es werde deren Erlaubnis 
eingeholt, sodass die Gruppenhelfenden alle 
Fragen zur Sexualität offen mit den Kindern und 
Jugendlichen besprechen dürfen. Weiterhin 
werden Eltern über die gemischtgeschlechtliche 
Unterbringung informiert und müssen auch die-
ser zustimmen. Die Teilnehmenden an dem In-
terview merkten jedoch auch an, dass eine noch 
aktivere Elternarbeit geplant sei.  
 

Beschwerdeverfahren  
 
Die Kinder und Jugendlichen können auf ein 
bestehendes Beschwerdesystem innerhalb des 
Jugendverbandes zurückgreifen. Dieses wurde 
partizipativ mit ihnen erarbeitet. Die Gruppen-
helfenden zeigten sich in dem Interview zuver-
sichtlich, dass die Kinder und Jugendlichen die-
ses System annehmen: „Ich kann halt nicht 
meine Hand ins Feuer halten, aber ich bin schon 
davon überzeugt, dass sie sich irgendwann, also 
wenn es halt Probleme unter den Kindern gibt, 
also dass sie sich da halt öffnen und anvertrauen. 
Und sie wissen sehr, sehr viele Dinge, wo sie […] 
sich melden können und bei wem“ (Fc.2, 71). 
Prinzipiell können sich Kinder und Jugendliche 
bei den Gruppenhelfenden sowie beim „kleinen 
Team“ melden. Weiterhin finde bei Camps je-
den Abend eine Gruppenstunde statt, innerhalb 
derer die Kinder und Jugendlichen von ihrem 
Tag berichten, was ihnen gefallen habe und was 
nicht.  
 
Das Demokratieelement „Plauderecke“ gebe 
den Kindern und Jugendlichen zudem die Mög-
lichkeit, (schriftliche) Anträge zu stellen, wenn 
sie mit Dingen nicht einverstanden sind. Die An-
träge werden dann in der Gruppe diskutiert: 
„Die müssen ja auch bei uns lernen, dass man 
nicht Anträge schreibt und dann halt irgendwie 
das vorgesetzt bekommt, sondern dass man sich 
auch für seine Bedürfnisse mit einsetzen muss“ 
(Fc.2, 79). Dieses Angebot könne so weit gehen, 
dass eine Vollversammlung einberufen werden 
kann. Für anonyme Beschwerden stehe den Kin-
dern und Jugendlichen ein Briefkasten zur Ver-
fügung. Außerhalb von Camps seien außer dem 
„kleinen Team“ und den Gruppenhelfenden ak-
tuell keine Möglichkeiten der Beschwerde vor-
handen. 
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Intervention 
 
Ein schriftlich niedergelegter Interventionsleitfa-
den bei (Verdachts-)Fällen sexueller Gewalt ist 
(noch) nicht vorhanden. Seit etwa zwei Jahren 
werde ein solcher jedoch erarbeitet und befinde 
sich aktuell in der Endphase der Erstellung. Im 
Präventionskonzept sei jedoch eine Meldekette 
beschrieben. Die Gruppenhelfenden wenden 
sich bei (Verdachts-)Fällen zunächst an das 
„kleine Team“. Dieses könne unterschiedliche 
Maßnahmen ergreifen: „Also, sind es die Teil-
nehmenden untereinander, ist es für uns so eine 
pädagogische Sache so, dann arbeiten wir päda-
gogisch mit dem Thema, dann ist es eine Frage 
von einer Häufigkeit, die auftritt. Genau, die 
Mädchen ziehen sich um, es gibt die Regel, dass, 
während sie das machen, dürfen sie da in dem 
Zelt alleine sein, daran halten sich auch alle, ein 
Junge ignoriert das. Es gibt eine Beschwerde dar-
über, das Kind wird an die Regel erinnert, die ge-
meinsam erarbeitet wurde, das Kind hält sich 
wieder nicht daran, dem Kind ist vorher eine 
Konsequenz, also eine Maßnahme angedroht 
worden, […] dann wird das genauso gemacht. 
Wenn er es dann immer noch nicht kapiert hat, 
werden wir auf jeden Fall die Eltern darüber in-
formieren. Zu den Ehrenamtlichen, hat das noch 
so mit Testritualen zu tun, da gibt es eine Unter-
bindung, eine harte Kontrolle. Genau, unser 
Kennwort ist: ‚Ich brauche das kleine Team‘ so, 
wenn das Wort ‚kleines Team‘ gesagt wird, dann 
weiß ich, okay, es geht um sexualisierte Gewalt 
und dann lasse ich auch alles stehen und liegen“ 
(Fc.2, 91). Demzufolge werde nach klaren Re-
geln dafür Sorge getragen, dass übergriffiges 
Verhalten unterbunden und das betroffene Kind 
geschützt wird.  
 
Die Teilnehmenden argumentierten, dass es im-
mer ein sehr individuelles Vorgehen bei (Ver-
dachts-)Fällen bedürfe, damit sich die betroffe-
nen Kinder und Jugendlichen innerhalb des Ver-
bandes wieder geschützt fühlen können: „Uns 

geht es ja darum, […] die Person, die von diesem 
Verhalten betroffen ist, zu schützen und den 
Schutzraum von dieser Person wieder herzustel-
len“ (Fc.3, 101). 
 
Sofern sich Gruppenhelfende nicht an die vor-
gegebenen Regeln halten (z.B. Verbot von Test-
ritualen) oder auffälliges Verhalten beobachtet 
wird, gebe es ebenfalls einen transparenten 
Umgang im Vorgehen. Der Verstoß oder das 
Verhalten werde mit der Person thematisiert, 
bei groben Verstößen müsse sie das Camp so-
fort verlassen. 
 

Kooperation 
 
Während des Interviews wurden verschiedene 
interne als auch externe Kooperationen be-
schrieben. Der Jugendverband habe sich bei-
spielsweise bezüglich der Risikoanalyse beraten 
lassen. Sofern ein (Verdachts-)Fall sexueller Ge-
walt gegen Kinder und Jugendliche vorliege, 
wenden sich die Gruppenhelfenden an das 
„kleine Team“, die den Fall ggf. an das Jugend-
amt weiterleiten. Weiterhin kann das „kleine 
Team“ auf verschiedene Beratungsinstanzen zu-
rückgreifen, beispielsweise innerhalb des Jugen-
drings, insoweit erfahrene Fachkräfte oder eine 
Beratungsstelle. Die Gruppenhelfenden be-
schrieben die Kooperation mit dem „kleinen 
Team“ auf ihrer Ebene als sehr entlastend, da 
das weitere Vorgehen inklusive die Kooperation 
mit anderen Stellen vom „kleinen Team“ gelei-
tet werde. Innerhalb des Jugendverbands seien 
auch immer kollegiale Beratungen im Bundes-
verband möglich. 
 

Sexualpädagogisches Konzept und 
Definition „Sexuelle Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche“ 
 
Der Jugendverband verfolge ein sehr offenes 
sexualpädagogisches Konzept, da „wir auch ei-
nen sehr, sehr offenen Umgang mit Sexualität 
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und Sexualitätsaufklärung hatten, halt schon zu 
Zeiten, als das nicht Standard sein sollte“ (Fc.2, 
19). „Aber es gibt zumindest einen sehr, sehr of-
fenen Umgang mit Sexualität. Und da sage ich 
immer: Dieser muss reflektiert sein“ (Fc.2, 107). 
Innerhalb von Seminaren seien die Themen 
Liebe, Beziehung und Sexualität präsent und 
gehören im Verband zur „klassischen Aufklä-
rungsarbeit“. Auch während der Gruppenstun-
den finde das Thema Sexualität seinen Platz: 
„Da gibt es dann solche Methoden wie, okay, ihr 
könnt halt irgendwie so Fragen aufstellen, die ihr 
schon irgendwie immer mal wissen wolltet zum 
Thema Sex, und die schmeißen wir alle in eine 
Kiste und dann ziehen wir die nacheinander 
raus, die Fragen, und dann versuchen wir, die 
Fragen zu beantworten oder zu klären“ (Fc.3, 
179). Die Eltern wissen über die Aufklärungsar-
beit Bescheid und stimmen dieser sowie den 
gemischtgeschlechtlichen Zeltunterbringungen 
zu.  
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Die Nachhaltigkeit des Schutzkonzeptes werde 
vor allem durch die vorherrschende Kultur im 
Verband unterstützt, welche sexuelle Gewalt ab-
lehne und sehr partizipativ und beteiligungsori-
entiert gestaltet sei: „Also was jetzt sexualisierte 
Gewalt angeht, dass es einfach eine Kultur gibt, 
die es halt ablehnt, die es nicht will, die es ir-
gendwie bekämpft und da alle so mitziehen“ 
(Fc.2, 147). Zudem können die Vorbereitungsse-
minare und die damit verbundene regelmäßige 
Thematisierung des Konzepts helfen, dieses am 
Leben zu erhalten: „Also dadurch wird das eben 
nicht von unserer Hauptamtlichen und irgendwie 
noch dem Landesvorstand besprochen und dann 
als Konzept irgendwo hingelegt, sondern es wird 
eben von den Leuten gemeinsam erarbeitet, die 
da gemeinsam mit hinfahren“ (Fc.3, 33). 
Aktuell sei eine Evaluation des Schutzkonzeptes 
geplant: „Klappt das so, hat das so geklappt, wie 
wir uns das vorgestellt haben, müssen wir uns 

andere Sachen überlegen, klappt das so mit den 
Meldeketten?“ (Fc.3, 212). 
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G. Schutzkonzepte in der 
Kulturellen Jugendbildung 
 
 

G1. Strukturen – 
Rahmenbedingungen – Forschung 
 
„Kulturelle Bildung soll Kinder und Jugendliche 
befähigen, sich mit Kunst, Kultur und Alltag 
phantasievoll auseinander zu setzen. Sie soll das 
gestalterisch-ästhetische Handeln in den Berei-
chen Bildende Kunst, Film, Fotografie, Literatur, 
elektronische Medien, Musik, Rhythmik, Spiel, 
Tanz, Theater, Video fördern. Kulturelle Bildung 
soll die Wahrnehmungsfähigkeit für komplexe 
soziale Zusammenhänge entwickeln, das Ur-
teilsvermögen junger Menschen stärken und sie 
zur aktiven und verantwortlichen Mitgestaltung 
der Gesellschaft ermutigen.“ (BMFSFJ 2012, 
S. 145). 
 
Entsprechend den Förderrichtlinien des Kinder- 
und Jugendplans des Bundes (KJP) verfolgt Kul-
turelle Jugendbildung das Ziel, kulturelle Teil-
habe von Kindern und Jugendlichen sowie das 
Recht auf Beteiligung und gesellschaftliche Mit-
wirkung mit Hilfe der Stärkung der Reflexions- 
und Handlungskompetenz zu ermöglichen.30 
Demnach sollen mit Kunst und Kultur sowie im 
Spiel umfassende Möglichkeiten und Räume für 
(Selbst-)Bildungsprozesse geschaffen werden. 
Dabei sollen Kinder und Jugendliche mit ihren 
Rechten ins Zentrum gerückt werden, indem an 
deren Stärken angesetzt und ihre Entwicklung 
zu einer eigenverantwortlichen Persönlichkeit 
gefördert wird (vgl. auch BKJ 2017). Kinder und 
                                                      

30 Die Förderziele der Kulturellen Kinder- und Ju-
gendbildung sind als Teil der Kinder- und Jugendhilfe 
rechtlich festgeschrieben in § 11 Jugendarbeit SGB 
VIII. 
31 In der Praxis und in der Politik dominiert der Sam-
melbegriff „Kulturelle Bildung“ gegenüber den syno-
nym verwendeten Begriffen wie Kulturpädagogik, Ju-
gendkulturarbeit und Ästhetische Erziehung (vgl. 

Jugendliche sollen sich reflexiv, autonom und 
kritisch mit der Wirklichkeit auseinandersetzen 
sowie aktiv kulturelle und soziale Prozesse bzw. 
Entscheidungen mitgestalten (Bockhorst 2013). 
Kulturelle Bildung leistet damit einen wichtigen 
Beitrag zur Entwicklung und Ausformung von 
Individualität und Integration in die Gesellschaft 
(Weishaupt/Zimmer 2013).  
 
Das Feld der Kulturellen Kinder- und Jugendbil-
dung31 ist durch eine große Vielfalt und Plurali-
tät an ästhetisch-künstlerischen Angebotsfor-
maten und Methoden, Bildungsorten (z.B. schu-
lischen und außerschulischen, institutionellen 
und informellen Orten) sowie verschiedenen 
spartenspezifischen Strukturen ( z.B. bezüglich 
Inhalten, Akteuren) gekennzeichnet (Bockhorst 
2013).  
 
Die Settings Kultureller Bildung lassen sich 
demnach als „Gelegenheiten“ (Bockhorst 2013, 
S. 232) beschreiben, die sich in Familien, Einrich-
tungen der Bildung und Erziehung, kulturpäda-
gogischen Angeboten von spezifischen Trägern, 
Kulturvereinen, kulturpädagogischen Projekten 
und anderen ehrenamtlich geführten Initiativen, 
klassischen Kunst- und Kultureinrichtungen, Ju-
gendzentren, Freiwilligendiensten und vielem 
mehr finden lassen (ebd.).32  
Die im Feld Tätigen kommen aus unterschiedli-
chen Kontexten, beispielsweise aus dem künst-
lerischen bzw. kulturpädagogischen Bereich o-
der dem Kinder- und Jugendhilfebereich. Das 
Feld ist insgesamt stark durch die Arbeit von 
ehrenamtlich Tätigen bzw. Freiwilligen geprägt 
(Ermert 2012). Ein Blick auf die Trägerlandschaft 

Bockhorst 2013). Im Nachfolgenden wird daran an-
knüpfend im vorliegenden Bericht auf diesen Sam-
melbegriff zurückgegriffen. 
32 Der Fokus des vorliegenden Berichts liegt auf Kul-
tureller Bildung, die in Einrichtungen, Organisationen, 
Verbänden, und nicht in Familien oder jugendkultu-
rellen Szenen stattfindet.  
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der Kulturellen Bildung zeigt, dass sich auch 
hier eine große Heterogenität finden lässt: Zu 
der Vielzahl an Trägern zählen gemeinnützige 
Vereine und Verbände, Einrichtungen in öffent-
licher Trägerschaft sowie gewerbliche Anbieter 
(Autorengruppe Bildungsberichtserstattung 
2012). Die Verbände, Facheinrichtungen und 
Organisationen der einzelnen Sparten sind in 
der Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und 
Jugendbildung (BKJ) und dem Deutschen Kultur-
rat33 organisiert (Bockhorst 2013). Letzterer ist 
der Spitzenverband der Bundeskulturverbände 
und ist Ansprechpartner bei kulturpolitischen 
Belangen auf allen Ebenen (EU, Bund und Län-
der) (Bockhorst 2013). Erstere vertritt die orga-
nisierten bundes- bzw. landesweit handelnden 
Organisationen, Träger, Initiativen und Fachver-
bände gegenüber Öffentlichkeit sowie Behör-
den und legt den Fokus auf den internationalen 
Fachaustausch und die Vernetzung. Als Dach-
verband umfasst die Bundesvereinigung Kultu-
relle Kinder- und Jugendbildung (BKJ) 56 bun-
desweit aktive Organisationen und Landesver-
bände aus den Bereichen Musik, Spiel, Zirkus, 
Theater, Tanz, Rhythmik, Bildnerisches Gestal-
ten, Literatur, Fotografie, Film und Video, Com-
puterspiele, Kunst mit digitalen Medien und 
kulturpädagogische Fortbildungen (Lü-
ders/Behr-Heintze 2010). 
 
Insgesamt kann die Praxis der Kulturellen Bil-
dung als „ressortübergreifende Querschnitts-
aufgabe“ (Hill 2012) bezeichnet werden, in der 
die Funktionen unterschiedlicher Bereiche aufei-
nandertreffen (wie Jugendarbeit/Jugendpolitik 
und Kulturarbeit/Kulturpolitik). Diese Über-

                                                      

33 https://www.kulturrat.de  
34 Mit einem Blick auf einzelne Statistiken der Ver-
bände lässt sich festhalten, dass im Jahr 2016 930 
Musikschulen mit 1,2 Mio. Kindern und Jugendlichen 
bis 18 Jahren und etwa 400 Jugendkunstschulen exis-
tierten (vgl. https://www.musikschulen.de/musikschu-
len/fakten/vdm-musikschulen/index.html; 

schneidung und Überlappung in den Aufgaben-
schwerpunkten Kultureller Bildung bringt unter-
schiedliche Ressortverantwortlichkeiten auf den 
Ebenen von EU, Bund, Ländern und Kommunen 
mit sich, die Auswirkungen auf die Inhalte, For-
mate und Strukturen des Handlungsfeldes ha-
ben (Bockhorst 2013). 
 
Im Feld der Kulturellen Bildung gibt es bisher 
keine systematische und zentrale Dokumenta-
tion der verschiedenen Projekte bzw. Angebote 
ebenso keine Vereinheitlichung der statisti-
schen Erhebungskategorien der verschiedenen 
Akteure im Feld.34 Dies erschwert es, Aussagen 
über Merkmale der Nutzenden sowie über die 
Art und Intensität der Nutzung zu treffen (Weis-
haupt/Zimmer 2013). Angaben darüber, wie 
hoch/groß der Anteil von Kindern und Jugendli-
chen im Kontext non-formaler und formaler 
Kultureller Bildung aktiv ist, lassen sich für 
Deutschland nur schwer finden.  
 
Zur Reichweite von Kultureller Bildung liefert 
der Bildungsbericht 2012, der einen themati-
schen Schwerpunkt auf die kulturelle/musisch-
ästhetische Bildung im Lebenslauf legte, belast-
bare Daten. Der Bericht stellt heraus, dass im 
jungen Schulalter nahezu 90 % der Kinder und 
Jugendlichen musisch-ästhetisch aktiv sind.35 
Das Interesse an künstlerischer Betätigung lässt 
im höheren Schulalter und jungen Erwachse-
nenalter nur wenig nach (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2012). Im Kindes- und 
Jugendalter kommt vor allem den non-formalen 
Einrichtungen (wie die Musik- und Kunstschu-
len) eine hohe Bedeutung als Bildungseinrich-

https://www.bjke.de/fileadmin/downloads/datener-
hebung_bjke1.pdf).  
35 In der Altersgruppe der Neun- bis unter 25-Jähri-
gen waren 61 % musikalisch, 74 % bildend-künstle-
risch und 33 % darstellend-künstlerisch aktiv (vgl. Au-
torengruppe Bildungsberichterstattung 2012).  
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tungen zu. Obgleich ein Zusammenhang zwi-
schen der musisch-ästhetischen Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen und dem Bildungsni-
veau der Eltern besteht, sind die künstlerischen 
Interessen der Eltern ausschlaggebend (ebd.). 
 
Auf der Ebene der übergeordneten Dachorgani-
sation erfolgt die Beschäftigung mit dem 
Thema „Prävention sexualisierter Gewalt an Kin-
dern und Jugendlichen“ erst seit wenigen Jah-
ren. Daher steht die Entwicklung und Imple-
mentierung eines Schutzkonzepts auf der Ebene 
von Dachverbänden noch am Anfang. Im Jahr 
2016 wurde vor diesem Hintergrund in der Bun-
desvereinigung der Kulturellen Jugendbildung 
(BKJ) eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe eingerichtet, 
die den Prozess der Entwicklung und Imple-
mentierung eines dachverbandlichen Schutz-
konzeptes für das Feld begleitet und vorantreibt 
(BKJ 2017). In der Folge hat sich aus dieser Ar-
beitsgruppe ein kontinuierlich arbeitender 
Fachausschuss entwickelt. Der Dachverband hat 
im Rahmen dieses Prozesses verschiedene 
Workshops mit Vertreterinnen und Vertretern 
seiner Mitgliedsorganisationen durchgeführt, 
die der Information, der Sensibilisierung und 
der Entwicklung gedient haben. Derzeit befin-
det sich der Verband in der Phase einer beteili-
gungsorientierten Entwicklung seines Schutz-
konzeptes.  
 
Bislang wurde ein Leitbild entwickelt und von 
der Mitgliederversammlung verabschiedet. Als 
nächster Schritt stehen die Risikoanalyse und 
ein Präventionskonzept auf der Agenda. Die BKJ 
hat zudem in ihren eigenen Programmen und 
Projekten mit der Umsetzung von Maßnahmen 
des Kinderschutzes begonnen. Dazu zählen der 
internationale Kinder- und Jugend-Kulturaus-
tausch, der Fachkräfteaustausch, die Zusam-
menarbeit von Kulturellen Partnern mit Schulen, 
Freiwilligendienste im kulturellen Bereich sowie 
eigene Förderprogramme.  
 

In einzelnen Sparten kann allerdings auf unter-
schiedlichen Ebenen (Bundesebene, Landes-
ebene, lokale Ebene) bereits auf eine längere 
Auseinandersetzung mit dem Thema „Kinder-
schutz“, beispielsweise im Zusammenhang mit 
der Juleica-Ausbildung, zurückgeblickt werden. 
An diese knüpft auch die jüngere Diskussion um 
Schutz vor sexualisierter Gewalt an. In einzelnen 
Sparten werden entsprechend bereits Bestand-
teile von Schutzkonzepten auf unterschiedli-
chen Ebenen umgesetzt, z.B. Maßnahmen zur 
Auswahl der haupt- und ehrenamtlich Tätigen 
unter Berücksichtigung des erweiterten polizei-
lichen Führungszeugnisses oder Fortbildungen 
(z.B. Jugendleitungs-Schulungen, Fachtage). 
Durch die intensive Beschäftigung seit circa 
zwei Jahren in allen Gremien des Dachverbands 
haben verschiedene Mitglieder der Bundesverei-
nigung der Kulturellen Jugendbildung (BKJ) ih-
rerseits mit dem Prozess der Umsetzung be-
gonnen. Wissenschaftliche Studien zu Schutz-
konzepten hinsichtlich der Prävention sexueller 
Gewalt in Organisationen der Kulturellen Bil-
dung liegen zum aktuellen Zeitpunkt nicht vor. 
Der Fokus der Forschung zur Kulturellen Bil-
dung liegt bisher auf der Erhebung und Rekon-
struktion von (Lern- und Bildungs-) Erfahrungen 
in verschiedenen Sparten (z.B. Tanz, Musik) aber 
auch auf der Forschung zu Praktiken der Ver-
mittlung musisch-ästhetischer, kultureller In-
halte bzw. Ausdrucksformen. Vereinzelt lassen 
sich auch Studien zur Wirkungsevaluation bzw. 
zu Bildungseffekten von Angeboten der Kultu-
rellen Bildung finden (vgl. für eine Darstellung 
der aktuellen Forschungslandschaft: Konietzko 
u.a. 2017; Liebau u.a. 2014; Liebau 2013).  
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G2. Erkenntnisse aus der 
Fokusgruppe: Förderliche 
Faktoren und Herausforderungen 
für die Entwicklung von 
Schutzkonzepten in 
Kulturellen Jugendverbänden 
 
Das Handlungsfeld Kulturelle Jugendbildung 
war erstmalig beim aktuellen Monitoring vertre-
ten, daher wurden keine Fallstudien durchge-
führt. Hier wurde auf eine explorative Fokus-
gruppen zurückgegriffen. 
 
Um die bisherigen Prozesse und Diskussionen 
von Konzepten zum Schutz vor sexualisierter 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen im Feld 
der Kulturellen Kinder- und Jugendbildung ab-
zubilden, wurde im Frühsommer 2016 eine Fo-
kusgruppe mit Akteurinnen durchgeführt. Diese 
Fokusgruppe dauerte gut 2,5 Stunden. An dem 
Interview nahmen folgende Personen teil:  
 
` Zwei Referentinnen bzw. Referenten auf 

Bundesebene, 
` eine Person aus einer kulturpädagogischen 

Einrichtung bzw. Jugendkunstschule auf lo-
kaler Ebene eines freien, konfessionellen 
Trägers.  

 
Besondere Herausforderungen an Sensibilisie-
rungs- sowie Selbstreflexionsprozessen wurden 
vonseiten der Befragten in Kontexten angege-
ben, die über einen ausgeprägten Körperbezug 
verfügen (z.B. Zirkus, Theater, Kunst und Tanz): 
„Es gibt ja manchmal so Dinge, die sind nur zu 
lösen, wenn man es relativ einfach macht und 
dann zieht sich das ganze Orchester halt im Bus 
um. Aber dann haben wir schon so ein Präventi-
onsding. Und wie organisieren wir, dass da keine 
Grenzverletzungen passieren, dass da nicht ir-
gendjemand mit dem Handy daneben sitzt“ (G.1, 
14).  
 

Auf der anderen Seite wurde das für die Kultu-
relle Bildung konstitutive „offene“ Setting, das 
den Kindern und Jugendlichen kreative Frei-
räume für eigene Interessen ermöglichen soll, 
als potenzielle Gelegenheitsstruktur beschrie-
ben. Das Feld weise aufgrund seiner charakteri-
sierenden offenen Strukturen kaum klare Lei-
tungsstrukturen auf, die Verantwortung für die 
Entwicklung von institutionellen bzw. spezifi-
schen Schutzkonzepten übernehmen. Die Kultu-
relle Kinder- und Jugendbildung wurde als dy-
namisches, stark situativ geprägtes Feld be-
schrieben. Aufgrund dieses Merkmals bedürfe 
es einer sehr hohen Handlungskompetenz hin-
sichtlich der Prävention sexualisierter Gewalt 
von den im Feld Tätigen: „Man kann nicht einen 
Handlungskatalog machen, wo alle Situationen 
erfasst sind und das erfordert eine sehr hohe 
Kompetenz der Begleitenden, seien es die Ehren-
amtlichen oder auch die Honorarkräfte“ (G.1, 
17). 
 
Eine weitere Herausforderung bilde die große 
Anzahl an Ehrenamtlichen bzw. Honorarkräften, 
die über sehr unterschiedliche berufliche Hin-
tergründe und häufig nicht über eine spezifi-
sche pädagogische Ausbildung verfügen: „Und 
wir haben aber auch Fachkräfte, die tatsächlich 
Künstlerinnen und Künstler sind oder Kulturpä-
dagoginnen und Kulturpädagogen und die ha-
ben weder von ihrer Ausbildung her, noch von 
der wie sie sozusagen fördertechnisch angebun-
den sind, Berührungspunkte zu dem Thema“ 
(G.1, 9). Weiterhin seien einige im Feld Tätigen 
selbst Jugendliche, sodass diese mit Unsicher-
heiten hinsichtlich der eigenen Sexualität kon-
frontiert werden. Ein Befragungsteilnehmer 
führte das Spannungsfeld, das sich durch das 
ehrenamtliche Engagement durch Kinder und 
Jugendliche ergibt, näher aus: „Und vor dem 
Hintergrund dieses sozusagen [ehrenamtlichen 
Engagements von Kindern und Jugendlichen im 
Verband; Erg. d. Verf.], aber auch auf der einen 
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Seite sekündlichen oder alltäglichen Kündigungs-
rechts dieser Kinder und Jugendlichen geht es 
uns natürlich darum, dass es den Kindern und 
Jugendlichen gut geht und dass ihre eigene Frei-
zeit, ihre eigenen Freiräume so gestalten wie sie 
es für gut und für richtig finden, und wir haben 
sozusagen an der Stelle die Aufgabe die Rah-
menbedingungen so zu schaffen, dass wir zum 
einen Schutz und zum anderen aber auch Frei-
raum ermöglichen“ (G.1, 11). Zudem weise das 
Feld der Kulturellen Kinder- und Jugendbildung 
mit der Vielfalt an Trägern wie auch Angeboten 
bzw. Praxisformen verschiedene „Kommunikati-
onskanäle und Netzwerkstrukturen“ auf, die es 
für eine gelingende Präventionsarbeit zu be-
rücksichtigen gelte.  
 
Auch wenn im Feld der kulturellen Kinder- und 
Jugendbildung ein heterogenes Bild vom Stand 
der Entwicklung, Implementierung und Umset-
zung von spezifischen Schutzkonzepten vor-
herrscht, sollen im Nachfolgenden die bereits 
bestehenden Ansätze bzw. konkreten Maßnah-
men zur Prävention sexualisierter Gewalt an 
Kindern und Jugendlichen in den verschiedenen 
Sparten, die in der Fokusgruppe repräsentiert 
waren, dargestellt werden.  
 

Ansatzpunkte für Entwicklung von 
Schutzkonzepten 
 
Im Zuge der Fokusgruppe wurden von den Teil-
nehmenden verschiedene Aspekte identifiziert, 
die als Anknüpfungspunkt für die Einführung 
von Schutzkonzepten dienen können.  
 
Ein bedeutsames Potenzial weisen zunächst die-
jenigen Jugendverbände oder Fachkräfte auf, 
die sich aus dem Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe mit bereits etablierten Verfahren und 
Vorkehrungen zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen vor sexualisierter Gewalt in den Be-
reich der Kulturellen Jugendbildung hinein ent-

wickelt haben. Für solche Fachkräfte und Orga-
nisationen stellen Schutzkonzepte kein Neuland 
dar. Sie sind etwa im Rahmen von Vereinbarun-
gen mit den Kommunen zum § 72a SGB VIII mit 
der Vorlage von erweiterten polizeilichen Füh-
rungszeugnissen vertraut und ebenso im Zuge 
der Juleica-Ausbildung für Präventionsinhalte 
sensibilisiert. 
 
Im Validierungsworkshop mit der „AG Schutz-
konzepte“ wurde dem zugestimmt, aber auch 
darauf hingewiesen, dass dieser Punkt für den 
großen Anteil an Kunstschaffenden, die nicht 
aus dem Kontext der Kinder- und Jugendhilfe 
kommen, nicht zutrifft, so dass sich diese Her-
ausforderungen hinsichtlich der Prävention se-
xualisierter Gewalt gegenüber sehen. 
 
In der Fokusgruppe wurde dies ähnlich gese-
hen, das Anregungspotenzial des benachbarten 
Arbeitsfeldes der Kinder- und Jugendhilfe aber 
herausgestellt. Wegweisende Präventionspro-
jekte bzw. entsprechende Programme aus dem 
verbandlichen bzw. konfessionellen Bereich 
könnten anregend wirken: „Also es gibt ja Dinge, 
an denen wir anknüpfen können, wir müssen ja 
nicht alles neu erfinden, […] warum gucken wir 
nicht mal, ob wir das auf Bundesebene hinkrie-
gen. Man muss sich die guten Sachen angucken“ 
(G.1, 84). Die Wertschätzung für den benach-
barten Arbeitsbereich der Kinder- und Jugend-
hilfe dürfe und solle aber nicht dazu führen be-
sondere Kompetenzen vieler Fachkräfte in der 
Kulturellen Kinder- und Jugendbildung zu über-
sehen. Nur wenn ein Prozess in Gang komme, 
der an den Kompetenzen der im Feld Tätigen 
anknüpfe und nicht top down verlaufe, sei eine 
breite Wirkung und Verankerung möglich: „Das 
allererste, was wir unseren Leuten immer sagen 
ist, es geht nicht darum, euch irgendwelche Fahr-
lässigkeit, Fehler, fehlendes Problembewusstsein 
[zu unterstellen; Erg. d. Verf.]. Und an der Stelle 
andersherum reinzugehen und zu sagen, wie 
schützen wir jetzt gemeinsam und ihr könnt was 
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dazu beitragen, weil ihr seid hier schon lange 
unterwegs und ihr habt ganz viel Kompetenzen 
und ihr kennt die Kinder“ (G.1, 47).  
 
Positive Ansatzpunkte für präventive Prozesse 
im Feld der Kulturellen Kinder- und Jugendbil-
dung bieten weiter die dort grundlegenden 
Handlungsprinzipien bzw. Bildungsziele. Als Bei-
spiele wurden die Persönlichkeitsstärkung/Em-
powerment und die Förderung der Körperwahr-
nehmung genannt. An diese beiden Themen 
knüpfen bereits verschiedene Präventionsthea-
terstücke („Mein Körper gehört mir“) oder Kin-
derrechte-Musicals an.  
 
Soll die Entwicklung und Umsetzung von 
Schutzkonzepten verbindlich werden, so seien 
Dachorganisationen in Zukunft gezwungen, 
Vorgaben zu entwickeln, an die die Mitglieder 
gebunden sind: „Da kann man es zur Bedingung 
machen, da kann man Dinge einfordern und 
über das Einfordern dann eben auch Denkpro-
zesse, Sensibilisierungsprozesse auslösen, das 
können wir auf jeden Fall tun“ (G.1, 26). Der Ver-
treter des Dachverbandes führte aus, dass auch 
die gesellschaftliche Debatte, die breit von den 
Eltern und Geldgebern (z.B. dem Jugendamt) 
geführt werde, Druck erzeuge, Verantwortung 
für präventives Handeln zu übernehmen. Im 
Moment sei es aber noch schwierig mit Trägern, 
die nicht an die rechtlichen Vorgaben der Kin-
der- und Jugendhilfe gebunden seien und die 
daher auf andere Weise – als letzte Möglichkeit 
auch mit Hilfe von Restriktionen – durch die 
Dachorganisation zur Prävention angeregt wer-
den müssten. 
Im Zuge des Validierungsworkshops wurde der 
Rolle des Dachverbands vor dem Hintergrund 
der Heterogenität des Feldes eine große Bedeu-
tung zugesprochen; daneben habe aber auch 
der Faktor Zeit einen Einfluss darauf, ob sich 
Verbände im Hinblick auf Schutzkonzepte (wei-
ter-)entwickeln. 
 

Leitbild bzw. Verankerung 
 
Der Referent aus dem musikalischen Bereich 
berichtete, dass bereits im Jahr 2011 ein bun-
desweites Leitbild zum Schutz vor Kindeswohl-
gefährdung vom Bundesverband entwickelt und 
beschlossen wurde. Dieses gebe Impulse für 
eine stetige Auseinandersetzung zum Umgang 
miteinander. Das Leitbild wurde seither im Kon-
text einer Praxisbroschüre allen Mitarbeitenden 
bekannt gemacht. Im Leitbild werden vor allem 
eine Kultur und ein Verhaltenskodex sowohl für 
Kinder und Jugendliche als auch für Mitarbei-
tende vor dem Hintergrund Prävention sexuel-
ler Gewalt thematisiert. Neben einer Veranke-
rung im Leitbild sei für die Gesprächsteilneh-
menden auch eine „Institutionelle Verortung“ 
(G.1, 127) in Form von zuständigen Personen 
wichtig. 
 

Verhaltenskodex 
 
Die Vertreterin kultureller Jugendarbeit auf der 
lokalen Ebene berichtete, in ihrer Einrichtung 
gebe es einen Verhaltenskodex, der auch wich-
tig sei. Dieser stelle einerseits eine wichtige 
Grundlage zur Verständigung über Grenzset-
zungen unter den Mitarbeitenden dar, anderer-
seits bilde er nach außen eine Haltung ab, für 
die die Mitglieder der Jugendkunstschule ein-
stehen. In der Praxis liefere der Verhaltenskodex 
wichtige Anhaltspunkte für unterschiedlichste 
Situationen, in denen ein „Schutzraum“ für Kin-
der und Jugendliche sichergestellt werden soll: 
„Es gibt immer getrennte Umkleidekabinen, es 
gibt getrennte Schlafräume, die Zimmer werden 
nicht abgeschlossen. Spiele sind halt so, dass 
Grenzen auch eingeschätzt werden. Es gibt keine 
Übernachtungen mit Teilnehmern im privaten 
Kontext“ (G.1, 98). Der Verhaltenskodex biete 
zudem auch klare Rahmenbedingungen für den 
Umgang unter Kindern und Jugendlichen. 
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Sensibilisierung und Fortbildung 
 
Die Sensibilisierung anhand von themenspezifi-
schen Schulungen wurde von allen drei Teilneh-
menden an der Fokusgruppe als wichtiger 
Schritt in der nachhaltigen Prävention sexuali-
sierter Gewalt beschrieben, besonders von der 
Vertreterin der kulturpädagogischen Einrich-
tung: „Vorher sind Fälle von Kindesmissbrauch 
gar nicht erst thematisiert worden oder haben 
wir auch nicht gesehen und seit wir dazu schulen 
und das ein Thema ist, erkennen wir das auch 
und das ist für mich ein ganz großer Fortschritt, 
dass wir, man eben dann auch die Kinder, um 
die es am Ende geht, im Sinne des Opferschutzes 
auch unterstützen kann“ (G.1, 17). 
 
Aufseiten der Dachorganisation wurde von 
Überlegungen berichtet, das Thema Prävention 
sexualisierter Gewalt in die bereits bestehenden 
Fortbildungsangebote in den jeweiligen Sparten 
zu integrieren. Die lokale Vertreterin der Ju-
gendkunstschule beschrieb eine konkrete Schu-
lung, die sie vor dem Hintergrund ihrer pädago-
gischen Ausrichtung halte und bei der sie sich 
an den Vorgaben des konfessionellen Trägers 
orientiere: „Da geht es aber auch um Kinder-
rechte, um dann die Frage, was ist Vernachlässi-
gung, was ist sexualisierte Gewalt? Dann geht es 
auch noch mal in die Gesetzeslage. Dann geht es 
um Täter-Opfer-Dynamiken, das ist eigentlich 
der Punkt, wo es immer klick macht, weil es halt 
immer noch dieses Vorurteil gibt oder diese Idee, 
das sind eben kranke Menschen, die pädophil 
sind und die vergreifen sich an den Kindern und 
dass das eben Menschen sind, die ganz enga-
gierte Mitarbeiter in unseren Jugendbereich sind, 
und genau diese Strukturen ausnutzen, um ihren 
Missbrauch vorzubereiten, ist immer ein großer 
Aha-Effekt und wo dann auch noch mal deutlich 
wird, ja, das ist auch ganz nah, also auch die 
Zahlen, wie viele Kinder auch vom Missbrauch 
betroffen sind. Und dann ist ein großer Bereich, 
auch Prävention zu gucken, wie können wir halt 

Kinder stärken, die ‚Nein‘ sagen, wie können wir 
eine Diskussionskultur im Team wecken, dass wir 
auf Grenzverletzungen achten. Wo sind Rituale 
in unserer Arbeit […]und dann geht es am Ende 
noch mal speziell um diesen Handlungsleitfaden, 
wo wir auch gucken, was mache ich halt im Fall 
von Verdacht und konkretem Hinweis und 
Grenzverletzung und damit schließen wir dann 
eigentlich ab“ (G.1, 46).  
Damit Fortbildungsmaßnahmen bei allen Ehren-
amtlichen und Honorarkräften – unabhängig 
von ihrer fachlichen Verortung – gelingen kön-
nen, brauche es einen verbindlichen Rahmen.  
 
Die Vertreterin der Jugendkunstschule bewer-
tete es für ihre Situation als besonders förder-
lich, dass der Träger für die Kosten der Schulun-
gen aufkomme. Besondere Lernprozesse wer-
den vor allem durch konkrete Fallbeispiele an-
gestoßen. So können Teilnehmende ermutigt 
werden, Fälle von Gewalt offen anzusprechen 
und Handlungssicherheit für den Umgang mit 
Fällen sexualisierter Gewalt zu entwickeln. Durch 
Fortbildungen angestoßene Selbstreflexions-
prozesse wurden als besonders wichtige, nach-
haltig wirkende Prozesse beschrieben. Gleich-
zeitig schilderten die Teilnehmenden die Her-
ausforderung, Ehrenamtliche nachhaltig zu sen-
sibilisieren: „Da ist die Frage, wie kriegt man 
sozusagen dauerhaft immer wieder dieses 
Thema adressiert und da sind wir gerade dabei 
zu gucken, das in der Juleica unterzubringen“ 
(G.1, 19). Überlegungen zur nachhaltigen Sensi-
bilisierung, beispielsweise in Form von dauer-
haften Begleitangeboten bei kulturspezifischen 
Institutionen und Akademien der Weiterbildung 
wurden diskutiert. 
 
Von einer Teilnehmerin wurde angemerkt, dass 
durch Schulungen das genaue Hinsehen geför-
dert werde, zugleich aber Prozesse von „Über-
sensibilisierung“ (G.1, 76) reflektiert werden soll-
ten: „Es gibt auch so eine Übersensibilisierung, 
dass wir in den Fällen, wo wir dann besprochen 
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haben, es Fälle waren, wo wir am Ende dann 
auch gesagt haben, das ist kein Fall von Miss-
brauch, es ist eine Grenzverletzung“ (G.1, 76). 
 
Neben zeitlichen und finanziellen Ressourcen 
für Fortbildungen werde eine „feldspezifische 
Begleitung“ (G.1, 42) benötigt, die über spezifi-
sches Wissen und Erfahrungen in der Kulturel-
len Bildungsarbeit verfüge. 
 
Im Prozess der Validierung ergänzte die Vertre-
terin des Handlungsfeldes, dass eine Juleica-
Ausbildung für viele der Akteure im Bereich der 
Kulturellen Kinder- und Jugendbildungsarbeit 
weder vorausgesetzt werden könne, noch pas-
send sei, aber durch entsprechende Sensibilisie-
rungsprozesse eine große Offenheit bei den 
Mitarbeitenden gegenüber dem Thema der Prä-
vention sexueller Gewalt hergestellt werden 
könne. 
 

Personalauswahl 
 
Von den Teilnehmenden wurde das Thema der 
Personalauswahl stark mit der Einholung von 
erweiterten polizeilichen Führungszeugnissen 
(§ 72a SGB VIII) verknüpft. Von den am Inter-
view Teilnehmenden wurden mehrere Schwie-
rigkeiten aufgeführt, die mit der rechtlichen An-
forderung von Führungszeugnissen einherge-
hen:  
(1) Es bestehe die Gefahr einer „Gefühlten Si-
cherheit“ (G.1, 60), die dadurch entstehe, dass 
auf weitere Schutzmaßnahmen vor sexualisier-
ter Gewalt verzichtet werde.  
(2) Daneben komme es zu bürokratischem Auf-
wand, der mit der Prüfung bzw. Dokumentation 
einhergeht.  
(3) Es entstehen datenschutzrechtliche Schwie-
rigkeiten, indem „Ehrenamtliche andere Ehren-
amtliche“ (G.1, 60) kontrollieren.  
 

Zusätzlich zu dieser Problematik können Ein-
träge von anderen, nicht Kinderschutz betref-
fenden Delikten zu tiefgehenden Misstrauens-
verhältnissen zwischen den Ehrenamtlichen füh-
ren. Ein Teilnehmer berichtete, dass die Ent-
scheidung der Personalauswahl (z.B. der Vor-
standsstelle) nach Kriterien der persönlichen 
Eignung entsprechend der Juleica-Vorgabe im 
Teamprozess getroffen werde, was ihrer Ansicht 
nach den rechtlichen Vorgaben des § 72a SGB 
VIII entgegenstehe. Die Teilnehmenden plädier-
ten für den Einsatz von Unbedenklichkeitsbe-
scheinigungen. Solche Bescheinigungen würden 
das Dilemmata eines „gläsernen Ehrenamtli-
chen“ (G.1., 60) vermeiden, indem nur einschlä-
gige Eintragungen des polizeilichen Führungs-
zeugnisses weitergegeben werden. 
 

Beschwerdeverfahren 
 
Im Kontext der teilnehmenden Jugendkunst-
schule wurde von einer telefonischen Anlauf-
stelle für die Ehrenamtlichen berichtet, die auch 
in den Ferienzeiten erreichbar sei. Externe An-
sprechstellen, die über entsprechende Kompe-
tenzen verfügen, werden als essenzieller Be-
standteil von Schutzkonzepten genannt. Dane-
ben spielen aber auch interne Ansprechperso-
nen eine große Rolle. Dafür benötige es Perso-
nen, die „den Hut aufhaben“ (G.1, 65). Für die 
Kulturelle Bildungsarbeit wurde auch die Arbeit 
in Teams als wichtig gesehen. In deren Rahmen 
können in regelmäßigen Abständen Vorfälle 
und der Umgang damit besprochen werden.  
 

Intervention 
 
Die Vertreterin der Jugendkunstschule berich-
tete von einem klar vorgegebenen „Handlungs-
schemata“ vonseiten des Trägers bei Verdachts-
fällen sexualisierter Gewalt an Kindern und Ju-
gendlichen. Dieser Handlungsleitfaden habe im 
Praxisalltag stark für Fälle sexualisierter Gewalt 
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und für die Einschaltung des Jugendamts sensi-
bilisiert. Vonseiten des Vertreters eines Musik-
verbandes wurde im Rahmen des Umgangs mit 
sexuellen Grenzverletzungen auf das Konflikt-
management im Verband hingewiesen, was ein 
wichtiger Bestandteil der Juleica sei. 
Der Handlungsleitfaden wurde von der Praxis-
vertreterin als positives Instrument zur Orientie-
rung in schwierigen Situationen beschrieben: 
„Also solche formalen Dinge [Handlungspläne, 
Erg. d. Verf.] braucht es, denke ich, auch, wie so 
eine Arbeitshilfe, wo man dann gucken kann, 
was mache ich eigentlich gefangen in dieser Dy-
namik und auch ein Stück weit blind, was jetzt 
die Handlungsanforderungen angeht“ (G.1, 78). 
Wichtig für die Umsetzung eines Handlungs-
plans bei Fällen sexualisierter Gewalt sei nicht 
nur die Existenz eines, sondern auch die prakti-
sche Auseinandersetzung mit ihrem Handlungs-
plan. In der Jugendkunstschule sei der Hand-
lungsplan Thema in den Schulungen und finde 
im Rahmen von interaktiven Übungen (z.B. in 
Form von Fallvignetten) Beachtung. 
 

Kooperation 
 
Als wichtige Leistung auf Bundesebene wurde 
die Unterstützung der Landesverbände bzw. der 
bundesweit aktiven Träger genannt. Diese Hilfe 
könne in Form von Informationsmaterial, spezi-
fischen Leitfäden, einschlägigen Veranstaltun-
gen, Qualifizierungsangeboten und Ansprech-
personen bei spezifischen Fragestellungen (z.B. 
zu Führungszeugnissen) zur Verfügung stehen. 
Die Vertreterin der übergeordneten Dachorga-
nisation sah ihre Rolle als Moderatorin darin, 
Räume für die Vernetzung und Thematisierung 
einer Prävention sexualisierter Gewalt unter den 
unterschiedlichen Angeboten auf lokaler Ebene 
zu bieten. Zusätzlich sorge sie dafür, dass an-
dere Organisationen von den Beispielen guter 
Praxis profitieren könnten. Der zweite Vertreter 
auf Bundesebene sah eine besondere Notwen-

digkeit für eine „Übersetzungsleistung von Be-
griffen, Konzepten und gesetzlichen Vorgaben“ 
auf Bundesebene, um Zugänge für alle im Feld 
Tätigen zum Thema „Prävention sexualisierter 
Gewalt“ zu schaffen. Fachforen wurden als Lern-
räume diskutiert, die von den verschiedenen 
Trägern kultureller Angebote zum Austausch 
genutzt werden könnten. Besondere Unterstüt-
zungsbedarfe werden aufseiten der kleineren 
Träger gesehen, die über weniger finanzielle 
Ressourcen verfügen und „keine gute Lobby ha-
ben“ (G.1, 51). 
 
Die Verantwortung für die Entwicklung von 
Schutzkonzepten liege nicht alleine bei den lo-
kalen Organisationen bzw. Angeboten und de-
ren Trägern, sondern auch bei der übergeord-
neten Dachorganisation. Ein Rahmenschutzkon-
zept der Dachorganisation wurde als „Impuls 
von oben“ beschrieben, der auf lokaler Ebene als 
bedeutsamer Anstoß für die Entwicklung und 
Umsetzung von Schutzkonzepten gesehen 
werde: „Also ich glaube dieser Impuls von oben, 
den braucht es tatsächlich […], den muss man 
aber, sage ich mal, sehr behutsam geben […] das 
tabuisierte Thema jetzt denen da nicht so über-
zustülpen“ (G.1, 119). 
 
Von den Befragten wurden drei zentrale externe 
Kooperationspartner im Themenfeld des Kin-
derschutzes benannt: (1) der Jugendring, (2) die 
zuständigen lokalen Jugendämter sowie (3) 
Fachberatungsstellen. Eine Teilnehmerin berich-
tete von einem Einbezug von Beratungsstellen 
bei der Beurteilung von unklaren grenzverlet-
zenden Situationen bzw. Verdachtsfällen sexua-
lisierter Gewalt. Daneben wurde von sozial-
raumorientierten „Bildungsbündnissen“ (G.1, 32) 
berichtet, die zwischen den Trägern einen Er-
fahrungs- und Lernaustausch auch jenseits der 
inhaltlichen Zielsetzung im Feld der Kinder- und 
Jugendarbeit ermöglichen. Positive Erfahrungen 
im Feld der kulturell-musischen Arbeit werden 
den Kooperationen mit den Landesverbänden 
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sowie den lokalen Netzwerken zugesprochen: 
„Was aber für uns vor allem die förderlichen 
Punkte waren, waren Netzwerke“ (G.1, 71). Die 
Kooperation mit internationalen Partnern wurde 
kritisch betrachtet, da oft nicht geklärt sei, bei 
wem die Verantwortung für ein Schutzkonzept 
liege.  
 
Im Zuge der Validierung wurde darauf hinge-
wiesen, dass im Dachverband zur aktuellen Zeit 
die internationalen länderspezifischen Regula-
rien dazu recherchiert werden. 
 

Herausforderungen  
 
Von einer Interviewteilnehmerin wurde das 
non-formale Setting als schwierig zu regeln dar-
gestellt. Innerhalb eines solchen Settings wer-
den den Kindern und Jugendlichen kreative 
Freiräume ohne die stetige Anwesenheit von 
pädagogischem oder ehrenamtlichem Personal 
ermöglicht. So könne beispielsweise nicht ge-
währleistet sein, dass zwei Erwachsene bzw. 
zwei Jugendleiterinnen und Jugendleiter vor Ort 
seien. Die Vertreterin des ästhetisch-künstleri-
schen Bereichs, die bei der Entwicklung des Ver-
haltenskodizes involviert war, berichtete von 
schwierigen, zugleich aber auch „wertvollen“ 
Diskussionsprozessen mit den Ehrenamtlichen: 
„Das hat bei den Ehrenamtlichen einen richtigen 
Aufstand produziert, weil da Dinge ganz konkret 
auch benannt waren und man dann darüber dis-
kutieren konnte, wollen wir das? Das war die 
Diskussion, die echt so einen kleinen Tsunami 
losgerissen hat, aber das, das finde ich sind ge-
nau die wertvollen Diskussionen, weil man dar-
über nämlich über so Grundsatzfragen auch ins 
Gespräch kommt, warum machen wir das hier, 
was ist unsere Rolle als Ehrenamtliche“ (G.1, 46). 
Im Rahmen der Validierungssitzung wurde die 
Bewertung des non-formalen Settings als Her-
ausforderung relativiert, indem die ethischen 
Grundwerte des Dachverbands, die auch dem 

Handeln von Jugendlichen zugrunde liegen, be-
tont wurden. Sie tragen maßgeblich zur Sensibi-
lisierung der Jugendlichen als „Selbst-Tätige“ 
für die vorhandenen Freiräume in den jeweili-
gen Settings bei und fördern letztlich einen ver-
antwortungsvollen Umgang.  

 
Neue Elemente 
 
In der Fokusgruppe wurde die Reflexion des 
Schutzes vor sexualisierter Gewalt in digitalen 
Räumen als wichtig erachtet. Dies bringe auch 
vonseiten der Betreuenden einen reflektierten, 
sensiblen und achtsamen Umgang mit sich, ins-
besondere wenn es darum gehe, „private“ Fotos 
nicht ins Internet zu stellen. Die Vertreterin der 
Jugendkunstschule zog in Erwägung, den As-
pekt der Berücksichtigung des Rechts am eige-
nen Bild als Regel in den Verhaltenskodex zu in-
tegrieren. 
Weiterhin wurde von den Teilnehmenden den 
individuellen Haltungen ein bedeutender Stel-
lenwert in der Prävention sexualisierter Gewalt 
zugeschrieben. Diese spiegelten sich in der Vor-
bildfunktion wider, in dem eine angemessene, 
„partnerschaftliche“ Umgangsweise im Mitei-
nander ebenso wie das Achten von Grenzen 
vorgelebt werde. 
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H. Schutzkonzepte bei 
Jugendreisen und im Schüler-
austausch 
 
 

H1. Strukturen – 
Rahmenbedingungen – Forschung 
 

H1.1 Jugendreisen 
 
Der Jugendtourismus, in Form von organisierten 
Reisen für Kinder und Jugendliche ohne Beglei-
tung ihrer Erziehungsberechtigten, begann in 
Deutschland nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs. Während bei Inlandsreisen die gesund-
heitliche Förderung im Vordergrund stand, hat-
ten Jugendreisen ins Ausland vorrangig das Ziel 
der Völkerverständigung. Kommunale Jugend-
ämter, gemeinnützige Verbände und kirchliche 
Anbieter versuchten im Rahmen der Jugendar-
beit, auch Kindern aus ärmeren Familien solche 
Reisen zu ermöglichen. Ab den 1960er-Jahren 
rückten die Aspekte der Bildung und Persön-
lichkeitsentwicklung des Reisens stärker in den 
Fokus. Neben den gemeinnützigen und kirchli-
chen Anbietern, deren soziale, politische oder 
religiöse Inhalte auch Einfluss auf die Pro-
grammgestaltung der Reisen hatten, etablierten 
sich in den 1980er-Jahren kommerzielle Anbie-
ter von Jugendreisen.  
 
Studien zufolge stehen für Mädchen und Jun-
gen beim Reisen neue Erlebnisse fern von zu 
Hause gemeinsam mit Gleichaltrigen im Vorder-
grund. Auch gewinnt im Jugendalter das Stre-
ben nach Unabhängigkeit und Freiheit, das Fei-
ern und Flirten im Rahmen von Reisen an Be-
deutung (Kreisel/Kreisel 2016; Dimbath/Thim-
mel 2014; Grüttner/Menze 2014).  
Teamende, welche die Kinder und Jugendlichen 
während der Reise betreuen, sind sowohl 
Hauptamtliche bzw. nebenberuflich Tätige oder 
Ehrenamtliche. Zur Qualifizierung bieten die 

meisten Anbieter eigene Fortbildungen an. 
Manche verlangen zudem die Juleica als Qualifi-
kationsnachweis. Dies ist jedoch keine einheitli-
che Vorgabe.  
Gemäß einer repräsentativen Studie über das 
Reiseverhalten der Drei- bis 26-Jährigen aus 
dem Jahr 2013 unternahmen 77 % der Kinder, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen eine 
Reise mit mindestens einer Übernachtung ohne 
Eltern oder Großeltern innerhalb eines Jahres. 
Dies entsprach 14,8 Mio. Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen. In der Altersgruppe 
von zehn bis dreizehn Jahren hatten 81 % der 
Jugendlichen eine solche Reise unternommen, 
von den 14-17-Jährigen 91 %. Letztere unter-
nahmen im Durchschnitt 2,9 solcher Reisen in-
nerhalb eines Jahres. Bereits im Vorschulalter 
(von drei bis fünf Jahren) übernachtete ein Drit-
tel der Kinder im Durchschnitt dreimal im Jahr 
außerhalb, ohne Begleitung von Eltern oder 
Großeltern (Grüttner/Menze 2014).  
 
Kinder- und Jugendreisen dauern im Durch-
schnitt eine Woche, mit zunehmendem Alter 
nimmt die Reisedauer zu. Gruppenreisen kön-
nen unterschieden werden in „verordnete“ Rei-
sen, oft im institutionellen Kontext, beispiels-
weise mit dem Kindergarten oder der Schule 
und „freiwillige“ Reisen, die zwei Drittel der Rei-
sen ausmachen. Letztere erfolgen mit bestehen-
der Gruppe (z.B. Trainingslager, Chorfreizeit) 
(14 % der freiwilligen Reisen) oder mit einer zu-
vor unbekannten Gruppe (6 % der freiwilligen 
Reisen). Mädchen und Jungen verreisen umso 
häufiger ohne Eltern oder Großeltern, je höher 
Einkommen und Bildung des Haushaltsvorstan-
des sind (Grüttner/Menze 2014). 
 
Als Zusammenschluss bundesweit tätiger Träger 
und Organisationen im Bereich der Kinder- und 
Jugendreisen fungiert das BundesForum Kinder- 
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und Jugendreisen e.V..36 Ziel dieses Forums ist 
die Förderung, Weiterentwicklung und der Fort-
bestand des Kinder- und Jugendreisens. Die 
derzeit 23 Mitglieder vertreten sowohl gemein-
nützige als auch kommerzielle Anbieter. Zu de-
ren Angeboten gehören neben klassischen Kin-
der- und Jugendreisen auch Sprachreisen, Klas-
senfahrten, Au Pair, internationale Begegnun-
gen, Freiwilligendienste, Work Camps, pädago-
gische Programme sowie die Bereitstellung von 
Jugendunterkünften und Jugendbildungsstät-
ten. Auch der Schüleraustausch stellt ein Ange-
bot dar. 
 
Ein weiterer wichtiger Akteur im Feld des Ju-
gendreisens ist das Reisenetz – Deutscher Fach-
verband für Jugendreisen e. V.. 37 Es ist Mitglied 
im BundesForum Kinder- und Jugendreisen e.V 
und steht für etwa einhundert kommerzielle 
und gemeinnützige Anbieter von Schul- und 
Klassenfahrten, betreuten Jugendreisen, päda-
gogischen Programmen, und Sprachreisen. Ein 
Teil der Mitglieder im Reisenetz stellt ebenfalls 
Unterkünfte bereit. Zu den Zielen des Verbands 
gehören die Professionalisierung des Jugendrei-
sens, die Gewährleistung der Sicherheit der Rei-
senden, die Entwicklung, Umsetzung und Über-
prüfung der Einhaltung von Qualitätsstandards 
sowie die Verbindung von Pädagogik und Tou-
ristik. Zusammen mit Transfer e. V. bietet das 
Reisenetz im Rahmen der Jugendreise-Akademie 
eG Qualifizierungs- und Beratungsangebote für 
Fachkräfte an. Transfer e.V.,38 ebenfalls Mitglied 
des BundesForums, bietet darüber hinaus ver-
schiedene Angebote der Qualifizierung und 
Qualitätsentwicklung im Feld der Kinder- und 
Jugendreisen an.  

 
Eltern, die ihre Kinder mit einer Gruppe verrei-
sen lassen, legen größten Wert darauf, dass de-
ren Sicherheit vom Veranstalter gewährleistet 

                                                      

36 http://www.bundesforum.de/ 
37 https://www.reisenetz.org/ 

wird. Bei ihrer Entscheidung für einen Anbieter 
spielen daher der Betreuungsschlüssel und die 
Einhaltung der Aufsichtspflicht eine zentrale 
Rolle. Wichtig ist ihnen laut einer Grundlagen-
studie zum Kinder- und Jugendtourismus im 
Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie (BMWI) jedoch auch die Frage, wel-
che Aktivitäten der Veranstalter gegen sexuali-
sierte Gewalt unternimmt und wie er mit sol-
chen Fällen umgeht (Bengsch 2014).  
 
Träger von Kinder- und Jugendreisen stehen 
vor der Herausforderung, Jugendliche vor Ge-
fährdungen zu schützen, ihnen aber gleichzeitig 
„gelingende Formen von sexuellen Interaktio-
nen“ zu vermitteln, da ein Verbot jeglicher sexu-
eller Handlungen weder vollständig durchsetz-
bar noch einer positiven sexuellen Entwicklung 
zuträglich wäre (Groen/Schmitz 2014).  
Die Mitglieder des BundesForums Kinder- und 
Jugendreisen verpflichten sich zur Umsetzung 
der verbandsinternen Qualitätsstandards und 
können sich für die Zertifizierung des Siegels 
„Sicher Gut!“ bewerben. Dieses umfasst auch 
Maßnahmen zur Sexualpädagogik, zur Sensibili-
sierung für Missbrauch, zum Beschwerdema-
nagement und Verhalten in Notfällen sowie 
zum Umgang mit persönlichen Krisen und 
schwierigen Situationen.  
 
Gegenüber dem UBSKM hat sich das BundesFo-
rum Kinder- und Jugendreisen e.V. verpflichtet, 
„eine flächendeckende Einführung und Imple-
mentierung von passgenauen Schutzkonzepten 
innerhalb seiner Strukturen zu unterstützen“ 
(UBSKM/BundesForum Kinder und Jugendrei-
sen e.V. 2016). Dies soll in Form von Veröffentli-
chungen, Veranstaltungen sowie Informations- 
und Qualifizierungsangeboten erfolgen. Ein 
weiteres Ziel ist die Unterstützung der Mitglie-
der bei der Integration eines Schutzkonzeptes 

38 https://www.transfer-ev.de/ 
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in die Qualitätsentwicklung. Hierzu wurde von 
den Vereinbarungspartnern eine Handreichung 
herausgegeben, mithilfe derer die verschiede-
nen Akteure (Veranstalter, Teams, Verantwortli-
che für die Unterkünfte) ein passendes Schutz-
konzept für ihre Angebote entwickeln bzw. ihre 
bereits bestehenden Konzepte ergänzen kön-
nen. Die Handreichung beinhaltet zahlreiche 
Hinweise, Beispiele und Materialen für Maßnah-
men zur Prävention sexueller Gewalt für die Be-
reiche Öffentlichkeitsarbeit, Personalverantwor-
tung, Vorbereitung, Programmgestaltung und 
Nachbereitung eines Reiseangebots. Begleitend 
zur Handreichung werden regionale Fachtage 
und verbandsübergreifende Schulungsveran-
staltungen angeboten (Edlinger u.a. o.J.). 
 
Speziell für Ausbildende und Betreuende gibt es 
eine Arbeitshilfe zum Umgang mit Sexualität 
und Sexueller Gewalt, gemeinsam entwickelt 
von Trägern der verbandlichen Kinder- und Ju-
gendarbeit, gewerblichen Jugendreiseanbietern 
und Trägern der internationalen Jugendarbeit. 
Diese enthält Informationen und Arbeitsmateri-
alien zu gesetzlichen Grundlagen, zur Kommu-
nikation und zum sexuellem Lernen in Bezie-
hung und Partnerschaft im Jugendalter, (inter-
kultureller) Sexualpädagogik, Prävention sexuel-
ler Gewalt, Strategien der Täterinnen und Täter 
sowie zum Konflikt- und Krisenmanagement 
(Schmitz/Wanielik 2013). Schon vorher haben 
einzelne Jugendverbände die Gefahr sexuali-
sierter Gewalt bei Jugendreisen und Jugendfrei-
zeiten erkannt und Empfehlungen zum Umgang 
damit herausgegeben (z.B. Arbeitsgemeinschaft 
der Evangelischen Jugend in der Bundesrepub-
lik Deutschland (aej) im Auftrag der Bundesar-
beitsgemeinschaft Evangelischer Jugendferien-
dienste e.V. 2007; Drücker/Schiller 2008). 
 
Jugendreisen sind bislang kaum Gegenstand 
der Forschung. Als Gründe hierfür werden die 
zögerliche Professionalisierung dieses pädago-
gischen Handlungszusammenhangs und die 

marginale Positionierung des Kinder- und Ju-
gendreisens innerhalb der Erziehungswissen-
schaft und der Sozialen Arbeit angeführt, die 
der zeitlichen Begrenztheit der Angebote ge-
schuldet sein könnten (Dimbath/Thimmel 2014). 
Daher verwundert es nicht, dass weder die Häu-
figkeit sexueller Übergriffe, noch die Umsetzung 
und Wirkung von Maßnahmen der Prävention 
und Intervention zum Schutz vor sexualisierter 
Gewalt bei Kinder- und Jugendreisen bislang er-
forscht sind.  
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H1.2 Schüleraustausch 
 
Im Rahmen des Schüleraustausches nehmen Ju-
gendliche für eine begrenzte Zeit am Alltags- 
und Schulleben eines anderen Landes teil und 
lernen dadurch eine fremde Kultur und Lebens-
weise kennen. Während ihres Auslandaufenthal-
tes leben sie in Gastfamilien, die nicht nur aus 
Ehepaaren mit Kindern bestehen, sondern auch 
Alleinstehende oder Paare ohne Kinder sein 
können (Wildfeuer u.a. 2015). Der Begriff „Schü-
leraustausch“ umfasst sowohl den Austausch 
zwischen Schulen, als auch den individuellen 
Schüleraustausch, um den es im Folgenden 
geht. Beim Schüleraustausch steht im Unter-
schied zu Jugendreisen nicht das Gruppenerleb-
nis im Mittelpunkt, sondern die Erfahrungen des 
Individuums.  
 
Der Schüleraustausch wurde in der Nachkriegs-
zeit mit dem Ziel der Völkerverständigung ins 
Leben gerufen. Jedoch sind Aspekte des inter-
kulturellen Lernens und der Erwerb persönlicher 
Kompetenzen in den letzten Jahrzehnten stär-
ker in den Vordergrund gerückt. In Deutschland 
gibt es eine Vielzahl an gemeinnützigen und 
gewerblichen Anbietern von Schüleraustausch. 
Diese organisieren den Austausch von der Aus-
wahl und Vorbereitung der Gastfamilien und ju-
gendlichen Teilnehmenden, über den Schulbe-
such und die persönliche Betreuung vor und 
während des Aufenthalts, bis hin zur Nachberei-
tung (Weichbrodt 2015). Ein Austausch mit Ge-
genbesuch zwischen einer Familie in Deutsch-
land und einer Familie im Ausland findet heute 
nur noch selten statt. Deshalb wird häufig nicht 
mehr von Schüleraustausch, sondern von „Aus-
landsjahr“ oder „Schuljahr im Ausland“ gespro-
chen (Weltweiser 2017). In diesem Bericht wird 
aber weiterhin der Begriff des Schüleraustau-
sches verwendet. 
 
Im Schuljahr 2016/2017 haben circa 16.400 
Schülerinnen und Schüler einen länger als drei 

Monate andauernden Gastfamilienaufenthalt 
mit dem Besuch einer öffentlichen Schule über 
eine deutsche Austauschorganisation unter-
nommen (Weltweiser 2017). Hinzu kommen 
Teilnehmende an Privatschul- und Internatspro-
grammen, privat organisierten Aufenthalten 
und Ähnlichem, sodass die Zahl von Austausch-
schülerinnen und Austauschschüler im Rahmen 
eines mehrmonatigen Austausches auf knapp 
20.000 pro Jahr geschätzt wird (Weichbrodt 
2015).  
 
Das mit Abstand beliebteste Zielland des Aus-
tausches waren die USA, gefolgt von Kanada 
und Neuseeland (Weltweiser 2017). Unter den 
Teilnehmenden sind Mädchen deutlich stärker 
vertreten als Jungen. Ihr Anteil wird in verschie-
denen Studien mit 60 bis 75 % angegeben (vgl. 
Terbeck 2017; Weichbrodt 2015). Jugendliche 
sind zu Beginn des Auslandsaufenthalts im 
Durchschnitt 16 Jahre alt. Ein Großteil der teil-
nehmenden Schülerinnen und Schüler besucht 
in Deutschland ein Gymnasium (Weichbrodt 
2015). Dass dies in den vergangenen zehn Jah-
ren gleich geblieben ist, zeigt eine Studie aus 
dem Jahr 2007 auf, die neben dem Schüleraus-
tausch weitere Programmformate der internati-
onalen Jugendbegegnung untersuchte und 
86 % der Teilnehmenden als Gymnasiastinnen 
und Gymnasiasten identifiziert hat (Thomas u.a. 
2007). Um auch Jugendlichen aus Familien mit 
geringerem Einkommen die Teilnahme an ei-
nem Schüleraustausch zu ermöglichen, stellen 
in erster Linie gemeinnützige und in einem ge-
ringeren Maße auch kommerzielle Anbieter Sti-
pendien zur Verfügung. Darüber hinaus gibt es 
staatliche Stipendien und Fördermöglichkeiten.  
 
Ebenso wie deutsche Schülerinnen und Schüler 
ins Ausland gehen, kommen Jugendliche aus 
dem Ausland – wenn auch in deutlich geringe-
rem Ausmaß – nach Deutschland. Rund 20 
deutsche Austauschorganisationen führen ein 
sogenanntes „Inbound-Programm“ durch, d.h. 
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sie bieten ausländischen Jugendlichen die Mög-
lichkeit, ein halbes oder ganzes Schuljahr in 
Deutschland zu verbringen. Diese „Inbound“-
Programme nahmen im Schuljahr 2016/2017 
circa 2.700 Jugendliche in Anspruch (Weltweiser 
2017).  
 
Insgesamt gibt es in Deutschland etwa 100 Un-
ternehmen und Vereine, die Schüler/innenaus-
tausch-Programme anbieten (Weltweiser 2017). 
Im Deutschen Fachverband High School e.V. 
(DFH)39 sind dreizehn kommerzielle Veranstalter 
internationaler High-School-Programme zu-
sammengeschlossen, die einen Besuch öffentli-
cher und privater Schulen mit Gastfamilienauf-
enthalt anbieten. Sechs gemeinnützige Jugend-
austauschorganisationen gehören dem Dach-
verband „AJA – Arbeitskreis gemeinnütziger Ju-
gendaustausch“ an. Dessen Mitglieder sind an-
erkannte Träger der Kinder- und Jugendhilfe. 
Der Verband wurde im Jahr 1993 gegründet, 
„um die Öffentlichkeit besonders auf die Bil-
dungswirkung von langfristigen Jugend- und 
Schüleraustauschprogrammen aufmerksam zu 
machen, zu informieren und den Ausbau för-
dernd mitzugestalten“.40 Kennzeichnend für die 
AJA-Organisationen ist neben Gemeinnützigkeit 
und Ehrenamtlichkeit der beidseitige internatio-
nale Austausch, der sowohl Angebote für deut-
sche als auch für ausländische Jugendliche um-
fasst (UBSKM/AJA 2015). Grundsätzlich ist gere-
gelt, dass Gastfamilien für die Aufnahme einer 
Gastschülerin oder eines Gastschülers keine fi-
nanzielle Vergütung erhalten. Im Jahr 2015 ver-
brachten 3.000 Schülerinnen und Schüler im 
Rahmen eines Austauschprogramms der AJA-
Mitgliedsorganisationen bis zu zwölf Monate im 
Ausland, umgekehrt kamen 2.000 Schülerinnen 
und Schüler nach Deutschland. (vgl. AJA 2015). 
 

                                                      

39 https://www.dfh.org 
40 http://aja-org.de/ 

Die privatwirtschaftlichen Anbieter im Deut-
schen Fachverband High School e.V. haben sich 
zur Einhaltung der verbandseigenen Qualitäts-
richtlinien verpflichtet. Dies wird durch einen 
unabhängigen Fachbeirat überprüft. Diese Qua-
litätsrichtlinien beinhalten zwar, dass teilneh-
mende Jugendliche in den vorbereitenden Un-
terlagen über mögliche Probleme während des 
Aufenthalts wie „Kulturschock“ und Heimweh 
informiert werden, es findet sich jedoch bislang 
keinerlei Hinweis auf die Problematik sexuali-
sierter Gewalt und darauf gerichtete Schutz-
maßnahmen (DFH o.J.).  
 
Ein Qualitätskriterium des Dachverbandes ge-
meinnütziger Organisationen des Schüleraus-
tauschs AJA ist es, „für die bestmögliche Sicher-
heit und den bestmöglichen Schutz der Pro-
grammteilnehmenden“, insbesondere vor kör-
perlichem und seelischem Schaden Sorge zu 
tragen (AJA o.J.). „Bei Anhaltspunkten oder im 
Falle eines Übergriffs verpflichten sich die AJA-
Mitglieder zu einer konsequenten Interven-
tion.“41 Der Arbeitskreis gemeinnütziger Jugend-
austauschorganisationen (AJA) weist in seiner 
Öffentlichkeitsarbeit seine Aktivitäten zur Prä-
vention sexualisierter Gewalt als Qualitätsmerk-
mal seiner Angebote aus. 
 
Innerhalb des AJA besteht seit dem Jahr 2006 
das „Netzwerk Prävention – gegen sexualisierte 
Gewalt“ als ständige Arbeitsgruppe, die sich 
zweimal im Jahr zu Austausch, Beratung und 
(Weiter-)Entwicklung von Strukturen, Prozessen 
und Konzepten zur Prävention sexueller Über-
griffe trifft und Fachtagungen veranstaltet. Das 
Netzwerk hat ein Präventionskonzept entwi-
ckelt, das Maßnahmen für die Zielgruppen der 
Jugendlichen und ihrer Eltern, der Gastfamilien 
und der Mitarbeitenden umfasst und dessen 

41 http://aja-org.de/sicherheit-und-schutz-der-pro-
grammteilnehmer/ 
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Umsetzung für die Mitgliedsorganisationen ver-
bindlich ist. Sie reichen von der Auswahl der 
Gastfamilien, der Sensibilisierung der Jugendli-
chen für das Thema „Sexualisierte Gewalt“, über 
Ansprechpersonen zum Thema, Selbstverpflich-
tungserklärungen, Verhaltenskodizes für haupt- 
und ehrenamtliche Mitarbeitende, Schulungen 
und Fortbildungen bis hin zu Notfallplänen (vgl. 
AJA o.J.).  
Alle AJA-Organisationen verfügen über eigene 
Schutzkonzepte, die nach Angaben des Verban-
des kontinuierlich überprüft und weiterentwi-
ckelt werden (UBSKM/AJA 2015). Sie kooperie-
ren mit Expertinnen und Experten in Beratungs-
stellen sowie mit anderen Trägern und Akteuren 
auf dem Gebiet der Präventionsarbeit (ebd.).  
 
Bislang sind keine wissenschaftlichen Studien zu 
Schutzkonzepten von Mädchen und Jungen vor 
sexualisierter Gewalt in Organisationen des 
Schüleraustausches bekannt. Der Fokus der For-
schung zum Schüleraustausch und zu internati-
onalen Begegnungen liegt – kurzfristig sowie 
langfristig – auf den positiven Effekten und Aus-
wirkungen einer solchen Erfahrung (z. B. die 
Stärkung interkultureller und persönlicher Kom-
petenzen wie Selbstwirksamkeit und Selbstwert-
gefühl, Sprach- und Sprechkompetenz, schuli-
sche Leistungen) (vgl. Bachner/Zeutschel 2009; 
Thomas u.a. 2007). 
 

H2. Erkenntnisse aus der 
Fokusgruppe: 
Förderliche Faktoren und 
Herausforderungen für die 
Entwicklung von Schutzkonzepten 
bei Jugendreisen und  
Schüleraustausch 
 
An der im Rahmen des Monitorings durchge-
führten Fokusgruppe zum Bereich des Aus-
tauschs und der Reisen nahmen folgende Per-
sonen teil: 
 
` Eine hauptamtlich Beschäftigte in einer Ju-

gendaustauschorganisation, die für die Be-
treuung ausländischen Austauschschüler 
und ihrer Gastfamilien zuständig ist und 

` eine hauptamtlich Beschäftigte bei einem 
Reiseveranstalter. 

 
In den Handlungsfeldern „Kinder- und Jugend-
reisen“ und „Schüler/innenaustausch“ wurde 
sich vor dem Hintergrund der inhaltlichen Nähe 
zwischen den Handlungsfeldern und der 
Schwierigkeiten mit der Rekrutierung von Dis-
kussionsteilnehmenden dazu entschlossen, eine 
gemeinsame Fokusgruppe durchzuführen. Da 
es dennoch strukturelle Unterschied gibt, wur-
den die jeweiligen Strukturen getrennt vonei-
nander dargestellt.  
 
Die Bereiche des Schüleraustausches und der 
Kinder- und Jugendreisen unterscheiden sich 
strukturell sehr, was auch zu Unterschieden in 
den Risiken sexualisierter Gewalt und den da-
rauf bezogenen Schutzmaßnahmen führt. 
Im Schüleraustausch sind Jugendliche über ei-
nen längeren Zeitraum in einer Gastfamilie im 
Ausland untergebracht und gehen dort zur 
Schule. Vor Ort werden sie in erster Linie von 
Ehrenamtlichen betreut. In Seminaren werden 
die Jugendlichen auf diesen Aufenthalt vorbe-
reitet, wodurch sich Teilnehmende und Anbieter 
bereits im Vorfeld kennenlernen.  
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Bei Kinder- und Jugendreisen verbringen Kinder 
und Jugendliche eine kurze Zeit in den Ferien in 
einer Gruppe im Aus- oder Inland. Sie sind dem 
Anbieter vor der Reise nicht bekannt. Betreut 
werden sie während der Reise überwiegend von 
nebenberuflich Tätigen.  
 
In der Fokusgruppe mit Vertreterinnen aus bei-
den Bereichen kristallisierten sich jedoch eine 
hier wichtige Gemeinsamkeit heraus. Die Be-
fragten beschreiben eine große Heterogenität 
des Feldes bezüglich der Sensibilisierung zum 
Thema „Sexualisierte Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche“ und des Stands der Umsetzung 
von Schutzkonzepten: „Aber ich denke, so ganz 
viele stehen wirklich noch so am Anfang und 
sind dabei ihre Konzepte jetzt zu entwickeln, wo 
man sich dann auch ein bisschen fragt so, biss-
chen spät, aber besser spät als nie“ (H.1, 209). 
 

Kooperation 
 
Die Teilnehmenden benennen das Engagement 
in Kooperation mit dem UBSKM beispielsweise 
im Rahmen der Initiative „Kein Raum für Miss-
brauch“. Die auf der Internetseite der Initiative 
enthaltenen Informationen und Tipps werden 
von den Teilnehmenden der Fokusgruppe als 
sehr hilfreich empfunden. Die dort beschriebe-
nen Aspekte eines Schutzkonzeptes können für 
die Analyse, was in der eigenen Organisation 
bereits vorhanden ist und wo ggf. noch Ergän-
zungsbedarf besteht (Potenzialanalyse), genutzt 
werden. Die Vertreterin des Bereichs Jugendrei-
sen nennt ergänzend Materialien einer Fachbe-
ratungsstelle, beispielsweise Flyer zu Grooming, 
und der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA), die zur Information Jugendli-
cher gut geeignet sind.  
Andere Kooperation wie beispielsweise mit dem 
Kinderschutzbund bei Verdachtsfällen oder an-
deren externen Beratungsstellen in Bezug auf 

Präventionsangebote für Kinder und Jugendli-
che werden genannt. 
 
Die Vertreterin aus dem Bereich Kinder- und Ju-
gendreisen äußerte für ihre Mitgliedsorganisati-
onen den Wunsch nach einer regelmäßigen ex-
ternen Beratung, um die Maßnahmen der eige-
nen Organisation zu überprüfen und Anregun-
gen zur Weiterentwicklung zu erhalten. Die be-
ratende Person sollte über Branchenkenntnis 
verfügen und einen Überblick über Maßnahmen 
anderer Anbieter haben. Eine solche Beratung 
hätte die großen Vorteile, dass sie maßge-
schneidert und vertraulich wäre. Fachberatungs-
stellen könnten eine solche Beratung bislang 
mangels personeller Kapazitäten und mangels 
Branchenkenntnis nicht leisten.  
Die „AG Schutzkonzepte“ stellt ebenfalls fest, 
dass erheblich mehr Ressourcen für externe Be-
ratung zur (Weiter-)Entwicklung von Schutzkon-
zepten bereitgestellt werden sollten. Über die 
Vermittlung von Fachwissen hinaus bedürfe es 
der Begleitung von Prozessen der Organisati-
onsentwicklung.  
 

Vernetzung auf Bundesebene 
 
Nach den Angaben in der Fokusgruppe, existie-
ren in beiden Bereichen mit dem Arbeitskreis 
gemeinnütziger Austauschorganisationen bzw. 
dem BundesForum Kinder- und Jugendreisen 
Netzwerke auf Bundesebene, die den Schutz 
vor sexualisierter Gewalt in ihren Mitgliedsorga-
nisationen insbesondere auf konzeptioneller 
Ebene unterstützen. Sie vermitteln Fachwissen 
zur Problematik sexualisierter Gewalt, identifi-
zieren notwendige Bestandteile eines Schutz-
konzepts, entwickeln Vorlagen, die die Mitglie-
der speziell auf die eigenen Organisationsstruk-
turen anpassen können, und erstellen beispiels-
weise Arbeitshilfen und Informationsmateria-
lien. Dabei beziehen sie die Expertise externer 
Expertinnen und Experten ein. Zudem bieten 
diese Netzwerke ein Forum, um von anderen 
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Organisationen Anregungen zur praktischen 
Umsetzung zu erhalten und sich über Schwie-
rigkeiten bei der Umsetzung von Schutzkonzep-
ten in der Praxis auszutauschen. Sitzungen des 
Arbeitskreises bzw. des Forums werden darüber 
hinaus auch dazu genutzt, Erfahrungen mit kon-
kreten Fällen sexualisierter Gewalt und den da-
mit verbundenen Umgang zu besprechen. Diese 
Vernetzungen auf Bundesebene werden von 
den Teilnehmenden der Fokusgruppe als för-
derlicher Faktor beschrieben: „Ja, und wie wich-
tig es ist doch in einem Netzwerk zu sein und die 
Möglichkeit haben, also ich denke dieses alleine 
vor sich hin wurschteln ist echt immer auch an-
strengend. Also, wichtig schon auch, dass man 
sich mit anderen austauschen kann und da viel-
leicht noch mal andere Ideen entwickeln kann, 
also wir haben dann zum Beispiel auch gemein-
same Materialien entwickelt und haben dann im-
mer wieder neue Sachen, was wir sagen können, 
da mal einen Flyer entwickeln und versuchen da 
eben auch neue Sachen zu produzieren. Das gibt 
einfach andere Denkanstöße in so einem ge-
meinsamen Rahmen“ (H.1, 258). 
 
In der Diskussion wird jedoch deutlich, dass der 
unterschiedliche Stand der Mitglieder in Bezug 
auf die Entwicklung und Umsetzung von 
Schutzkonzepten für die Netzwerke herausfor-
dernd ist. Einerseits, da Organisationen, die sich 
selbst auf den Weg gemacht und Schutzkon-
zepte entwickelt haben, keine neuen Informati-
onen erhalten, anderseits, da keine Ansprech-
personen vorhanden sind, die bei der Weiter-
entwicklung eines Schutzkonzeptes vorhanden 
sind. Für Organisationen, die am Beginn des 
Prozesses stehen, seien diese Netzwerke aller-
dings sehr hilfreich: „Ja, das ist ja eher denke ich 
mal so diese Basis, so eine Basislegung weil viele 
Organisationen sich eben damit doch noch nicht 
beschäftigt haben, das kann man schon sagen“ 
(H.1, 173).  
 
Im Zuge der Validierung mit der „AG Schutz-
konzepte“ wird bestätigt, dass es dringend not 

wendig, aber manchmal auch schwierig ist, Er-
fahrungen mit der Entwicklung und Implemen-
tierung von Schutzkonzepten innerhalb eines 
Netzwerks weiterzugeben.  
 
Die Organisationen mit bereits etablierten 
Schutzkonzepten erleben die Vernetzung als 
weniger gewinnbringend und wünschen sich 
Unterstützung bei darüber hinausgehenden 
Herausforderungen: „Ich habe das Gefühl die 
Themen, die einen wirklich interessieren, die sehr 
prekär sind, da hat niemand eine Lösung für und 
da kann einem keiner so richtig weiterhelfen und 
das ist das, was fehlt. Also, im Grunde genom-
men, die Dinge, die wir jetzt machen, die gab es 
da als Tipps. Aber das deckt ja nicht alles ab“ 
(H.1, 172). Als Beispiel für solche Probleme wird 
der Umgang mit Personen, die durch ihr Verhal-
ten negativ aufgefallen sind, angeführt.  
 
Ergänzend wurde von den Mitgliedern der „AG 
Schutzkonzepte“ im Zuge der Validierung er-
wähnt, dass bei Regelverstößen unter Jugendli-
chen dies zu einem Abbruch der Reise führt. Bei 
unangebrachtem Verhalten seitens der Gastfa-
milie gegenüber Kinder oder Jugendlichen 
kommt ein Prozess in Gang, der sich strikt an ei-
nem Handlungsleitfaden orientiert.  
 
Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Die Teilnehmenden der Fokusgruppe beschrie-
ben als Herausforderung, das Thema „Schutz 
vor sexualisierter Gewalt“ in der Organisation 
am Leben zu halten. Nach einer Annäherung 
und dem Einstieg in die Thematik bedürfe es ei-
ner „generellen Motivation“ (H1, 213), um 
Schutzkonzepte am Leben zu halten. Sehr hilf-
reich sei hier eine gesellschaftliche Debatte 
über die Prävention sexueller Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche, unterstützt durch Medien-
berichte und die Vereinbarungen des UBSKM 
mit Organisationen aus allen Bereichen, die für 
das Leben von Kindern und Jugendlichen rele-
vant sind.  
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H3. Beispiele guter Praxis: 
Fallstudien bei Jugendreisen und im 
Schüleraustausch  
 

H3.1 Beispiel guter Praxis: 
Fallstudie zu Kinder- und 
Jugendreisen 
 
Im Feld der Kinder- und Jugendreisen wurde im 
Frühjahr 2017 mit dem Geschäftsführer eines 
Anbieters ein Interview zur Entwicklung des 
Schutzkonzepts durchgeführt. Zur Umsetzung 
gaben vier Personen, die haupt- oder nebenbe-
ruflich für den Reiseanbieter tätig sind, Aus-
kunft. Alle verfügen über Erfahrung als Betreu-
ende und wirken an deren Schulung mit. Zudem 
sind manche von ihnen in den Bereichen Kun-
denberatung und Kundenbetreuung, Finanzen 
und rechtliche Beratung engagiert.  
 

Steckbrief  
 
Der Reiseveranstalter ist seit 20 Jahren als An-
bieter von Reisen für Kinder und Jugendliche im 
Alter von sechs bis 17 Jahren tätig. Die Reisen 
finden überwiegend innerhalb Deutschlands 
statt und dauern in der Regel eine Woche lang. 
Jährlich verreisen circa 5.500 Kinder und Ju-
gendliche mit dem Anbieter. Für den Reisean-
bieter arbeiten etwa 300 Betreuerinnen und Be-
treuer, von denen ungefähr ein Drittel jedes 
Jahr neu hinzukommt bzw. ausscheidet.  
 
Bei der Motivation der Betreuerinnen und Be-
treuern stehe die Freude an der Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen im Vordergrund, denn 
sie arbeiten „quasi ehrenamtlich“ für ein Hono-
rar, das einer Aufwandsentschädigung ent-
spricht. Sieben Personen arbeiten in Voll- bzw. 
Teilzeit in der Geschäftsstelle des Reiseveran-
stalters. Voraussetzung für eine Tätigkeit als Be-
treuerin oder Betreuer ist die Teilnahme an ei-
ner verpflichtenden dreitägigen internen Schu-
lung. Das Team, das die Schulungen durchführt, 

besteht aus circa 30 Personen mit unterschiedli-
chem beruflichen Hintergrund, unter ihnen sind 
Personen aus der Sozialpädagogik/Sozialarbeit, 
anwaltlich Tätige sowie Polizisten bzw. Polizis-
tinnen. Nach der Fortbildung trifft das Schu-
lungsteam eine Einschätzung und gibt eine ent-
sprechende Empfehlung, für welche Altersgrup-
pen eine Person als Betreuerin oder Betreuer 
geeignet ist und inwieweit sie erfahrene Kolle-
ginnen und Kollegen an ihrer Seite benötigt. 
Die meisten Betreuenden stehen am Ende ihrer 
Ausbildung oder ihres Studiums und nutzen die 
Tätigkeit auch, um Erfahrung zu sammeln und 
ihre Berufsaussichten zu verbessern. Nach Be-
rufseintritt beenden sie ihre Betreuungstätigkeit 
in der Regel, wodurch eine hohe Personalfluktu-
ation und ein kontinuierlicher Schulungsbedarf 
entstehen. 
 

Anstoß der Schutzkonzeptentwicklung 
 
Anlass für die Erarbeitung eines Schutzkonzepts 
waren schwerwiegende sexualisierte Gewalt-
handlungen eines Betreuers gegenüber zwei 
Mädchen auf einer Reise während einer Dusch-
situation. Der Geschäftsführer erfuhr von die-
sem Vorfall durch den Anruf der Mutter eines 
betroffenen Mädchens, die unverzüglich die Po-
lizei einschaltete. Dieser Fall wurde im internen 
multiprofessionellen Schulungsteam „sehr aus-
führlich“ ausgewertet, um Konsequenzen abzu-
leiten. Dabei stellte sich heraus, dass der Be-
treuer, der bereits zum zweiten Mal eine Reise-
gruppe betreut hatte, den Mitgliedern des 
Teams schon vorher durch sein eigenes und das 
Verhalten von Mädchen aus seiner Gruppe auf-
gefallen war. Sie hatten ihn jedoch nicht „an-
schwärzen“ wollen, zumal er der Teamleiter war 
(H.2a, 75). 
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Entwicklung und Umsetzung des 
Schutzkonzeptes 
 
Angesichts der Tatsache, dass die Mehrheit der 
Betreuerinnen und Betreuer nur zwei bis drei 
Reisen betreut, beschloss die Organisation, 
keine umfangreiche Konzeption zu verfassen, 
die „nachher auch von den Betreuern keiner 
liest“ (H.2a, 71), sondern die Betreuerinnen und 
Betreuer im Rahmen der Schulung zu sensibili-
sieren, wie sie Fehlverhalten von Kolleginnen 
und Kollegen erkennen und darauf reagieren 
können.  
 

Kultur 
 
Nach Einschätzung der Teilnehmenden aus dem 
Umsetzungsinterview wurde durch die Situati-
onstrainings zum „Bauchgefühl“ in den Schulun-
gen eine „Kultur des Hinsehens“ (H.3a, 329) ent-
wickelt, in der es nicht nur um Fürsorge und 
Aufsichtspflicht geht, sondern auch darum, be-
stimmte Situationen einzuschätzen, zu hinter-
fragen und zu thematisieren. Allerdings sei die 
Bereitschaft oder Fähigkeit, ein solches Gefühl 
zu kommunizieren, noch nicht bei ausreichend 
vielen Betreuern vorhanden. 
 
Die Teilnehmenden im Umsetzungsinterview 
begrüßen es, dass der Schutz von Kindern vor 
sexualisierter Gewalt in den letzten Jahren als 
Thema so präsent geworden ist. Sie berichten 
jedoch auch von der Schwierigkeit, zu differen-
zieren, wann Körperkontakt angemessen oder 
grenzverletzend ist. Dies führe zu einer Verunsi-
cherung im eigenen Handeln und zu unange-
messenen Vorwürfen unter Betreuungsperso-
nen, was hinderlich im Umgang mit den Kindern 
und Jugendlichen sei: „Ja, das sehe ich ähnlich, 
dass ich auch so eine Phase hatte vor ein paar 
Jahren, wo ich dann auch dachte, man darf ein 
Kind nicht mal mehr drücken, so als Mann, weil 
sobald du ein Kind drückst, befindest du dich 
schon in einer ungünstigen Situation, wo ich 

dann dachte, gut, also das nimmt mir ja auch 
den Spaß, wenn ich so bei jeder Sache drüber 
nachdenken muss, oh, kann ich den jetzt über 
den Kopf streicheln oder darf ich den trösten 
(H.3a, 375–377). 
 
Diese Unsicherheit der Betreuenden im Um-
gang mit den Teilnehmenden verringert sich, 
wenn innerhalb des Teams eine Atmosphäre 
herrscht, in der Situationen, in denen man ein 
ungutes Gefühl hat, offen und ohne sofortige 
Unterstellungen oder Beschuldigungen ange-
sprochen werden darf, wie es in der Schulung 
vermittelt wird und davon die befragten Betreu-
erinnen und Betreuer berichteten. In einem 
Team, das sich gut untereinander kennt, ist die 
Angemessenheit von Körperkontakt mit Teil-
nehmenden leichter einzuschätzen. Ein festste-
hendes Team kann jedoch auch den negativen 
Effekt haben, dass die Mitglieder untereinander 
zu wenig kritisch sind. Zudem sind feste Teams 
im Arbeitsfeld wegen der hohen Fluktuation 
schwer möglich. 
 
Insbesondere für jüngere Betreuende ist es ein 
Entwicklungsprozess, die eigene Wahrnehmung 
und Aufmerksamkeit zu schärfen und eine Si-
cherheit im eigenen Handeln zu erreichen. 
Zur „Kultur des Hinsehens“ zählt auch, dass Be-
treuende auf das Verhalten unter Kindern und 
Jugendlichen achten. Dies ist besonders wäh-
rend der programmfreien Zeit, wenn sie bei-
spielsweise auf ihren Zimmern sind, wichtig. Be-
treuende sollen ein Gespür dafür entwickeln, 
wenn etwas nicht stimmt und darauf achten, 
dass kein Kind von anderen bloßgestellt oder 
gemobbt wird.  
 
Spezifische Präventionsangebote für Kinder und 
Jugendliche sind im Rahmen von Kinder- und 
Jugendreisen nach Ansicht der Befragten kaum 
möglich, da die Gruppe nur für kurze Zeit zu-
sammenkommt und die meisten Teilnehmen-
den sich untereinander vorher nicht kennen. 
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Vorrangiges Ziel der Reise sei es, in den Ferien 
Spaß zu haben. Die Teilnehmenden des Umset-
zungsinterviews beschreiben jedoch Aspekte, 
die sie als präventiv ansehen: Ein Ziel des An-
bieters sei es, die Kinder „gemeinsam stark zu 
machen“. Das bedeutet, anzuerkennen, dass 
Kinder unterschiedlich sind, jedes Kind seine 
Stärken und Schwächen hat und ein wichtiger 
Teil der Gruppe ist. Jeder Teilnehmende wird in-
dividuell wahrgenommen und bekommt ge-
zeigt, “dass es schön ist, dass er da ist“ (H.3a, 
252). Diese wertschätzende Haltung ist auch im 
Betreuerkodex verankert. Jedes Kind soll mit ei-
nem guten Gefühl nach Hause kommen und es 
nicht bereuen, mitgefahren zu sein. Während 
der Reise bekommt jedes Kind aus der Gruppe 
eine feste Ansprechperson, sodass nicht alle Be-
treuenden für alle Kinder zuständig sind. Gleich-
zeitig sollen Kinder aber das Gefühl haben, dass 
sie jede und jeden Betreuenden ansprechen 
können, sodass „kein Kind da verloren geht“. 
(H.3a, 269) Dadurch bekommen die Betreuen-
den ein Gefühl, darauf eingehen zu können, 
wenn ein Kind unzufrieden ist oder es ihm 
schlecht geht.  
 

Verhaltenskodex 
 
Ausgehend von bekannten Täterstrategien ent-
wickelte das interne Schulungsteam einen Ver-
haltenskodex für Betreuende gegenüber Kin-
dern und Jugendlichen. Dieser sogenannte Be-
treuerkodex soll nicht nur sexuellem Missbrauch 
vorbeugen, sondern auch Verletzungen der Pri-
vatsphäre, sexuellen Kontakten mit Teilnehmen-
den (selbst wenn sie volljährig sind) und ande-
ren Formen problematischen Verhaltens wie Al-
koholkonsum oder das Animieren der Teilneh-
menden zum Alkoholkonsum. Viele der darin 
enthaltenen Regeln galten schon vorher, wur-
den jedoch mit dem Betreuerkodex erstmals 
schriftlich festgehalten. Dieser ist Bestandteil 
der Betreuervereinbarung und des Handbuchs 
für Betreuerinnen und Betreuer und wird in der 

verpflichtenden Schulung behandelt. Aufgrund 
der Einschätzung, dass ein umfangreicher Ko-
dex von den Betreuerinnen und Betreuern nicht 
gelesen würde, wurde großer Wert auf Ver-
ständlichkeit und Prägnanz gelegt.  
 
Das generelle Verbot sexueller Kontakte zwi-
schen Betreuenden und Teilnehmenden bedeu-
tet, dass Betreuende sexuelle Avancen vonsei-
ten der Teilnehmenden zurückweisen. Bei man-
chen Betreuern kann es möglicherweise zu Kon-
flikten kommen, da der Altersunterschied zwi-
schen Betreuenden und Teilnehmenden bei Ju-
gendreisen nicht allzu groß ist. In der Grund-
schulung werden daher zwei Strategien, dieses 
Verbot umzusetzen, behandelt: Die eine ist, die 
Teamleitung um einen Wechsel in eine andere 
Gruppe zu bitten, die andere, dass Betreuende 
die Reise abbrechen, „wenn es nicht anders 
funktioniert“ (H.3a, 282). Dieses strikte Verbot 
mache es den Betreuenden einfacher, mit sol-
chen Situationen umzugehen. Es sind keine 
Fälle bekannt, in denen es umgangen wurde.  
Über den Betreuerkodex hinaus werden auf der 
Schulung weitere Grundsätze und Regeln päda-
gogischen Handelns vermittelt, die zur Präven-
tion beitragen und im Betreuerhandbuch be-
schrieben sind. So gilt bei Konflikten mit Teil-
nehmenden das Vier-Augen-Prinzip bei Betreu-
enden, das heißt, dass immer andere Betreu-
ende mit hinzugeholt werden, um den Konflikt 
zu klären. Eine andere Regel besagt, dass ein 
Betreuer oder eine Betreuerin niemals alleine 
mit Teilnehmenden in einem Raum sein dürfe 
bzw. wenn ja, dann müsse die Türe offen ste-
hen.  
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Schulung 
 
„Und da haben wir einfach gesagt, wir müssen 
irgendwas finden, was kurz, knapp und prägnant 
ist, was wir in die Schulungen einbauen können, 
und was hoffentlich dazu führt, dass solche Fälle 
nicht vorkommen“ (H.2a, 91). 
 
Um die Betreuerinnen und Betreuer während 
ihrer eigenen Schulung nicht durch das Thema 
„sexueller Missbrauch“ zu „verschrecken“ und 
gleich Ablehnung hervorzurufen, wurde nach 
dem bekannt gewordenen Fall sexualisierter 
Gewalt ein Modul in die mehrtägige und ver-
pflichtende Schulung integriert, in dem vermit-
telt wird, auf das eigene „Bauchgefühl“ zu hö-
ren. Betreuende, die bei der Wahrnehmung des 
Verhaltens anderer Betreuender gegenüber Kin-
dern ein „komisches“ Gefühl haben, sollen ler-
nen, dieses ernst zu nehmen und offen anzu-
sprechen, ohne „hysterisch“ zu reagieren und 
ohne Kolleginnen oder Kollegen zu stigmatisie-
ren, zu verletzen oder in die Defensive zu drän-
gen. Potenziellen Tätern soll dadurch signali-
siert werden, dass sie beobachtet werden. An-
hand von Beispielsituationen sexueller Grenz-
verletzungen, aber auch verbaler und körperli-
cher Gewalt, wird erarbeitet, wie Betreuerinnen 
und Betreuer mit solchen Übergriffen umgehen 
können.  
 
Aus der Schulung gibt es viele positive Rück-
meldungen, dass die Betreuerinnen und Be-
treuer dann in problematischen Situationen auf 
die Schulungsinhalte zurückgreifen konnten: 
„Also aus meiner Sicht, was also wirklich gut ein-
geschlagen hat, ist eben diese Bauchgefühl-
Runde, die wir jetzt seit ein paar Jahren machen, 
das Feedback ist gut, und der Umgang mit den 

                                                      

42 Inzwischen wurde eine verpflichtende Teilnahme 
an einem Seminar zur Kindeswohlgefährdung in re-
gelmäßigen Zeitabständen eingeführt.  

kindeswohlgefährdenden Situationen ist viel si-
cherer geworden.“ (H.3a, 300) 
 
Grenzverletzendes Verhalten auf Kinder- und 
Jugendreisen reicht vom Anschreien über das 
Anordnen von Liegestützen, wenn Kinder nicht 
schlafen, bis hin zu sexuellen Übergriffen. Da es 
in der Praxis jedoch selten vorkommt, dass je-
mand einen sexuellen Übergriff beobachtet, 
geht es vielmehr darum, mögliche Täterstrate-
gien zu erkennen, beispielsweise wenn ein Be-
treuer Wert darauflegt, häufig mit Kindern al-
leine zu sein.  
 
Über die grundlegende Schulung der Betreue-
rinnen und Betreuer hinaus gibt es eine Team-
leitungsausbildung sowie weitere freiwillige 
Wochenendfortbildungen, an denen durch-
schnittlich zwischen 50 und 60 Personen teil-
nehmen. Zur weiterführenden Fortbildung 
wurde erstmals ein externer Referent zum 
Thema „Kindesmissbrauch“ eingeladen, was 
wiederholt werden soll. Eine verpflichtende Teil-
nahme an den weiterführenden Fortbildungen 
sei jedoch schwer umsetzbar, da mehr als die 
Hälfte der Betreuenden nur ein bis zwei Jahre 
tätig ist.42 Hinderlich ist zudem, dass viele Be-
treuende sich nicht mit der Problematik sexuali-
sierter Gewalt auseinandersetzen möchten: 
„Also ich merke immer wieder, dass, sofort wenn 
die Problematik 'Missbrauch' fällt, so die Hände 
hoch, und wegdrücken das Problem. Also man 
möchte sich eigentlich nicht damit beschäftigen, 
und es wäre eben sehr schön, wenn damit ein of-
fenerer Umgang sich dessen bewusst zu sein, es 
kann passieren, und was kann ich tun, um es zu 
verhindern“ (H.2a, 325-327). 
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Erweitertes Führungszeugnis 
 
Nach Einschätzung der Befragten im Umset-
zungsinterview bietet das Feld der Kinder- und 
Jugendreisen Tätern „optimale“ Möglichkeiten 
schnell in Kontakt zu Kindern und Jugendlichen 
zu kommen und diesen wahrzunehmen. Der 
Reiseveranstalter verlangt daher von allen Be-
treuerinnen und Betreuern ein Erweitertes Füh-
rungszeugnis, obwohl er das rechtlich nicht 
müsste. Im Konzeptinterview wird eine gesetz-
lich verankerte Pflicht für kommerzielle Reise-
veranstalter gefordert, von ihren Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern ein Erweitertes Führungs-
zeugnis zu verlangen. Aufgrund der langen Be-
arbeitungszeiten der Behörden von bis zu ei-
nem halben Jahr sei es jedoch nicht möglich, 
ein ganz aktuelles Führungszeugnis zu verlan-
gen. Vonseiten der Betreuerinnen und Betreuer 
gab es bisher keine negativen Reaktionen auf 
die Vorlagepflicht. Diese Präventionsmaßnahme 
wird auch den Eltern gegenüber kommuniziert. 
Wegen des Datenschutzes sei es leider nicht 
möglich, andere Veranstalter vor ungeeigneten 
Personen zu warnen. Für eine Mitteilung der 
Polizei über ein laufendes Strafverfahren gegen 
einen Betreuenden war der Reiseveranstalter 
dankbar.  
 

Beschwerdeverfahren 
 
Durch einen engen Kontakt zu den Jugendli-
chen sollen die Betreuerinnen und Betreuer auf-
kommende Unzufriedenheit frühzeitig bemer-
ken und ansprechen. Zudem werden Situatio-
nen wie das Abendessen oder Zu-Bett-Bringen 
genutzt, um mit den Teilnehmenden den Tag 
Revue passieren zu lassen. Erfahrungsgemäß 
trauen sich die Teilnehmenden eher in einer 
größeren Runde zu sagen, was „suboptimal“ lief 
als alleine, weil sie sich dann untereinander ge-
stärkt fühlen.  

Am letzten Tag der Reise händigen die Betreue-
rinnen und Betreuer den Kindern einen Frage-
bogen zur Bewertung der Reise aus und sam-
meln die anonym ausgefüllten Fragebögen wie-
der ein. Die Betreuenden werten die Fragebö-
gen für sich aus und geben sie an die Ge-
schäftsführung weiter. Diese bittet bei Kritik und 
Beschwerden die betreffende Betreuungsperson 
zum Gespräch. Ein Interviewteilnehmer empfin-
det die Frage nach den Beschwerdemöglichkei-
ten als inspirierend, weil ihm dadurch ein 
„Manko“ deutlich wird.  
 
Sinnvoll wäre eine anonyme Beschwerdemög-
lichkeit während der Reise, beispielsweise ein 
„Kummerkasten“. Dies wäre auch eine Entlas-
tung für die Betreuenden, da die Kinder dann 
vielleicht nicht gleich ihre Eltern anrufen wür-
den, sondern die Möglichkeit hätten, während 
der Reise anonym Kritik zu üben. Denn wenn 
sich Kinder an ihre Eltern wenden und diese sich 
beim Veranstalter beschweren, wird häufig 
deutlich, welches Kind sich beschwert hat. Ge-
nau das möchten viele Kinder jedoch nicht. Da-
hinter kann die Angst vor der Dominanz der Be-
treuenden oder ein Loyalitätskonflikt stecken, 
weil Kinder Betreuende, die sie „cool“ finden, 
nicht kritisieren möchten. Eine anonyme Be-
schwerdemöglichkeit könnte daher dafür sor-
gen, dass Probleme, die Kinder mit Betreuenden 
haben, nicht „unter den Tisch fallen“ und „run-
tergeschluckt“ werden.  
 

Intervention 
 
Wenn Betreuende bei einem ihrer Kolleginnen 
und Kollegen ein problematisches Verhalten 
gegenüber den teilnehmenden Kindern und Ju-
gendlichen beobachten oder auch nur ein 
„schlechtes Bauchgefühl“ diesbezüglich haben, 
sind sie dazu aufgerufen, dies gegenüber der 
betreffenden Person, auf der Teamsitzung, oder 
bei der Teamleitung anzusprechen. Wenn sie 
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sich dies nicht trauen, sollen sie den Geschäfts-
führer anrufen, der rund um die Uhr erreichbar 
ist. Er versucht dann, die Vermutung im Ge-
spräch mit der Teamleitung und anderen Be-
treuenden zu klären. Um falsche Verdächtigun-
gen und Überreaktionen zu vermeiden, sollte 
jedoch zunächst möglichst vor Ort eine erste 
Klärung erfolgen. Wenn der Geschäftsführer 
über einen Verdacht gegen einen Betreuenden 
informiert wird, muss die oder der Beschuldigte 
in der Regel nach Hause fahren. Dies diene so-
wohl dem Schutz der Kinder als auch dem 
Schutz der Betreuenden.  
 
Als problematisch sieht der Geschäftsführer an, 
dass er keine Vertretung für solche Fälle habe, 
sollte er einmal verhindert sein, was bisher je-
doch noch nicht vorgekommen sei. Als Grund 
für die fehlende Vertretung führt er die geringe 
Größe der Firma und die Sensibilität personeller 
Angelegenheiten an. Als weitere Maßnahme er-
halten die Betreuenden die Nummer des Hilfe-
telefons des Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs 
(UBSKM), auch um die Möglichkeit zu haben, 
sich kompetent und neutral beraten zu lassen.  
 
Zum Interviewzeitpunkt war das Schulungsteam 
dabei, einen Leitfaden für Betreuerinnen und 
Betreuer zu erarbeiten, der enthalten soll, wel-
che Schritte in einem (vermuteten) Fall eingelei-
tet werden müssen, wer die Ansprechpersonen 
sind und wer informiert werden muss. Darin sol-
len auch Ansprechpersonen, die nicht vor Ort 
sind, benannt werden. Dies könne eine externe 
Ansprechperson oder eine organisationsinterne 
Person, unter Umständen auch andere Betreu-
ende sein. Bislang sei es ein „ungeschriebenes 
Gesetz“, dass diese Personen immer als An-
sprechperson zur Verfügung stehen und bei Be-
darf auch zum Reiseort fahren, um vor Ort zu 
unterstützen oder zu klären.  

Wenn Kinder Hinweise auf innerfamiliäre sexua-
lisierter Gewalt geben, schalten die Betreuerin-
nen und Betreuer unmittelbar den Geschäfts-
führer ein, der dann das Jugendamt informiert. 
Nach Ansicht der Teilnehmenden des Umset-
zungsinterviews sind die Betreuerinnen und Be-
treuer für solche Fälle gut sensibilisiert und kön-
nen auf einen eindeutigen Handlungsrahmen 
zurückgreifen.  
 
Mehrmals seien bereits Fälle aufgetreten, in de-
nen Kinder berichteten, sexuelle Gewalt in der 
Familie erlebt zu haben. Es kam bereits vor, dass 
Kinder nicht mehr zu ihren Eltern nach Hause 
fuhren, sondern das Jugendamt sie vom Reise-
ort abholte. Wichtig sei es, in solchen Fällen 
auch die vom Kind ins Vertrauen gezogene Be-
treuerin oder Betreuer zu unterstützen, für die 
ein solches Geschehen eine psychische Belas-
tung darstelle. Daher setzt sich dann immer 
eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der Ge-
schäftsstelle und des Schulungsteams mit den 
Betreuenden in Verbindung.  
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Der Betreuerkodex ist Teil der Betreuerverein-
barung sowie des Betreuerhandbuchs und wird 
in der bereits erwähnten verpflichtenden Schu-
lung behandelt. Das Erkennen und Reagieren 
auf sexualisierte Gewalt ist eingebettet in die 
Vermittlung einer Haltung, unangemessenes 
Verhalten im Team offen anzusprechen. Das 
multiprofessionelle Schulungsteam arbeitet 
kontinuierlich an der Weiterentwicklung und 
Verschriftlichung des Schutzkonzepts.  
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H3.2 Beispiel guter Praxis: 
Fallstudie im 
Schüleraustausch 
 
„Also ich kann sagen jetzt aus den drei Jahren, 
aber auch von vorher, habe ich das Gefühl, es 
wird immer besser, also es kommt immer früher 
bei uns an also so, die Fälle werden weniger 
schwer, das heißt, wir können einfach früher rea-
gieren“ (H.2b, 167). 
 
Bei der ausgewählten Organisation des Schüler-
austausches waren unter den befragten Lei-
tungspersonen aus einer Organisation, die 
Schüleraustausch anbietet und organisiert, die 
stellvertretende Geschäftsführung und eine 
hauptamtliche Mitarbeiterin anwesend. Letztere 
ist insbesondere für die Gewinnung und Betreu-
ung von Gastfamilien für Schülerinnen und 
Schüler aus dem Ausland sowie für die Schu-
lung des Betreuungsnetzwerks aus Ehrenamtli-
chen zuständig. Diese Ehrenamtlichen besuchen 
potenzielle Gastfamilien, um ihre Eignung zu 
prüfen und sind während des Aufenthalts An-
sprechpersonen für die Austauschschülerinnen 
und Austauschschüler sowie für deren Eltern 
und Gastfamilien. Beide Mitarbeitende sind ver-
antwortlich für das Konzept zur Prävention se-
xueller Gewalt, das innerhalb der Austauschor-
ganisation als ein Aspekt des Schutzes für die 
betreuten Kinder und Jugendlichen vor Gefähr-
dungen ihrer Gesundheit und Sicherheit ange-
sehen wird.  
 
Am Gruppeninterview zur Umsetzung des 
Schutzkonzepts nahmen fünf Personen teil, die 
sich schon viele Jahre ehrenamtlich in der Aus-
tauschorganisation engagieren. Drei von ihnen 
haben selbst schon einmal an einem Schüler-
austausch oder Freiwilligendienst im Ausland 
teilgenommen. Im Laufe ihrer Tätigkeit für die 
Austauschorganisation haben sie folgende Auf-
gaben übernommen: 
 

` Betreuung einer Austauschschülerin oder 
eines Austauschschülers als Gastfamilie, 
Auswahl und Betreuung von Gastfamilien,  

` Betreuung ausländischer Schülerinnen und 
Schülern während ihres Aufenthalts in 
Deutschland,  

` Durchführung von Seminaren für Schülerin-
nen und Schülern zur Vorbereitung, Beglei-
tung und Nachbereitung ihres Auslandsauf-
enthalts,  

` Schulung der Ehrenamtlichen, welche die 
Schülerinnen und Schüler sowie ihre Gastfa-
milien betreuen,  

` Konzeptuelle Arbeit (auch zum Thema „Se-
xualisierte Gewalt“), 

` Ansprechperson aus dem Ehrenamtsbereich 
bei sexualisierter, physischer oder emotio-
naler Gewalt. 

 

Steckbrief  
 
Die Austauschorganisation hält folgende Ange-
bote für Jugendliche bereit:  
 
` Aufenthalte von drei Monaten bis zu einem 

Jahr mit Schulbesuch und Unterbringung in 
einer Gastfamilie für deutsche Schülerinnen 
und Schüler im Ausland sowie für ausländi-
sche Schülerinnen und Schüler in Deutsch-
land. Jährlich werden ungefähr 700 Jugend-
liche im Rahmen eines solchen Aufenthalts 
betreut.  

` Kürzere Angebote insbesondere für Grup-
pen, aber auch Einzelpersonen, sowohl 
deutsche Gruppen, die ins Ausland gehen 
als auch ausländische Gruppen, die in 
Deutschland entweder in einer Gastfamilie 
wohnen oder auch nur für ein Abendessen 
dort eingeladen sind. Pro Jahr nehmen circa 
200 Jugendliche solche Angebote wahr.  
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In der Austauschorganisation arbeiten 30 
hauptamtlich Angestellte in Voll- oder Teilzeit 
sowie einige bezahlte Praktikantinnen und Prak-
tikanten. Darüber hinaus sind ungefähr 600 Eh-
renamtliche für die Austauschorganisation tätig, 
die eine Aufwandsentschädigung erhalten. 
Diese besuchen interessierte Gastfamilien in 
Deutschland und prüfen deren Eignung. Dabei 
geht es neben den Räumlichkeiten insbeson-
dere um die Einstellung der Familie zum Schü-
leraustausch. Die Jugendlichen sollen als ein Fa-
milienmitglied auf Zeit behandelt werden, die 
Land und Personen/Persönlichkeiten kennenler-
nen möchten und nicht als Haushaltshilfe oder 
„Gratis-Englischlehrerin“ (H.2b, 51) gesehen 
werden. Während des Aufenthalts sind die Eh-
renamtlichen dauerhaft sowohl mit der Aus-
tauschschülerin und dem Austauschschüler als 
auch mit der Gastfamilie in Kontakt und über-
prüfen regelmäßig, ob es allen gut geht. Zudem 
arbeiten die Ehrenamtlichen als „Teammitglie-
der“ oder „Gruppenleitende“, das heißt: Sie füh-
ren vorbereitende, begleitende und nachberei-
tende Seminare mit den jugendlichen Teilneh-
menden durch. Darüber hinaus unterstützen sie 
die Austauschorganisation auf Messen. Manche 
Ehrenamtliche sind auch in Gremien der Orga-
nisation tätig, beispielsweise im Bereich Ge-
sundheit und Sicherheit.  
 
Die Gastfamilien erhalten einen Haushaltskos-
tenzuschuss, der jedoch nicht kostendeckend 
ist. Häufig haben die Gasteltern oder ihre Kin-
der selbst positive Austauscherfahrungen ge-
macht und möchten etwas zurückgeben. Eine 
weitere Motivation, eine Austauschschülerin o-
der einen Austauschschüler aufzunehmen, ist 
die Möglichkeit, durch sie oder ihn eine andere 
Kultur kennenzulernen. Überdies versucht die 
Austauschorganisation, den Gastfamilien Wert-
schätzung in Form von Seminarangeboten, Aus-
flügen und anderen gemeinsamen Aktivitäten 
entgegenzubringen.  

In den Ländern, in die deutsche Schülerinnen 
und Schüler entsandt werden, hat die Aus-
tauschorganisation Partnerorganisationen mit 
ebenfalls haupt- und ehrenamtlich Tätigen, wel-
che die teilnehmenden Jugendlichen und ihre 
Gastfamilien betreuen.  
 

Anstoß der Schutzkonzeptentwicklung 
 
Ein Befragter begründet sein Engagement für 
die Prävention sexualisierter Gewalt im Bereich 
des Schüleraustauschs folgendermaßen:  
„Wo viele Menschen sehr positive Erfahrungen 
machen und es mir wichtig ist, so eine Möglich-
keit zu schaffen, dass diejenigen, die nicht so po-
sitive Erfahrungen machen, auch Wege und 
Möglichkeiten finden, darüber zu sprechen. Und 
ich glaube, dass das in einer sehr emotional posi-
tiven Atmosphäre manchmal besonders schwie-
rig ist“ (H.2b, 9).  
 
Bereits in den 1990er-Jahren gab es präventive 
Aktivitäten in der Austauschorganisation, die 
sich jedoch nicht spezifisch auf sexuelle Gewalt 
bezogen, sondern darauf, inwieweit sich Ju-
gendliche an die Gastfamilie und die kulturellen 
Gepflogenheiten im Gastland anpassen sollten 
und wo sie eigene Grenzen setzen dürfen.  
„Initialzündung“ für die Austauschorganisation, 
sich strukturiert um Prävention zu kümmern, 
waren sowohl ein Fall sexualisierter Gewalt in-
nerhalb der Organisation als auch Fälle bei an-
deren Anbietern, welche zu einer breiten medi-
alen Berichterstattung führten. 
 
Ein Junge, der an einem Schüleraustausch der 
Austauschorganisation in den USA teilgenom-
men und sexualisierte Gewalt in seiner Gastfa-
milie erlebt hatte, vertraute sich seinem Be-
treuer an, der Schutzmaßnahmen vonseiten der 
Organisation forderte, um weitere Fälle zu ver-
hindern. Daraufhin führte der Geschäftsführer 
vor Ort Gespräche mit der lokalen Partnerorga-
nisation, um nachzuvollziehen, wie es zu den 
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Übergriffen kommen konnte und welche Struk-
turen „fehlerhaft“ waren. In der Folge wurde die 
Zusammenarbeit mit der Partnerorganisation in 
dem betreffenden Bundesstaat beendet.  
 
In dieser Zeit und vor dem Hintergrund dieses 
Vorfalls bildete sich eine Arbeitsgruppe des Ar-
beitskreises gemeinnütziger Jugendaustausch-
organisationen, um sich unter den gemeinnützi-
gen Organisationen auszutauschen und ge-
meinsam Maßnahmen zur Prävention sexuali-
sierter Gewalt zu entwickeln.  
 

Risikoanalyse 
 
Nach dem bekannt gewordenen Fall sexualisier-
ter Gewalt wurde Kontakt zu einer Fachbera-
tungsstelle aufgenommen, mit der Ansatz-
punkte für Schutzmaßnahmen in der Aus-
tauschorganisation identifiziert wurden. Zudem 
wurde eine Tagung mit externen Expertinnen 
und Experten veranstaltet, die gebeten wurden, 
auf mögliche blinde Flecken hinzuweisen. Sie 
rieten dazu, den Blick auch auf Risiken im Ver-
hältnis der Ehrenamtlichen untereinander zu 
richten.  
 
Die Teilnehmenden des Interviews weisen da-
rauf hin, dass der Schüleraustausch insofern 
strukturell ein Risiko sexualisierter Gewalt in sich 
berge, als Jugendliche während des Gastaufent-
haltes in hohem Maße von ihrer Gastfamilie ab-
hängig seien und somit einen hohen Anpas-
sungsdruck hätten. Zudem falle es den Jugend-
lichen unter Umständen schwer, zwischen un-
terschiedlichen kulturellen Gepflogenheiten und 
grenzverletzendem Verhalten zu unterscheiden.  
 
Risiken werden zudem generell überall da gese-
hen, wo eine Machtungleichheit besteht. Dies 
gilt beispielsweise auch für das Verhältnis zwi-
schen einer Schülerin, die sich für den Aus-
tausch bewirbt und der Person, die über die 

Aufnahme der Schülerin ins Programm ent-
scheidet oder für die Beziehungen zwischen 
Teamenden und den Teilnehmenden auf Semi-
naren. 

 
Kultur 
 
In der Austauschorganisation herrscht nach An-
sicht der Befragten eine sehr gute Feedbackkul-
tur, die auch aktiv vermittelt wird. Die Teams, 
welche die Seminare für die Austauschschüle-
rinnen und Austauschschüler durchführen, wer-
den aus sehr erfahrenen und weniger erfahre-
nen Ehrenamtlichen zusammengesetzt, was es 
erleichtere, aufeinander zu achten und Feed-
back zu geben. Auch die Möglichkeit, bei unan-
gemessenem Verhalten auf den Verhaltensko-
dex Bezug zu nehmen, wird als hilfreich erlebt. 
Zudem berichten manche Ehrenamtlichen sol-
ches Verhalten an die Hauptamtlichen. Die 
Hemmschwelle eigene Unsicherheiten oder 
Fehler, beispielsweise bei der Auswahl der Gast-
familie, anzusprechen, ist bei Haupt- und Ehren-
amtlichen, die schon seit vielen Jahren in Aus-
tauschorganisationen aktiv sind und sich gut 
kennen, niedrig.  
 

Verhaltenskodex 
 
Die Austauschorganisation hat sich dafür ent-
schieden, die Maßnahmen zur Prävention sexu-
alisierter Gewalt als Qualitätsmerkmal des An-
gebots zu kommunizieren. Die Befragten be-
zeichnen dies im Konzeptinterview jedoch als 
„Gratwanderung“ (H.2b, 224), da Eltern die The-
matisierung sexualisierter Gewalt nicht immer 
als eine Form von Schutz wahrnehmen, sondern 
sie als Eingeständnis der Organisation ansehen, 
dass solche Gewalt im Rahmen ihres Angebots 
vorkomme: „Wenn ich über solche Dinge spre-
che, die potenziell meinem Kind schaden könn-
ten, dann schürt es Ängste, dann schürt es auch 
erst mal Unbehagen, dann ist es ein Thema, über 
das immer noch ungerne gesprochen wird, dass 
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es tatsächlich stattfindet. Wir haben dann die Be-
weislast, immer noch, und eben noch nicht so, 
dass selbstverständlich ist, dass, wenn ich mein 
Kind irgendwo hinschicke, dass ich als erstes 
nach deren Schutzkonzept frage, sondern ich 
gehe immer noch davon aus, dass, wenn der dar-
über redet, dann muss der ja einen Grund dafür 
haben. Und das macht es herausfordernd. Aber 
das ist der Weg, für den wir uns entschieden ha-
ben, zu gehen, und den wir auch weitergehen 
wollen, auch damit offen umzugehen so“ (H.2b, 
230). 
 
Die Austauschorganisation hat einen Kodex ver-
fasst, den alle Haupt- und Ehrenamtlichen sowie 
alle Gastfamilien unterschreiben müssen. Darin 
geht es grundsätzlich gegen jede Art von Dis-
kriminierung, aber auch um den Schutz vor se-
xualisierter Gewalt.  
Die befragten Ehrenamtlichen weisen auf die 
Funktion des Kodex hin, potenzielle Täter und 
Täterinnen abzuschrecken: „Also ich glaube, das 
ist schon mal so ein erster Schritt, allen zu sagen, 
‚so, wenn du mit uns irgendwas machen willst, 
[…] dann lies mal und unterschreibe, weil damit 
schon mal klar ist so: Mit uns nicht‘“ (H.3b, 171). 
 
Bei Einführung des Kodex traten einige Mitglie-
der aus der Austauschorganisation aus oder re-
duzierten ihr Engagement mit der Begründung, 
„so was brauchen wir nicht, das sind Selbstver-
ständlichkeiten“ (H.2b, 173). Die große Mehrheit 
der Mitglieder befürwortete den Kodex jedoch, 
auch um ein Zeichen zu setzen. Jeder Person, 
die neu für die Austauschorganisation tätig 
wird, wird erläutert, warum der Verhaltenskodex 
notwendig ist. Die Ehrenamtlichen berichten, 
dass der Kodex es erleichtere, andere Ehren-
amtliche auf ihr Verhalten anzusprechen, wenn 
diese persönliche Grenzen anderer verletzen.  
 
Auch den Gastfamilien wird der Verhaltensko-
dex erklärt und ihnen wird deutlich gemacht, 
dass der Schutz vor sexualisierter Gewalt der 

Austauschorganisation ein wichtiges Anliegen 
ist. Im Konzeptinterview wird erwähnt, dass 
Gastfamilien es abgelehnt hätten, den Kodex zu 
unterschreiben und folglich nicht am Aus-
tauschprogramm teilnehmen konnten. Die be-
fragten Ehrenamtlichen hingegen haben aus-
schließlich positive Reaktionen der Gastfamilien 
erlebt, nicht zuletzt weil diesen der Schutz 
selbst wichtig wäre, würde ihr eigenes Kind an 
einem Schüleraustausch teilnehmen.  
Was die Regeln für Jugendliche betrifft, sind se-
xuelle Kontakte im Gastland den minderjährigen 
Programmteilnehmenden generell verboten 
und führen, wenn sie bekannt werden, zum Pro-
grammausschluss und damit zu einer frühzeiti-
gen Rückreise. Zudem gelten die gesetzlichen 
Regelungen des jeweiligen Gastlandes, in denen 
überwiegend ein weniger liberaler Umgang mit 
Sexualität als in Deutschland üblich ist.  
Der Kodex gilt auch für die internationalen Part-
nerorganisationen, die für die Austauschülerin-
nen und Austauschschüler sowie für die Gastfa-
milien in den jeweiligen Ländern zuständig sind. 
Die jeweiligen Partnerorganisationen müssen 
bestimmte Werte erfüllen, um zu Partnern zu 
werden, so kann ein auf gemeinsamen Werten 
aufgebauter Verhaltenskodex sichergestellt 
werden. 
 

Neue Mitarbeitende  
 
Die Austauschorganisation versucht potenzielle 
Täter abzuschrecken, in dem sie deutlich macht, 
dass der Schutz vor sexualisierter Gewalt ein 
wichtiges Thema ist, über das offen gesprochen 
und das aktiv bearbeitet wird. Weiterhin erhal-
ten neue Mitarbeitenden, sowie auch die Mitar-
beitenden, die schon länger aktiv sind, vorberei-
tende Seminare. 
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Fortbildung 
 
Alle hauptamtlichen Mitarbeitenden erhalten 
eine „Grundausbildung zur Prävention sexuali-
sierter Gewalt“ (H.2b, 5). Diese Schulung wird 
von einer spezialisierten Fachberatungsstelle 
durchgeführt, die inzwischen Beispiele und Er-
fahrungen aus der Arbeit der Austauschorgani-
sation verwendet. Dadurch ist die Schulung auf 
die Praxis des Schüleraustausches zugeschnit-
ten. Inhaltlich geht es darum, erste Anzeichen 
sexualisierter Gewalt zu erkennen, auch wenn 
die Betroffenen nicht „deutlich“ oder „öffent-
lich“ kommunizieren. Zudem werden Hand-
lungsempfehlungen in (vermuteten) Fällen se-
xualisierter Gewalt gegeben. Wie häufig diese 
Schulung angeboten wird, hängt davon ab, wie 
viele neue Mitarbeitende eingestellt werden. Für 
langjährige Mitarbeitende wurde schon einmal 
eine Schulung zur Auffrischung durchgeführt, 
dies ist aber kein regelmäßiges Angebot. 
Hauptamtliche nehmen jedoch auch an Schu-
lungen für Ehrenamtliche teil, um aktuelle Infor-
mationen zu erhalten und sich mit dem Thema 
zu beschäftigen. 
 
Die Mitarbeiterin, die für die konzeptuelle Bear-
beitung des Themas „Sexualisierte Gewalt“ zu-
ständig ist, hat darüber hinaus eine vertiefende 
Fortbildung absolviert und betont, dass diese 
Möglichkeit entscheidend für ihre Bereitschaft 
war, die Zuständigkeit für die Bearbeitung die-
ses Thema innerhalb der Austauschorganisation 
zu übernehmen.  
 
Nach dem bekannt gewordenen Fall sexualisier-
ter Gewalt berief die Geschäftsführung ein Tref-
fen mit Teamenden ein, bei dem gemeinsam 
überlegt wurde, wie eine Sensibilisierung für 
das Thema in die Schulung der Ehrenamtlichen 
integriert werden kann. Mehrere Aktive aus der 
Austauschorganisation entwarfen für die Schu-
lung der Ehrenamtlichen und die Vorberei-
tungsseminare der Schülerinnen und Schüler 

zwei Beispielsituationen mit Bezug zu sexuali-
sierter Gewalt, nachdem sie an einer organisati-
onsübergreifenden Fortbildung zu diesem 
Thema teilgenommen hatten. Diese Problema-
tik wird unter dem Oberthema verschiedener 
Gefährdungen der psychischen oder physischen 
Gesundheit, die während eines Schüleraus-
tauschs auftreten können, behandelt. Dazu ge-
hören beispielsweise Naturkatastrophen, Krimi-
nalität, Krankheiten, Essstörungen und der Kon-
sum von Alkohol bzw. Drogen.  
 
Anfangs bestand bei den Teamenden und an-
deren Ehrenamtlichen eine große Unsicherheit, 
wie sie das Thema gegenüber den Jugendlichen 
ansprechen und wie sie mit möglichen (Ver-
dachts-)Fällen umgehen können. Ebenso konn-
ten sie sich anfänglich nicht vorstellen, wie häu-
fig sie mit diesem Thema konfrontiert sein wür-
den. Diese Unsicherheit konnte jedoch sehr gut 
aufgefangen werden, indem den Teilnehmen-
den bewusst gemacht wurde, dass sie bereits 
über vielfältige Erfahrungen als Ansprechperso-
nen für die verschiedensten Sorgen und Nöte 
der Austauschschülerinnen und Austauschschü-
ler verfügen. Zudem war es wichtig zu vermit-
teln, dass Ehrenamtliche sich mit anderen Be-
treuenden oder der Geschäftsstelle vertraulich 
beraten und Informationen vertraulich weiter-
geben dürfen, damit die Betroffenen professio-
nelle Unterstützung erhalten könnten. Ein Flyer, 
auf dem das Vorgehen bei (vermuteten) Fällen 
sexualisierter Gewalt beschrieben wird, erhöhte 
die Sicherheit im Umgang mit dem Thema zu-
sätzlich: „Im Grunde genommen ist das ein wei-
teres Thema mit der gleichen Arbeit, die wir im-
mer schon machen, mit der gleichen Art, mit der 
wir an das rangehen, mit unserem Team im Rü-
cken, dass wir nicht alleine damit dastehen. Und 
als dann auch die Flyer kamen und man so eine 
schöne Anleitung hatte, das und das muss ich 
machen (H.3b, 190)“ 
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Inzwischen ist der Umgang mit dem Thema 
selbstverständlich, berichten die Interviewteil-
nehmenden. In den jährlich angebotenen Fort-
bildungen frischen die Ehrenamtlichen ihr Wis-
sen immer wieder auf. Auch auf den Jahresta-
gungen der Austauschorganisation wird das 
Thema „Sexualisierte Gewalt“ stets behandelt. 
Innerhalb der Organisation bekannt gewordene 
Fälle sexualisierter Gewalt werden auf den 
Schulungen besprochen, um die Betreuerinnen 
und Betreuer für mögliche Risiken zu sensibili-
sieren und Interventionsmöglichkeiten aufzuzei-
gen.  
Die ehrenamtlichen Befragten heben positiv 
hervor, dass die Geschäftsstelle sie häufig auf 
externe Fortbildungsangebote hinweise und 
sich anteilig an den Fortbildungskosten betei-
lige.  
 

Erweitertes Führungszeugnis 
 
Nicht durchgängig wird bislang in der Aus-
tauschorganisation das Erweiterte Führungs-
zeugnis verlangt. Es wird von den Befragten im 
Konzeptinterview jedoch nur als ein Präventi-
onsbaustein von mehreren gesehen, da bishe-
rige Täterinnen und Täter in zurückliegenden 
Fällen keinen Eintrag im Erweiterten Führungs-
zeugnis hatten. Sie wünschen sich eine Ände-
rung der gesetzlichen Regelungen zum Daten-
schutz beim erweiterten Führungszeugnis, so-
dass diese sowohl für die Institutionen als auch 
für die Mitarbeitenden praktikabler und mit we-
niger Verwaltungsaufwand verbunden sind.  
 

Präventionsangebote 
 
Den Schülerinnen und Schüler stehen Präventi-
onsangebote in Form von Vorbereitungssemi-
naren zur Verfügung. Diese werden von Ehren-
amtlichen und Hauptamtlichen gemeinsam 
durchgeführt. Darin wird auch das Thema 
„Grenzen der Anpassung“ beim Auslandsauf-
enthalt behandelt, in dem es um folgende Frage 

geht: „Inwiefern sollte man sich im Ausland auf 
Neues einlassen, aber inwiefern sollte man auch 
seine eigenen Persönlichkeitsgrenzen, also wenn 
man sich sehr unwohl fühlt mit etwas, nicht da-
rauf eingehen?“ (H.3b, 12). 
 
Die Jugendlichen sollen lernen zu entscheiden, 
welche Grenzen sowohl bei ihnen selbst als 
auch bei denjenigen, mit denen sie zu tun ha-
ben, nicht überschritten werden dürfen. Unter 
diesem Oberthema wird auch die Prävention se-
xualisierte Gewalt behandelt. Anhand von 
Übungen und Beispielsituationen wird vermit-
telt, dass die persönlichen Grenzen individuell 
verschieden sind und dies auch zu respektieren 
ist, selbst wenn in anderen Kulturen andere Re-
geln gelten. Zudem schildern die Teamenden 
mögliche Handlungen sexueller Gewalt und ge-
ben Hinweise, wie die Schülerinnen und Schüler 
in einer solchen Situation reagieren und an wen 
sie sich wenden können. Im Seminar werden 
Themen wie Hygiene und Sexualität in ge-
schlechtergetrennten Kleingruppen besprochen 
– aufgrund der Anregung von Teilnehmenden. 
Die Teilnahme an diesen Kleingruppen ist frei-
willig. Es wird niemand dazu gezwungen, seine 
„eigenen Ansichten und Einsichten dazu mitzu-
teilen“, sondern es ist ein zusätzliches Setting, 
sodass die Person, „die es vorher sich nicht ge-
traut hat, anzusprechen, die Möglichkeit hat, das 
zu nutzen“ (H.2b, 93). Die Ehrenamtlichen be-
richten im Interview, dass dank solcher Runden 
ein Mädchen identifiziert werden konnte, das 
sexuelle Gewalt im Freundeskreis erlebt hatte. 
Einige Schülerinnen und Schüler werden sich 
auf den Vorbereitungsseminaren zum ersten 
Mal über ihre eigenen Grenzen bewusst und 
lernen dadurch auch etwas für ihr Leben über 
den Austausch hinaus. Auch auf den Nachberei-
tungsseminaren wird über Grenzen der Anpas-
sung gesprochen, so dass sich dieses Thema 
durch alle Seminare durchzieht.  
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Elterninformationen 
 
Die Eltern werden im Rahmen eines Vorberei-
tungsseminars über das Schutzkonzept infor-
miert und bekommen den dazugehörigen Flyer 
ausgehändigt oder zugeschickt.  
 

Beschwerdeverfahren 
 
Die Austauschorganisation versucht, über konti-
nuierlichen Kontakt mit den Austauschschüle-
rinnen und Austauschschülern frühzeitig von 
möglichen Problemen zu erfahren. Die ehren-
amtlichen Betreuerinnen und Betreuer stehen 
fortwährend in Kontakt zu den Jugendlichen, 
die wiederum regelmäßig Rückmeldung an die 
Geschäftsstelle geben. Sechs Wochen nach Be-
ginn des Aufenthalts wird die Austauschschüle-
rin oder der Austauschschüler von der Betreu-
ungsperson besucht und sich mit ihr oder ihm 
und ihrer/seiner Gastfamilie in Einzel- und ge-
meinsamen Gesprächen unterhalten. Dies ist 
eine Gelegenheit, Probleme oder negative Ein-
drücke anzusprechen. Es gibt mehrere weitere 
Treffen, die verbindlich vorgeschrieben sind und 
zu deren Verlauf und Eindrücken die Betreuen-
den einen ausgefüllten Fragebogen an die Ge-
schäftsstelle senden müssen. Auf diese Weise 
haben mehrere Personen kontinuierlich Kontakt 
zu den Schülerinnen und Schülern sowie zu den 
Gastfamilien. Bei Problemen mit der Gastfamilie 
versucht die Betreuerin zu vermitteln. Gelingt 
dies nicht, ist auch ein Wechsel der Gastfamilie 
möglich. Wenn sich die Betreuerin mit dem 
Problem überfordert fühlt, kann sie sich an die 
Geschäftsstelle in Deutschland oder im Partner-
land wenden.  
 
Es werden Treffen der Austauschschülerinnen 
und Austauschüler zu Beginn, in der Mitte und 
am Ende des Austauschs veranstaltet, bei denen 
immer auch darüber gesprochen wird, wie es 
ihnen in ihrer Gastfamilie geht bzw. ging. Dieser 
Austausch unter den Jugendlichen regt auch zur 

Reflexion der eigenen Situation an und ermutigt 
dazu, Probleme anzusprechen. Auf den Nachbe-
reitungsseminaren sammeln die Teams alle Kri-
tik und Verbesserungsvorschläge der Schülerin-
nen und Schüler und geben sie an die Ge-
schäftsstelle weiter. Dabei geht es häufig um 
die Betreuung während des Aufenthalts. Als 
Konsequenz hat die Austauschorganisation 
schon einmal die Zusammenarbeit mit einer 
Partnerorganisation in einem Land aufgekün-
digt, weil über einen Zeitraum von zwei Jahren 
sehr viele Beschwerden eingingen. Auch Gastfa-
milien werden gebeten, ein Feedback abzuge-
ben. 
 
Wenn eine Schülerin oder ein Schüler sexuali-
sierte Gewalt erlebt hat, können sie eine Not-
fallnummer anrufen, unter der rund um die Uhr 
eine hauptamtliche Mitarbeiterin oder ein Mit-
arbeiter erreichbar ist. Zudem können sie per E-
Mail mehrere haupt- und ehrenamtliche Ver-
trauenspersonen erreichen und dabei wählen, 
ob sie sich lieber an eine Frau oder Mann wen-
den möchten. Diese Vertrauenspersonen stehen 
auch Eltern sowie den Haupt- und Ehrenamtli-
chen zur Verfügung. Für den Fall, dass sich Ju-
gendliche an eine Ansprechperson außerhalb 
der Organisation wenden möchten, wird die E-
Mail-Adresse eines psychosozialen Beratungs-
angebots angegeben. Diese Kontaktdaten so-
wie ein Informationsflyer für Notfälle und Kri-
sensituationen werden allen Teilnehmenden bei 
den Vorbereitungsseminaren vorgestellt und 
ausgehändigt. Zu Beginn des Auslandsaufent-
halts wird dieser Flyer zudem noch einmal von 
den Betreuenden vorgestellt. Die Notfallnum-
mer wird ungefähr in zwei bis vier Fällen im Jahr 
genutzt, in denen es jedoch meist nicht um se-
xualisierte Gewalt geht. 
 
Die Teilnehmenden der Fallstudie geben zu be-
denken, dass Eltern meist die ersten Ansprech-
partner für Jugendliche seien. Die Eltern wen-
den sich dann an die Geschäftsstelle in 
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Deutschland, die in der Folge bei der Partneror-
ganisation vor Ort nachfragt, und die wiederum 
ihrerseits beim Betreuer nachfragt. Deshalb 
wurde eine Arbeitsgruppe eingerichtet, deren 
Ziel es ist, systematisch für alle Bereiche Feed-
backstrukturen zu entwickeln und zu etablieren, 
damit Kinder und Jugendliche, aber vor allem 
deren Eltern sich an die Organisationen wenden 
können. Strukturen seien deshalb wichtig, dass 
Betroffene schnell finden, an wen sie sich wen-
den können. 
 

Intervention 
 
Für Fälle (vermuteter) sexueller Gewalt hat die 
Austauschorganisation einen Interventionsplan 
entwickelt. Das darin beschriebene Verfahren 
wird auf der Schulung für Betreuende vermittelt; 
es ist im Betreuenden-Handbuch enthalten und 
in einem Flyer zusammengefasst. Der Interven-
tionsplan sieht vor, dass die Betreuenden oder 
Gasteltern, nachdem die oder der betroffene Ju-
gendliche sich ihnen anvertraut hat, sich an die 
Geschäftsstelle wenden. Bei Gewalt in der Gast-
familie bringt die Geschäftsstelle in Kooperation 
mit der Partnerorganisation die betroffenen Ju-
gendlichen sofort in einer anderen Familie vor 
Ort unter, die für solche Notfälle bereitsteht. In 
der Geschäftsstelle in Deutschland wird ein Kri-
senteam gebildet, das in direktem Kontakt mit 
der Partnerorganisation vor Ort steht. Diesem 
Team steht eine Fachberatungsstelle zur Seite. 
Im Interventionsplan sind die Abläufe und Infor-
mationswege festgeschrieben. Die zuständigen 
Mitarbeitenden in der Geschäftsstelle klären, 
welche Unterstützung die Betroffenen brauchen 
und organisieren eine entsprechende Hilfe im 
Gast- oder Herkunftsland, beispielsweise eine 
psychologische oder seelsorgerische Betreuung. 
Eine Herausforderung sind die unterschiedli-
chen gesetzlichen Regelungen in den Gastlän-
dern. So besteht beispielsweise in den USA eine 
Meldepflicht für alle Beteiligten. Daher müsse 
gut überlegt werden, wann Vermutungen so 

konkret seien, dass Eltern informiert werden 
müssten. Auf jeden Fall wird versucht, die Ju-
gendlichen an eine Fachberatungsstelle zu ver-
mitteln. Bei schwerer Gewalt wird immer die zu-
ständige staatliche Stelle informiert, auch um 
andere Jugendliche zu schützen. Wenn Jugend-
liche in Deutschland einen sexuellen Übergriff in 
einem institutionellen Umfeld erleben, gibt die 
Austauschorganisation diese Information an das 
Jugendamt weiter. 
 
Es kommt häufiger vor, dass deutsche Jugendli-
che oder Schülerinnen und Schüler aus dem 
Ausland, die in ihrer Herkunftsfamilie Gewalt er-
leben, sich ihrer Gastfamilie, ihrer ehrenamtli-
chen Betreuerin oder im Rahmen eines Semi-
nars einem Teamenden anvertrauen. Sofern es 
sich Angesprochene persönlich zutrauen, kön-
nen sie ein erstes Gespräch führen. Im nächsten 
Schritt sollen sie sich dann aber an die Vertrau-
enspersonen in der Geschäftsstelle wenden, um 
sich auch vor Überforderung zu schützen. Be-
treuende sind dazu verpflichtet, das Gehörte 
vertraulich zu behandeln, müssen dies jedoch 
an die dafür zuständigen Stellen melden. Dies 
wird den Jugendlichen auch während der Vor-
bereitungsseminare vermittelt. 
 

Kooperation 
 
Die Austauschorganisation kooperiert mit einer 
Fachberatungsstelle bei der Fortbildung der 
hauptamtlichen Mitarbeitenden und bei Fällen 
(vermuteter) sexualisierter Gewalt gegen Pro-
grammteilnehmende. Zu Beginn der Entwick-
lung des Schutzkonzepts wurde die Beratungs-
stelle zudem zur Identifizierung von Risiken hin-
zugezogen. Weitere Kooperationen bestehen 
zum Jugendamt, dem Psychologischen Dienst, 
der Notfallseelsorge eines kirchlichen Trägers 
und einer Psychosozialen Notfallberatung.  
 
Im Konzeptinterview äußern die Mitarbeitenden 
einen Bedarf an Informationen über Expertinnen 
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und Experten sowie über Netzwerke für die 
Problematik sexualisierter Gewalt in anderen 
Ländern, damit die Austauschorganisation sol-
che Kooperationskontakte nicht alle selbst re-
cherchieren muss: „Gibt es einen UBSKM in je-
dem anderen Land?“ (H.2b, 256). 
 

Nachhaltigkeit des Schutzkonzepts 
 
Nach Einschätzung der Befragten im Konzeptin-
terview ist der Schutz vor sexualisierter Gewalt 
inzwischen Teil des Selbstverständnisses der 
Austauschorganisation; er ist „in Anführungsstri-
chen, ‚in Alltäglichkeit übergegangen‘ und muss 
nicht mehr extra begründet werden. (H.2b, 68) 
Nun geht es um die kontinuierliche Weiterent-
wicklung und Antworten auf neue Entwicklun-
gen. 
 
Der Schutz vor sexualisierter Gewalt ist in der 
Austauschorganisation an zahlreichen Stellen 
strukturell verankert: aufgrund der Zuständig-
keit dreier Hauptamtlicher für die Bearbeitung 
des Themas; aufgrund der Integration in Schu-
lung und Fortbildung aller neuen haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbeitenden sowie die Mög-
lichkeit aller Aktiven, ihre Kenntnisse aufzufri-
schen; aufgrund der Behandlung des Themas in 
den Seminaren für die Austauschschülerinnen 
und Austauschschüler; aufgrund des Verhal-
tenskodex, die Benennung von internen Ver-
trauenspersonen sowie einer externen An-
sprechstelle und Angeboten zum Thema auf je-
der Jahrestagung. Alle zentralen Maßnahmen 
sind schriftlich festgehalten und an Beispielen 
verdeutlicht sowie in den Handbüchern für Eh-
renamtliche, Gastfamilien, Eltern und Teilneh-
mende sowie auf der Homepage der Aus-
tauschorganisation. Darüber hinaus bietet das 
organisationsübergreifende Engagement im 
Rahmen des AJA Anregungen zur Weiterent-
wicklung des Schutzkonzepts.  
 

Den für das Thema Verantwortlichen ist eine 
kontinuierliche Präsenz des Themas, eine Kom-
munikation darüber sowie die Dokumentation 
der Maßnahmen wichtig.  
 
Zwei Teilnehmende berichten, dass sie regelmä-
ßig Veranstaltungen zu sexualisierter Gewalt auf 
der Jahrestagung besuchen, weil sie durch die 
Fälle, die dort besprochen und analysiert wer-
den, immer wieder etwas Neues zum angemes-
senen Vorgehen lernen könnten, obwohl sie 
sich schon lange mit der Problematik beschäfti-
gen.  
 
Das Schutzkonzept muss kontinuierlich an ver-
änderte Bedingungen und Risiken angepasst 
werden, beispielsweise auf die Kommunikati-
onswege in den digitalen Medien wie What´s 
App, Tinder oder Snapchat: „Also es gibt lauter 
Dinge, die sich irgendwie entwickeln, wo wir 
dann wieder vor neuen Herausforderungen ste-
hen, wie wir damit umgehen, wie wir unsere Teil-
nehmer vorbereiten oder wie wir sensibilisieren 
können. Also ein Ende gibt es nie.“ (H.2b, 176).  
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ZUSAMMENFASSUNG 
DER ERKENNTNISSE 
DER EINZELNEN 
HANDLUNGSFELDER 

A. Evangelische Gemeinden 
 
Evangelische Gemeinden in Deutschland, die 
sich auf die Entwicklung und Umsetzung von 
Schutzkonzepten gegen sexualisierte Gewalt an 
Kindern und Jugendlichen einlassen, bewegen 
sich insofern in einem unterstützenden Umfeld 
als verschiedene Ebenen der Kirche an der The-
matik arbeiten und EKD sowie ein Teil der Lan-
deskirchen Materialien, Schulungsangebote o-
der Beratungskapazität zur Verfügung stellen. 
Erkennbar ist der Entwicklungsprozess in der 
Evangelischen Kirche noch nicht abgeschlossen, 
so dass sowohl in der durchgeführten Fokus-
gruppe als auch im Rahmen einer Fallstudie zu 
einer Gemeinde als Beispiel guter Praxis Wün-
sche bzw. Forderungen an Landeskirchen und 
EKD adressiert wurden, etwa eine stärkere Ver-
ankerung der Prävention sexualisierter Gewalt 
in theologischen Studien- und Ausbildungsgän-
gen oder die Benennung verantwortlicher Per-
sonen aus der Kirchenspitze, die der Thematik 
„Gesicht“ verleihen. 
 
Kennzeichnend für den hier eingefangenen 
Ausschnitt des Präventionsdiskurses in evange-
lischen Gemeinden war zum einen die wieder-
holt geäußerte Verankerung der Prävention se-
xualisierter Gewalt in einer Ethik zwischen-
menschlicher Beziehungen, die als „Kultur der 
Achtsamkeit“ umschrieben wurde. Zum anderen 
beschäftigten sich unsere Auskunftspersonen 
wiederholt mit der Thematik, wie Schutzkon-
zepte nach erfolgreichen ersten Entwicklungs-
schritten „in die Breite“ getragen werden kön-
nen. Ein solches „in die Breite tragen“ kam in 
vier verschiedenen Bedeutungen vor: In der Be-
deutung eines Erreichens auch solcher Kirchen-
gemeinden, die bislang zögern würden; in der 
Bedeutung eines breiten Einbezugs der Perso-
nen, die haupt- oder ehrenamtlich in den Ge-
meinden tätig sind; in der Bedeutung eines 
breiten Ansatzes mit Voraussetzungen (z.B. Of-
fenheit unter den Ehren- und Hauptamtlichen) 
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und wichtigen Nachbarbereichen (z.B. Sexualpä-
dagogik) und in der Bedeutung eines zeitlich 
breit, d.h. auf Dauer hin angelegten Ansatzes. 
Prävention sexualisierter Gewalt, so wurde 
mehrfach betont, sei kein Projekt oder abzuha-
kendes Thema, sondern eine Aufgabe, die ge-
kommen sei um zu bleiben. 
 
In der Fallstudie sowie Beispielen aus der Fokus-
gruppe wurden zahlreiche Aspekte guter Praxis 
für evangelische Kirchengemeinden sichtbar, 
etwa eine flächendeckende Schulungsarbeit mit 
Ehren- und Hauptamtlichen in der Gemeinde o-
der ein stark partizipativer Ansatz in der päda-
gogischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen. 
Zugleich wurden eine Reihe von förderlichen 
Umständen, aber auch Herausforderungen und 
Problemen genannt, die eine Entwicklung guter 
Präventionspraxis in der Gemeinde unterstützen 
bzw. behindern können. Mindestens vier As-
pekte sind hier zu nennen: 
 
Obwohl übereinstimmend festgestellt wurde, 
dass große Teile der Präventionspraxis von Eh-
renamtlichen getragen werden, bestand doch 
auch Einigkeit darüber, dass gelingende Schutz-
konzepte essentiell auf die Unterstützung durch 
die Leitung der Gemeinde angewiesen sind. Die 
Pastorinnen und Pastoren wurden hier genannt, 
aber auch die Presbyterien. Gegen den Wider-
stand der Gemeindeleitung könnten Schutzkon-
zepte nicht verankert werden. Nicht ausrei-
chend sei ein wohlwollend-distanziertes Dele-
gieren von Schutzkonzepten. Vielmehr sei von 
der Leitung eine eigene Auseinandersetzung 
mit der Thematik und ein Eintreten für die Not-
wendigkeit von Schutzkonzepten gefordert. 
Ebenfalls übereinstimmend wurde die positive 
und anregende Funktion der Kinder- und Ju-
gendhilfe für die Entwicklung von Schutzkon-
zepten hervorgehoben. Dies in doppelter Hin-
sicht, zum einen über Standards und Vorgaben, 
die in der Kinder- und Jugendhilfe entwickelt 
worden seien (z.B. in der Kindertagesbetreuung) 

und die nun ausstrahlen würden. Zum anderen 
über die Fortbildung zum Thema sexualisierte 
Gewalt, die viele junge Menschen in den Ge-
meinden beim Erwerb der Jugendleitercard (Ju-
leica) erhalten würden. Manchmal, so die Be-
fragten, sei diese Ausbildung sogar besser als 
die Kenntnisse, die Hauptamtliche aus ihren 
Studiengängen mitbringen würden. 
 
Drittens wurde immer wieder betont, dass die 
Entwicklung in den Gemeinden nicht isoliert er-
folgen könne, sondern auf Kooperationen und 
Vernetzungen angewiesen sei. Dies gelte zu-
nächst innerkirchlich. Hier werde dieselbe Spra-
che gesprochen und es werde in denselben Ka-
tegorien gedacht. Zudem seien Erfahrungen re-
lativ direkt übertragbar. Aber, so der Hinweis, 
gegenüber der Kirchenhierarchie gebe es 
manchmal auch Bedenken, Probleme oder Ge-
waltvorfälle offen zu machen. Notwendig sei 
aber auch die Zusammenarbeit mit externen 
Kooperationspartnern, wie Fachberatungsstel-
len, deren spezialisierte Kenntnisse und Erfah-
rungen gerade in kritischen Situationen drin-
gend benötigt würden. Hier könne es aber Zu-
gangsprobleme aufgrund fehlender Kapazität 
und wechselseitige Verständnisprobleme auf-
grund unterschiedlicher Haltungen (etwa im 
Hinblick auf Sexualität) geben. Kooperationen 
könnten zudem den Aufbau eigener Präventi-
onskompetenz vor Ort in den Gemeinden nicht 
ersetzen, so wäre es weder finanzierbar noch 
wünschenswert, alle Schulungen extern zu ver-
geben. 
 
Schließlich beschrieben mehrere Befragte einen 
persönlichen Sensibilisierungsprozess im Hin-
blick auf Berührungen und Körperkontakt zu 
anvertrauten Kindern und Jugendlichen, der 
ambivalent erlebt wurde. Einerseits wurde er als 
Verlust von Unbefangenheit und Unsicherheit 
im Hinblick auf die Möglichkeit von Falschbe-
schuldigungen erlebt, andererseits als Gewinn 
an Achtsamkeit und Beitrag zum Schutz von 
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Kindern bzw. Jugendlichen vor Grenzverletzun-
gen. Mehrere Stimmen betonten, dass eine of-
fene Kultur von Kritik es wesentlich erleichtere, 
auffällige Wahrnehmungen anzusprechen, aber 
auch anzuhören. Angemahnt wurde eine inten-
sivere Beschäftigung mit möglichen Falschbe-
schuldigungen. 
 
Bedarfe 
Die im Rahmen des Monitorings befragten Ak-
teurinnen und Akteure auf den unterschiedli-
chen Organisationsebenen der evangelischen 
Gemeinden sehen grundsätzlich noch folgende 
Bedarfe: 
 
` Bereitstellung von mehr Ressourcen für die 

Prävention sexualisierter Gewalt in den Ge-
meinden; 

` Intensivere Beschäftigung mit dem benach-
barten Feld der Sexualpädagogik in der Kir-
che, um Sexualität nicht negativ zu konno-
tieren; 

` Prüfung von Möglichkeiten einer stärkeren 
strukturellen Verankerung der Präventions-
thematik, etwa im Hinblick auf das Kirchen-
gesetz, die Visitationsordnung oder die 
Gründung von weiteren Netzwerken in der 
Kirche sowie klaren Ansprechstellen für die 
Prävention sexueller Gewalt; 

` Ausbau der Schulungs- und Ausbildungsan-
gebote sowohl für Haupt- als auch Ehren-
amtliche; 

` Erarbeiten konzeptioneller Lösungen zum 
Datenschutz beim Umgang mit Personen, 
die sich grenzverletzend verhalten haben, 
zum Umgang mit Menschen, die von unkla-
ren oder falschen Beschuldigungen betrof-
fen sind sowie zur langfristige Begleitung 
und dem Schutz von Kindern und Jugendli-
chen, die sexuelle Gewalt erleben mussten. 

 

B. Katholische Pfarreien  
 
Mit den Leitlinien zum „Vorgehen bei sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger durch Geistliche im 
Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ so-
wie der „Rahmenordnung zur Prävention von 
sexuellem Missbrauch an Minderjährigen im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz“ liegen 
für die katholische Kirche deutschlandweit gül-
tige Bezugspunkte bezüglich der Präventionsar-
beit gegen sexualisierte Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen vor. Vor allem in der Fokusgruppe 
wurde besprochen, dass hierin allerdings die 
Aufgaben der katholischen Gemeinden im Ver-
hältnis zu den Diözesen und den katholischen 
Einrichtungen und Diensten nicht klar bestimmt 
seien. Zudem seien die Impulse aus der Weltkir-
che und der Deutschen Bischofskonferenz in 
den einzelnen Diözesen unterschiedlich intensiv 
aufgegriffen worden. Daher sei die Entwicklung 
und Umsetzung von Schutzkonzepten in katho-
lischen Pfarreien sehr verschieden weit fortge-
schritten. 

Wie im Bereich der evangelischen Kirche beton-
ten die Befragten auch im Bereich der katholi-
schen Kirche die religiös-ethische Tiefendimen-
sion ihres Engagements gegen sexualisierte Ge-
walt an Kindern und Jugendlichen. Ein christli-
ches Menschenbild wurde dabei zugleich als 
Wurzel und Gemeinschaft stiftendes Element 
beschrieben. Über die Tradition hinausgehend 
und sie verändernd wurde angegeben durch die 
Beschäftigung mit dem Schutz von Kindern und 
Jugendlichen habe sich in den vergangenen 
Jahren in den Gemeinden, aber auch bei den 
Befragten persönlich ein stärkeres Bewusstsein 
für einen grenzachtenden Umgang mit anver-
trauten Kindern und Jugendlichen entwickelt. 

Ungeachtet der geschilderten positiven Bei-
spiele und insgesamt wahrgenommener Fort-
schritte im vergangenen Jahrzehnt konnten bei 
den Befragungen und Diskussionen im Hand-
lungsfeld eine Reihe von Herausforderungen 
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und Problemen offengelegt werden, die der er-
folgreichen Umsetzung von Schutzkonzepten 
entgegenstehen können. Diese Herausforderun-
gen finden sich auf konzeptuellen, strukturellen, 
sowie persönlichen bzw. atmosphärischen Ebe-
nen. 

Obgleich in der Fokusgruppe sowie in der Fall-
studie positive Beispiele für Risikoanalysen ge-
nannt wurden, trat als konzeptuelles Problem 
die fehlende Verankerung von Risikoanalysen in 
zentralen Dokumenten für die Präventionsarbeit 
in den katholischen Gemeinden, insbesondere 
in der Rahmenordnung zur Prävention, hervor. 
Von außen betrachtet ist dies umso erstaunli-
cher als die katholische Kirche diejenige Institu-
tion mit der weltweit größten Anzahl kritischer 
Fallanalysen und wissenschaftlicher Studien zu 
sexuellen Übergriffen darstellt, die als Grund-
lage für Risikoanalysen aufbereitet werden 
könnten. 

Strukturell wurde es als eine Herausforderung 
benannt, dass katholische Pfarreien teilweise 
sehr verschiedene Angebote für Kinder und Ju-
gendliche bereithalten (z.B. feste Gruppen und 
besondere Ereignisse wie Ferienlager), für die 
spezifische Präventionsansätze nötig sind. Dies 
stellt hohe Anforderungen an die verfügbaren 
Ressourcen. In den Gemeinden sind zudem 
meist formal eigenständige Träger (z.B. von Kin-
dergärten) und Verbände (z.B. Jugendverbände) 
aktiv, die unter Umständen eigene Präventions-
ansätze entwickeln, ohne dass es aber einen Ort 
der Verknüpfung und Vernetzung gibt. Eine 
weitere strukturelle Herausforderung ergibt sich 
durch die verschiedenen Hierarchieebenen in 
der Kirche. Zwar können etwa auf der diözesa-
nen Ebene Unterstützungsangebote für Ge-
meinden gemacht und ein vertikaler Erfah-
rungsaustausch zwischen Gemeinden organi-
siert werden, jedoch werden auch Abstim-
mungsprozesse erforderlich, Angebote und An-
sprechpersonen müssten bekannt gemacht 
werden und es müsse mit Vorbehalten zwischen 

den Hierarchieebenen umgegangen werden. Als 
strukturell herausfordernd wurde auch das zwar 
wünschenswerte, aber mit hoher Fluktuation 
verbundene Engagement der Ehrenamtlichen in 
den Gemeinden diskutiert, das eine nachhaltige 
Implementierung von Schutzkonzepten er-
schwert bzw. einen Geist erfordert, der durch 
z.B. Schulungen immer wieder am Leben gehal-
ten wird.  

Auf der eher persönlich-ideellen Ebene sehen 
sich die exemplarisch Befragten damit konfron-
tiert, dass teilweise nicht von allen Akteuren in 
den Gemeinden die Notwendigkeit von Schutz-
konzepten gesehen wird, also häufig viel Über-
zeugungsarbeit zu leisten ist. Zudem gibt es 
teilweise ein Unbehagen bei der Thematisierung 
von Sexualität und sexualisierte Gewalt im 
kirchlichen Raum, aber auch die Gefahr einer 
Verengung sexualisierter Gewalt auf genitale 
Sexualität. Die Erfahrungen der Befragten spre-
chen dafür, dass diesen Vorbehalten häufig 
durch Offenheit begegnet werden könne. Wich-
tig sei zudem Ängste zu entkräften, hinter 
Schutzkonzepten stehe ein „Generalverdacht“ 
gegen alle Ehren- und Hauptamtlichen. 

Als eine weitere, ambivalent diskutierte Bedin-
gung von Schutzkonzepten in katholischen Ge-
meinden wurde die starke Stellung der Pfarrer 
im Gemeindeleben angesprochen. Einerseits 
kommt den Pfarrern eine bedeutsame persönli-
che Rolle bei der Verankerung von Schutzkon-
zepten gegen sexualisierte Gewalt innerhalb des 
gemeindlichen Lebens zu, andererseits kann 
aber eine solche Personenzentriertheit auch 
eine breite strukturell abgesicherte Verankerung 
von Schutzkonzepten verhindern. Etwas anders, 
aber ebenfalls vorhanden, wurde das Span-
nungsverhältnis zwischen Person und Struktur 
für andere Haupt- und Ehrenamtliche in den ka-
tholischen Gemeinden beschrieben. Da die Ge-
meinden auch persönliche Beziehungsnetz-
werke sind und es jenseits Rolle in der Ge-
meinde viele Berührungspunkte gibt, stellt sich 
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Frage, wie die beiden Sphären sich zueinander 
verhalten würden, wenn also etwa die Gemein-
dereferentin als Mutter im katholischen Kinder-
garten auf Grenzverletzungen aufmerksam 
werde. Bisher werde dieses für Gemeinden spe-
zifische Problem in Präventionskonzepten noch 
nicht ausreichend besprochen. 

Vor dem Hintergrund der genannten Herausfor-
derungen wurden von den Befragten eine Reihe 
von förderlichen Bedingungen für die Entwick-
lung von Schutzkonzepten in katholischen Ge-
meinden genannt. Diese betrafen insbesondere 
die Unterstützung der Gemeinden durch diöze-
sane Präventionsbeauftragte, einen vertikalen 
Informationsaustausch zwischen Gemeinden, 
Rückhalt für die Entwicklung und Verankerung 
von Schutzkonzepten beim Bischof und beim 
Pfarrer sowie im Pfarrbeirat, Stabilität und Kom-
petenz bei den Haupt- und Ehrenamtlichen in 
der Gemeinde, die sich für die Präventionsarbeit 
engagieren sowie die Einbettung in ein fachli-
ches Netzwerk mit Akteuren innerhalb wie au-
ßerhalb der Kirche. Auch für die katholischen 
Gemeinden wurde den in der verbandlichen Ju-
gendarbeit entwickelten Qualifizierungsinstru-
menten eine wichtige Anregungsfunktion zuge-
sprochen. Die Reihe positiv berichteter Beispiele 
für verschiedene Elemente von Schutzkonzep-
ten umfasste etwa ein abgestuftes Schulungs-
system in einer Gemeinde für verschiedene 
Gruppen von Ehren- und Hauptamtlichen, einen 
konkret ausformulierten Verhaltenskodex und 
eine, mit Hilfe des bischöflichen Notars gefun-
dene gute Umgangsweise mit dem Datenschutz 
bei der Sichtung von Führungszeugnissen. 
Kontrovers diskutiert wurde unter anderem die 
Frage, ob es sinnvoll sei, Gemeinden seitens der 
Diözesanleitung zur Entwicklung von Schutz-
konzepten zu zwingen. Ebenfalls kontrovers 
wurde die Frage besprochen, inwieweit bei ei-
nem Verhaltenskodex die Gefahr zu hoher Er-
wartungen im Hinblick auf eindeutige Regelun-
gen bestehe. 

Die im Rahmen des Monitorings befragten Ak-
teurinnen und Akteure auf den unterschiedli-
chen Organisationsebenen der katholischen 
Pfarreien sehen grundsätzlich noch folgende 
Bedarfe:  
 
` Verankern des Themas „Prävention sexuel-

ler Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ 
in Fortbildungen und Ausbildungen, z.B. im 
Ausbildungscurriculum von Priestern;  

` Verstärkter Austausch unter den Bistümern 
bezüglich der Erfahrungen zur Umsetzung 
von Schutzkonzepten; 

` Integrieren des Themas „Sexuelle Gewalt“ 
innerhalb digitaler Medien in die bisherigen 
Schulungen für Haupt- und Ehrenamtliche  

` Ermöglichen einer Rehabilitationskultur bei 
unbestätigten bzw. fehlerhaften Verdachts-
fällen mithilfe eines praktikablen Vorgehens  
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C. Muslimische Gemeinden 
 
Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen gehört 
in muslimischen Gemeinden in der Form von 
Koranunterricht, pädagogischen und Freizeitan-
gebote nahezu zum Alltag. Mit der Vereinba-
rung zwischen dem UBSKM und dem Zentralrat 
der Muslime in Deutschland e.V. (ZMD) im Jahr 
2017 machte es sich einer der vier großen isla-
mischen Dachverbände in Deutschland zur Auf-
gabe, Schutzkonzepte in der Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen zu etablieren.  
 
Mit der in diesem Bericht beschriebenen Fokus-
gruppe konnten erstmalig im Kontext des Mo-
nitorings Strukturen und der Umsetzungsstand 
der Prävention sexueller Gewalt in muslimischen 
Gemeinden diskutiert werden. Die Ergebnisse 
stellen eine erste wissenschaftliche Annäherung 
an das Feld dar. 
 
Bei dieser Annäherung wurden die Gemeinden 
als ein potenziell bedeutsamer und auch geeig-
neter Ort für die Präventionsarbeit gegen sexu-
alisierte Gewalt identifiziert und das Vorhaben, 
Schutzkonzepte zu entwickeln, wurde von den 
Befragten bekräftigt. Dies war unstrittig, obwohl 
im Dachverband noch keine Fälle sexualisierter 
Gewalt in beteiligten Gemeinden bekannt ge-
worden sind. Gleichzeitig wurde in der Fokus-
gruppe deutlich, dass der Entwicklungs- und 
Umsetzungsprozess von Schutzkonzepten noch 
sehr am Anfang steht. 
 
Wie bei den katholischen und evangelischen 
Gemeinden wurde auch bezüglich muslimischer 
Gemeinden auf die stets vorhandene religiöse 
Dimension hingewiesen und eine Verknüpfung 
von Schutzkonzepten mit „islamisch-theologi-
schen“ Aspekten gefordert, gerade wenn es um 
die Unterstützung und Mitarbeit von muslimi-
schen Geistlichen geht. Ideen für erste Anknüp-
fungspunkte in der religiösen Überlieferung 
wurden in der Fokusgruppe genannt, jedoch 

steht eine Ausarbeitung für Deutschland aus. Im 
Unterschied zu den evangelischen und katholi-
schen Gemeinden zeigte sich allerdings, dass 
sich die umgebenden Strukturen, hier die Lan-
desverbände des Dachverbandes, teilweise 
noch im Aufbau befinden. Auch die Kooperati-
onsbeziehungen mit anderen Trägern der Ju-
gendarbeit sowie Institutionen, wie Schulen, be-
finden sich noch stark in Entwicklung. Wenn 
vorhanden, war die thematische Ausrichtung 
bislang eine andere und erfolgte etwa im Rah-
men des Engagements des Dachverbandes im 
Bereich der Integrationsberatung oder der Radi-
kalisierungsprävention. 
  
Entsprechend dem frühen Prozessstadium im 
teilnehmenden Dachverband wurde in der Fo-
kusgruppe festgestellt, dass mehrere Elemente 
von Schutzkonzepten noch nicht entwickelt 
sind. Als Beispiele wurden Strukturen von An-
sprechpersonen für sexualisierte Gewalt in den 
Gemeinden und Landesverbänden, Beschwer-
deverfahren und Interventionskonzepte ge-
nannt. Für einige andere Elemente von Schutz-
konzepten wurde besprochen, dass auf bereits 
vorhandene Erfahrungen und Initiativen aufge-
baut werden kann. Dies gilt etwa zum Thema 
Verhaltenskodex für eine in Entwicklung befind-
liche Broschüre zum generellen Umgang mit 
Kindern und Jugendlichen bei Angeboten der 
Gemeinden. Sehr positive Erfahrungen im Hin-
blick auf Peeransätze in der Fortbildung gibt es 
zudem mit der intensiven Einbindung von Ju-
gendlichen, die als Dialogbeauftragte zu Bot-
schafterinnen und Botschaftern werden können 
oder an (internationalen) Jugendtreffen mit 
Workshops zur Selbstkompetenz teilnehmen.  
 
Von den Teilnehmenden wurden zwei wesentli-
che Hürden identifiziert, die für eine erfolgrei-
che und flächendeckende Implementierung von 
Schutzkonzepten in den muslimischen Gemein-
den des Dachverbandes überwunden werden 



      

186 

 

müssten. Zunächst erreichen die Moscheege-
meinden sehr verschiedene Gruppen von Gläu-
bigen, darunter auch Gruppen, die – obwohl 
dies nicht aus der Religion selbst heraus be-
gründet werden könne - einer Thematisierung 
von Sexualität und sexualisierter Gewalt mit 
Vorbehalten begegnen, so dass es zielgruppen-
spezifischer Ansätze bedarf.  
 
Weiter ist die Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen in den Gemeinden bislang wenig professi-
onalisiert, sondern werde ganz überwiegend 
von Ehrenamtlichen getragen, die zudem teil-
weise nur einige Jahre aktiv sind. Häufig sind es 
die Eltern der Kinder selbst, die sich für einige 
Zeit ehrenamtlich engagieren und die durch ih-
ren jeweiligen beruflichen Hintergrund geprägt 
sind. Qualifizierungen für diese Ehrenamtlichen 
seien bislang nicht üblich und eingeführt. Er-
schwerend kommt hinzu, dass sich die Ehren-
amtlichen thematisch auch nicht ohne weiteres 
beim Imam oder anderen Hauptamtlichen infor-
mieren könnten, da sich in der Ausbildung der 
für die Gemeinde ja zentral wichtigen Imame 
bisher kaum Inhalte zu Schutzkonzepten finden, 
Koordinierungsstellen und spezialisierte Fach-
kräfte auf der Ebene der Landesverbände fehlen 
und muslimische Expertinnen und Experten in 
den Fachberatungsstellen Mangelware seien.  
 
Als Ressourcen wurden von den Befragten unter 
anderem Kooperationen mit Bildungseinrich-
tungen und Schulen benannt, die bereits viel 
Präventionserfahrung mit muslimischen und 
nicht-muslimischen Kindern bzw. Jugendlichen 
erworben hätten. Weiter wurde auf positive Er-
fahrungen mit örtlich vorhandenen muslimi-
schen Beratungsstellen verwiesen, die beispiels-
weise mädchenspezifische Präventions-
workshops anbieten würden.  
 
Bei der Diskussion in der Fokusgruppe über ein 
gutes Vorgehen bei der Pionierarbeit, die im 

Bereich der muslimischen Gemeinden hinsicht-
lich der Prävention sexueller Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen geleistet werden müsse, wur-
den mehrere wichtige Überlegungen geäußert. 
Insbesondere wurde vorgeschlagen, Informati-
onsmaterialien für Imame und muslimische El-
tern zu entwickeln um diese zu informieren und 
für die Thematik zu sensibilisieren. Parallel 
wurde empfohlen, eine Struktur mit zentralen, 
fachlich einschlägigen Koordinierungsstellen in 
jedem Bundesland zu entwickeln. Eine solche 
Struktur sei nötig um die lokalen, regionalen 
Vernetzungen weiterzuentwickeln und die Rele-
vanz des Themas in den muslimischen Gemein-
den zu stärken. Schließlich wurde noch vorge-
schlagen Konzepte für die Schulung von Multi-
plikatoren zu entwickeln, die dann Ehrenamtli-
che und Jugendliche fortbilden könnten. 
 
Die im Rahmen des Monitorings befragten Ak-
teurinnen und Akteure auf den unterschiedli-
chen Organisationsebenen der muslimischen 
Gemeinden sehen grundsätzlich folgende Be-
darfe: 
 
` Bestandsaufnahme der Bedarfe auf lokaler 

Ebene; 
` Sensibilisierung und Ausbildung von Ima-

men im Bereich der Prävention sexueller 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen; 

` Sicherstellen von personellen und finanziel-
len Ressourcen, die eine Struktur und Pro-
fessionalisierung der Präventionsarbeit in-
nerhalb der muslimischen Gemeinden be-
günstigen; 

` Entwicklung von Schulungskonzepten für 
Multiplikatoren, die dann eventuell auf der 
Ebene des ZMD beworben und verbreitet 
werden könnten. 

 
 



` So können Schutzkonzepte in Freizeiteinrichtungen für Kinder und Jugendliche gelingen! 

187 

 

D. Jüdische Gemeinden 
 
Nachdem in den letzten Jahren die Gefahr sexu-
eller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche in 
jüdischen Gemeinden vor allem in Ländern au-
ßerhalb Deutschlands thematisiert wurde, ist die 
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutsch-
land (ZWST) durch eine Vereinbarung mit dem 
UBSKM im Jahr 2016 einen entscheidenden 
Schritt gegangen, um auch die Präventionsar-
beit in jüdischen Gemeinden in Deutschland 
stärker zu verankern. Bemerkenswert ist, dass 
eine klare zeitliche Festlegung vorgenommen 
wurde: Bis Ende 2018 sollen Einrichtungen im 
Wirkungskreis der ZWST den Schutz vor sexuel-
ler Gewalt gegen Kinder und Jugendliche im 
Leitbild verankern, Notfallpläne implementieren 
und die haupt- sowie ehrenamtlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter spezifisch fortbilden. 
 
Die jüdischen Gemeinden können, nach Anga-
ben in der Fokusgruppe, auf ein starkes Werte-
system aufbauen, das einen Ausgangspunkt für 
die Präventionsarbeit in der Kinder- und Ju-
gendarbeit darstellt. Mit der Fokusgruppe 
konnte für das Monitoring ein erster Einblick in 
Präventionsansätze im Rahmen jüdischer Ge-
meinden gewonnen werden. Mehrere Aspekte 
wurden dabei als förderlich für die Entwicklung 
von Schutzkonzepten gewertet. Hierzu zählen 
bereits vorhandene pädagogische Ableitungen 
aus dem Wertesystem für die Jugendarbeit in 
den Gemeinden, die etwa die freie Entwicklung 
von Kindern und Jugendlichen und deren 
Rechte betonen. Weiter existiert eine gut aus-
gebaute und eingespielte bundesweite Struktur 
mit einem Jugendreferat, das die örtlich vorhan-
denen Jugendzentren unterstützt. In der vor-
wiegend ehrenamtlich organisierten Jugendar-
beit vor Ort gebe es zudem ein gut etabliertes 
Multiplikatoren-System von Jugendbetreuerin-
nen und Jugendbetreuern (Madrichim), die An-
gebote für die junge Generation in ihren Ge-

meinden entwickeln. Überwiegend seien die Ju-
gendbetreuerinnen und Jugendbetreuer in Ge-
meinden oder bei zentralen Veranstaltungen tä-
tig. Vor allem aber gebe es für hauptamtliche 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter sowie eh-
renamtliche Jugendbetreuerinnen und Jugend-
betreuer Angebote zum Austausch und Fortbil-
dungsprogramme, auf denen sexualisierte Ge-
walt in Pflichteinheiten zum Thema gemacht 
werde. Von den Befragten wurde allerdings an-
gezweifelt, ob der Bedarf im Feld mit den vor-
handenen Fortbildungsangeboten schon ausrei-
chend gedeckt sei. Es sei ein realistisches Risiko, 
dass sich Jugendzentrumsleitungen nicht vor-
bereitet fühlen, wenn tatsächlich ein (Verdachts-
)Fall sexueller Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche auftritt. 
 
Aus der Gruppendiskussion haben sich auch 
Herausforderungen ergeben, die in dem Hand-
lungsfeld eine erfolgreiche Präventionsarbeit er-
schweren: 
 
Zunächst ist für mehrere Elemente von Schutz-
konzepten auf einen eher geringen Grad an 
Verschriftlichung hinzuweisen. Auch wenn es in 
den Gemeinden oder bei Ferienfahrten Regeln 
gibt, die den Schutz der Kinder und Jugendli-
chen sicherstellen sollen (z.B. räumliche Tren-
nung von Jungen und Mädchen, Kleiderord-
nung etc.) und deren Verletzung auch klare 
Sanktionen nach sich zieht, liegen diese Verhal-
tensregeln bisher nicht schriftlich vor. Ähnliches 
gilt etwa für Interventionspläne.  
 
In den Angeboten werde weiter auf einen güns-
tigen Betreuungsschlüssel geachtet und länger 
bestehende, enge Vertrauensbeziehungen zwi-
schen den Betreuenden und den Kindern und 
Jugendlichen seien häufig. Dies habe einerseits 
eine Schutzfunktion: eine enge Beziehung 
macht es für die Betreuenden leichter, Auffällig-
keiten wahrzunehmen und senkt die Schwelle, 
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dass sich die Kinder und Jugendlichen bei sexu-
alisierter Gewalt jemandem anvertrauen. Diese 
enge Beziehung kann aber andererseits auch 
selbst zum Risiko werden, wenn eine angemes-
sene Nähe-Distanz-Regulation nicht gelingt – 
vor allem dann, wenn das Problembewusstsein 
für die spezielle Thematik fehle, was nach den 
Erfahrungen der Befragten durchaus manchmal 
der Fall sei. 
 
Bei Unsicherheiten fungieren vor allem sozialar-
beiterische Fachkräfte in den Gemeinden als 
Ansprechpersonen. Manchmal werden auch Ge-
meindemitglieder mit psychosozialen Berufen 
einbezogen. Stellenweise sei aber die Kompe-
tenz nicht-jüdischer externer Beratungsstellen 
unverzichtbar, da ein hoher fachlicher Standard 
bei Fragen rund um sexuelle Gewalt nicht flä-
chendeckend innerhalb der jüdischen Gemein-
den gewährleistet werden kann. 
 
Die im Rahmen des Monitorings befragten Ak-
teurinnen und Akteure auf den unterschiedli-
chen Organisationsebenen der jüdischen Ge-
meinden sehen grundsätzlich noch folgende 
Bedarfe: 
 
` Erarbeiten einer praxisnahen Anleitung zur 

Unterstützung der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen; 

` Mehr Angebote von regelmäßigen Fortbil-
dungen zum Thema sowie von Methodik-
Seminaren zur Gesprächsführung; 

` Entwickeln und Verbreiten von Informa-
tionsunterlagen gemeinsam mit Kinder und 
Jugendliche (Kampagnen-Form); 

` Förderung von mehr Transparenz und Prä-
ventionsarbeit. 

 

E. Sportvereine 
 
Rund 10 Millionen Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene unter 26 Jahren sind in etwa 
90.000 Sportvereinen in Deutschland aktiv. So-
mit sind Sportvereine für die Prävention sexuel-
ler Gewalt in Deutschland ein wichtiger Ort. Die 
Spitzenorganisationen des Sports haben eine 
Reihe von Schritten unternommen, um dieser 
Verantwortung gerecht zu werden. So wurde 
etwa ein Ehrenkodex für die ehrenamtlich, ne-
ben- und hauptberuflich Tätigen im gemeinnüt-
zig organisierten Sport gegen (sexualisierte) Ge-
walt entworfen und ein übergeordnetes Präven-
tionskonzept entwickelt, das sowohl Ansprech-
stellen beinhaltet als auch vielfältige Materialien 
für Vereine bereitstellt. Diese Maßnahmen sind 
vor allem vor dem Hintergrund bedeutsam, 
dass sich im Kinder- und Jugendsport beson-
dere Risikosituationen für sexualisierte Gewalt 
aufgrund einer notwendigen körperlichen und 
emotionalen Nähe ergeben.  
 
Von den für diese Studie Befragten, die über-
wiegend auf mehrjährige Erfahrung mit Schutz-
konzepten im Sport zurückblicken können, wur-
den übereinstimmend deutliche Fortschritte bei 
der Verankerung von Schutzkonzepten in 
Sportvereinen festgestellt. Flächendeckend sind 
sie jedoch noch nicht verbreitet. Die positive 
Entwicklung lässt sich anhand von empirischen 
Befunden, etwa im Rahmen der Studie „Safe 
Sports“, nachvollziehen. Im Mittelpunkt der hier 
vorgestellten qualitativen Befragungen von Ver-
antwortlichen aus dem Handlungsfeld sowie ei-
ner Fallstudie zu einem exemplarisch ausge-
wählten Sportverein stehen Herausforderungen 
und förderliche Bedingungen für die weitere 
Verbreitung und Vertiefung von Schutzkonzep-
ten in Sportvereinen.  
 
Unter den förderlichen Bedingungen wurde es 
in den durchgeführten Interviews als essentiell 
angesehen, dass Sportvereine auf passgenaue 
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Unterstützungs- und Beratungsangebote sei-
tens der Verbände zurückgreifen können. Viele 
Vereine seien sehr klein und die große Mehr-
zahl der Aktiven seien Ehrenamtliche, die zu we-
nig Zeit hätten um sich selbst in die Thematik 
einzuarbeiten. Schutzkonzepte können, wie in 
der Fallstudie, auch nur dann im Verein veran-
kert und lebendig gehalten werden, wenn der 
Vorstand gewonnen werden kann und Präven-
tion „ein Gesicht habe“, also jemand im Verein 
oder mit engem Kontakt zum Verein dafür ein-
stehe.  
 
Herausforderungen bestehen, angelehnt an die 
Diskussion in der Fokusgruppe und die Inter-
views zur Fallstudie, vor allem in folgenden Be-
reichen: 
 
In manchen Vereinen sei das Thema bisher 
nicht angekommen oder es gebe Befürchtun-
gen, eine Beschäftigung mit Schutzkonzepten 
könne verdächtig wirken und als Hinweis miss-
verstanden werden, im Verein gebe es ein Prob-
lem mit sexualisierter Gewalt. Noch häufiger sei 
aber das Problem, dass das Schutzkonzept auf 
das Einholen von Führungszeugnissen reduziert 
oder der Verhaltenskodex, ohne innere Beschäf-
tigung, nur abgezeichnet wird. Im Umgang mit 
diesem Problem berichteten die Expertinnen 
und Experten von guten Erfahrungen mit einem 
thematisch offeneren Ansatz. Es gehe dann 
nicht nur um die Verhinderung von Übergriffen, 
sondern um das positive Ziel der Kindeswohl-
förderung. Zudem sollten nicht nur Kinder, son-
dern auch Betreuende, etwa vor falschen Ver-
dächtigungen, geschützt werden. 
Als weitere Herausforderung wurde der Bereich 
der Fort- und Ausbildung von Trainerinnen und 
Trainern beschrieben. Auch wenn auf Verbands-
ebene verbindliche Schulungsinhalte beschlos-
sen wurden und mittlerweile zahlreiche Fortbil-
dungsmöglichkeiten auf regionaler und lokaler 
Ebene vorhanden sind, sind die Fortbildungslei-

tungen selbst nicht immer ausreichend ge-
schult, die Inhalte seien manchmal zu wenig 
praxisnah oder aufgrund von Widerständen 
werde das Thema nur oberflächlich behandelt. 
Zudem werden die Angebote auch nicht von al-
len genutzt oder es gebe einfach zu viele The-
men und Inhalte mit denen sich die Ehrenamtle-
rinnen und Ehrenamtler in kurzer Zeit auseinan-
dersetzen müssten. Ohne damit alle Probleme 
bearbeiten zu können, wurde als Lösungsansatz 
auf den Wert guter Didaktik und Praxiskompe-
tenz verwiesen. Neben Pflichtmodulen wurde zu 
wenigen, aber gut geplanten und vielfältig an-
gelegten, dann häufig überregionalen Veran-
staltungen geraten.  
 
Schwierig, so wurde festgestellt, sei es auch, 
Kinder und Eltern mit Präventionsangeboten zu 
erreichen. Dort, wo es innovative Angebote 
gibt, wie z.B. Selbstverteidigungskurse oder 
Theaterstücke speziell zu möglichen Problemsi-
tuationen im Sportverein, werden diese teil-
weise, wenn auch nicht immer begeistert, ange-
nommen. Für Kinder haben sich zudem Work-
shops mit einer „Ampelmethode“ bewährt, in 
der Verhalten von Trainerinnen bzw. Trainern o-
der anderen Personen mit „grün“, „gelb“ oder 
„rot“ bewertet werde. Für Eltern scheinen Bro-
schüren oder Informationen auf der Homepage 
des Vereins oder Verbandes eine geeignete, 
recht gut genutzte Informationsquelle zu sein 
(z.B. Elternkompass). 
 
Wie auch in anderen Handlungsfeldern nimmt 
in der Präventionsarbeit in Sportvereinen der in-
terne und externe Austausch eine wichtige Rolle 
ein, wobei die Erfahrungen mit behördlichen 
Stellen eher ambivalent sind. Fachberatungs-
stellen zählen aber sowohl bei der Entwicklung 
von Schutzkonzepten als auch bei (Ver-
dachts)fällen zu sehr geschätzten Ansprechstel-
len. Auch eine juristische Perspektive scheint 
hilfreich, obwohl dies häufig über die finanziel-
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len Ressourcen der Vereine hinausgeht. Vor al-
lem in ländlichen Regionen bleiben Vernetzung 
und Kooperation mit Fachstellen schwer zu lö-
sende Herausforderungen. 
Insgesamt wurde diskutiert, dass es für leben-
dige, im Vereinsalltag verankerte Schutzkon-
zepte nicht nur eines übergeordneten Ansatzes 
bedarf, sondern einer regelmäßigen und unauf-
fälligen Thematisierung, die viel Durchhaltever-
mögen verlangt, bis sie irgendwann zur Selbst-
verständlichkeit wird. Das funktionierte in der 
untersuchten Fallstudie besonders gut mit einer 
Kerngruppe zum Schutzkonzept im Verein, fest 
integrierten Fortbildungsinhalten und Plakaten 
sowie Broschüren. 
 
Die im Rahmen des Monitoring befragten Ak-
teurinnen und Akteure auf den unterschiedli-
chen Organisationebenen der Sportvereine und 
Sportverbände sehen grundsätzlich noch fol-
gende Bedarfe:  
 
` Stärkeres Einbeziehen und Qualifizierung 

der Übungsleiterinnen und Übungsleiter in 
der Schutzkonzeptentwicklung, ohne diese 
zu überfordern; 

` Vereinfachung des Verfahrens zur Ausstel-
lung des Erweiterten polizeilichem Füh-
rungszeugnisses; 

` Einrichten eines Qualitätszirkels zu Good 
Practice im Umgang mit Verdachtsfällen; 

` Klärungen mit dem Ziel von mehr Hand-
lungssicherheit mit Blick auf den Umgang 
mit Information zu auffälligem Verhalten 
vonseiten einzelner Trainerinnen und Trai-
ner, das aber unterhalb einer strafrechtli-
chen Relevanz bleibt; 

` Bereitstellen von barrierefreien Informatio-
nen und Angeboten für Kinder und Jugend-
liche mit Behinderung. 

 
 

F. Verbandliche Jugendarbeit 
 
Im Handlungsfeld der verbandlichen Jugendar-
beit gibt es große Unterschiede bezüglich der 
Präventionsarbeit gegen sexualisierte Gewalt. 
Dennoch können die Jugendverbände als Vor-
reiter in diesem Feld betrachtet werden, da sich 
einige Verbände bereits seit 15 Jahren mit der 
Entwicklung von Schutzkonzepten befassen. 
Neben teilweise vorhandenen, thematisch kom-
petenten hauptamtlichen Referentinnen und 
Referenten, meist auf den übergeordneten Ver-
bandsebenen, ist das Thema seit etwa einem 
Jahrzehnt fester Bestandteil in Schulungen für 
ehrenamtliche Gruppenleitungen. Die starke 
Stellung gut ausgebildeter ehrenamtlicher 
Gruppenleitungen, die sich selbst im Jugend- 
bzw. jungen Erwachsenenalter befinden, ist cha-
rakteristisch für die verbandliche Jugendarbeit, 
die sich als Raum versteht, den Kinder und Ju-
gendliche selbst gestalten und in dem sie sich 
mit wichtigen Themen auseinandersetzen kön-
nen. Vor diesem Hintergrund haben mehrere 
Verbände erfolgreich praxisorientierte Arbeits-
materialien, einen präventionsbezogenen Ver-
haltenskodex oder ein gut funktionierendes 
System von Multiplikatorinnen und Multiplika-
toren für das Thema sexualisierte Gewalt entwi-
ckelt. 
 
Der in dieser Studie betrachtete Ausschnitt des 
Handlungsfeldes macht deutlich, dass es sich 
als förderlich bei der Entwicklung und Umset-
zung von Schutzkonzepten erweist, wenn Lei-
tungspersonen Verantwortung für Schutzkon-
zepte übernehmen und deren Entwicklung aktiv 
unterstützen. Die Erfahrungen der Teilnehmen-
den in den Fallstudien und der Fokusgruppe 
zeigen darüber hinaus, dass Maßnahmen, wie 
ein schriftliches Schutzkonzept oder Selbstver-
pflichtungserklärungen, nur ein erster Schritt 
sein können. Mit Leben gefüllt wird ein Schutz-
konzept erst durch eine tatsächliche Sensibili-
sierung für die Thematik sexualisierter Gewalt 
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und eine „Übersetzungsarbeit“ des Schutzkon-
zeptes in den Verbandsalltag, etwa wie konkret 
mit sexuellen Grenzverletzungen umgegangen 
werden soll. Klare Regeln in einem Verhaltens-
kodex sind dabei für die Handlungssicherheit 
ebenso wichtig wie Schulungen mit praxisnahen 
Inhalten. Thematische Schulungen werden in 
vielen Verbänden bereits auf breiter Ebene an-
geboten und richten sich an Haupt- und Ehren-
amtliche. Gute Erfahrungen haben die Befragten 
mit Fortbildungs-Tandems (Mann-Frau, Ehren-
amtler-Fallberater) sowie mit unterschiedlichen 
Methoden (z.B. Mephisto-Methode, Meinungs-
barometer) und ansprechend gestalteten Mate-
rialien gemacht.  

In der hier durchgeführten Untersuchung wur-
den vor allem strukturelle Hindernisse aufge-
zeigt, die die Entwicklung und Umsetzung von 
Schutzkonzepten an einigen Stellen erschweren: 
 
Eine strukturelle Herausforderung ergibt sich 
aus dem Umstand, dass die Verbände unter-
schiedlich aufgebaut sind und sich in ihrer the-
matischen Ausrichtung und ihren Angeboten 
sehr unterscheiden. Auch wenn die Arbeit mit 
Gruppen von Kindern und Jugendlichen ein ver-
bindendes Element darstellt, werden aufgrund 
dieser Vielfalt doch verbandsspezifische Schutz-
konzepte benötigt. Da Jugendverbände stark 
auf Ehrenamtliche im Jugend- und jungen Er-
wachsenenalter setzen, hat dies zur Folge, dass 
verbandsspezifische Schutzkonzepte auf lokaler 
Ebene nur mit Unterstützung übergeordneter 
Verbandsebenen oder mit externer Unterstüt-
zung entwickelt werden können. Dafür müssen 
aber Ressourcen, etwa in Form thematisch qua-
lifizierter hauptamtlicher Referentinnen bzw. 
Referenten zur Verfügung stehen.  
 
Auf lokaler Ebene sind es häufig die Gruppen-
leitungen, welche die engsten Bezugspersonen 
für die Kinder bzw. Jugendlichen in ihrer 
Gruppe darstellen und die deshalb besonderer 
Handlungskompetenzen bedürfen, auch dann, 

wenn sich Kinder oder Jugendliche ihnen im 
Falle von häuslicher Gewalt in der Familie anver-
trauen. Hier gibt es in einigen Jugendverbänden 
bereits Ansprechpersonen und Krisenpläne, die 
Befragten in der Fokusgruppe und der Mehrzahl 
der drei Fallstudien sehen aber noch Unterstüt-
zungsbedarfe in diesem Feld. 
 
Wenn es Kontakte zu Fachberatungsstellen vor 
Ort gibt oder einen lokalen thematischen Aus-
tausch zwischen Jugendverbänden wird dies als 
besonders gewinnbringend beschrieben – um 
beispielsweise von bereits bestehenden Erfah-
rungen mit Schutzkonzepten gegenseitig lernen 
oder im Notfall schnell reagieren zu können. 
Strukturell herausfordernd ist aber die Situation 
in ländlichen Gegenden mit wenig externen An-
sprechpersonen und Raum für Austausch. Zu-
dem wurde von den Befragten berichtet, dass 
Jugendämter und Landesjugendämter sich in 
ihrer Bereitschaft, Jugendverbände bei der Ent-
wicklung von Schutzkonzepten zu unterstützen, 
sehr unterscheiden. Wichtig wäre hier daher 
eine breitere thematische Unterstützung der Ju-
gendverbände durch Jugendämter und Landes-
jugendämter, der Ausbau von Fachbratungsstel-
len sowie ausreichende Personalressourcen auf 
den Landes- und Bundesebenen der Jugendver-
bände.  
 
Das Einholen von Führungszeugnissen sowie 
die entsprechenden Vereinbarungen mit den 
Jugendämtern entsprechend § 72a SGB VIII 
wurden von den Befragten ambivalent bewer-
tet. Zum Teil wird der Regelung eine gewisse 
Schutzwirkung zugesprochen und ihre Einfüh-
rung hat in einigen Verbänden weitergehende 
Prozesse in der Präventionsarbeit angestoßen. 
Andererseits kritisieren die Befragten die einge-
schränkte Aussagekraft der Führungszeugnisse 
und erleben die praktische Umsetzung als Her-
ausforderung und Hindernis, insbesondere, 
wenn deshalb ein Verlust an Fördermitteln 



      

192 

 

droht und andere weitergehende Präventions-
maßnahmen von den Jugendämtern unberück-
sichtigt bleiben. Einige Dachverbände haben 
vor diesem Hintergrund Rahmenvereinbarun-
gen mit Landesjugendämtern abgeschlossen, 
um die lokalen Akteure von Verhandlungen zu 
entlasten. 
 
Neben diesen strukturellen Erschwernissen, 
wurde es von den Befragten vor allem als her-
ausfordernd erlebt, einmal entwickelte Schutz-
konzepte lebendig zu erhalten und weiter zu 
entwickeln. Es bedarf ausreichender zeitlicher 
und personeller Ressourcen, um einen dynami-
schen, kontinuierlichen Prozess am Leben zu 
halten und Raum für immer neue Diskussions- 
und Austauschprozesse zu schaffen. Dies ist un-
ter anderem auch aufgrund des ständigen 
Wechsels auf der Ebene der Ehrenamtlichen nö-
tig. Die Befragten diskutierten Vorschläge von 
Prämierungen oder einem bundesweit einheitli-
chen Gütesiegel für Best Practice im Bereich der 
Prävention sexualisierter Gewalt in der Jugend-
verbandsarbeit, um die Motivation für die Um-
setzung von Schutzkonzepten zu stabilisieren.  

Im Sinne einer partizipativen Entwicklung und 
Umsetzung von Schutzkonzepten ist der starke 
Einbezug von Kindern und Jugendlichen selbst 
ein Markenkern der Jugendverbandsarbeit. Für 
den Einbezug der Eltern gilt dies weniger. In Be-
zug auf die Prävention sexueller Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche werden Eltern in den 
Verbänden in unterschiedlichem Ausmaß einge-
bunden, indem beispielsweise auf Elternaben-
den über die Konzepte informiert wird. Gute Er-
fahrungen haben die Befragten mit der Einrich-
tung einer externen, neutralen Ansprechperson 
für Kinder und Jugendliche im Falle von Be-
schwerden gemacht. Eine breite, flächende-
ckende Einbindung steht jedoch noch aus. 

 

Die im Rahmen des Monitoring befragten Ak-
teurinnen und Akteure auf den unterschiedli-
chen Organisationebenen der verbandlichen Ju-
gendarbeit sehen grundsätzlich noch folgende 
Bedarfe: 
 
` Flächendeckendes Unterstützen der Präven-

tionsarbeit auf lokaler Ebene durch überge-
ordnete Strukturen; 

` Kontinuierliches Bewusst-Machen des The-
mas „Prävention sexueller Gewalt“ durch 
feste personelle Verantwortlichkeiten und 
Zuständigkeiten; 

` Stärkung der finanziellen und personellen 
Ausstattung der Fachberatungsstellen; 

` Etablieren von verbandsübergreifenden 
Plattformen für den Austausch von Materia-
lien (z.B. auf der UBSKM-Homepage); 

` Entwickeln eines professionellen Umgangs 
mit dem Thema „Rehabilitation“ nach unge-
rechtfertigten Vorwürfen; 

` Weiterentwicklung sexualpädagogischer 
Konzepte, um Sexualität nicht negativ zu 
konnotieren und einen angemessenen Um-
gang mit Pärchen zu finden; 

` Sensibilisieren für den Umgang mit sexuali-
sierter Gewalt in digitalen Medien; 

` Entwickeln von altersdifferenzierten Materi-
alien. 
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G. Kulturelle Jugendbildung  
 
Im Feld der Kulturellen Kinder- und Jugendbil-
dung wird eine Vielzahl an Kindern und Jugend-
lichen erreicht. Zugleich ist das Feld durch eine 
große Vielfalt an ästhetisch-künstlerischen An-
gebotsformaten und Methoden, Bildungsorten 
und Strukturen, Zugängen und Ausbildungen 
der im Feld Tätigen sowie Förderstrukturen ge-
kennzeichnet. Insgesamt steht die Entwicklung 
und Umsetzung von spezifischen Schutzkon-
zepten im Feld noch am Anfang. Seit 2016 be-
schäftigt sich etwa ein Fachausschuss auf Bun-
desebene in der Bundesvereinigung der kulturel-
len Jugendbildung mit der Entwicklung und Im-
plementierung von Schutzkonzepten. Zudem 
wurden in einer Fokusgruppe einzelne positive 
Beispiele berichtet, etwa die Verabschiedung ei-
nes Leitbildes in einem bundesweit aktiven 
Spartenverband oder die Einführung verbindli-
cher, für die Teilnehmenden kostenloser thema-
tischer Fortbildungen in einer kulturpädagogi-
schen Einrichtung.  
 
In der Fokusgruppe wurde festgestellt, dass die 
Verantwortung für die thematische Sensibilisie-
rung und die darauf aufbauende Entwicklung 
von Schutzkonzepten nicht alleine bei den loka-
len Organisationen bzw. Angeboten und deren 
Trägern liegen könne, da dies häufig eine Über-
forderung darstelle. Dies gelte beispielsweise 
besonders, wenn die im Feld Tätigen stark 
durch künstlerische Zugänge ohne sonstige Er-
fahrungen im Bereich der Jugendarbeit geprägt 
seien oder es sich um bislang sehr offene Ange-
botsstrukturen handle. Nötig sei daher eine Un-
terstützung durch übergeordnete Strukturen 
wie Jugendringe oder die Dachorganisation im 
Feld. Als „Impuls von oben“ sei ein Rahmenkon-
zept der Dachorganisation nach Erfahrungen 
der Diskutierenden auf lokaler Ebene ein be-
deutsamer Anstoß für die Entwicklung und Um-
setzung von Schutzkonzepten. Aufseiten der 

Dachorganisation gebe es weitergehende Über-
legungen, das Thema „Prävention von sexuali-
sierter Gewalt“ in die bereits bestehenden Fort-
bildungsangebote zu integrieren und damit 
eine nachhaltige Sensibilisierung und den Auf-
bau von Handlungskompetenzen im Rahmen 
der Angebote von kulturspezifischen Instituten 
und Akademien der Weiterbildung zu unterstüt-
zen. 
 
Als förderliches Potenzial für die Entwicklung 
von Schutzkonzepten wurden Berührungspunk-
tes des Feldes mit dem benachbarten Feld der 
Jugendverbandsarbeit wahrgenommen, in dem 
das Thema „Schutz vor sexualisierter Gewalt“ 
bereits besser etabliert ist. Wo dies möglich und 
sinnvoll ist, profitieren Referentinnen und Refe-
renten im Bereich der kulturellen Jugendbil-
dung etwa von einer Teilnahme an Juleica-Aus-
bildungen. Zudem kooperieren einige Verbände 
im Bereich Prävention und Schutzkonzepte im 
Besonderen mit dem Jugendring oder den zu-
ständigen Jugendämtern sowie Fachberatungs-
stellen.  
 
Kompetenz, so der Hinweis, kann aber nicht nur 
aus Nachbarfeldern importiert oder über ex-
terne Kooperationspartner gewonnen werden. 
Nötig ist es vielmehr auch positive Ansatz-
punkte im Bereich der kulturellen Jugendbil-
dung selbst zu aktivieren und bewusst zu ma-
chen. Als Beispiel wurde etwa auf die Förderung 
der Körperwahrnehmung durch Tanz hingewie-
sen. In der kulturellen Jugendbildung gibt es 
Handlungsprinzipien bzw. Bildungsziele, wie 
Selbstentfaltung und Persönlichkeitsbildung, die 
für eine Verwurzelung der Thematik genutzt 
werden können. Nötig sind aber auch Informa-
tionen über die Verbreitung, Formen und Aus-
wirkungen sexualisierter Gewalt sowie Selbstref-
lexionsprozesse, die durch Fortbildungen ange-
stoßen werden könnten. Als wichtig im Rahmen 
von Fortbildungsmaßnahmen erlebten die Be-
fragten eine gewisse Verbindlichkeit. Wie diese 
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im eher non-formalen, offenen Setting herge-
stellt werden könne, ist aber noch unklar. Eine 
weitere Diskussion ist aber dringlich, weil die 
kulturelle Kinder- und Jugendarbeit einerseits 
wertvolle kreative Freiräume ermöglicht, gleich-
zeitig damit aber auch Gelegenheitsstrukturen 
für sexualisierte Gewalt geschaffen werden. 
 
Die enge Verknüpfung zwischen der Personal-
auswahl und der Einholung eines erweiterten 
polizeilichen Führungszeugnisses wurde kontro-
vers diskutiert. Unter Umständen werde nur 
eine „gefühlte Sicherheit“ geschaffen und zwar 
um den Preis eines hohen bürokratischen Auf-
wandes und datenschutzrechtlicher Schwierig-
keiten.  
 
Wie ohne klare Leitungsstrukturen trotzdem 
Verantwortlichkeiten, ein Verhaltenskodex und 
ein Leitbild zum Schutz vor sexualisierter Gewalt 
sowie Interventionspläne in der Fläche veran-
kert werden könnten, wurde als schwer lösbare 
Herausforderung der Zukunft beschrieben. Ver-
stärkte Kooperationen, die in den Förderinstru-
menten aber abgesichert werden müssten, 
könnten hier wichtig sein und zugleich die Be-
sonderheiten des Handlungsfeldes bewahren. 
 
Die im Rahmen des Monitoring befragten Ak-
teurinnen und Akteure auf den unterschiedli-
chen Organisationebenen der kulturellen Kin-
der- und Jugendarbeit sehen grundsätzlich 
noch folgende Bedarfe: 
` Etablieren von (rechtlichen) Vorgaben bzw. 

Verbindlichkeiten für die Entwicklung von 
Schutzkonzepten im Feld; 

` Bereitstellen von personellen, strukturellen 
und finanziellen Ressourcen und Unterstüt-
zung bei der Entwicklung und Implementie-
rung von Schutzkonzepten; 

` Stärkerer Einbezug von Praktikerinnen und 
Praktikern; 

` Etablieren von Multiplikatorinnen und Mul-
tiplikatoren sowie von Präventionsbeauf-
tragten  auf lokaler und regionaler Ebene; 

` Anregen von Prozessen der Reflexion über 
den Schutz vor sexualisierter Gewalt in digi-
talen Räumen. 
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H. Jugendreisen und 
Schüleraustausch 
 
Grundsätzlich weisen die beiden Teilbereiche 
des Schüleraustauschs und der Kinder- und Ju-
gendreisen einige Unterschiede auf, die für die 
Prävention sexualisierter Gewalt bedeutsam 
sind. Im Schüleraustausch sind Jugendliche über 
einen längeren Zeitraum alleine in einer Gastfa-
milie untergebracht, von der sie in hohem Maße 
abhängig sind. Seminare der Austauschorgani-
sation flankieren diesen Aufenthalt vorberei-
tend, begleitend und nachbereitend. Zudem ha-
ben die Schülerinnen und Schüler während ihrer 
Zeit im Ausland meist ehrenamtliche Ansprech-
personen vor Ort. Bei Kinder- und Jugendreisen 
verbringen die Mädchen und Jungen eine rela-
tiv kurze Zeit zusammen mit einer Gruppe 
Gleichaltriger unter Betreuung des Veranstal-
ters, dem sie vor der Reise nicht bekannt sind.  

Für beiden Bereiche gilt jedoch, dass Netzwerke 
auf Bundesebene existieren, die den einzelnen 
Anbietern von Schüleraustausch bzw. Kinder- 
und Jugendreisen wichtige Impulse und Unter-
stützung bei der Entwicklung eigener Schutz-
konzepte bieten. Dazu gehören die Vermittlung 
von Fachwissen über die Problematik sexuali-
sierter Gewalt, Handreichungen und Arbeitshil-
fen. Als hilfreich wird zudem der organisations-
übergreifende Austausch über positive Erfah-
rungen aber auch Herausforderungen bei der 
Entwicklung und Umsetzung von Schutzkon-
zepten und dem Umgang mit konkreten Fällen 
sexualisierter Gewalt geschätzt. Allerdings wird 
in den Schilderungen in einer Fokusgruppe 
auch deutlich, dass diese Netzwerke angesichts 
des sehr heterogenen Entwicklungsstands von 
Schutzkonzepten im Feld vor großen Herausfor-
derungen stehen. Bei einem Teil der Organisati-
onen gehe es um grundlegende Einsichten und 
erste Entwicklungsschritte, bei weiter fortge-

schrittenen Mitgliedern um adäquate Unterstüt-
zung der Umsetzungspraxis und die verglei-
chende Auswertung von Erfahrungen.   

Für die letztere Gruppe der Organisationen mit 
bereits entwickelten Schutzkonzepten stellt sich 
- ebenso wie in anderen im vorliegenden Be-
richt untersuchten Bereichen - auch im Schüler-
austausch und bei den Kinder- und Jugendrei-
sen die Frage, wie das Konzept zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter Ge-
walt im Organisationsalltag lebendig gehalten 
werden kann. Über die praktizierten Strategien 
der Verstetigung etwa durch Verhaltenskodizes, 
Verschriftlichung des Schutzkonzepts und Ver-
ankerung des Themas in Schulung und Fortbil-
dung wünschen sich die Akteure eine kontinu-
ierliche, medial unterstützte, gesellschaftliche 
Debatte über die Prävention sexualisierter Ge-
walt gegen Minderjährige, da hierdurch die 
Notwendigkeit von Schutzkonzepten immer 
wieder bewusst gemacht wird.  

In den Fallstudien beider Bereiche zeigen sich 
ähnliche Strategien, die Problematik der sexua-
lisierten Gewalt den überwiegend ehrenamtlich 
bzw. nebenamtlich Tätigen, trotz begrenzter 
Zeit für deren Schulung und häufig beobachte-
ter anfänglicher Abwehr gegenüber der Proble-
matik erfolgreich nahe zu bringen. Der Anbieter 
von Kindern und Jugendreisen setzt auf eine 
grundlegende Sensibilisierung im Rahmen einer 
Schulung. Den Betreuerinnen und Betreuer wird 
praxisnah vermittelt, unangemessenes und 
möglicherweise problematisches Verhalten an-
derer Betreuender wahrzunehmen und offen 
anzusprechen. In diesem Zusammenhang wird 
explizit auf Beispiele sexueller Grenzverletzun-
gen eingegangen. Die untersuchte Organisation 
des Schüleraustauschs baut ebenfalls auf praxis-
nahe Schulungen und setzt bei bereits vorhan-
denen Erfahrungen der Ehrenamtlichen als An-
sprechpersonen für die Sorgen und Nöten der 
Austauschschülerinnen und –schülern an. Wich-
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tig ist in beiden Organisationen jedoch die Un-
terstützung der ehrenamtlich oder nebenamt-
lich tätigen Betreuenden durch spezifisch quali-
fizierte, gut erreichbare Hauptamtliche oder eh-
renamtlich Betreuende.  

Ein Unterschied im Schutzkonzept wurde inso-
fern sichtbar als in der untersuchten Organisa-
tion aus dem Bereich Schüleraustausch auch 
eine Arbeit mit den Jugendlichen selbst im Rah-
men von Vorbereitungsseminaren möglich ist. 
Dort wird vermittelt, die eigenen Grenzen und 
die anderer zu wahren, wobei auch auf sexuali-
sierter Gewalt eingegangen wird.  

Als förderlich wird in beiden Teilbereichen des 
Feldes ein Einbezug externer Fachberatung be-
schrieben, um potentielle organisationsbezo-
gene Risiken zu identifizieren, sich in konkreten 
(Verdachts-)fällen beraten und betroffene Ju-
gendliche in Beratung vermitteln zu können.  

Verhaltenskodizes bieten, so die übereinstim-
mende Erfahrung, eine wichtige Positionierung 
und Orientierung zum Thema sexualisierte Ge-
walt. In der Fallstudie zum Schüleraustausch 
wird ein Verhaltenskodex etwa als gemeinsame 
Basis für Haupt- und Ehrenamtliche der eigenen 
Organisation, der Partnerorganisationen im 
Ausland und der Gastfamilien genutzt.  

Da es bei Kinder- und Jugendreisen innerhalb 
der kurzen Reisedauer nicht so leicht möglich 
ist, eine vertrauensvolle Beziehung zwischen Be-
treuenden und Kinder- und Jugendlichen aufzu-
bauen oder Kompetenzen zur Vorbeugung von 
Grenzverletzungen zu vermitteln, legt der un-
tersuchte Reiseanbieter Wert darauf, jedem 
Kind eine Ansprechperson während der Reise 
zuzuordnen, jedes Kind individuell wahrzuneh-
men und ihm wertschätzend zu begegnen.  

 

Die im Rahmen des Monitorings Fokusgruppen- 
und Fallstudienteilnehmenden auf den unter-
schiedlichen Organisationsebenen der Jugend-
reisen und des Schüleraustauschs sehen dar-
über hinaus noch folgende Bedarfe: 

` Bereitstellung von Ressourcen für bran-
chenspezifische Beratung zur (Weiter-)Ent-
wicklung von Schutzkonzepten;  

` Entwicklung datenschutzkonformer Mög-
lichkeiten, andere Organisationen vor über-
griffigen Personen zu warnen;  

` Verpflichtung zur Einholung eines erweiter-
ten Führungszeugnisses und Vereinbarun-
gen nach § 8a SGB VIII mit dem Jugendamt 
auch für kommerzielle Anbieter; 

` Hinweise zum Umgang mit Risiken in den 
digitalen Medien;  

` Weitere mediale Berichterstattung über 
Fälle sexualisierter Gewalt um die Bedeu-
tung der Thematik bewusst zu halten;  

` International einheitliche und verbindliche 
Standards zum Schutz vor sexualisierter Ge-
walt, die für alle ehrenamtlich Tätigen und 
für alle Gastfamilien; 

` Informationen über Netzwerke und An-
sprechpersonen zum Thema sexualisierter 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche in 
den Zielländern wie sie das Hilfeportal des 
UBSKM in Deutschland bereitstellt, um für 
betroffene Jugendliche Hilfe vor Ort organi-
sieren zu können. 
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FAZIT 

In den beiden Bereichen „Religiöses Leben“ und 
„Kinder- und Jugendarbeit“ sind im Hinblick auf 
den Schutz vor sexualisierter Gewalt in den letz-
ten Jahren durchgängig Fortschritte erreicht 
worden, wenn auch unstrittig große Unter-
schiede im Hinblick auf die Entwicklung und 
Umsetzung von Schutzkonzepten bestehen. Die 
verschiedenen Handlungsfelder stehen sowohl 
vor spezifischen als auch vor übergreifenden, 
gemeinsamen Herausforderungen.  
 
In allen Handlungsfeldern ist deutlich gewor-
den, dass die Infrastruktur für die Präventi-
onsarbeit noch nicht zuverlässig und auf Dauer 
vorhanden ist. Schutzkonzepte werden häufig 
noch als zeitlich befristetes „Projekt“ oder abzu-
arbeitendes Thema missverstanden. Dies bildet 
sich auch auf den übergeordneten Ebenen ab, 
beispielsweise in Form der bislang befristeten, 
nun jedoch entfristeten, Amtszeit des UBSKM. 
So stehen Gelder oder Stellen für Präventions-
beauftragte nur in gewissen Zeitspannen zur 
Verfügung. Es bedarf jedoch gerade einer ver-
bindlichen Umsetzung und Verankerung von 
Kinderschutz-Themen, um Nachhaltigkeit zu 
gewährleisten und die Präventionsarbeit in die 
Breite zu tragen. Dies sollte sich etwa in Aus- 
und Fortbildungen widerspiegeln, wobei sicher-
zustellen ist, dass vor allem Betreuende bzw. 
Trainerinnen und Trainer regelmäßige Fortbil-
dungen zum Thema erhalten. Dies gilt nicht nur, 
weil neue Erkenntnisse fortlaufend für die Praxis 
nutzbar gemacht werden müssen, sondern 
auch, weil personelle Veränderungen nicht zur 
Diskontinuität von Wissen im Kinderschutz füh-
ren dürfen. 
 
Eine große Herausforderung, die immer wieder 
in den unterschiedlichen Handlungsfeldern auf-
taucht, ist das Ehrenamt. Mit ehrenamtlicher 
Tätigkeit ist eine Fluktuation verbunden, die es 
erschwert, Mitarbeitende ausreichend zu qualifi-
zieren und eine Kontinuität in der Präventions-
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arbeit sicherzustellen. Oftmals besteht die Be-
fürchtung, Ehrenamtliche zu überfordern oder 
abzuschrecken. Da aber neue Ehrenamtliche 
teilweise für sexualisierte Gewalt als Thema 
noch nicht sensibilisiert sind und auf jeden Fall 
Praxiskompetenzen benötigen, sind Schulungs-
angebote unverzichtbar. Die im Bericht zusam-
mengetragenen Erfahrungen sind dabei sehr er-
mutigend, insofern praxisnahe, didaktisch auf-
bereitete und an den Interessen und Fähigkei-
ten der Ehrenamtlichen ansetzende Fortbildun-
gen gut angenommen wurden. Deutlich wurde 
die Bedeutung von durchgehenden Qualifizie-
rungskonzepten (z.B. Juleica). Hilfreich dabei ist 
es, wenn diese von den Dachstrukturen organi-
siert und den Einrichtungen zur Verfügung ge-
stellt werden. 
 
Viele Verantwortliche waren als Kinder und Ju-
gendliche oftmals selbst Teilnehmende an den 
Angeboten, was als ein förderlicher Aspekt an-
gesehen wird. Die Verantwortlichen kennen sich 
mit den Strukturen aus und sind mit den vor-
handenen Präventionsmaßnahmen aufgewach-
sen bzw. haben selbst erlebt, wo noch Defizite 
vorhanden sind. Gleichzeitig kann es aber auch 
bei der Einführung von neuen Strukturen und 
Prozessen gerade von denjenigen Personen Ge-
genwind geben, die bereits sehr lange aktiv sind 
und denen in allen Bereichen vorhandene Vor-
fälle sexualisierter Gewalt nicht bewusst sind. 
Daher ist es wichtig, in einem partizipativen 
Prozess für eine Identifikation aller mit förderli-
chen Präventionsmaßnahmen zu werben, damit 
das Schutzkonzept von den im Bereich Tätigen 
nicht als bedrohlich erlebt wird.  
 
In nahezu allen Handlungsfeldern wurde das 
Problem von sogenannten „Hoppern“ benannt, 
d.h. Personen, die sich im Umgang mit Grenzen 
und Nähe auffällig verhalten, aber ihre Tätigkeit 
aufgeben, wenn sie darauf angesprochen wer-
den. Hier besteht in Verbindung mit daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen die Hürde, 

dass ohne Einträge in das erweiterte polizeiliche 
Führungszeugnis solche Erfahrungen nicht wei-
tergegeben werden können, sondern verloren 
gehen. Gleichzeitig wurde auch immer wieder 
die Gefahr von Vorverurteilungen, Falschver-
dächtigungen oder übler Nachrede angespro-
chen. Ob und wie dieses Spannungsverhältnis 
aufgelöst werden kann, ist derzeit unklar. 
 
Die in den Handlungsfeldern Tätigen sind zum 
Teil mit Kindern und Jugendlichen ganz unter-
schiedlicher Altersgruppen, mit unterschiedli-
chen kulturellen und familiären Hintergründen 
und in ganz unterschiedlichen Kontexten in 
Kontakt und sind mit sich ständig wandelnden 
gesellschaftlichen Entwicklungen konfrontiert. 
Ein übergreifendes Präventionskonzept kann 
dabei eine Hilfestellung sein, es bedarf jedoch 
eines spezifischen Ansatzes für jede Zielgruppe, 
um diese auch tatsächlich zu erreichen. Eine sol-
che zielgruppenorientierte Ausrichtung mit 
passgenauen Informationen und Maßnahmen 
wird fast durchgängig in den betrachteten 
Handlungsfeldern als ausbaufähig beschrieben. 
 
In nahezu allen Handlungsfeldern bestehen dar-
über hinaus Unsicherheiten damit, wie im kon-
kreten Verdachtsfall vorgegangen werden soll. 
Die Konzepte sind häufig sehr allgemein gefasst 
und lassen Fragen darüber offen, wie die Betei-
ligten adäquat mit (Verdachts-)Fällen umgehen 
sollen, welche Konsequenzen Verstöße gegen 
vorgegebene Richtlinien haben und wie eine 
Rehabilitation im Falle eines unbegründeten 
Verdachts gelingen kann. Auch wenn die 
grundlegenden Strukturen in der Breite bereits 
vorhanden zu sein scheinen, wünschen sich die 
Befragten in den Handlungsfeldern Hilfestellun-
gen und klare Vorgaben zu den einzelnen 
Handlungsschritten. Die Erfahrungen der Be-
fragten zeigen, dass es sich dabei häufig zu-
nächst um einen Top-down-Prozess handelt, 
bei dem Ansprechpersonen auf den übergeord-
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neten Ebenen unterstützend tätig werden kön-
nen und beispielsweise Materialien zu Mustern 
und Rahmenkonzepten zur Verfügung stellen 
sowie neben allgemeinen Angeboten auch spe-
zifische handlungsbezogene Fortbildungen aus-
richten. Neben diesem „von oben“ gesteuerten 
Prozess profitieren die Akteure aber auch vom 
Erfahrungsaustausch mit anderen Einrichtun-
gen, Verbänden oder Gruppen und können so 
von den Erfahrungen anderer im Umgang mit 
schwierigen Details lernen. 
 
Um Kinder und Jugendliche dauerhaft vor sexu-
eller Gewalt zu schützen, ist vor allem die Nach-
haltigkeit und Kontinuität der entwickelten 
und implementieren Schutzkonzepte wichtig. 
Dabei sind Schutzkonzepte nicht als Produkte 
anzusehen, sondern vielmehr als Prozesse mit 
dynamischem Charakter. In den betrachteten 
Handlungsfeldern wurde aber genau darin eine 
Herausforderung gesehen, Schutzkonzepte zu 
verstetigen, da sie eine ständige Überarbeitung, 
Anpassung und Weiterentwicklung benötigen 
und somit klare Verantwortlichkeiten sowie per-
sonelle und finanzielle Ressourcen zur Verfü-
gung stehen müssen. Anderseits können die 
Einrichtungen, Verbände und Institutionen be-
reits selbst für eine Nachhaltigkeit sorgen, in-
dem sich die Grundlagen der Schutzkonzepte in 
einer gemeinsamen Grundhaltung und Werte-
orientierung wiederfinden. Schutzkonzepte sind 
dabei keine Einbahnstraße, sondern müssen 
durch verschiedene Maßnahmen auf verschie-
denen Ebenen am Leben gehalten werden. 
 
Die Teilnehmenden wünschten sich weiterhin 
eine externe Evaluation ihres Schutzkonzeptes, 
eine externe Beratung über weitere Entwick-
lungspotenziale des Konzepts sowie eine (er-
neute) Risiko- und Potenzialanalyse. Die externe 
Beratung wird von den Teilnehmenden als 
wichtiger Baustein für die Entwicklung und Im-
plementierung des Schutzkonzepts gesehen. 

Doch nicht nur dabei sei eine externe Prozess-
begleitung nützlich, sondern auch um das 
Schutzkonzept am Leben zu erhalten und stetig 
zu überprüfen. Externe Einrichtungen wie die 
zuständigen Jugendämter, Fachberatungsstellen 
oder auch die Polizei können in diesem Kontext 
oder auch bei konkreten Fällen spezifische Be-
ratung bieten und als Ansprechpartner fungie-
ren. Dies setzt aber, neben Ressourcen, auch 
eine ausreichende Kompetenz dieser Ansprech-
partner im Themenfeld voraus, da sonst die Ge-
fahr besteht, dass Einrichtungen und Organisa-
tionen ohne fachliche Unterstützung eigenstän-
dig handeln. Vor allem bei Aufarbeitungspro-
zessen bedarf es nicht nur der externen Exper-
tise, sondern auch eines tiefen Verständnisses 
für die internen Strukturen.  
 
Insgesamt ergibt sich in den qualitativen Stu-
dien dieses Berichts ein eher optimistisches Bild 
für die Bereiche „Kinder- und Jugendarbeit“ und 
„Religiöses Leben“. Das Thema „Prävention se-
xueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ 
ist in den jeweiligen Bereichen angekommen 
und die vielen positiven Beispiele machen deut-
lich, dass Schutzkonzepte gelingen können.  
Die ersten Schritte sind gegangen, die ersten 
Vereinbarungen geschlossen – doch nun gilt es, 
nicht nachzulassen. Der Status quo der Entwick-
lung und Umsetzung von Schutzkonzepten ist 
etwa noch sehr uneinheitlich. Es sind weitere 
Bemühungen notwendig, um den Umsetzungs-
stand in der Praxis zu verbessern. Die Fallstu-
dien dienen dabei als Vorbilder bereits guter 
Praxis und zeigen gleichzeitig den hohen Unter-
stützungsbedarf der Einrichtungen und Organi-
sationen. 
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